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203. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 13. Januar 2021

Beginn: 13.00 Uhr

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Guten Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte neh-

men Sie Platz.

Ich begrüße Sie zur ersten Sitzung im Jahr 2021 und 
wünsche Ihnen und Ihren Familien von Herzen alles 
Gute für den Rest des Jahres. Lassen Sie uns in diesen 
schwierigen Zeiten unserer Verantwortung mit Augen-
maß, Disziplin und Leidenschaft gerecht werden.

Die Sitzung ist eröffnet.

Vor Eintritt in die Tagesordnung müssen wir die Tages-
ordnung erst beschließen; denn es konnte für die heutige 
und morgige Sitzung keine Tagesordnung vereinbart wer-
den. Ich habe den Bundestag mit der vorgeschlagenen 
Tagesordnung einberufen. Nach § 21 Absatz 3 der Ge-
schäftsordnung ist für die Genehmigung der Tagesord-
nung ein Plenarbeschluss erforderlich.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die noch zu 
beschließende Tagesordnung um die in der Zusatzpunk-
teliste aufgeführten Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Friedrich Ostendorff, Renate Künast, Harald 
Ebner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Landwirtschaft eine Zukunft geben – EU- 
Agrarpolitik neu ausrichten und ambitioniert 
umsetzen

Drucksache 19/25796
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Gero 
Clemens Hocker, Frank Sitta, Carina Konrad, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP

Faire Bedingungen für Lebensmittel aus deut-
scher Landwirtschaft im EU-Wettbewerb

Drucksache 19/25794

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

ZP 3 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft (10. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Dr. Kirsten Tackmann, Doris 
Achelwilm, Cornelia Möhring, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion DIE LINKE
Teilhabe von Frauen in der Landwirtschaft 
und den ländlichen Räumen
Drucksachen 19/17778, 19/20252

ZP 4 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Ener-
gie (9. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Steffen Kotré, Tino Chrupalla, Dr. Heiko 
Heßenkemper, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD
Modernste Kernenergie für Deutschland – 
Sicher, sauber und bezahlbar
Drucksachen 19/22434, 19/24904 Buchstabe a

ZP 5 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft (10. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Nicole Bauer, Frank Sitta, 
Dr. Gero Clemens Hocker, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der FDP
Künstliche Intelligenz vermeidet Lebensmit-
telverschwendung
Drucksachen 19/18953, 19/…

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Renate 
Künast, Markus Tressel, Harald Ebner, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Rechte der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher stärken – Transparenz bei der Lebens-
mittelkontrolle ermöglichen

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Januar 2021                                                                                                                                                                                              25501 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Drucksache 19/25544
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

ZP 7 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Achim Kessler, Jan Korte, Susanne Ferschl, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE

Patente für Impfstoffe freigeben – Weder wirt-
schaftliche noch nationale Interessen dürfen 
die Bekämpfung der Pandemie beeinträchti-
gen

Drucksache 19/25787
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

ZP 8 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 25)

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Wieland Schinnenburg, Christine 
Aschenberg-Dugnus, Michael Theurer, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Patientensicherheit bei Aligner-Behand-
lungen durchsetzen

Drucksache 19/25668
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

b) Beratung des Antrags der Fraktion der FDP

Unabhängigkeit der Mindestlohnkommis-
sion garantieren, Subsidiarität achten

Drucksache 19/…
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

ZP 9 Weitere abschließende Beratungen ohne Aus-
sprache

(Ergänzung zu TOP 25)

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So-
ziales (11. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Norbert Kleinwächter, René 
Springer, Siegbert Droese, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der AfD

zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
über angemessene Mindestlöhne in der 
Europäischen Union KOM (2020) 682 
endg.; Ratsdok. 12477/20,

hier: 
Begründete Stellungnahme gemäß Arti-
kel 6 des Protokolls Nr. 2 zum Vertrag 
von Lissabon (Grundsätze der Subsidiari-
tät und der Verhältnismäßigkeit)

Unvereinbarkeit des Richtlinienentwurfs 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates über angemessene Mindestlöhne in 
der Europäischen Union mit dem Subsi-
diaritätsprinzip

Drucksachen 19/25307, 19/…

b) Beratung der Beschlussempfehlung und 
Bericht des Ausschusses für Recht und Ver-
braucherschutz (6. Ausschuss)

zu den Streitverfahren vor dem Bundes-
verfassungsgericht 2 BvR 2216/20 und 
2 BvR 2217/20

Drucksache 19/25829

ZP 10 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD

Nach dem Sturm auf das US-Kapitol – Strate-
gien zur Stärkung von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit in Deutschland und der 
Welt

ZP 11 Beratung des Antrags der Fraktion der FDP

Lockdown nutzen – Schuljahr retten

Drucksache 19/…
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss Digitale Agenda 
Haushaltsausschuss

ZP 12 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Birke 
Bull-Bischoff, Dr. Petra Sitte, Anke Domscheit- 
Berg, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE

Schulen und Kitas in der Pandemie – Pla-
nungssicherheit schaffen

Drucksache 19/25799
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss Digitale Agenda 
Haushaltsausschuss

ZP 13 Beratung des Antrags der Fraktion der FDP

Mehr Vermögen aufbauen statt Leistung 
bestrafen

Drucksache 19/…
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

ZP 14 Erste Beratung des von der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Auf-
hebung des Vermögensteuergesetzes

Drucksache 19/…
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Januar 2021                               25502 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



ZP 15 Beratung des Antrags der Abgeordneten Katrin 
Göring-Eckardt, Beate Müller-Gemmeke, 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN
Homeoffice-Gebot und Arbeitsschutz in der 
Pandemie konsequent durchsetzen
Drucksache 19/25798

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, 
soweit erforderlich, abgewichen werden.

Für die Aussprache zur Regierungsklärung sind 
90 Minuten vorgesehen, für die Fragestunde hingegen 
nur 30 Minuten.

Die Tagesordnungspunkte 7, 14, 22, 23, 24 b und 25 d 
werden abgesetzt.

Auch der Tagesordnungspunkt 17 wird abgesetzt. Der 
Tagesordnungspunkt 19 soll sich entsprechend nach oben 
verschieben. 

Nach dem Tagesordnungspunkt 18 soll als Zusatz-
punkt 16 mit einer Debattendauer von 30 Minuten der 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf „Fest-
stellung gemäß § 52 Absatz 4 Satz 1 des Bundeswahlge-
setzes“ aufgesetzt werden.

Die Tagesordnungspunkte 24 a und 24 c werden mit 
den Ohne-Debatten-Punkten aufgerufen.

Die von den Fraktionen der CDU/CSU und SPD ver-
langte Aktuelle Stunde zum Thema „Nach dem Sturm auf 
das US-Kapitol – Strategien zur Stärkung von Demokra-
tie und Rechtsstaatlichkeit in Deutschland und der Welt“ 
soll am Donnerstag nach den Ohne-Debatten-Punkten 
aufgerufen werden.

Nach alldem kommen wir jetzt zur Feststellung der 
Tagesordnungen der 203. und 204. Sitzung mit den 
genannten Änderungen und Ergänzungen. Wer stimmt 
dafür? – Wer stimmt dagegen? – Gibt es Enthaltungen? – 
Dann ist die Tagesordnung gegen die Stimmen der AfD 
mit den Stimmen des übrigen Hauses beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf:
Abgabe einer Regierungserklärung durch den 
Bundesminister für Gesundheit
zum Impfbeginn in Deutschland und in Euro-
pa

Für die Aussprache nach der Regierungserklärung 
wurde eine Dauer von 90 Minuten beschlossen.

Das Wort hat der Bundesminister für Gesundheit, Jens 
Spahn.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jens Spahn, Bundesminister für Gesundheit:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

befinden uns seit Monaten in einer permanenten Ausnah-
mesituation. Vor fast genau einem Jahr, am 27. Januar 
2020, wurde der erste Coronafall in Deutschland gemel-
det. Kurze Zeit danach, Anfang Februar, haben wir zum 
ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik mehr 

als 100 deutsche Reiserückkehrer aus Wuhan zentral 
unter Quarantäne gestellt, in einer Bundeswehrkaserne 
im pfälzischen Germersheim. Wir haben die Situation 
bereits damals sehr ernst genommen. Doch kaum jemand 
konnte sich vorstellen, was dieses Virus für unser Land 
und die ganze Welt bedeuten würde.

Seit rund einem Jahr kämpft die Welt gegen dieses 
Virus. Für uns hier im Parlament, für die Bundesregie-
rung, für die Landesregierungen waren seither Entschei-
dungen nötig, die schwere Konsequenzen für Millionen 
von Deutschen haben. Nie war das Abwägen zwischen 
Alternativen so schwierig. Nie war jede Entscheidung für 
so viele Menschen so folgenreich.

Wir mussten gerade wieder solche Entscheidungen 
treffen und das private und öffentliche Leben erneut ein-
schränken. Der Ernst der Lage zwingt uns dazu. Wir 
müssen die noch immer zu hohen Infektions- und Todes-
zahlen senken.

Wir erleben jetzt im Januar 2021 eine Zeit der Gegen-
sätze. Einerseits sind wir in einer der schwersten Phasen 
der Pandemie. Hinter den täglichen Zahlen stecken 
Schicksale, Familien, die trauern. Andererseits ist so 
schnell wie nie zuvor in der Menschheitsgeschichte ein 
sicherer Impfstoff gegen ein neues Virus verfügbar. Das 
ist ein großer Erfolg, auch ein deutscher Erfolg.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir erleben deshalb auch eine Zeit der Zuversicht. Mit 
Start der Impfkampagne am 27. Dezember letzten Jahres 
sind wir jetzt auf dem Weg raus aus der Pandemie. Die 
Impfung bringt Licht ans Ende des Tunnels. Mehr als 
750 000 Menschen wurden inzwischen in Deutschland 
geimpft.

Ich will zunächst einmal allen Danke sagen, die mit-
helfen, dass die größte Impfkampagne in der Geschichte 
unseres Landes so gut bei uns angelaufen ist. Da, wo 
geimpft wird, wird sehr professionell mit guter Aufklä-
rung, Unterstützung und Hilfe geimpft, so wie wir es in 
Deutschland gewohnt sind, und genau so soll es auch 
sein. Deswegen ein herzliches Dankeschön an alle, die 
es tun.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ganz besonders möchte ich auch den mobilen Teams 
danken, die in den Pflegeheimen im Einsatz sind, den 
Pflegekräften, die sich zum Schutz der Verwundbarsten 
impfen lassen.

Es gibt verständlicherweise ein großes Informations-
bedürfnis. Es gibt berechtigte Fragen, und es gibt Kritik. 
Wer regiert, muss sich erklären. Das ist die Stärke unse- 
rer Demokratie. Genau das macht unsere demokratische 
Kultur aus: dass wir Fragen beantworten, dass wir die 
Dinge debattieren, dass wir gemeinsam nach guten 
Lösungen suchen.

Wir glauben in unserer Demokratie nicht an absolute 
Wahrheiten. Wir setzen auf den Austausch von Argumen-
ten auf der Basis von Fakten. Deshalb ist es wichtig, dass 
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dieser Austausch heute hier in diesem Parlament, bei uns 
im Bundestag, stattfindet. Diese Debatten stärken uns, 
wenn wir sie konstruktiv führen. Das haben wir seit nun-
mehr fast einem Jahr in der Pandemie immer wieder 
bewiesen.

Kein Land, keine Partei, keine Regierung allein kann 
dieses Virus besiegen. Es geht nur gemeinsam,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

indem wir im Alltag aufeinander achtgeben, indem wir 
Abstand halten, Maske tragen, so wie es Millionen Bür-
gerinnen und Bürger jeden Tag tun, und indem wir hier 
im Parlament zusammenarbeiten, im Kabinett, mit den 
Landesregierungen und unseren europäischen Partnern 
über Parteigrenzen und Parteiinteressen hinweg. Denn 
eines ist doch klar: Diese größte Impfaktion unserer Ge-
schichte ist eine Gemeinschaftsaufgabe.

27 EU-Staaten beschaffen, 16 Bundesländer verimp-
fen, Tausende Ärztinnen und Ärzte, Pflegekräfte, Not-
fallsanitäter und viele andere helfen mit. Nur wenn über 
das Jahr hinweg die allermeisten der Bürgerinnen und 
Bürger bereit sind, sich impfen zu lassen, können wir 
das Virus wirklich besiegen – im Miteinander von EU- 
Staaten, Bundesländern, Kommunen, betroffenen Ress-
orts in der Bundesregierung und allen, die mit anpacken, 
und mit einer Bundeskanzlerin an der Spitze, der die 
Bürgerinnen und Bürger in dieser Krise vertrauen wie 
kaum einer Regierungschefin oder einem Regierungschef 
auf der Welt. Wir krempeln zusammen die Ärmel hoch, 
damit diese Pandemie ihren Schrecken verliert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Manche haben in den letzten Tagen die Frage gestellt, 
ob es richtig war, bei der Impfstoffbeschaffung den euro-
päischen Weg zu gehen. Lassen Sie mich deutlich sagen: 
Ja, es ist richtig, dass wir europäisch handeln.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir dürfen Europa nicht nur in Sonntagsreden beschwö-
ren. Wir müssen unseren Worten auch Taten folgen las-
sen, gerade, wenn es darauf ankommt. Mit Verlaub, in 
dieser Jahrhundertpandemie und der größten Impfaktion 
der Geschichte kommt es darauf an. Den europäischen 
Weg zu gehen, liegt im nationalen Interesse Deutschlands 
und unserer Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben über Europa genügend Impfstoff für alle 
Deutschen bestellt. Allein die Mengen der beiden bereits 
zugelassenen Impfstoffe reichen, um allen Deutschen in 
diesem Jahr ein Impfangebot zu machen. Das war mög-
lich, weil wir schon sehr früh mit der Impfstoffbeschaf-
fung begonnen haben, nämlich im April, zunächst als 
Impfallianz zusammen mit Frankreich, Italien und den 
Niederlanden, dann ab Juni 2020 über die EU-Kommis-
sion.

Die EU und Deutschland haben die Impfstoffprodu-
zenten zu einem Zeitpunkt unterstützt, als lange noch 
nicht klar war, wer einen wirkungsvollen Impfstoff ent-
wickelt und wer dafür auch eine Zulassung bekommt. 
BioNTech etwa hat über die EU schon Mitte des vergan-
genen Jahres Fördergelder für Produktionskapazitäten 
erhalten, und der Bund hat das Unternehmen zu dieser 
Zeit ebenfalls massiv mit fast 400 Millionen Euro For-
schungsgeldern unterstützt. Ohne diese Hilfe wäre der 
Impfstart in Deutschland und in Europa kaum möglich 
gewesen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Zusammenhänge sind manchmal sogar noch etwas 
komplizierter: Weil Deutschland sehr früh zugesagt hat, 
bis zu 100 Millionen Dosen etwa von BioNTech über EU- 
Verträge abzunehmen, war es überhaupt erst möglich, 
dass die EU einen Vertrag mit dem Unternehmen schlie-
ßen konnte. So konnten wir kleineren Mitgliedstaaten 
ermöglichen, Teil des Vertrages zu sein.

Ja, Frankreich und Deutschland hätten vermutlich auch 
alleine Verträge schließen können. Beide sind eine große 
Marktmacht auf dem Pharmamarkt, aber viele weniger 
starke EU-Länder eben nicht.

Hätte uns ein Alleingang wirklich mittel- und langfris-
tig weitergebracht? Was nützt es uns, wenn wir in weni-
gen EU-Staaten etwas mehr impfen könnten und andere 
weiter voll von der Pandemie betroffen wären? Die Tat-
sache jedenfalls, dass die Produktionskapazitäten jetzt zu 
Beginn begrenzt sind, hätte ein Alleingang nicht verän-
dert, und ich habe großen Zweifel daran, dass wir zum 
jetzigen Zeitpunkt dann deutlich mehr Impfstoff zur Ver-
fügung hätten.

Gleichzeitig hätte ein Alleingang handfeste negative 
Folgen für unser Land gehabt. Die deutsche Wirtschaft 
braucht offene Binnengrenzen und den freien Güterver-
kehr. Es ist eine Frage der ökonomischen Vernunft, dass 
wir nicht einzelne Nationen, sondern ganz Europa imp-
fen. Erst so kommen wir wirtschaftlich wieder auf die 
Beine.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Und ich frage auch all diejenigen, die den deutschen 
Alleingang bevorzugt hätten: Welches Signal hätten wir 
damit an unsere europäischen Partner gesandt?

(Zuruf von der AfD: Ein gutes!)

Hätten wir so das Vertrauen in Europa und in Deutsch-
land gestärkt? Welche Konsequenzen hätte das für unsere 
Zusammenarbeit in der Zukunft, erst recht für Situatio-
nen, in denen wir mal auf Unterstützung und Zusammen-
arbeit angewiesen sind?

In dieser Jahrhundertpandemie den europäischen Weg 
zu gehen, wird Europa stärken. Gemeinsam sind wir als 
Europäer von der Pandemie betroffen, gemeinsam wer-
den wir sie überwinden.
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Während in anderen Staaten der Nationalismus 
wächst, rückt Europa zusammen.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Das liegt in unserem Interesse: ökonomisch, politisch, 
sozial. Ein Blick in die USA zeigt uns doch, dass die 
europäische Handlungsfähigkeit dringlicher ist denn je. 
Die USA werden auf Jahre hinaus stark mit sich selbst 
beschäftigt sein. Ihre Rolle als globale Schutzmacht libe-
raler Interessen verblasst. Die EU wird daher eine viel 
größere Rolle einnehmen müssen, um für Freiheit, 
Demokratie und Gerechtigkeit einzutreten, und dafür 
brauchen wir Vertrauen und Geschlossenheit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zurufe von der AfD)

Spielen wir es einmal durch: Wenn unsere osteuropäi-
schen und südeuropäischen Partner keinen Impfstoff über 
die Europäische Union erhalten hätten, wer wäre vermut-
lich eingesprungen? China? Russland? Wäre uns das lie-
ber gewesen?

(Zuruf von der LINKEN: Ja!)

Wollen wir, dass unsere engsten Partner in Krisen nicht 
nach Brüssel, Paris, Berlin blicken, sondern nach Peking 
oder Moskau?

(Zuruf von der AfD: Nach London!)

Ich verstehe gut, dass man in der aktuellen Lage lieber 
auf das schaut, was kurzfristig im nationalen Interesse 
liegen könnte. Aber das vermeintlich kurzfristige natio-
nale Interesse ist oftmals nicht unser langfristiges.

(Zuruf von der AfD: Nicht Ihres!)

Wir müssen nicht abwägen, ob wir aus europäischer Ver-
antwortung oder aus nationalem Interesse handeln; denn 
unser Vorgehen ermöglicht beides gleichermaßen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Hätte manches schneller gehen können? Hätten man-
che Abläufe zwischen EU, Bund und Ländern besser 
funktionieren können? Mit Sicherheit: Ja.

Natürlich ruckelt es bei der größten Impfkampagne der 
Geschichte, gemeinsam mit 27 Mitgliedstaaten, 16 Län-
dern und dem Bund. Natürlich stellt sich in der Rück-
schau heraus, dass nicht jede Entscheidung in den letzten 
Monaten richtig gewesen ist. Wir lernen aus den Erfah-
rungen, und wir machen besser, was wir besser machen 
können.

(Zuruf von der LINKEN: Das haben wir 
gemerkt!)

Dass der Impfstoff gerade weltweit ein knappes Gut 
ist, ist aber eine Tatsache, die wir nicht ändern können. 
Da geht es uns wie fast allen anderen Ländern in der EU 
und auf der Welt. Grund für diese Knappheit zu Beginn 
der Impfkampagne sind fehlende Produktionskapazitä-
ten, nicht fehlende Verträge. Deshalb müssen wir priori-

sieren und Reihenfolgen festlegen, deshalb müssen wir 
große Teile der Bevölkerung um Geduld bitten, deshalb 
sind auch die AHA-Regeln weiterhin wichtiger denn je.

Auch was manche als zu langsam im Vergleich zu 
anderen Ländern empfinden, hat Gründe. Aufgrund der 
Priorisierung werden zunächst vor allem Pflegeheimbe-
wohnerinnen und -bewohner durch mobile Teams ge-
impft. Diese Impfungen sind aufwendiger als Impfungen 
in Impfzentren. Aber nach und nach werden die Bundes-
länder jetzt auch die Impfzentren in Betrieb nehmen und 
ihre Terminvergabe online und per Telefon optimieren. 
Die Zahl der täglich verabreichten Impfungen wird Zug 
um Zug steigen.

Bund und Länder haben gemeinsam entschieden, 
zunächst allen Bewohnern in den Pflegeeinrichtungen 
bis Mitte Februar ein Impfangebot zu machen. Schon 
dieses Zwischenziel der Impfung der Schutzbedürftigsten 
wird in dieser Pandemie einen entscheidenden Unter-
schied machen, und es wird dann nach und nach genug 
Impfstoff für alle in Deutschland geben. Wir können – 
Stand heute – voraussichtlich im Sommer allen ein Impf-
angebot machen.

(Zuruf von der AfD: Da hat die Kanzlerin aber 
etwas anderes gesagt!)

Das haben wir über die europäischen Bestellungen bei 
mehreren Herstellern sichergestellt. Allein von Bio-
NTech und Moderna bekommt Deutschland mehr als 
140 Millionen Impfstoffdosen, den neuen Vertrag noch 
gar nicht eingerechnet. Dazu kommen von CureVac min-
destens 60 Millionen Dosen, von AstraZeneca mindes-
tens 56 Millionen Dosen, von Johnson & Johnson mehr 
als 37 Millionen Dosen. Wohlgemerkt nicht alles sofort, 
aber in diesem Jahr. Schon im zweiten Quartal wird die 
Situation spürbar besser sein als jetzt zu Beginn im ersten 
Quartal.

Wir tun weiterhin alles, um die Verfügbarkeit von 
Impfstoffen zu erhöhen. Das Ziel zum Beispiel, dass 
BioNTech so schnell wie möglich einen weiteren Produk-
tionsstandort in Marburg eröffnen kann, unterstützen wir 
nach Kräften. Wenn alles gut geht, wird das bereits im 
Februar der Fall sein. Das gelingt übrigens auch deshalb 
so schnell, weil wir bereits ab August aus unserem Minis-
terium heraus dieses Projekt unterstützt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dann könnte das Unternehmen seine Impfstoffproduk-
tion massiv hochfahren. Das hilft Europa, und das hilft 
Deutschland.

Kurzfristig hilft jetzt auch die mögliche Verimpfung 
von sechs statt fünf Dosen aus einer Ampulle von 
BioNTech/Pfizer. Das kann die Zahl der zur Verfügung 
stehenden Impfdosen um bis zu 20 Prozent erhöhen.

(Zuruf von der AfD: Ich denke, wir haben 
genug?)

Der Impfstoff des zweiten Herstellers Moderna kommt 
gerade in den Bundesländern an, der dritte Impfstoff von 
AstraZeneca steht, so die EMA, vor der Zulassung, und 
uns stehen zusätzliche Impfdosen durch den neuen EU- 
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Vertrag mit BioNTech zur Verfügung. All das heißt mehr 
Impfstoff, mehr Schutz, weniger Angriffsfläche für das 
Virus.

Bereits im letzten Jahr haben wir bei uns vor Ort die 
notwendigen Strukturen aufgebaut, immer nach dem ein-
fachen Grundsatz: Besser sind die Impfzentren zu früh 
einsatzbereit und stehen eine Weile teilweise leer, als dass 
Impfstoff da wäre und wir keine einsatzbereiten Impf-
zentren hätten. Ich halte diese Reihenfolge immer noch 
für die bessere.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jetzt haben wir dank des großen Einsatzes der Bundes-
länder, der Städte und der Landkreise eine Struktur, die 
funktioniert und die hochfahren kann und wird.

Nach wie vor richtig ist auch, dass wir uns für eine 
ordentliche europäische Zulassung entschieden haben. 
Lassen wir uns von den aktuellen Schlagzeilen nicht täu-
schen: Wenn wir das Virus besiegen wollen, wird es bald 
um die Impfbereitschaft gehen. Wirklich besiegen kön-
nen wir dieses Virus nur, wenn sehr, sehr viele bereit sind, 
sich impfen zu lassen.

Ja, man kann Europa, den Zulassungsbehörden oder 
auch der Bundesregierung Kritik nahebringen, dass die 
Zulassung in anderen Ländern etwas früher erfolgt; das 
stimmt. Doch wir werden auf der Strecke merken, dass 
wir das Vertrauen in die Sicherheit des Impfstoffes noch 
sehr brauchen werden, und zu diesem Vertrauen trägt eine 
ordentliche Zulassung bei.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich habe es bereits eingangs gesagt: Wir erleben eine 
Zeit der Gegensätze. Einerseits hat uns das Virus in den 
letzten Wochen härter getroffen als in der gesamten Zeit 
davor. Überall in Deutschland trauern Menschen, die 
Angehörige verloren haben. Überall in Deutschland 
sind Menschen gerade an Corona erkrankt. Überall in 
Deutschland sind Menschen in Quarantäne.

Die Maßnahmen, die wir ergreifen, um die Ausbrei-
tung des Virus zu bremsen, sind hart. Das verlangt uns 
allen viel ab. Das ist eine bittere Medizin. Es stellt das 
Leben in den Familien, in den Unternehmen, in den 
Schulen, in der Politik weiter auf den Kopf. Aber wir 
müssen da jetzt gemeinsam durch. Wir müssen füreinan-
der durchhalten und auch einander unter Stress vertrauen, 
damit wir uns nicht auseinandertreiben lassen von Ängs-
ten und solchen, die sie schüren. Nur so werden wir die 
Pandemie bezwingen und unsere Gesellschaft zusam-
menhalten.

Denn es gibt ja eben auch Grund zur Zuversicht. Unser 
Gesundheitssystem hat sich trotz der hohen Belastungen 
als widerstandsfähig erwiesen. Von vielen Intensivstatio-
nen wird berichtet, dass die Situation sich langsam bes-
sert. Wir können heute sagen: Hunderttausende Men-
schen wurden bereits geimpft, und es werden jeden Tag 
mehr. Die deutsche Erfolgsgeschichte von BioNTech, 
den Gründern Özlem Türeci und Ugur Sahin und ihrem 
Team, hat uns und der Welt Hoffnung gemacht. Wir kön-

nen stolz auf all diese Leistungen sein, genauso wie auf 
unsere engagierten Pflegerinnen und Pfleger, Ärztinnen 
und Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker, die Mitarbei-
ter des Öffentlichen Gesundheitsdiensts und alle anderen, 
die jeden Tag im deutschen Gesundheitswesen mithelfen, 
dass wir gut durch diese Pandemie kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Schritt für Schritt kommen wir dahin, dass wir unser 
Leben nicht mehr von der Pandemie kontrollieren lassen, 
sondern wir die Pandemie zu kontrollieren lernen. 2020 
bedeutete durch Corona viele schreckliche Nachrichten. 
2021 wird ein Jahr auch guter Nachrichten sein können: 
neue Impfstoffe, die wir dem Virus entgegensetzen kön-
nen, und die Möglichkeit für alle Deutschen, sich impfen 
zu lassen. Ich kann verstehen, dass das viel Ungeduld 
erzeugt. Aber wir werden für unsere Geduld belohnt. 
Wir haben für dieses Jahr ein klares Ziel: die Rückge-
winnung unserer gesundheitlichen Sicherheit und unserer 
gesellschaftlichen Freiheit.

Wichtig ist in diesen Wochen, dass wir realistisch blei-
ben. Wir werden auf unserem Weg raus aus der Pandemie 
noch einige Zeit mit den gewohnten Mitteln aufeinander 
achtgeben müssen. Abstand, Hygiene, die Alltagsmaske, 
FFP2-Masken, reduzierte Kontakte bleiben eine Notwen-
digkeit. Ich habe es oft gesagt, und es ist immer noch 
richtig: Die große Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger 
unterstützt den Kampf gegen die Pandemie und hilft mit. 
Die Pandemie hat an vielen Stellen das Beste in uns zum 
Vorschein gebracht: eine große Hilfsbereitschaft und 
Menschlichkeit im Umgang miteinander, Kreativität 
und Forschergeist. Das Vertrauen in die Institutionen 
unseres Landes wurde in dieser Krise gestärkt, von den 
Kommunen über die Länder bis zum Bund. Damit das so 
bleibt, müssen wir, die Verantwortung tragen, unsere Ent-
scheidungen immer wieder neu erklären. Wo nötig, müs-
sen und werden wir nachbessern. Wir müssen in der 
Sache klar und kontrovers, aber konstruktiv miteinander 
diskutieren. So entsteht Vertrauen, und Vertrauen ist das 
höchste Gut in dieser Pandemie. Das war in den letzten 
zwölf Monaten so, das wird im weiteren Verlauf der 
Impfkampagne so sein. Tragen wir alle unseren Teil 
dazu bei! Geben wir weiter aufeinander acht!

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – Bei-
fall bei Abgeordneten der SPD – Jan Korte 
[DIE LINKE]: Scheint ja alles gut zu laufen!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt eröffne ich die Aussprache und erteile das Wort 

dem Kollegen Sebastian Münzenmaier, AfD.

(Beifall bei der AfD)

Sebastian Münzenmaier (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Herr Minister Spahn, „Wir werden einander viel ver-
zeihen müssen“: Das waren Ihre Worte vor wenigen 
Monaten, und der eine oder andere auch aus der Opposi-
tion war bereit, zu akzeptieren, dass Anfang des Jah-
res 2020 eine neue Lage vorlag, die die wenigsten Perso-
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nen erwarten konnten. Aber mittlerweile sind wir im 
Jahr 2021 angekommen, und das Versagen dieser Bun-
desregierung geht nahtlos weiter. Aus dem Schutzklei-
dungs- und Maskendesaster ist mittlerweile ein Impf-
stoff- und erneutes Lockdown-Desaster geworden, und 
die Liste an Fehlern, die wir Ihnen verzeihen sollen, 
wird immer länger.

Seit Monaten werden unsere Bürger durch ein Trom-
melfeuer von Infektionszahlen und durch weitere Horror-
meldungen in Angst und Schrecken versetzt. Die Bundes-
regierung, flankiert von weiten Teilen der Medien, schürt 
Panik und sorgt für große Unsicherheit. Als einziges 
Licht am Ende des Tunnels wurde von Ihnen stets die 
Impfung erwähnt: Die Spritze wird es schon richten.

Es gibt keine Langzeitstudien zu Nebenwirkungen? 
Völlig egal. Ein neuartiger Impfstoff, der bisher noch 
nie zum Einsatz kam und in Rekordzeit zugelassen wur-
de? Zweifel spielen keine Rolle. Ihr Mantra: Nur die 
Impfung kann uns retten. Bis dahin wird ein ganzes 
Land lahmgelegt, Grund- und Freiheitsrechte werden ein-
geschränkt, verrücktgewordene Politiker, wie dahinten 
jemand sitzt, spielen sich als Coronasheriffs auf,

(Jan Korte [DIE LINKE]: Mit Verrücktsein 
kennen Sie sich ja aus!)

und Merkels Ministerpräsidentenstammtisch vernichtet 
Hunderttausende von Existenzen in diesem Land.

(Beifall bei der AfD)
Der Lockdown bis zur Impfung gilt als alternativlos, 

obwohl viele namhafte Wissenschaftler und wir als AfD- 
Fraktion bereits seit Monaten darauf hinweisen, dass es 
durchaus weitere sinnvolle Alternativen zu diesem Vor-
gehen gibt. Statt über den Schutz der Risikogruppen spre-
chen die Altparteien lieber über „Privilegien für Geimpf-
te“ und wollen Teilen der Bevölkerung, die nicht in ihrem 
Sinne funktionieren, über längere Zeit die Grundrechte 
nehmen.

(Beifall bei der AfD)
An dieser Stelle deshalb noch einmal ganz deutlich: 

Ganz egal ob direkt per Gesetz oder indirekt durch Privi-
legien und indirekten Zwang, wir als AfD-Fraktion leh-
nen jede Coronaimpfpflicht ab,

(Ulli Nissen [SPD]: Und wir lehnen die AfD 
ab!)

und wir werden hier alles dafür tun, um diese Impfpflicht 
zu verhindern, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Aber als freiheitliche Fraktion setzen wir uns dafür ein, 

dass jeder Bürger, der sich freiwillig impfen lassen möch-
te, auch die Gelegenheit dazu haben muss. Auch hier 
haben Sie, meine Damen und Herren von der Bundesre-
gierung, wieder einmal versagt. Sie haben allen Bürgern 
eine Ohrfeige verpasst, die Ihren Versprechungen geg-
laubt und auf die Impfung vertraut haben. Ein Impfstoff, 
der mit deutschem Steuergeld gefördert und von einem 
Mainzer Unternehmen maßgeblich entwickelt wurde, ist 
für Deutsche kaum verfügbar.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ein Blödsinn!)

Die Bundesregierung warnt stattdessen vor „Impfstoffna-
tionalismus“ und vergeigt die Bestellung ausreichender 
Mengen aus Rücksicht auf ein europäisches Vorgehen. 
Meine Damen und Herren der Bundesregierung, Sie 
sind nicht auf den Ruf der EU vereidigt, sondern auf 
das Wohl des deutschen Volkes.

(Beifall bei der AfD)
Also nehmen Sie Ihren Amtseid endlich einmal ernst, 

und handeln Sie in Zukunft klug und entschieden! Schüt-
zen Sie bitte die sogenannten Risikogruppen mit sinn-
vollen Maßnahmen! Ermöglichen Sie Sonderöffnungs-
zeiten für diese Risikogruppen und Taxigutscheine, 
sodass die Menschen nicht in überfüllten Straßenbahnen 
sitzen müssen! Sorgen Sie für ausreichend Testkapazitä-
ten in Alten- und in Pflegeheimen, sodass diejenigen 
geschützt werden, die von den Todeszahlen der vergan-
genen Wochen am meisten betroffen waren! Wir reden 
von über 10 000 Todesfällen in Alten- und Pflegeheimen; 
das ist ungefähr ein Drittel aller mit oder an Corona ver-
storbenen Menschen in Deutschland. Diese Menschen 
müssen wir schützen, anstatt ein ganzes Land in den Still-
stand zu versetzen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Ermöglichen Sie unseren Kindern endlich wieder Prä-

senzunterricht, sodass dank Luftfiltern und einem Wech-
selmodell mit halbierten Klassen das Land der Dichter 
und Denker auch in Zukunft noch ein Bildungsstandort 
bleibt! Aber in erster Linie: Beenden Sie endlich diesen 
unverhältnismäßigen Lockdown!

(Widerspruch der Abg. Ulli Nissen [SPD])
Die aktuellen wissenschaftlichen Zahlen von Professor 
Dr. Schrappe und seinen Kollegen haben bewiesen, dass 
der Lockdown vulnerablen Gruppen eben keinen aus-
reichenden Schutz bietet

(Zuruf der Abg. Ulli Nissen [SPD])
– egal wie laut Sie schreien –; dafür sorgen Sie dafür, dass 
nachfolgende Generationen mit kaum bezahlbaren 
Schulden belastet werden und ganze Wirtschaftszweige 
irreparabel beschädigt sind.

(Beifall bei der AfD)
Sehr geehrter Herr Minister, Menschen machen Fehler; 

da haben Sie recht. Aber intelligente Menschen lernen 
aus ihren Fehlern. Statt aus Ihren Fehlern zu lernen, 
Herr Spahn, tingeln Sie getreu dem Motto „Wer nix 
kann, kann Kanzler“ durch die CDU und werben um 
Unterstützung für Ihre Kanzlerkandidatur. Aber Helmut 
Schmidt wurde einst Kanzler, unter anderem weil er in 
der Sturmflut 1962 mit unbürokratischem und entschlos-
senem Krisenmanagement Hamburg rettete. Wenn Sie 
nicht schleunigst umdenken und diesen Lockdown been-
den, dann reicht es bei Ihnen bestenfalls für einen Pfört-
nerjob da drüben im Kanzleramt, Herr Spahn.

(Beifall bei der AfD)
Lieber Herr Minister, Sie wollen ja, dass wir Ihnen Ihre 

Fehler verzeihen. Aber nur dem kann verziehen werden, 
der seine Fehler korrigiert. Also ergreifen Sie diese 
Chance, emanzipieren Sie sich von dieser Kanzlerin, 
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und sorgen Sie für einen Kurswechsel in der Coronapo-
litik! Zu Ihrem eigenen Wohl, vor allem aber zum Wohl 
unseres deutschen Volkes.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Bärbel Bas, SPD.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Karin 
Maag [CDU/CSU])

Bärbel Bas (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Der Impfstart ist der entscheiden-
de Schritt zur Bekämpfung dieser Pandemie. Es geht 
darum, dass wir schnellstmöglich viele Menschen imp-
fen. Denn Impfen rettet Leben – dabei bleibe ich. Das ist 
auch so.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Deshalb müssen wir alles dafür tun, an dieser Stelle bes-
ser zu werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Und deshalb ist es richtig, dass wir dieses Thema zum 
Jahresbeginn jetzt noch einmal in den Fokus gerückt 
haben.

Es geht nicht darum – das will ich hier noch mal klar-
stellen –, dass wir einen isolierten Schritt gehen, sondern 
es war immer klar, dass wir gemeinsam europäisch be-
stellen und einkaufen, sodass ganz Europa Zugang zu 
diesem Impfstoff hat – übrigens zu einem Impfstoff, 
und da hat Deutschland sehr viel richtig gemacht –, in 
den wir in Deutschland mit sehr vielen Mitteln investiert 
haben, damit er überhaupt in so kurzer Zeit zur Verfügung 
steht.

(Beifall bei der SPD)
Die Fragen allerdings, die wir gestellt haben, sind nicht 

unanständig, und es ist auch keine Majestätsbeleidigung, 
wenn wir danach fragen, wie Europa in diesem Zusam-
menhang die Verträge geschlossen hat, ob das, was ange-
boten wurde, abgerufen wurde oder ob Deutschland hätte 
dazukaufen können. Hätte das vielleicht auch dazu 
geführt, dass jetzt mehr Produktionskapazitäten zur Ver-
fügung stehen würden? Diese Fragen sind, finde ich, 
nicht unberechtigt, weil es für die Menschen draußen 
wichtig ist, zu wissen, ob wir alles getan haben, dass 
der Impfstart am 27. Dezember erfolgreich war.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der LINKEN und der Abg. 
Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Die Menschen draußen wissen auch, dass der Impfstoff 
nicht sofort für alle verfügbar ist. Deswegen haben wir 
uns auch über die Priorisierung unterhalten. Die Prioritä-
ten, die wir jetzt haben, sind richtig: dass insbesondere 
die Älteren – weil hier auch viel über den Schutz der 
Älteren gesprochen wird – als Allererste geimpft werden, 
um schwere Erkrankungen und auch Todesfälle zu ver-

hindern. Deshalb ist dieses Impfthema ein wichtiges, und 
man darf auch in einer Koalitionsfraktion fragen, ob da 
die richtigen Schritte eingeleitet wurden.

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ist das jetzt hier eine Koalitions-
debatte?)

Bei den Produktionskapazitäten – das will ich noch 
mal sagen – ist schon viel in die richtige Richtung ange-
schoben worden; keine Frage. Aber dennoch hat es nach 
meiner Kenntnis bisher so was wie einen Impfgipfel nicht 
gegeben, dass man alle Pharmaunternehmen an einen 
Tisch holt und fragt: Sind wir auf dem richtigen Weg? 
Wer kann noch helfen? Das findet jetzt statt, nachdem wir 
die Diskussion schon seit Anfang des Jahres führen. Das 
ist richtig, und es ist kein Selbstzweck, diese Diskussion 
zu führen, sondern sie muss in die Richtung führen, dass 
wir besser werden,

(Beifall bei der SPD)
dass wir schneller werden, dass die Leute draußen eine 
Perspektive bekommen. Das ist der Sinn und Zweck der 
Diskussion, die wir führen.

Deshalb finde ich es richtig, dass die Fragen, die im 
Hinblick auf diese Baustellen gestellt wurden, beantwor-
tet werden. Das ist nicht nur Vergangenheitsbewältigung. 
Denn der Bundesgesundheitsminister sagt ja selbst, dass 
wir aus den Fehlern, die möglicherweise geschehen sind – 
davon kann sich niemand freisprechen –, lernen müssen.

Es geht um Planbarkeit. Auch die Länder haben zu 
Beginn des Jahres gesagt: Ja, wir wussten, wir bekommen 
eine bestimmte Menge. – Aber dann mussten wir öffent-
lich wahrnehmen, dass Liefertermine nicht eingehalten 
werden, dass es zu Differenzen kommt, dass Senioren 
am Telefon hängen und nach einem Termin fragen, nicht 
wissen, wie das kommunikativ abläuft. Ich finde, dass 
wir diesen Punkt deutlich diskutieren und fragen müssen, 
wie wir dort, wo im Land geimpft wird, besser werden 
können. Es läuft in vielen Ländern gut, aber in manchen 
auch nicht – jetzt unabhängig von der Regierung; das will 
ich hier ganz offen sagen. Diese Diskussion muss doch 
dazu führen, dass wir in der Tat gemeinsam besser wer-
den.

Am Impfmanagement, an der Lösung der Frage, wie 
verimpft wird, kann man noch eine Menge verbessern. 
Ich glaube, da sind wir uns auch einig. Deshalb war es 
wichtig und richtig, dass wir diese Diskussion führen. Ich 
freue mich auch, dass Michael Müller da ist, der aus Sicht 
einer Landesregierung sicherlich sagen kann, an welcher 
Stelle man die Leute mitnehmen und ihnen vor allen 
Dingen die Ängste, dass sie nicht drankommen, dass sie 
keinen Termin bekommen, nehmen kann und ihnen bei-
spielhaft zeigen kann, wie das in anderen Bereichen läuft.

Auch darum geht es bei einer berechtigten Kritik.
Man kann es sich leichtmachen, indem man, wenn 

kritisiert wird, einfach sagt: Ja, Wahlkampfgetöse! – Ich 
will hier deutlich sagen: Es ist kein Wahlkampfgetöse.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Nein! Nein!)
Denn das ist für die Menschen ein elementar wichtiger 
Bereich.
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(Zurufe von der CDU/CSU)
– Klar, die Union würde ja nie solche kritischen Fragen 
stellen; das ist klar.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Ulli 
Nissen [SPD]: Nein, nein, niemals!)

Deshalb geht es nicht darum, das als Selbstzweck zu 
betreiben, sondern darum, dass wir die Logistik verbes-
sern, dass wir die Kampagnen verbessern.

Der Minister hat einen wichtigen Punkt angesprochen, 
den wir genauso sehen: Die Aufklärung muss jetzt begin-
nen. Es sind viele Verschwörungsmythen unterwegs, was 
das Impfen angeht, und ich halte es – noch mal in Rich-
tung Söder gesagt – für absolut katastrophal, eine Berufs-
gruppe unter den Generalverdacht zu stellen, dass sie sich 
nicht impfen lassen will.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der LINKEN)

Das ist vor Ort nicht so. In meinem Wahlkreis – in ande-
ren auch – ist es so, dass die Zustimmung steigt, dass man 
sich zunehmend damit auseinandersetzt und dass auch 
jetzt schon da, wo geimpft wurde, deutlich wird, dass es 
kaum Nebenwirkungen gibt. Das ist ein Signal; das ist 
gut. Die Akzeptanz steigt. Wir müssen daran arbeiten, 
dass das Impfen sinnvoll organisiert wird, dass wir ge-
meinsam zu einer Kampagne kommen, durch die die 
Impfbereitschaft bei allen steigt.

Auch weil man das oft gefragt wird: Hätten wir uns als 
Parlamentarier vielleicht als Erste impfen lassen sollen, 
um auch ein Signal zu geben? Ich weiß, die Debatte wäre 
zum damaligen Zeitpunkt möglicherweise so gewesen, 
dass man gesagt hätte: Aha, die Privilegierten holen 
sich die Impfung zuerst. – Insofern haben wir uns anders 
entschieden. Wir sind jetzt dran, wann wir dran sind, und 
das ist richtig. Wir alle können etwas dafür tun, Aufmerk-
samkeit dafür zu erzeugen, dafür zu werben und aufzu-
klären. Aber der Bundesgesundheitsminister muss auch 
in diesem Bereich der Aufklärung noch ein Stück besser 
werden – ich will es mal so ausdrücken –, weil es darauf 
ankommt.

Wenn wir keine Herdenimmunität hinbekommen, wer-
den wir uns noch lange damit befassen müssen, wie lange 
dieser Lockdown notwendig ist, und er ist im Moment 
noch notwendig, weil die Zahlen immer noch exorbitant 
hoch sind, weil Mutationen im Lande sind, von denen ich 
gedacht habe, dass deren Sequenzierung eigentlich schon 
stattfindet. Aber sie wird jetzt angeschoben, weil es wich-
tig ist, dass wir wissen, wie sich das Virus verändert und 
welche Konsequenzen das hat.

Insofern teile ich an der Stelle den Appell des Gesund-
heitsministers, dass Bund, Land und auch wir als Parla-
ment, als Kontrollorgan, die Aufgabe haben, gemeinsam 
besser zu werden, um aus dieser Krise und der Pandemie 
rauszukommen; das sind wir den Leuten schuldig. Des-
halb sind wir es den Menschen draußen auch schuldig, 
die richtigen Fragen zu stellen und vor allen Dingen die 
richtigen Antworten darauf zu finden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort dem Fraktionsvorsitzenden 

der FDP, Christian Lindner.

(Beifall bei der FDP)

Christian Lindner (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine 

hohe Zahl von Neuinfektionen, viele schwere Krank-
heitsverläufe, leider auch viele Sterbefälle, die zu bekla-
gen sind, und nun auch noch eine Mutation des Virus. 
Wer die Realität erkennt, der kann die Gefährlichkeit 
dieser Pandemie nicht leugnen, der darf sie auch nicht 
relativieren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Unverändert sind wir alle aufgerufen, Vorsicht walten 
zu lassen, Rücksichtnahme zu üben, die Regeln zu ach-
ten. Und jede und jeder Einzelne von uns kann seinen 
Beitrag zur Bekämpfung der Pandemie dadurch leisten, 
dass wir mit unseren Freiheiten verantwortungsbewusst 
umgehen, um diese Prüfung zu bestehen.

Die Impfung ist eine große Chance, zur Normalität 
zurückzukehren; das war uns allen immer klar. Die 
segensreiche Innovation kommt aus Deutschland, aus 
Rheinland-Pfalz. Zum Glück haben sich jene nicht durch-
setzen können, die schon vor 20 Jahren die Gentechnolo-
gie aus Deutschland zurückdrängen wollten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Seit Monaten hätte man einen Impfstart vorbereiten 
können und müssen. Tatsächlich aber sind die Logistik 
und das Tempo beschämend. Dass die Bundeskanzlerin 
gestern davon gesprochen hat, dass erst im zweiten Halb-
jahr hinreichend viel Impfstoff verfügbar sein wird, zeigt, 
dass der Impfstart verstolpert worden ist.

(Beifall bei der FDP)

Der Bundesgesundheitsminister hat auf die EU verwie-
sen. Sein europäisches Bekenntnis teilen wir. Wir hätten 
es uns auch im Frühjahr gewünscht, als Deutschland ein-
seitig die Lieferung von Hilfsprodukten in der EU ge-
stoppt hat. Wir hätten uns auch gewünscht, dass es nicht 
eigens eine Intervention des Kanzleramts gebraucht hät-
te, um auf einen europäischen Beschaffungsprozess zu 
setzen.

Aber wenn man über Europa spricht, muss man fragen, 
warum die Europäische Union auf der einen Seite 
750 Milliarden Euro für Wirtschaftshilfe aufwendet und 
auf der anderen Seite bei der Beschaffung von Impfstoff 
knausert.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. 
Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE])

Wer auf die Europäische Union verweist, der muss sich 
die Frage gefallen lassen, warum auch dort die Bestell-
menge immer nur nach und nach – bis in diese Tage – 
erhöht wird. Und nicht zuletzt: Wer auf Brüssel zeigt, der 
muss auch die Frage beantworten, warum die deutsche 
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Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 nicht Ein-
fluss genommen hat auf eine hinreichende Beschaffung 
von Impfstoff.

(Beifall bei der FDP)
Jens Spahn hat gefordert, Vertrauen entgegenzubrin-

gen. Diese Bitte um Vertrauen fand ich bemerkenswert, 
insbesondere nach dem Redebeitrag der Kollegin der 
SPD. Die Bitte um Vertrauen ist bemerkenswert vor 
dem Hintergrund, dass der Vizekanzler gewissermaßen 
ein Misstrauensvotum in Form eines Fragenkatalogs 
über den Kabinettstisch gereicht hat.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Falsch!)
Und wenn am Ende die Bundeskanzlerin den Impfpro-
zess teilweise an sich zieht, dann ist das auch kein Beleg 
dafür, dass alles so gut läuft.

(Beifall bei der FDP)
Das muss alles aufgeklärt werden. Aber eines ist schon 
jetzt klar: Bei der Forderung nach Opfern und Freiheits-
einschränkungen ist die Regierung besser als bei kreativ-
em Handeln und bei im besten Sinne unternehmerischer 
Initiative.

Nun müssen wir uns darauf konzentrieren, dass das 
Tempo der Impfungen erhöht wird. Wir haben schon 
vor Wochen angeregt, einen Dialog mit der deutschen 
Pharmaindustrie darüber zu führen, was getan werden 
kann, um die Kapazitäten zu erhöhen. Das wurde erst 
zurückgewiesen. Dann hat es sich der bayerische Minis-
terpräsident zu eigen gemacht, dann hat es die SPD gefor-
dert. Und am 7. Januar dann hat Herr Spahn einen Brief 
an die Pharmaindustrie geschrieben. Wir begrüßen, dass 
Sie es sich zu eigen gemacht haben. Nun müssen den 
Worten aber auch Taten folgen.

(Beifall bei der FDP)
Wir haben noch andere Anregungen. Wir haben viele 

logistische Probleme vor Ort. Es muss geklärt werden, 
wie der niedergelassene Bereich möglichst bald in den 
Impfprozess eingebunden wird. Deshalb ist die Forde-
rung unverändert richtig, auf einem Impfgipfel Bund, 
Länder, Kommunen, Wohlfahrtspflege, den niedergelas-
senen Bereich und die pharmazeutische Industrie zusam-
menzubringen, um Ideen und Möglichkeiten auszuloten.

Der nächste Rückschlag droht nun; denn die Sachver-
ständigen betrachten die Rechtsverordnung zur Bestim-
mung der Impfpriorisierung als nicht hinreichend: Es 
könnten Menschen, die jetzt nicht an der Reihe sind, 
dagegen klagen. Davor haben wir bereits im Dezember 
gewarnt, und wir haben einen eigenen Gesetzentwurf ein-
gebracht. Das haben Sie in den Redebeiträgen seinerzeit 
zurückgewiesen.

Nun aber fordert der Vorsitzende der CSU-Landes-
gruppe, man brauche ein parlamentarisches Begleitgre-
mium, um quasi im Nachhinein doch über ein neues Gre-
mium Legitimation herbeizuführen. Wir haben einen 
anderen Vorschlag: Geben Sie sich einen Ruck, und sor-
gen Sie dafür, dass in der nächsten Sitzungswoche in der 
zweiten Beratung unser Entwurf für ein Impfgesetz be-
schlossen wird. Dann hätten wir Rechtssicherheit.

(Beifall bei der FDP)

Was die Kollegin der SPD gesagt hat – Aufklärung 
statt Impfpflicht für das pflegerische Personal –, kann 
man nur unterstreichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade sind neue 
Verschärfungen in Kraft getreten: ein Bewegungsradius 
von 15 Kilometern, der auch verfassungsrechtliche Fra-
gen aufwirft und der eine krasse Ungleichbehandlung 
von ländlichem Raum und Ballungsgebieten darstellt, 
sowie die Regel „ein Haushalt plus eine Person“, die in 
der Praxis inhuman sein kann, wenn die Großeltern nicht 
gemeinsam zu Besuch kommen können oder wenn Kin-
derbetreuung in Nachbarschaftshilfe unmöglich gemacht 
wird. Da wäre die schleswig-holsteinische Regelung, die 
bisher galt, besser gewesen. Schulen und Kitas sind ge-
schlossen. Die Verzweiflung in der Wirtschaft wächst.

In dieser Situation sagte die Kanzlerin – informell – 
gestern in einer internen Sitzung, man müsse sich auf acht 
bis zehn weitere Wochen der Härte einstellen, vielleicht 
gar bis Ostern. Das ist eine verstörende Perspektive, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Auch bei einer nationalen Kraftanstrengung geht einer 
Gesellschaft irgendwann die Puste aus. Wir können das 
Land nicht über Monate im Lockdown halten.

Deshalb ist unsere Forderung, dass wir nun gemeinsam 
an Öffnungsperspektiven arbeiten, an einem Wirkungs-
mechanismus, an Wenn-dann-Szenarien, wo regional 
unter welchen Bedingungen wieder geöffnet werden 
kann.

(Zurufe von der CDU/CSU)

– Entschuldigung, wenn sich die Kolleginnen und Kol-
legen der CDU/CSU über diese Frage so echauffieren: 
Der Bewerber um den Vorsitz der CDU Friedrich Merz 
sagte vorgestern, der Punkt, dass es nicht mehr weiter-
geht, sei jetzt schon erreicht. „Schnell raus aus dem Lock-
down, möglichst schnell zurück zum normalen Wirt-
schaften mit Hygienekonzept“, so Friedrich Merz. Ich 
bin gespannt auf die Machtauseinandersetzungen zwi-
schen Konrad-Adenauer-Haus und Bundeskanzleramt, 
wenn der Bundesparteitag im Sinne von Herrn Merz ent-
scheiden sollte – Konjunktiv; ist ja Ihre Sache.

Beklemmend ist die Lage bei den Sterbezahlen. Es 
wurde uns lange gesagt, die vulnerablen Gruppen können 
nicht geschützt werden. Frau Bundeskanzlerin, wir hatten 
zu der Frage hier eine Auseinandersetzung. Wir haben 
vorgeschlagen, FFP2-Masken auszugeben – Wochen spä-
ter erst umgesetzt. Wir haben Teststrategien vorgeschla-
gen – erst im Januar Bestandteil der Bund-Länder- 
Beschlussfassung. Zögerlich wurden die Vorschläge 
umgesetzt. Bis heute ist kaum vermittelbar, dass Ski- 
und Rodelpisten besser kontrolliert werden als der Zu-
gang zu Alten- und Pflegeheimen.

Und nun, in dieser Situation, wird Herr Brinkhaus 
heute in der „FAZ“ mit einem Satz zitiert: Es müsse 
gefragt werden, „ob wir darauf in den vergangenen 
Wochen angemessen reagiert haben“, also auf die Situa-
tion im Bereich der stationären Pflege. Herr Brinkhaus, 
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Ihre rhetorische Frage will ich beantworten: Nein, Sie 
haben nicht angemessen reagiert. Es war ein Politikver-
sagen mit Anlauf und mit Ansage.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Wir brauchen nun alternative Strategien: Schutz der 
Risikogruppen, auch durch Taxigutscheine, auch durch 
die Möglichkeit, exklusive Zeitfenster beim Einkaufen 
zu haben – wir haben das vielfach hier vorgeschlagen –, 
die Beschleunigung des Impfens, ein regionaler Zugang. 
Und vielleicht sollten wir tatsächlich Markus Söders For-
derung nach einer Pflicht zum Tragen von FFP2-Masken 
sorgfältig prüfen.

(Zurufe von der AfD)

Auch dies hatte ich im Dezember – Frau Merkel, Sie 
erinnern sich – an diesem Pult schon vorgeschlagen als 
mildere Alternative zum kompletten Schließen des Han-
dels. Nun schlägt Herr Söder es vor, und ich bin dafür, 
dass wir ein verpflichtendes Tragen von den besonders 
schützenden FFP2-Masken im öffentlichen Raum prüfen. 
Wir müssen prüfen, ob wir die Kosten dafür steuerlich 
abzugsfähig machen oder über die Bundesagentur für 
Arbeit auf den Regelsatz beim ALG II mit aufnehmen 
oder ob eine Erstattung – finanziert auch aus Bundeszu-
schuss – in der gesetzlichen Krankenversicherung mög-
lich ist. Das kann man alles diskutieren. Aber das Ziel 
muss sein: Wenn Pflicht zum Tragen von FFP2-Masken, 
dann Zug um Zug mit dem Wiedereröffnen von Handel, 
gesellschaftlich-kulturellem Leben, Kitas und Schulen

(Mechthild Rawert [SPD]: Nein!)

und am Ende auch der Gastronomie.

(Beifall bei der FDP)

Zuletzt, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wir haben 
gesehen, dass die Novemberhilfen immer noch nicht aus-
gezahlt worden sind und dass im Nachhinein die Rechts-
grundlagen verändert worden sind, sodass ein neuer An-
trag gestellt werden muss. Das ist für viele, die jetzt um 
ihre wirtschaftliche Existenz bangen und keine Hilfe 
haben, eine Tragödie, gerade wenn Frau Merkel die 
Ansage macht: vielleicht noch weitere zehn Wochen. – 
Die Auszahlung der Hilfen muss schneller und besser 
erfolgen.

Vor allen Dingen aber: Geben Sie innerhalb der Bun-
desregierung endlich Ihren Widerstand gegen den vollen 
Verlustrücktrag des Jahres 2020 in die Vorjahre auf. Denn 
das wäre über die Finanzämter eine schnell mögliche 
Überlebenshilfe für unseren Mittelstand, der vom Ertrin-
ken bedroht ist.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort der Kollegin Karin Maag, 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Karin Maag (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Kollege Münzenmaier, Ihre Fraktionsvorsitzende hat 
heute Morgen im „ZDF-Morgenmagazin“ auf die Frage, 
ob sie sich denn persönlich impfen lassen wolle, auswei-
chend geantwortet; sie konnte sie schlicht nicht beant-
worten. Ihre Rede reiht sich jetzt in diesen verheerenden 
Eindruck ein;

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

sie war frei von jeder Fach- und Sachkenntnis.

Herr Lindner, ganz ehrlich: Vielleicht geben Sie uns 
die Ehre, einmal den Gesundheitsausschuss zu besuchen. 
Das würde bei der Argumentation tatsächlich helfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ansteckungs- und 
Sterbezahlen sind – das ist fürchterlich – weiterhin sehr 
hoch, und, ja, auch Mutationen, so wie sie in Groß-
britannien aufgetreten sind, sind noch mal eine neue 
Gefahrenquelle. Deshalb haben wir im Dritten Bevölke-
rungsschutzgesetz den Gesundheitsminister beauftragt, 
die Labore nicht nur zur Sequenzierung zu verpflichten, 
sondern vor allem auch die Daten an das RKI zu melden.

In vielen Regionen sind die Belastungsgrenzen 
erreicht. Kurz: Die Fallzahlen müssen runter. Deswegen 
ist es nicht nur richtig und unvermeidbar, dass wir den 
Lockdown bis zum 31. Januar aufrechterhalten und dass 
die Ministerpräsidentenkonferenz das Ganze sogar noch 
mal verschärft hat. Umso wichtiger – das ist ein Thema, 
das uns wirklich beschäftigt – ist doch, dass wir innerhalb 
eines Jahres schon zwei wirksame Impfstoffe zur Verfü-
gung haben – ein großartiger Erfolg von Wissenschaft 
und Forschung. Ehrlich gesagt, finde ich es jammerscha-
de, dass hier im Parlament der Versuch gemacht wird, 
solche Erfolge zu zerreden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Für mich und meine Fraktion geht es jetzt vor allem 
ums Impfen. Frau Bas, natürlich kann man Fragen stel-
len; es kommt aber immer auf den Kontext an, es kommt 
darauf an, wer sie stellt und in welchem Zusammenhang. 
Ich gehe davon aus, dass im Kabinett wirklich ausrei-
chend Möglichkeit bestand, dies zu diskutieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es gibt kein Impfchaos. Im Gegenteil: Wir sind in der 
Union unserem Gesundheitsminister Jens Spahn für seine 
Weitsicht dankbar. Es war sein Weg, gemeinsam mit 
Europa zu bestellen. Die 26 anderen EU-Staaten haben 
doch in den nächsten zehn Jahren im Gedächtnis, wie sich 
das wirtschaftsstarke Deutschland in der Not verhalten 
hat. Bulgarien, Kroatien und Portugal würden heute nicht 
impfen ohne die europäische Initiative. Und er war es, der 
die Impfstoffallianz mit Frankreich, Italien und den Nie-
derlanden bereits im April ins Leben gerufen hat, um der 
„America First“-Politik etwas entgegenzusetzen und 
auch für Europa gute Bestellergebnisse zu erzielen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Wenn alle Bestellungen bedient werden, dann verfügen 
wir in Deutschland über 300 Millionen Dosen Impfstoff 
und können – das wurde mehrfach schon gesagt – allen 
Deutschen bis zum Sommer ein Impfangebot machen. 
Wir haben also, Herr Lindner, kein Bestellproblem; 
aber der Impfstoff muss nach der Zulassung auch herge-
stellt werden. Und auch da unternimmt der Bundesge-
sundheitsminister alles, damit schnell mehr Impfstoff 
zur Verfügung steht. Bereits genehmigt hat die EMA, 
die EU-Arzneimittelbehörde, die Ausweitung der regel-
haften Entnahme auf sechs statt fünf Dosen aus den 
Behältnissen; das sind 20 Prozent mehr. Die Länder wis-
sen seit dem 27. Dezember 2020 Bescheid.

Dass BioNTech und Pfizer auch in Marburg produzie-
ren können, hat ebenfalls sehr viel mit dem Gesundheits-
minister zu tun. Er hat sich bereits im August, als sonst 
noch niemand daran gedacht hat, um weitere Produk-
tionsmöglichkeiten bemüht.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Das muss ein Genie 
sein!)

BioNTech kann nicht zuletzt deshalb die Verdopplung 
seiner Produktionskapazitäten ankündigen. Der Bund 
und das Land Hessen streben einen Produktionsstart im 
Februar an. 2 Milliarden Dosen Impfstoff, das ist doch ein 
Wort! Der Gedanke jedenfalls, dass überall dort, wo 
Kopfschmerztabletten hergestellt werden, auch Impfstoff 
produziert werden kann, geht jedenfalls sehr entspannt 
mit Sach- und Fachkenntnis um und schlicht an der Rea-
lität vorbei.

Kurz: Wir sind im internationalen Vergleich nicht an 
der Spitze, aber auch bei Weitem nicht Schlusslicht.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Das ist 
Afrika! Das kann man ja nicht vergleichen!)

Bislang sind in Deutschland – der Minister hat es gesagt – 
700 000 Impfungen gegen Covid-19 registriert. Wir wer-
den täglich besser, und ich empfehle allen Nörglern, sich 
nur einmal mit den Bürgern in Frankreich oder in Holland 
zu unterhalten; das erdet ganz bestimmt. Und übrigens: 
Dort, wo geimpft wird, funktioniert es. Ich kann die 
Organisatoren und die Mitarbeiter zum Beispiel im Impf-
zentrum am Robert-Bosch-Krankenhaus bei mir in Stutt-
gart nur ausdrücklich loben. Ich war mit meiner 84-jäh-
rigen Mutter dort. Wir haben einen Impftermin für sie 
ergattert; es lief wie am Schnürchen.

(Jan Korte [DIE LINKE]: „Ergattert“ ist das 
richtige Wort! Das ist nämlich das Problem!)

Was offensichtlich nicht funktioniert, ist das Einla-
dungsmanagement. Da hätte ich mir gewünscht, dass 
die Länder auf ein bundeseinheitliches Angebot unserer 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung zurückgegriffen 
hätten. Nicht jedes Land muss sein eigenes Modell fah-
ren; den tatsächlich mehr oder weniger erzielten Erfolg 
kann man an den unterschiedlichen Länderimpfquoten 
ablesen. Klar ist für mich: Die Menschen wollen einfach 
und schnell einen Termin. Dabei kommt es nicht auf zwei 
Tage mehr oder weniger an; es geht um die Sicherheit, 
dass sie tatsächlich einen Termin erhalten.

Unser wichtigstes Etappen- und Zwischenziel heißt 
jetzt, die über 80-Jährigen in den Pflegeheimen zu impfen 
und dann sukzessive auch den über 70-Jährigen ein Impf-
angebot zu machen. Wir können im Februar/März damit 
schon sehr weit sein. Das wird nicht nur unser Gesund-
heitssystem, die Krankenhäuser deutlich entlasten; es 
wird einen entscheidenden Sprung in der Bekämpfung 
der Pandemie geben. Ich bin dankbar für jeden, der sich 
impfen lässt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jan Korte [DIE 
LINKE]: Scheint alles gut zu laufen! – Gegen-
ruf des Abg. Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: 
Sie haben nicht zugehört!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächste Rednerin ist die Fraktionsvorsitzende der Lin-

ken, Amira Mohamed Ali.

(Beifall bei der LINKEN)

Amira Mohamed Ali (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Herr Gesundheitsminister, Sie sagten: Es wird 
ruckeln am Anfang der Impfaktion. – Ich frage Sie: 
Wann hört es auf, zu ruckeln? Mir hat kürzlich ein älterer 
Mann, etwa Mitte 60, der schwer lungenkrank ist, gesagt, 
dass er von einer Impfhotline die Auskunft bekommen 
hat, dass er mit seiner Impfung nicht vor Oktober rechnen 
kann. Was sagen Sie diesem Mann? Nach wie vor 
herrscht bei der Vergabe der Impftermine an vielen Stel-
len Chaos. Und, Herr Minister, Sie können die Verant-
wortung dafür nicht einfach auf die Länder abschieben. 
Ich erwarte von der Bundesregierung, dass sie es hinbe-
kommt, diese wichtige Sache vernünftig mit den Ländern 
zu koordinieren.

(Beifall bei der LINKEN)
Statt Vertrauen schaffen Sie vor allem Verdruss. Und 

das Problem ist eben nicht nur, dass es teilweise chaotisch 
und kompliziert ist; das Problem ist vor allem, dass es an 
Impfstoff fehlt. Andere Länder zeigen, dass es schneller 
gehen kann: Die USA und Großbritannien haben bereits 
jetzt einen fünfmal so großen Anteil ihrer Bevölkerung 
geimpft, Israel sogar einen 33-mal so großen Anteil. Mit 
den Impfdosen, die nach Ihren Angaben, Herr Spahn, bis 
Ende März nach Deutschland geliefert werden sollen, 
können wir gerade einmal 7 Prozent der Bevölkerung 
impfen.

Sie haben gesagt, dass Sie bis Sommer jedem ein Impf-
angebot machen wollen. Ja, wie soll denn das konkret 
gehen?

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Ja!)
Erklären Sie das doch mal vernünftig! Auch deswegen 
hat meine Fraktion darauf bestanden, dass Sie hier heute 
eine Regierungserklärung abgeben. Aber Sie bleiben im 
Vagen. Sie nennen nur Lieferungen, die im Laufe des 
Jahres kommen sollen. Was ist konkret vereinbart für 
das zweite Quartal?

(Beifall bei der LINKEN)
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Bei aller Unterstützung dafür, dass man bei der Impfs-
toffbestellung eine europäische Lösung gewählt hat – das 
war ja richtig –, muss man aber doch feststellen: Das ist 
nicht gut gelaufen. Während zum Beispiel die USA die 
Bestellung bei BioNTec bereits im Juli fix hatten, hat die 
EU erst im letzten November verbindlich bestellt. Zu 
diesem Zeitpunkt waren große Kontingente der ersten 
Produktionschargen aber schon abverkauft, und das, 
obwohl BioNtec mit dreistelligen Millionenbeträgen 
sowohl von der EU als auch separat von Deutschland 
bei der Impfstoffentwicklung unterstützt worden ist. 
Das können Sie doch niemandem erklären.

(Beifall bei der LINKEN)

Inzwischen haben wir gehört, dass es bei den Bestel-
lungen der EU eben nicht nur um Gesundheitsschutz 
ging, sondern auch darum, dass bei den Pharmaunterneh-
men aller großen EU-Mitgliedstaaten bestellt werden 
musste. Es standen also Wirtschaftsinteressen dahinter. 
Ich muss wirklich sagen, dass in dieser für die ganze 
Welt bedrohlichen Lage, bei der so viele Menschenleben 
auf dem Spiel stehen, offenbar Profitinteressen von Kon-
zernen eine entscheidende Rolle gespielt haben, ist doch 
wirklich ein Skandal!

(Beifall bei der LINKEN)

Dazu passt, Herr Spahn, dass Sie unseren Vorschlag, 
die Lizenzen für die Impfstoffproduktion freizugeben, 
um so die Produktionskapazitäten zu erhöhen, sofort 
abgeschmettert haben. Dabei sieht Ihr Infektionsschutz-
gesetz genau diese Möglichkeit vor. Und – das möchte 
ich Ihnen auch als Juristin sagen – auch unser deutsches 
Patentrecht kennt eine solche Regelung; auch auf EU- 
Ebene wäre das möglich.

Herr Spahn, es muss wirklich endlich entschlossen 
gehandelt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn wenn das nicht geschieht, dann bleibt die rettende 
Herdenimmunität, die die Aufhebung der Infektions-
schutzmaßnahmen garantiert, in weiter Ferne. Und das 
ist wirklich eine Hiobsbotschaft für die meisten, beson-
ders für diejenigen, die schon seit Monaten unter der 
Situation sehr stark leiden.

Es ist ja so, dass die Bundesregierung es nicht schafft, 
die Auswirkungen der Infektionsschutzmaßnahmen ver-
nünftig abzufedern und überall da zu helfen, wo es nötig 
ist. Was ist zum Beispiel mit den versprochenen Hilfen 
für die krisengeschüttelten Unternehmen und die Solo-
selbstständigen, Herr Finanzminister Scholz, Herr Wirt-
schaftsminister Altmaier? Die November- und Dezem-
berhilfen sind nach wie vor nur zu einem ganz kleinen 
Bruchteil überhaupt geflossen. Schon jetzt stehen sechs 
von zehn Einzelhändlern vor dem Aus. Kulturschaffende 
stehen vor den Scherben ihrer Existenz.

Und noch mal, Herr Spahn: Was ist mit den Pflege-
kräften, die Sie so beklatscht haben? Noch immer haben 
nicht alle den versprochenen Pandemiezuschlag erhalten, 
von besseren Arbeitsbedingungen ganz zu schweigen. 
Das geht doch nicht!

(Beifall bei der LINKEN)

Was ist mit den Angestellten im Lebensmitteleinzelhan-
del? Nach wie vor haben viele von ihnen nicht einmal 
einen Tarifvertrag. Was ist mit den vielen Paketzustellern, 
die für Armutslöhne arbeiten müssen und in den Zustell-
zentren auch noch ihre Gesundheit riskieren, weil dort die 
Infektionsschutzmaßnahmen nicht eingehalten werden? 
Wieso gibt es da immer noch keine ausreichenden Kon-
trollen? Das ist doch wohl das Allermindeste!

(Beifall bei der LINKEN)
Aber nein, die Lobbyinteressen von Amazon und Co 
scheinen wichtiger als Arbeitnehmerrechte und Gesund-
heitsschutz zu sein. Aber damit muss doch jetzt endlich 
Schluss sein!

(Beifall bei der LINKEN)
Und es geht auch nicht, dass die Verschärfungen der 

Infektionsschutzmaßnahmen ausschließlich den privaten 
Bereich betreffen und eben nicht den Arbeitsplatz. Wir 
brauchen aber ein Recht auf Homeoffice, überall da, wo 
es geht. Und überall da, wo Homeoffice nicht geht, brau-
chen wir verbindliche Vorgaben für den Arbeitsplatz, und 
die müssen auch kontrolliert werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Das wäre wirklich nötig, um Infektionszahlen abzusen-
ken. Und genau das muss dringend geschehen. Es kann so 
nicht weitergehen, auch nicht an den Schulen. Es geht 
nicht, dass Eltern sich jetzt wochen- und monatelang 
weiterhin sowohl um Homeoffice als auch um Home-
schooling ihrer Kinder kümmern müssen. Das kann so 
nicht weitergehen.

(Beifall bei der LINKEN)
Die allermeisten Menschen warten sehnsüchtig auf die 

Impfung. Sie ist der Lichtblick nach all diesen trüben 
Monaten. Aber Sie, Herr Spahn, Sie verstolpern den 
Anfang, und Sie geben kein Vertrauen, dass es besser 
wird. Das ist vollkommen inakzeptabel.

Danke schön.
(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächste Rednerin ist die Fraktionsvorsitzende von 

Bündnis 90/Die Grünen, Katrin Göring-Eckardt.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! 
Seit Beginn des Jahres mehr als 200 000 Neuinfizierte, 
fast 10 000 Menschen sind gestorben, dazu die Nachrich-
ten aus Großbritannien, aus Irland, aus Südafrika. Die 
Entwicklung ist dramatisch, sie macht mir große Sorgen, 
sie sollte uns große Sorgen machen. Und ich finde, weite 
Teile dieser Debatte, wo es hier um „Wir gegen die“, 
„Was hat wer wann gemacht?“ ging, entsprechen nicht 
dem Ernst der Lage, in der wir uns gerade befinden, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)
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Ich sage ganz ausdrücklich: Ja, der Impfbeginn macht 
uns allen große Hoffnung. Wer hätte Anfang letzten Jah-
res gedacht, dass es gelingt, gleich mehrere sichere Impf-
stoffe zu entwickeln? Das ist großartig, das ist gut. Wirk-
lich vielen Dank an all diejenigen, die sich jetzt dafür 
engagieren, die ehrenamtlich oder hauptamtlich dafür 
sorgen, dass es mit dem Impfen richtig losgeht. Aber 
ich sage zugleich auch: Wecken wir keine falsche Illu-
sion! Die Pandemie werden wir nicht auf Knopfdruck 
beenden. Und Herr Lindner, wir werden sie auch nicht 
dadurch beenden, wenn Sie das jetzt gerne wieder anders 
haben wollen und mit der FFP2-Maske gerne im Restau-
rant sitzen wollen. In meinem Kopf lief ein Film ab, wie 
das eigentlich gehen soll. Nein, so einfach geht es eben 
nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir brauchen einen reibungslosen Ablauf bei den Imp-
fungen. Es braucht jetzt mehr Informationen, es braucht 
mehr Aufklärung. Es kann nicht sein, dass die Enkelin 
das Internet durchforsten muss, damit der 80-jährige 
Großvater einen Impftermin bekommt; das ist vollkom-
men richtig. Wir brauchen eine Kampagne. Wir müssen 
dafür sorgen, dass man sich einfach und bitte auch bun-
deseinheitlich informieren kann – gerne im Fernsehen, im 
Radio, überall –, dass man Termine zugeschickt be-
kommt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Eine solche Einfachheit wird auch das Vertrauen stärken. 
Darum geht es.

Es war verdammt richtig, europäisch zu handeln und 
nicht national.

(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und es wäre noch viel wichtiger, klar zu sagen: Diese 
Pandemie werden wir erst besiegt haben, wenn wir sie 
weltweit besiegt haben, nicht nur in Europa und nicht nur 
in Deutschland, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Ja, Corona spannt uns alle an. Es geht uns auf die Ner-
ven, es löst Angst aus, Verzweiflung. Menschen sind 
coronamüde, viele wollen nichts mehr davon hören. Ich 
kann das gut verstehen. Aber wir hier dürfen jetzt die 
Nerven nicht verlieren, nicht die Verantwortlichen und 
auch alle anderen nicht.

So sinnvoll, wie der Vorschlag von Herr Söder zu den 
FFP2-Masken ist: Das macht man doch aber nicht mal 
eben, und das macht man doch auch nicht, indem man 
sagt: Ja, dann muss halt jeder mal ein bisschen ins Porte-
monnaie greifen. – Wissen Sie eigentlich, wie sich die 
Maskenpreise entwickelt haben seit diese Ankündigung 
von Herrn Söder? Krass nach oben. Und was soll denn 
jetzt eigentlich diejenige sagen, die von Transferleistun-
gen, von Hartz IV lebt und die es in dieser Zeit sowieso 
schon nicht auf die Reihe kriegen kann, zusätzliche Kos-
ten, zusätzliche Ausgaben zu tragen? Deswegen: Solche 
Vorschläge, so sinnvoll sie sein mögen, müssen doch im 

Hinblick auf das Vertrauen in der Bevölkerung so ausge-
staltet werden, dass es sich auch die Armen leisten kön-
nen, dass es sich alle leisten können, meine Damen und 
Herren. Dann kommen wir einen deutlichen Schritt wei-
ter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Herr Spahn, Sie haben von Vertrauen geredet. Ja, es 
sind nicht die Regeln und die Beschränkungen, die die 
Leute den Kopf schütteln lassen. Sie schütteln vielmehr 
den Kopf, weil die Regeln und Beschränkungen nicht 
nachvollziehbar, nicht transparent sind und weil so viele 
Regelungen so lebensfremd sind. Manchmal fragt man 
sich wirklich: Worüber sprechen Sie eigentlich genau, 
wenn Sie diese Regelungen machen?

(Zuruf von der FDP)
Dass Geschwister nicht zusammen zur Oma können, dass 
die Kitas, Schulen und Kultureinrichtungen zu sind, ver-
steht keiner, wenn gleichzeitig alle ins Büro müssen.

(Christian Lindner [FDP]: Umgekehrt ist es 
besser! Die Geschwister müssen zusammen 
zur Oma können!)

#MachtBuerosZu ist ein Hashtag, der im Internet nicht 
nur deswegen verbreitet wird, weil viele, die im Büro 
sitzen, sich darüber Gedanken machen, sondern auch 
alle anderen. Ich habe Rückmeldung bekommen von 
Menschen, die in Industrieunternehmen arbeiten und 
sagen: Ja, wir sitzen jeden Morgen im öffentlichen Nah-
verkehr; der ist total voll. Und wir möchten gern, dass die, 
die in den Büros arbeiten, nicht auch noch da sitzen, weil 
sie längst zu Hause arbeiten können. – Ich kann mir nicht 
vorstellen, dass man das nicht hinbekommen kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Da geht es um Arbeitsschutz. Herr Heil, da geht es um 

Arbeitsschutz, das können Sie machen. Sie haben im 
letzten Jahr hier, in diesem Parlament, die Möglichkeit 
bekommen, beim Arbeitsschutz in den Büros und in den 
Produktionsstätten viel stärker draufzuschauen. Wir 
brauchen beides. Es kann doch nicht sein, dass wir im 
Privaten alles einschränken, dass die Schule, die Kita zu 
hat, dass das Restaurant zu hat und in der Kultur alles zu 
ist, aber im Arbeitsleben geht es irgendwie dann doch 
noch so weiter wie bisher. Das geben die Zahlen nicht 
her. Wenn die Zahlen runterkommen sollen, dann müssen 
wir auch ans Arbeitsleben und an die Büros ran, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dazu gehört noch ein weiterer Punkt, und da geht es 

leider eben dann doch wieder um die Pandemiewirt-
schaft.

(Christian Lindner [FDP]: Neue Wirtschafts-
pandemie!)

Was ist mit den Schnelltests? Was ist mit den Schnell-
tests, die Laien anwenden können? Wir brauchen sie, und 
zwar flächendeckend, damit diejenigen, die dieses Land 
am Laufen halten – die Kassiererin, die Erzieherin in der 
Notbetreuung und viele andere –, auch tatsächlich siche-
rer sein können, damit sie das machen können, was wir 
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alle brauchen: Schnelltests, die Laien anwenden können. 
Wir müssen eine Abnahmegarantie haben. Herr Spahn, 
bitte vergeigen Sie das jetzt nicht. Es kommt wirklich 
darauf an, dass wir diese Hilfe, diese Unterstützung in 
dieser Phase der Pandemie haben, und zwar überall, wo 
es irgendwie geht, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Zum Vertrauen gehört auch, dass man das einhält, was 
man ankündigt. Gestern hat der Wirtschaftsminister – 
war es gestern? – verkündet, dass er jetzt eine gute Nach-
richt habe für alle, die Novemberhilfen beantragt haben. 
Seit gestern Mittag konnte man sie bekommen – seit 
gestern Mittag vielleicht! Das sind Novemberhilfen, wie 
der Name schon sagt. Wir haben jetzt Januar 2021. Men-
schen sind erschöpft. Es gibt Insolvenzen, und Menschen 
geben heute Geschäfte auf, weil sie nicht mehr können, 
weil sie nicht mehr nachvollziehen können, dass ihnen 
immer etwas versprochen wird, was dann nicht eingehal-
ten wird. Wir werden, wenn wir aus dieser Pandemie 
herauskommen, erleben, dass wir Minister hatten in die-
ser Bundesregierung, die Dinge angekündigt und nicht 
eingehalten haben, und dass deswegen Läden, Cafés, 
Kultureinrichtungen zu sind und nicht wieder aufmachen 
können.

Ich finde, diese Verantwortung kann man nicht über-
nehmen. Deswegen sage ich: Ja, wir müssen einen Plan 
haben, wie wir rauskommen aus der Pandemie. Dazu 
muss das jetzt so laufen, dass man wirklich Vertrauen 
haben kann, dass diejenigen Hilfe bekommen, die sie 
brauchen. Es ist aber auch wichtig, dass wir mit einem 
klaren, deutlichen Stufenplan sagen, wie wir da wieder 
rauskommen, dass wir uns an Inzidenzen halten und 
sagen, was wann geht, was bei welcher Inzidenz geht, 
damit wir mit Hoffnung und mit Vertrauen in dieses 
Jahr starten können. Anders, meine Damen und Herren, 
geht es nicht.

Deswegen: Setzen Sie sich gern mit uns zusammen, 
dann machen wir das im Bundestag und Bundesrat. 
Dann ist es wirklich einheitlich, und wir haben nicht 
mehr dieses Hickhack wie jetzt.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Christian Lindner [FDP]: Sehr gut! Den letzten 
Punkt können wir nur unterstützen!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Carsten Schneider, 

SPD.

(Beifall bei der SPD)

Carsten Schneider (Erfurt) (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

bin dem Bundesgesundheitsminister dankbar, dass er eine 
Regierungserklärung zum Impfstart abgegeben hat. Das 
gibt uns die Gelegenheit zu einer umfassenden Ausspra-
che. Ich halte das für notwendig.

Die Situation in Deutschland und in Europa ist immer 
noch bedrohlich. Die Mutationen des Coronavirus, die in 
Großbritannien, in Irland, aber auch in Südafrika neu ent-
deckt wurden und dort zu einer extrem hohen Anste-
ckungsgefahr und höheren Infiziertenzahlen führen, 
haben dazu geführt, dass wir über einen Wettlauf mit 
der Zeit reden, einen Wettlauf mit der Zeit um Menschen-
leben, einen Wettlauf, bei dem es darum geht, wieder zum 
normalen Leben zurückzukommen.

Die Einschränkungen, die wir haben, sind gewaltig: 
ökonomisch, sozial und insbesondere bildungspolitisch 
für Kinder aus Familien, die nicht über die Kompetenzen 
verfügen und vor allen Dingen nicht die digitalen Voraus-
setzungen haben, um schulische Veranstaltungen, wie sie 
derzeit nur möglich sind, so wahrzunehmen, wie es sein 
sollte.

Von daher: Volle Konzentration auf den einzigen 
Lichtblick, den wir haben! Der einzige Lichtblick, den 
wir haben, ist der Impfstoff. Die SPD-Fraktion, um das 
einmal deutlich zu sagen – ich weiß nicht, zu wem Sie, 
Herr Spahn, das mit dem nationalen Alleingang gesagt 
haben –, ist klipp und klar dafür, dass wir europäisch 
beschaffen und dass diese europäische Beschaffung von 
zusätzlichem Impfstoff auch dazu führt, dass alle Länder 
in Europa, die der EU angehören und ihn kaufen wollen, 
auch Zugang dazu haben. Klipp und klar!

(Beifall bei der SPD)

Der entscheidende Punkt ist aber – und das zu hinter-
fragen, gehört in einer Demokratie dazu –, ob die Ent-
scheidungen, die sowohl in der EU-Kommission als auch 
von Ihnen in Ihrer Ressortverantwortung als Bundesge-
sundheitsminister und als Vorsitzender des Gesundheits-
ministerrates, den Sie im letzten halben Jahr innehatten, 
getroffen wurden, korrekt oder nicht korrekt waren.

(Christian Lindner [FDP]: So ist es!)

Es ist Kernaufgabe eines Parlaments, dies zu kontrollie-
ren und zu hinterfragen – nichts anderes!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Jan Korte [DIE LINKE])

Und ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen – ich habe die 
Debatten im Bundestag dazu verfolgt –: Mir war über ein 
Angebot von BioNTech und Pfizer, der EU 200 Millionen 
zusätzliche Impfdosen über die Menge hinaus, die 
gekauft wurde, zur Verfügung zu stellen, nichts bekannt; 
das war mir nicht bekannt.

Wenn Sie mich als Abgeordneten des Bundestages 
oder meine Fraktion gefragt hätten: „Sollen wir diese 
zusätzlichen Mengen kaufen, auch wenn die Gefahr 
besteht, dass wir sie vielleicht nicht brauchen?“, dann 
hätte ich Ihnen gesagt: Angesichts der sozialen und öko-
nomischen Kosten, die das Schließen, das Herunterfahren 
dieses Landes hat, sind die Kosten für die Beschaffung 
des Impfstoffes eine Lappalie, eine wirkliche Lappalie. 
Wir hätten es machen müssen, und Sie hätten sich das 
Einverständnis auch holen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)
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Meine Damen und Herren, das ist keine Kritik an der EU 
generell – im Gegenteil! Das ist eine Kritik an dieser 
Entscheidung, ein Hinterfragen der Entscheidung; denn 
bisher ist uns das offiziell so noch nicht mitgeteilt wor-
den.

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
haben wir als SPD-Fraktion eine ganz klare Priorität, 
nämlich impfen, impfen, impfen! Was wir dafür brau-
chen, ist der Impfstoff. Sie, Herr Spahn, haben heute 
gesagt: In diesem Jahr oder, ich weiß nicht ganz genau, 
bis zum Sommer könnte jeder, der möchte, eine Impfung 
bekommen. – Ich hoffe das sehr. Ich vermute aber, dass 
das nur möglich ist, wenn der Impfstoff von AstraZeneca 
zugelassen wird.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Ja, genau!)
Denn das, was Sie jetzt zusätzlich bestellt haben, verbun-
den mit einem Hochfahren der Industriekapazitäten, aber 
vor allen Dingen mit der Bestellung über die EU-Kom-
mission, wird wahrscheinlich erst im zweiten Halbjahr – 
da reden wir über den Herbst dieses Jahres – zur Ver-
fügung stehen, während die Menschen in anderen Län-
dern bereits geimpft sind. Das, meine Damen und Herren, 
ist eine politische Entscheidung, die ich für von solcher 
Relevanz für dieses Land halte, dass der Bundestag sich 
darüber unterhalten muss und auch eine klare Linie vor-
geben muss.

Wir haben als SPD-Fraktion gefordert, dass es einer 
nationalen Kraftanstrengung bedarf, dass alle Kapazi-
täten – ich weiß nicht, ob Sie, Herr Lindner, damit einen 
Tag früher oder später kamen; das ist mir auch egal – 
gebündelt werden, um zusätzliche Produktion in 
Deutschland zur Verfügung zu stellen. Dazu hat die 
Frau Kollegin Maag gesagt – ich war entsetzt, als ich 
das im „Tagesspiegel“ gelesen habe; ich zitiere –:

Maag äußerte die Befürchtung, der SPD-Vorschlag
– Impfgipfel und Ausweitung der Kapazitäten –

ziele womöglich auf Eingriffe in die Eigentumsrech-
te der Herstellerfirmen. „Ein solcher Eindruck wäre 
für unseren Forschungsstandort fatal“, sagte sie.

Meine Damen und Herren, das ist eine abenteuerliche 
Argumentation, die ich nur in aller Form zurückweisen 
kann. Ich bin auch froh, dass der Fraktionsvorsitzende der 
CDU/CSU dies zumindest öffentlich korrigiert und ge-
sagt hat,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
er sei auch klar für eine Ausweitung – wie im Übrigen 
auch der bayerische Ministerpräsident, der sonst ja mit 
sehr vielen Vorschlägen auffällt, aber auch mit diesem 
gekommen ist.

Zweiter Punkt. Die Begleitung der Pandemie wird uns 
noch viel Zeit kosten. Ich will hier auch klar sagen: Ich 
finde die zwei Entscheidungen, die das Kabinett heute 
getroffen hat,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo ist eigentlich Olaf Scholz?)

nämlich Sequenzierung und Einreiseverordnung – 
jemand, der aus Staaten, die als hohes Risikogebiet klas-
sifiziert sind, einreist, muss einen negativen Test vorle-

gen –, absolut richtig. Ich frage mich nur: Die Mutation in 
Großbritannien ist seit dem 18./19. Dezember bekannt, 
die in Südafrika ähnlich lange. Die Reisenden – es soll 
ja Leute geben mit so viel Geld, die im hiesigen Winter 
dort ihren Sommerurlaub machen – sind bereits wieder 
da. Warum hat das so lange gedauert? Ich halte das für 
fahrlässig angesichts dessen, dass wir das ganze Land in 
weiten Teilen zurückgefahren und alle mit Einschränkun-
gen zu leben haben.

Außerdem: Auch die Sequenzierung – –
(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Frau Kollegin Roth, Sie haben etwas gesagt?
(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich habe gefragt, was Sie im Dezember dazu 
gesagt haben! – Weitere Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ach, es war die Kollegin Lemke. Ich bin dankbar für 
den Zuruf, den Sie jetzt gemacht haben. Ich wundere 
mich sowieso, dass die Grünen sich mittlerweile mehr 
als Regierungssprecher der CDU gerieren,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der LINKEN – Widerspruch beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Haben wir gelacht!)

als Oppositionspolitik zu machen; aber bitte schön. – Ich 
kann Ihnen nur sagen: In anderen Ländern, auch in Groß-
britannien, wird diese Sequenzierung gemacht. In 
Deutschland ist das erst seit heute durch die Verordnung 
möglich. Ich kann Ihnen nur sagen: Wenn ich Fachres-
sortminister wäre an so einer Stelle, hätte ich schon längst 
auf diesem Recht bestanden und diesen Vorschlag 
gemacht.

Von daher, meine Damen und Herren, vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nur gut, dass 
der Olaf Scholz schon weg ist! – Weitere Zuru-
fe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Detlev Spangenberg, AfD, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: Es 
bleibt uns nichts erspart!)

Detlev Spangenberg (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Imp-

fen ist – meine Damen und Herren, ich glaube, da sind wir 
uns alle einig – eine ganz bedeutende medizinische 
Errungenschaft. Mir fallen da immer gleich zwei Namen 
ein: Louis Pasteur und Robert Koch. Keiner wird bezwei-
feln, dass das wirklich für uns von großer Bedeutung ist.

Als am 31. Dezember 2019 die erste Infektion in 
Wuhan bekannt wurde, haben nicht Sie reagiert; die 
AfD hat reagiert – allein! -

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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mit dem Sechs-Punkte-Plan vom 13. Februar 2020. 
Mächtig peinlich für Sie, aber es ist einfach so.

(Beifall bei der AfD)
Darin sind zwei wesentliche Forderungen enthalten, an 
denen Sie sich jetzt alle hochziehen – Sie kamen aber von 
uns –: Erstens Impfforschung, Impfentwicklung – damals 
für Sie kein Thema;

(Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: Was?)
Sie haben ja eben ausgeführt: erst seit August –

(Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: Na, na, na!)
und zweitens Schutz von Risikogruppen. Für Sie auch 
kein Thema.

(Zurufe von der LINKEN)
Das ging sogar noch weiter. Unsere Meinung wurde 

von Ihnen kriminalisiert. Frau Kappert-Gonther sprach 
von menschenfeindlichen Anträgen. Aber was soll ich 
von so einer Fraktion auch anderes erwarten, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Hass und Hetze gegen Andersdenkende auch beim The-
ma Gesundheit, anstatt an die Bevölkerung zu denken, 
das ist Ihre Politik. Sie haben überhaupt kein Interesse 
an einer demokratischen Entwicklung, sondern für Sie 
zählt nur irgendeine Ideologie.

Am 11. Januar 2021 hat das Bundesministerium für 
Gesundheit einen Bericht vorgelegt. Da frage ich noch 
mal: Warum wurde die Eigeninitiative Impfstoffbeschaf-
fung mit drei anderen europäischen Staaten, nämlich 
Frankreich, Italien, Niederlande – wir haben dazu auch 
eine Anfrage gestellt –, nicht weiter verfolgt? Es wurde 
ausgeführt: Die europäischen Interessen wurden vor die 
deutschen Interessen gestellt. – Ich muss aber feststellen: 
Die Bundesregierung ist von der deutschen Bevölkerung 
gewählt worden, und in erster Linie ist erst mal die Ver-
sorgung der deutschen Bevölkerung mit Impfstoffen 
sicherzustellen und nicht die der europäischen. Das ist 
unsere Meinung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wenn Impfen als einzige und absolute Möglichkeit 

erkannt ist, dann muss diese Möglichkeit auch umsetzbar 
sein. Die Prognose „zweites Halbjahr 2021“ bedeutet, 
wenn ich es richtig sehe: tägliche Einkommensverluste, 
tägliches Sterben von Unternehmen und tägliches Ein-
schränken der persönlichen Freiheit; denn Sie kommen 
ja vor dem zweiten Halbjahr nicht aus dem Knick.

Sie haben gemeinsam einen Plan für eine Nationale 
Impfstrategie erarbeitet; den habe ich mir angeschaut. 
Meine Damen und Herren, aber auch da hatte die AfD 
am 16. September bereits vorgeschlagen, dies in eine 
ständige Pandemiekommission miteinzubringen. Da hät-
ten Sie auch schon reagieren können. Sie hinken immer 
hinterher. Die AfD ist immer einen Sprung schneller. Das 
haben Sie bis heute noch nicht verstanden, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Wir jagen Sie!)

Weiter haben wir am 3. November 2020 einen Antrag 
zu Eigenverantwortung statt Vorschriften, Restriktionen 
usw. gestellt. Ja, meine Damen und Herren, die Eigenver-
antwortung ist von vielen auch ernst genommen worden. 
Sie haben Gesundheitsauflagen erfüllt, und trotzdem 
wurde ihnen die Bude dichtgemacht. Es schafft natürlich 
Verdruss, wenn Berufsverbote kommen, obwohl sie 
genau das machen, was Sie ihnen gesagt haben: Eigen-
initiative. Heute Morgen hat der Bundesgesundheitsmi-
nister im Deutschlandfunk noch einmal angedeutet, dass 
er diese Eigeninitiative auch für richtig hält – zumindest 
habe ich das Interview so verstanden –, und ich denke, 
dann sollte man diese auch belohnen und nicht bestrafen.

(Beifall bei der AfD)

Länderbezogene Maßnahmen wie Ausgangssperren, 
Kontaktverbote willkürlich, ohne wissenschaftliche Be-
gründung einzuleiten, schafft natürlich Verdruss und 
Ablehnung, das ist ganz klar. Nach wie vor gibt es keine 
wissenschaftlich begründeten Maßnahmen; der Lock-
down wirkt nicht. Professor Schade sagte heute Morgen: 
Na ja, wenn wir nichts gemacht hätten, wäre es vielleicht 
noch schlimmer geworden. – Das ist auch nur eine Hypo-
these. Das weiß ja keiner. Also jedenfalls könnte man die 
Maßnahmen einmal überdenken und vielleicht andere 
machen. Aber Fehlanzeige! Sie machen weiter wie 
bisher.

Prioritäten für die Impfung: Ja, da hat die FDP natür-
lich den schlauen Vorschlag, das hier zu diskutieren. Mei-
ne Damen und Herren, das ist so eine Art Klientelpolitik: 
Wen nehme ich denn zuerst dran? Wo habe ich die meis-
ten Wählerstimmen? – Ich gebe Ihnen einmal ein Bei-
spiel. Wir haben ja gesagt: die Risikogruppen zuerst. 
Wie sieht es denn eigentlich im Flugverkehr aus? Das 
kennt doch jeder: Wenn Druckabfall in der Kabine vor-
kommt, dann fallen die Masken runter. Wie ist da die 
Anordnung? Wer soll zuerst die Maske aufsetzen? Das 
Elternteil oder das Kind? Und da lautet die Anweisung 
ganz klipp und klar: das Elternteil, damit es dem Kind 
helfen kann, und nicht andersherum, sonst sind beide ver-
loren. Also könnte man auch in dieser Situation eine 
andere Prioritätensetzung vornehmen. Aber wollen wir 
das hier diskutieren? Das wird doch nichts. Das sollten 
wir der Expertenkommission vorlegen, und das, denke 
ich, ist besser, als wenn Sie versuchen, über die Schiene 
Ihre 5-Prozent-Hürde zu erreichen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)

Dann geht es weiter: Misstrauen und Ablehnung. Das 
müssen Sie einfach einmal zur Kenntnis nehmen. Sie sind 
es gar nicht mehr gewöhnt, dass die Menschen auch mal 
eine andere Meinung haben, meine Damen und Herren, 
das gehört einfach dazu. Es ist egal, ob es das Impfen, die 
Erprobungsphase, die Art des Impfstoffes betrifft: Sie 
müssen zur Kenntnis nehmen, dass die Bevölkerung Fra-
gen hat, einiges nicht glaubt oder auch nicht glauben will. 
Das ist einfach so.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Das gehört zur Demokratie. Daran müssen Sie sich mes-
sen lassen.
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Meine Damen und Herren, wer geimpft werden möch-
te, der soll geimpft werden, und wer nicht geimpft werden 
möchte, der lässt es eben sein. Das ist eine ganz klare 
Ansage von der AfD.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Gefährliche Diskussionen über die Ausgrenzung 

Nichtgeimpfter ohne wissenschaftliche Grundlage offen-
baren undemokratisches Verhalten. Wenn es sich wie in 
Sachsen-Anhalt durch entsprechende Regelungen für 
Reiserückkehrer logischerweise ergibt, dass Geimpfte 
mehr Vorteile haben, ist das undemokratisch, meine 
Damen und Herren. Was ist in dem Land los? Das wird 
ja immer schlimmer. Wir haben mittlerweile schon Zei-
chen der Blockwartmentalität in Deutschland. Wir haben 
bei der Maskenpflicht schon gemerkt, dass diese miesen 
Charaktere ganz offen in der Öffentlichkeit rumturnen, so 
wie wir das aus den Berichten aus vergangenen 
schlimmen Zeiten schon gehört haben.

Offen sind die Fragen, ob Geimpfte möglicherweise 
weiterhin das Virus verbreiten, wie lange die Immunität 
anhält, ob es Impfschäden gibt. Das sind alles normale 
Fragen, denen sich die Politik stellen muss. Und geradezu 
ein Paradebeispiel fehlenden Demokratieverständnisses 
sind die Einlassungen von Ministerpräsident Söder vom 
10. Januar 2021, wenn er von „Corona-Mob“, „Corona- 
RAF“ spricht. Meine Damen und Herren, wer diese lin-
ken Kriminellen mit einer demokratischen Opposition, 
gleich welche Art, ob hier oder draußen, in Verbindung 
bringt, hat kein Recht, sich als Demokrat zu bezeichnen.

Recht vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Georg Nüßlein, 

CDU/CSU.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Herr 

Spangenberg, ich habe mir fest vorgenommen: Sie kön-
nen mich heute mal nicht aufregen.

(Heiterkeit der Abg. Ulli Nissen [SPD])
Das ist immer derselbe wirre Vortrag. Die Menschen in 
diesem Land sind ohnehin schon genug verunsichert.

(Zuruf von der AfD: Ja, durch Sie!)
Es ist unsere vornehmste Aufgabe, Sicherheit in einer 
unsicheren Situation anzubieten. Das ist – das merkt 
man an diesem Widerspruch in sich – eine ganz schwer 
erfüllbare Aufgabe. Das geht aber gar nicht, meine 
Damen und Herren, wenn Teile der Politik zu früh und 
zur Unzeit in den Wahlkampfmodus wechseln.

Ich will das an der Stelle nicht vertiefen, obwohl auch 
ich eine innere Neigung habe, das zu tun; das gebe ich 
ganz offen zu. Nur so viel, meine Damen und Herren: 
Wer als Regierungsmitglied einem Ministerkollegen 
einen Fragebogen schickt, dokumentiert entweder man-
gelnden Überblick oder eine innere Pilatushaltung. Es 
geht hier eben nicht darum, die Hände in Unschuld zu 

waschen: weder für Minister noch, liebe Bärbel Bas, für 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende. Auch als Parla-
mentarischer Geschäftsführer, Herr Schneider, tut man 
sich an der Stelle denkbar schwer; denn natürlich sind 
wir alle miteinander in der Großen Koalition an dieser 
Stelle mitverantwortlich, was hier läuft. Und wenn Sie 
sich vertieft in diese Diskussion einbringen wollen, 
dann rate ich, das wirklich konstruktiv zu tun und nicht 
durch öffentlich gemachte Fragebögen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Die Spaltung in der Gesellschaft geht für mich an die 

Grenze des Erträglichen. Es muss hier jeder überlegen, 
welchen Beitrag er an der Stelle leisten möchte. Impfen 
ist da ein ganz kritischer Punkt, sage ich Ihnen ganz 
ehrlich. Viele Redner haben das vorhin qualifiziert als 
Licht am Ende des Tunnels, und deshalb muss man mit 
diesem Licht auch sinnvoll umgehen. Man muss sich 
schon mal fragen, warum wir uns nicht darüber freuen 
konnten, dass die Zulassung so früh gekommen ist. Da 
geht dann sofort wieder das Aber los.

Wir haben hier miteinander eine Priorisierung disku-
tiert, wer zuerst drankommt. Es kann doch keiner sagen, 
dass er angesichts dieser Diskussion nicht gewusst hat, 
dass der Impfstoff zumindest am Anfang knapp ist. Bei 
der ganzen Diskussion, meine Damen und Herren, geht 
der Respekt für die Leute, die jetzt das Impfen organisie-
ren und durchführen, aus meiner Sicht unter. Das finde 
ich extrem bedauerlich.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Christian Lindner hat recht, dass es wichtig ist, dass 

wir Biotechnologien und auch die Gentechnik nicht einer 
allgegenwärtigen Technikskepsis in diesem Land geo-
pfert haben. Vielleicht sollten wir nach der Pandemie 
noch ein bisschen intensiver über solche Themen nach-
denken.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Tino Sorge [CDU/ 
CSU] – Christian Lindner [FDP]: Richtig!)

Nur wenn ich dann in der gleichen Debatte höre, dass die 
Linke fordert, den Patentschutz aufzuheben, dann frage 
ich mich, wie man in Zukunft Innovationsanreize setzen 
will.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Es ist 
eine Ausnahmesituation, in der wir sind! Ist 
doch absurd!)

Das ist etwas, was für mich überhaupt nicht zusammen-
passt.

Zu der Diskussion über die Beschaffung sage ich Ihnen 
ganz offen: Ich bin nun kein bekennender Fan der europä-
ischen Bürokratie, das wissen viele hier. Aber eines muss 
man schon anerkennen: Europa hat an der Stelle richtig 
mitfinanziert, die Weichen richtig gemeinsam gestellt. 
Wir alle miteinander haben ein klares Interesse an offe-
nen Grenzen. Deshalb ist es richtig, europäisch vorzu-
gehen. Nationale Alleingänge, nationale Egoismen haben 
Deutschland noch nie weitergebracht. Noch nie!

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Wenn man weiß, dass Produktionskapazitäten der Eng-
pass sind, kann man doch nicht sagen: Da muss man nur 
mit mehr Geld reingehen und mehr bieten. – Das führt 
doch auch nur dazu, dass im Wettbewerb die Preise stei-
gen, und es wird nicht dazu führen, dass am Schluss 
Europa sinnvoll besser versorgt ist.

Was das Thema Impfbereitschaft angeht, so stelle ich 
fest, dass sie unterschiedlich ausgeprägt ist, was jetzt 
anfänglich bei knappen Impfdosen durchaus nicht prob-
lematisch ist. Aber ich appelliere schon leidenschaftlich 
gerade an die Leute aus dem Pflegebereich, aus dem ärzt-
lichen und medizinischen Umfeld, sich impfen zu lassen. 
Das gebietet die Verantwortung gegenüber vulnerablen 
Patienten, aber auch die Solidarität gegenüber den Kol-
legen; denn derjenige, der nicht geimpft ist, fällt dann 
irgendwann aus. Ich glaube, dass das in dieser Gruppe 
verstanden wird, dass man dafür Aufklärung und Über-
zeugungsarbeit einsetzen kann. Und es bleibt dabei: Es 
wird in diesem Land niemand über eine gesetzliche Impf-
pflicht gezwungen. Niemand!

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sagen Sie das Herrn Söder!)

Aber es wäre nicht Deutschland, sage ich Ihnen ganz 
offen, wenn wir nicht von Anfang an – die AfD hat es 
gerade wieder versucht –, schon vor der ersten Spritze, 
die Diskussion führen würden, ob der Geimpfte Privile-
gien haben soll – das wäre nicht Deutschland. Natürlich 
hat der Geimpfte ein Privileg zuallererst, nämlich dass er 
einen entsprechenden Impfschutz genießt, einen gesund-
heitlichen Vorteil.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Den wollen wir ja erreichen, den wollen wir nicht verhin-
dern, und wir wollen dafür Sorge tragen, dass durch viel 
Impfen es möglichst schnell kein Privileg mehr ist.

Dann ist die Frage, ob man auch Grundrechte von 
Immunisierten einschränken darf, zum Beispiel in Form 
von Verdachtsquarantäne. Diese Diskussion kann man in 
Form von juristischen Seminaren führen, meine Damen 
und Herren. Aber Fakt ist natürlich, dass wir dahin kom-
men müssen, dass wir alle miteinander zügig und schnell 
geimpft werden.

Ich meine, wir sollten die Zeit jetzt nutzen, trotz Muta-
tion und trotz Risiken noch etwas zielgenauer mit den 
Restriktionen umzugehen. Natürlich stimmt auch das, 
was hier gesagt wurde: Auf lange Sicht werden wir einen 
Lockdown nach dem anderen finanziell nicht durchhal-
ten. – Und deshalb muss man in der Phase sehr genau 
analysieren, was etwas gebracht hat und wie man sich 
dann auch auf die wichtigen und richtigen Mittel konzen-
triert. Denn eines steht fest: Der Virus braucht den Kon-
takt der Menschen untereinander. Aber, meine Damen 
und Herren, die Menschen brauchen diesen Kontakt 
untereinander eben auch.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Dr. Achim Kessler, Die Linke, erhält das Wort, sobald 

das Pult bereit ist.

(Beifall bei der LINKEN – Jan Korte [DIE 
LINKE]: Jetzt wird’s mal sachlich!)

Dr. Achim Kessler (DIE LINKE):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 

Bundesregierung hat mit erheblichen Steuermitteln die 
Forschung und Entwicklung von Impfstoffen sowie den 
Aufbau von Produktionskapazitäten gefördert.

(Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: Bravo!)
Meine Damen und Herren, das begrüßen wir ausdrück-
lich.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Dr. Georg Nüßlein 
[CDU/CSU]: Oh! – Tino Sorge [CDU/CSU]: 
Hört! Hört!)

Aber: Es ist vollkommen unverständlich, dass Sie die 
öffentliche Förderung nicht an die Bedingung geknüpft 
haben, dass die Forschungsergebnisse auch öffentlich 
zugänglich sein müssen. Und Sie haben darauf verzichtet, 
sich im öffentlichen Interesse den Einfluss auf die Preis-
gestaltung zu sichern. Sie haben durch Abnahmezusagen 
das unternehmerische Risiko minimiert, ohne dafür im 
Gegenzug irgendwelche Gegenleistungen zu verlangen. 
Angesichts der tödlichen Bedrohung durch das Corona-
virus kann ich diese Art von Industrieförderung ohne 
Gegenleistung nur als unmoralisch bezeichnen; ich hätte 
fast „kriminell“ gesagt.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Der Bundestag hat Ihnen mit dem Ersten Bevölke-

rungsschutzgesetz die Möglichkeit gegeben, in der ge-
genwärtigen Krisensituation Ausnahmen vom Patent-
schutz anzuordnen. Demnach kann die Bundesregierung 
Hersteller von Impfstoffen im öffentlichen Interesse 
zwingen, Lizenzen an andere Firmen zu vergeben, um 
die Produktionskapazitäten zu erhöhen; das ist eine reale 
Möglichkeit, die Sie haben. Und Sie können in die Preis-
gestaltung für die Impfstoffe eingreifen. Ich fordere Sie 
auf, diese Möglichkeiten, die Sie selbst durchgesetzt 
haben, jetzt auch tatsächlich zu nutzen.

(Beifall bei der LINKEN)
Aber Sie tun genau das Gegenteil: Durch die Geheim-

haltung der Verträge schützen Sie die Interessen der Phar-
malobby. Dabei ist es von herausragendem öffentlichem 
Interesse, zu wissen, wie hoch die Preise und Gewinn-
margen für die Impfstoffe tatsächlich sind. Meine Damen 
und Herren, die Öffentlichkeit hat auch ein Recht darauf, 
zu erfahren, welche Haftungsvereinbarungen Sie getrof-
fen haben. Herr Spahn, ich fordere Sie auf, die Verträge 
jetzt endlich offenzulegen.

(Beifall bei der LINKEN)
Denn durch die Geheimhaltung und die Intransparenz 
erschüttern Sie das Vertrauen der Bevölkerung, und das, 
meine Damen und Herren, ist wirklich verantwortungs-
los.

Die Bundesregierung verteidigt zu Recht die Entschei-
dung, die Impfstoffbestellung mit europäischen Partner-
ländern zu koordinieren. Denn es stimmt: Eine Pandemie 
kann tatsächlich nicht im nationalen Alleingang bewältigt 
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werden. Aber, meine Damen und Herren, Sie denken 
nicht weit genug. Denn die Pandemie kann angesichts 
der globalen Vernetzung auch nicht auf einem einzelnen 
Kontinent bewältigt werden. Wir sind nur dann wirklich 
geschützt, wenn weltweit ein Großteil der Menschen 
durch Impfung vor dem Virus und seinen Mutationen 
geschützt ist. Auch deshalb müssen die Lizenzen freige-
geben werden. Dazu gehört auch, den erforderlichen 
Technologietransfer abzusichern.

Meine Damen und Herren, die Produktionskapazitäten 
müssen jetzt schnell weltweit ausgeweitet werden. Dafür 
hätten Sie die volle Unterstützung der Linken. Aber ich 
muss Ihnen sagen: Was Sie im Moment hier abliefern, das 
ist wirklich ein Trauerspiel. Da treten sich die Aspiranten 
um den Parteivorsitz der CDU gegenseitig ans Schien-
bein, die Koalitionäre gehen aufeinander los. Pandemie-
bekämpfung funktioniert so nicht, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Hören Sie auf, sich mit sich selber zu beschäftigen! 
Machen Sie endlich Ihre Arbeit! Darauf haben die Men-
schen in diesem Land einen Anspruch.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Kordula Schulz-Asche, Bündnis 90/Die Grünen, ist die 

nächste Rednerin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Seit fast einem Jahr verbreitet sich ein neuartiges 
Virus weltweit und rasant, und dank der beispiellosen 
Anstrengung von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern – nicht nur hier bei uns, sondern weltweit – 
sind wir heute in der Lage, mit den Impfungen gegen 
Covid-19 zu beginnen. Wir sind auf dem Weg, die Pande-
mie in den Griff zu bekommen. Aber Wollen alleine 
reicht noch nicht; man muss auch tun.

Herr Minister Spahn, ich hätte nicht nur erwartet, dass 
Sie eingestehen, dass Fehler gemacht wurden, sondern 
ich hätte heute auch mehr konkrete Forderungen und Vor-
schläge erwartet, wie die Bundesregierung in Zukunft 
tatsächlich vorgehen möchte. Das hat mir wirklich 
gefehlt. Das war eher kanzlerreif als gesundheitsminister-
reif.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Tino Sorge [CDU/CSU]: Was ist daran 
schlimm? – Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: 
Hä? Ja was ist jetzt da der Fehler? Erklären 
Sie uns doch, was der Fehler ist! – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Kanzler kann 
er, aber Gesundheitsminister nicht!)

– Habe ich jetzt einen wunden Punkt in der CDU getrof-
fen, oder was?

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: Nein! Sie 
möchten uns erklären, was der Fehler ist!)

Das freut mich. Das gehört auch zur Oppositionspolitik.
Von Anfang an war klar, dass zunächst nur wenige 

Impfungen möglich sind, meine Damen und Herren, 
und dass Impfen allein nur ein Baustein ist. Aber für 
eine gelingende Impfkampagne braucht es mehr als einen 
Impfstoff und Spritzen. Es braucht Infrastruktur und Per-
sonal, und es braucht vor allem auch Vertrauen in die 
Impfung gegen ein neuartiges Virus, Vertrauen in neu-
artige Impfungen und die Bereitschaft möglichst vieler 
Menschen, sich impfen zu lassen.

Bis heute fehlen allgemeine und spezifische Aufklä-
rungskampagnen auf der Grundlage verschiedener wis-
senschaftlicher Kompetenzen. Wir haben, als es um die 
Begründung der Maßnahmen ging, von Anfang an gefor-
dert, einen interdisziplinären Pandemierat einzusetzen, 
um jetzt in genau dieser Situation aus verschiedenen wis-
senschaftlichen Perspektiven Empfehlungen abzugeben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Meine Damen und Herren, wir können nicht länger auf 

eine effiziente Impfkampagne warten. Bund und Länder 
sind aufgefordert, endlich gemeinsam und einheitlich 
strategisch vorzugehen und die vorhandenen Impfstoffe 
nach und nach schnellstmöglich zum Einsatz zu bringen.

Statt wissenschaftsbasierter Aufklärung richten nun 
Politiker wie zum Beispiel Herr Söder die verbale Schrot-
flinte auf das Pflegepersonal. Zu Beginn der Pandemie, 
meine Damen und Herren, haben diese Pflegekräfte ohne 
Schutzausrüstung gearbeitet, waren selber in Gefahr. Sie 
machen seit Monaten regelmäßig Überstunden und leis-
ten Sonderschichten, um die Gesundheitsversorgung 
aufrechtzuerhalten, und das auf Kosten der eigenen 
Gesundheit. Pflegepersonal, meine Damen und Herren, 
ist systemrelevant für das Gesundheitswesen und auch – 
das wissen wir inzwischen – für unsere ganze Gesell-
schaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Notwendig ist statt Beschimpfung Monitoring des 
geimpften Gesundheitspersonals, repräsentative Untersu-
chungen über Einstellungen und mögliche Vorbehalte 
sowie eine wissenschaftsbasierte Fortbildung zu Covid- 
19 und den Impfungen. Da sind auch die Einrichtungen, 
die Arbeitgeber und die Pflegekammern in der Pflicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Meine Damen und Herren, wir befinden uns alle – die 

gesamte Gesellschaft – in einer weltweiten Gesundheits-
krise. Da ist kein Platz für politischen Populismus.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir alle sind genervt von den Einschränkungen des All-
tags. Wir alle wissen, dass das Impfen ein wichtiger Weg 
aus der Krise ist. Aber gerade jetzt ist das Wichtigste in 
dieser Pandemie, dass unsere Gesellschaft zusammen-
hält – hier bei uns, europäisch und global.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Heike Baehrens [SPD])

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Rudolf Henke, CDU/ 

CSU.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Rudolf Henke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ver-

ehrte Damen und Herren! Ich bin nicht übermäßig glück-
lich mit der Art, wie die Debatte verläuft. Eigentlich 
haben wir gedacht, wir machen hier eine gemeinsame 
Bestandsaufnahme und nutzen diese Bestandsaufnahme, 
um möglichst übereinstimmend und einvernehmlich an 
die Bürgerinnen und Bürger zu adressieren, wie es wei-
tergeht und vor allem auch, dass es Gründe für Zuversicht 
gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ohne jetzt auf jeden Einzelnen, der vorgetragen hat, 

einzugehen: Mein Eindruck ist ein bisschen, jeder dreht 
das Rad weiter, das er auch in den vergangenen Monaten 
gedreht hat: Ja, natürlich muss ein Pandemierat einge-
richtet werden. Ja, natürlich muss gesagt werden: Lasst 
das doch alles laufen und hebt den Lockdown auf. Natür-
lich muss gesagt werden: Wir brauchen mehr Verstaatli-
chung, weniger Patente, wir brauchen im Grunde mehr 
Sozialismus in der pharmazeutischen Industrie.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Ach 
Gott!)

Aber helfen alle diese Botschaften uns in der aktuellen 
Situation tatsächlich weiter?

Dabei gibt es doch Gründe zur Zuversicht. Reinhard 
Sager aus Schleswig-Holstein, der Landrat des Kreises 
Ostholstein und der Präsident des Deutschen Landkreis-
tages, hat Anfang Januar ein bemerkenswertes Interview 
in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ gegeben. Ich 
zitiere ihn:

Wir schwanken in der Diskussion von einem Extrem 
ins andere. Vor wenigen Wochen hatten wir noch 
eine Diskussion darüber, ob es zulässig ist, so 
schnell einen Impfstoff überhaupt zu genehmigen. 
Da war auch noch die Rede davon, dass frühestens 
erst im kommenden März mit dem Beginn der Impf-
kampagne zu rechnen sei. Das hielt man schon für 
flott. Jetzt streiten wir darüber, warum es nicht so 
viel früher mehr Impfstoffe gegeben hat. Das be-
fremdet mich offen gesagt.

So Reinhard Sager. – Ja, mich befremdet das auch. So 
Rudolf Henke.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Heike Baehrens [SPD])

Ich glaube, dass wir heute stehen, wo wir stehen, hat 
auch damit zu tun, dass sich die ruckelnden Prozesse 
besser einspielen. Wir haben derzeit am Tag eine Steige-
rung der Zahl Geimpfter um ungefähr 8 bis 10 Prozent. 
Laut RKI-Zahlen Stand heute wurden bisher 758 093 Per-
sonen geimpft. Ich habe nachgeguckt, ob es noch Melde-

verzug gibt. – Nein, die Zahl stimmt mit der Zahl von 
Nordrhein-Westfalen von gestern mit einer Abweichung 
von 10 000 fast überein. Das heißt, wir machen Fort-
schritte, und wir werden in der Organisation besser.

Den Mangel an Impfstoff können wir jedoch nicht 
weghexen. Ist er neu? Ist er unerwartet? Ich habe hier 
einen Beschluss der 93. Gesundheitsministerkonferenz 
der Länder. Antragsteller waren alle Länder – alle Län-
der! –, und deswegen gab es auch das Votum 16 : 0 : 0. Im 
Beschluss vom 6. November heißt es:

Wirksame Impfstoffe gegen COVID-19 werden zur 
Bewältigung der Pandemie und für den Umgang mit 
dem Virus von entscheidender Bedeutung sein. 
Nach Zulassung eines Impfstoffs ist zunächst von 
einer begrenzten Anzahl verfügbarer Impfdosen 
auszugehen.

Es war ein Glück, dass der BioNTech/Pfizer-Impfstoff 
mit 50 Millionen Einheiten zum Zeitpunkt der Zulassung 
vorproduziert war und uns deswegen akut zur Verfügung 
gestellt werden konnte. Es hätte auch irgendeinen ande-
ren Hersteller geben können, der das Rennen gemacht, 
aber nicht vorproduziert hätte. Dann wären wir jetzt in 
der Situation, dass wir vielleicht erst im März starten 
könnten.

Insofern: Ich finde, wir können aufgrund der schnellen 
Entwicklung des Impfstoffs und des Impfstarts – das hat 
geruckelt; es gibt immer noch Leute, die rufen irgendwo 
an und kriegen keine gute Nachricht – ein Stück weit 
Zuversicht, Optimismus und Hoffnung verbreiten; denn 
ohne Sinn durchhalten, das kann keiner. Deswegen, glau-
be ich, ist die Perspektive, jetzt die Menschen in den 
Pflegeheimen zu impfen und ihnen dadurch dort, wo die 
Krankheit am schlimmsten zuschlägt, Schutz zu gewäh-
ren. Dann folgen die Gruppen derer, die beruflich beson-
ders exponiert sind, sowie die Gruppe der über 80-Jähri-
gen.

Danach wird in der Bevölkerung nach und nach die 
Impfquote anwachsen. Wir werden, wenn zusätzliche 
Impfstoffe von AstraZeneca, vielleicht auch von John-
son & Johnson oder von CureVac zugelassen werden, 
im Sommer in der Tat die Chance haben, jedem ein Impf-
angebot zu machen. Das ist die Perspektive. Darüber bin 
ich froh. Ich finde, der Deutsche Bundestag darf das auch 
zeigen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erhält das Wort der Regierende Bürgermeister 

von Berlin, Michael Müller.
(Beifall bei der SPD)

Michael Müller, Regierender Bürgermeister (Berlin):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst 

vielen Dank für die Möglichkeit, im Rahmen dieser wich-
tigen Debatte einige Sätze aus Länderperspektive hinzu-
zufügen. Es ist im Verlauf der Debatte zu Recht mehrfach 
angesprochen worden, welch große Hoffnungen wir mit 
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dem Thema Impfungen verbinden und dass die Men-
schen zu Recht die Hoffnung haben, wieder ein Stück 
Normalität zurückzugewinnen. Ich glaube, nicht zuletzt 
über das Impfen können wir für unsere Wirtschaft wieder 
Perspektiven schaffen.

Ja, mit dem Impfen ist endlich eine weitere Säule im 
Rahmen der Pandemiebekämpfung – neben den ganzen 
Einschränkungen, Maßnahmen und Kontaktbeschrän-
kungen, neben den erweiterten Testmöglichkeiten, die 
wir im Laufe der letzten Monate hinzugewonnen haben – 
hinzugekommen. Das Impfen stellt eine dauerhafte Ent-
lastung dar. Es ist wirklich spektakulär, wie schnell die 
Wissenschaft auf die Herausforderung reagieren konnte. 
Nun kommt es darauf an, aus diesem wissenschaftlichen 
Erfolg schnellstmöglich Gesundheitsschutz für alle zu 
organisieren, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Karin 
Maag [CDU/CSU])

Dass es aber Fragen und Kritik im Zusammenhang mit 
der Impfkampagne und aufgrund des Mangels an Impf-
stoffen gibt, kann nicht wirklich verwundern; denn die 
Erwartungen, die ab Mitte Dezember geweckt wurden, 
waren natürlich erheblich. Auch von Ihnen, Herr Spahn, 
wurden erhebliche Erwartungen geweckt, dass es sehr 
schnell losgeht. Die Länder sollten sich darauf vorberei-
ten, dass es im Dezember sehr schnell gehen kann. Und 
die Bundesländer haben sich vorbereitet: durch die Ein-
richtung von Impfzentren und mobilen Teams.

Ja – mein Vorredner hat es eben angesprochen –, wir 
wussten, dass es am Anfang begrenzte Kapazitäten geben 
wird. Aber das Entscheidende ist natürlich, wann wie viel 
bei uns ankommt, damit man planen kann. Lieferungen 
waren für Ende Dezember angekündigt, dann wurde die 
Ankündigung zurückgenommen. Dann wurde sie wieder 
erneuert, und es kam eine Impfstofflieferung. Dafür wur-
de im Januar nicht viermal geliefert, sondern nur dreimal. 
Das schafft Unsicherheiten.

Aus dieser Situation heraus stellt sich die Frage: Wie 
geht es weiter? – Um es klar zu sagen: Mir sind die Rück-
schau, wann eventuell welcher Fehler gemacht wurde, 
und entsprechende Schuldzuweisungen nicht wichtig. 
Ich glaube, dass es völlig richtig war, sich in einem EU- 
weiten Prozess abzustimmen. Ein Weg nach dem Motto: 
„Wer mehr Geld hat oder der Stärkere in der Europäi-
schen Union ist, der setzt sich durch“, das kann nicht 
im Ernst unser Weg sein in diesem vereinten Europa.

(Beifall bei der SPD)

Manche Fragen werden aber zu Recht gestellt: Warum 
wurde nicht von Beginn an auf verschiedene Impfstoffe 
gesetzt? Warum wurde nicht früher mehr bestellt? Jetzt 
wird nachbestellt. Abstimmungsrunden finden unter 
Federführung der Kanzlerin statt. Unternehmen werden 
angesprochen, ob die Produktion erhöht werden kann. 
Das passiert doch jetzt, weil es von Anfang an eben nicht 
gut gelaufen ist.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Das sagt der 
Coronaheld von Berlin! Wer im Glashaus sitzt, 
der sollte nicht mit Steinen werfen, Herr 
Müller! Mann, Mann, Mann! Völliges Kon-

trollversagen in Berlin und hier eine große 
Klappe haben! Mann, Mann, Mann!)

Doch das Lernen für die Zukunft ist das Entscheiden-
de. Wir müssen uns heute, aus dieser Situation heraus, 
darauf vorbereiten: Wie können wir in Zukunft besser 
aufgestellt sein, falls ähnliche Krisen auf uns zukommen? 
Darum geht es doch. Das war bei der Maskenbestellung 
oder bei den Desinfektionsmitteln genau das Gleiche.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Kriegt nichts 
auf die Kette, der Müller, aber hat hier eine 
große Klappe! Mann!)

Wir müssen jetzt darüber reden, ob und welche Koopera-
tionen mit Unternehmen wir brauchen, wie wir Produk-
tionsketten und Produktionsabläufe verbessern können 
und wo die Bundesregierung Akzente setzten muss. Das 
ist in dieser Situation das richtige Vorgehen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Ralph 
Brinkhaus [CDU/CSU]: Wir können ja mal 
über Ihre Rolle in der Ministerpräsidentenkon-
ferenz reden!)

und zwar auch deswegen, Herr Brinkhaus, weil Herr 
Spahn schon wieder große Erwartungen weckt.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Volles Versa-
gen im Berliner Senat! Peinlich!)

Auch heute wurden wieder Millionen Impfdosen ange-
kündigt, Hunderte Millionen bis zum Sommer. Wir wol-
len bis zum Sommer jedem ein Impfangebot machen. – 
Mal ganz konkret für meine Stadt mit 3,8 Millionen Ein-
wohnern: Das bedeutet, ich brauche bis zum Sommer 
theoretisch 7,6 Millionen Impfdosen. Dann ziehen wir 
noch alle ab, die gar nicht geimpft werden können oder 
sich leider nicht impfen lassen wollen.

Rechnen wir mal mit 5 Millionen Impfdosen, die wir 
brauchen bis zum Sommer. Geteilt durch die 180 Tage, 
die ich noch habe, um allen bis zum Sommer ein Impf-
angebot zu machen, bedeutet das: Jeden Tag müssten 
28 000 Impfdosen verimpft werden. Meine Damen und 
Herren, das mache ich gerne. Und wir sind darauf, genau-
so wie die anderen Bundesländer, auch vorbereitet. Aber, 
meine Damen und Herren, diese 28 000 Impfdosen be-
kommen wir im Moment als Wochenlieferung und nicht 
als Tageslieferung. Deswegen müssen wir jetzt an dieser 
entscheidenden Stelle fragen: Wann bekommen wir wel-
che Menge?

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Die Frage ist: 
Wann ist das mit den Schulen in Berlin in Ord-
nung?)

Das ist keine abstrakte Diskussion; denn ein Einla-
dungssystem und eine Terminvergabe, die hier angespro-
chen wurde, können erst erfolgen, wenn ich verlässlich 
weiß, wann ich wen einladen kann. Es wäre für uns alle 
eine Katastrophe, die 80-, die 70-Jährigen, die vulnerab-
len Gruppen einzuladen, sie bekommen einen Termin, sie 
stehen vorm Impfzentrum, aber der Impfstoff ist nicht da, 
meine Damen und Herren.

(Zuruf der Abg. Karin Maag [CDU/CSU])
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Deswegen ist diese Diskussion so wichtig: jetzt zu erfah-
ren – verlässlich zu erfahren –: Wann bekommen wir 
was? In Bezug auf die niedergelassenen Ärzte trifft das 
ganz genauso zu: Womit können sie wann rechnen?

Ich glaube, das sind die entscheidenden Fragen. Die 
Impfplicht ist mit Sicherheit eine Nebendebatte, die uns 
nicht weiterhilft, um das auch ganz klar zu sagen.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Wir müssen 
über die Schulen reden!)

Denn wir müssen es doch erreichen, dass das Personal in 
Pflege- und Krankenhäusern aus voller Überzeugung 
unseren Weg unterstützt, sich impfen zu lassen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Georg 
Nüßlein [CDU/CSU]: Genau! Ihre Aufgabe!)

und nicht, weil sie dazu gezwungen werden. Das, meine 
Damen und Herren, ist, glaube ich, eine abseitige Debat-
te. Es geht darum, Sicherheit und Vertrauen – auch das ist 
mehrfach in der Diskussion angesprochen worden – zu 
erhöhen.

Die Testkapazitäten, Herr Spahn, die Testmöglichkei-
ten – auch über Schnelltests – will ich an dieser Stelle 
auch noch kurz ansprechen. Vielleicht gibt es, wenn die 
Menschen sich selbst testen, auch Missbrauch von Kapa-
zitäten. Und vielleicht gibt es nicht immer zu hundert 
Prozent korrekte Ergebnisse. Aber ich glaube, die Vor-
teile würden überwiegen, wenn Polizistinnen und Polizis-
ten, wenn das Pflegepersonal, das Personal in den Kran-
kenhäusern sowie Lehrerinnen und Lehrer durch den 
Einsatz von Tests und auch Selbsttests mehr Sicherheit 
bekommen würden, wo sie stehen mit ihrer Gesundheit.

Wir haben, meine Damen und Herren, zusammen viel 
erreicht in den letzten Monaten. Ich glaube, es geht jetzt 
darum, entschlossen diesen gemeinsamen Weg auch wei-
terzugehen und alle Möglichkeiten zu nutzen in der 
Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern. Das Kli-
nikpersonal entlasten, vor allen Dingen aber auch die 
vielen Menschen, die jetzt physisch und psychisch an 
ihre Grenzen kommen in ihrem Dienst für uns alle, ent-
lasten, Perspektiven bieten für die Schulöffnung, die 
Familien entlasten und nicht zuletzt auch der Wirtschaft 
wieder Perspektiven bieten: Diese Hoffnungen und 
Erwartungen erfüllen, das muss unser gemeinsames Ziel 
sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Georg 
Nüßlein [CDU/CSU]: Da haben Sie viel zu 
tun! – Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Da 
klatscht nicht einmal die SPD! – Weiterer Zuruf 
des Abg. Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: 
Nicht einmal die SPD! Mann, Mann, Mann!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Erwin Rüddel, CDU/ 

CSU.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Erwin Rüddel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Der langersehnte Impfstoff ist da. Ich habe das 
Gefühl, wir diskutieren Probleme und haben verlernt, uns 
über diese gute Perspektive zu freuen. Wenn man im 
Spätsommer/frühen Herbst als Optimist gesagt hat: „Ich 
glaube, wir werden dieses Jahr noch impfen“, dann hat 
man ungläubige Blicke geerntet. Und wenn man dann 
gefragt hat: „Was glauben Sie denn, mit welchem Impf-
stoff?“, dann wurde als Erstes hier bei uns CureVac 
genannt und nicht BioNTech. Das zeigt, dass es Entwick-
lungen gab und wir Entscheidungen treffen mussten zu 
einem Zeitpunkt, wo noch viel Ungewissheit war. Ich bin 
froh, dass wir Entscheidungen hier getroffen haben und 
Entscheidungen getroffen wurden, die auf Risiko-
streuung gesetzt haben. Das war der richtige Weg.

Und aller Anfang ist schwer: Sie können nicht einfach 
einen Schalter umlegen und dann haben Sie morgen mehr 
Impfstoff.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Im 
November!)

Wir haben gegenüber der Bevölkerung eine große Ver-
antwortung im Hinblick auf das Thema Sicherheit, Qua-
lität, Vertrauen. Deshalb ist es umso wichtiger, dass man 
hier keine Verkürzungen macht. Die Produktionsprozesse 
sind sehr, sehr kompliziert. Der Impfstoff muss im Rah-
men des Produktionsprozesses mindestens zweimal 
geprüft sein, bevor er dann der Bevölkerung zur Verfü-
gung gestellt wird. Wenn hier der Eindruck erweckt wird, 
als wenn man dem Produzenten nur sagen müsste: „Ich 
hätte gern mehr“, und dann bekommt man mehr, dann 
muss ich sagen: Das ist nicht möglich, zumindest nicht 
in der Qualität, die wir hier für unsere Bürger in Deutsch-
land erwarten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ich denke, wir sollten stolz sein auf die Leistung der 
Wissenschaft und uns freuen über die Entwicklungen, 
über diesen besonders schönen Prozess.

Tatsächlich können die Länder den Impfstoff, den wir 
ihnen liefern, derzeit nicht verimpfen. Der Job des 
Gesundheitsministers ist, Impfstoff zu liefern. Der wird 
geliefert. Das, was geliefert ist, wird aber nicht in allen 
Ländern in der Dynamik verimpft, wie sie sein könnte. 
Ich will das gar nicht kritisieren, ich will damit nur deut-
lich machen, dass jeder sein Päckchen zu tragen hat und 
dass wir die Leistungen und Erfolge nur gemeinsam ein-
fahren werden, Bund und alle Länder zusammen.

Wir haben auf Europa gesetzt. Das halte ich für den 
richtigen Weg. Das ist nicht sentimental, das ist ein Gebot 
der Vernunft; denn Deutschland ist allein nicht in der 
Lage, die Pandemie zu bekämpfen. Deutschland hat 
eine andere Lage als Großbritannien oder die USA: Wir 
haben sehr viele Nachbarn. Wir können hier nicht isoliert 
handeln, sondern wir müssen gemeinsam mit den Nach-
barn diese Pandemie bekämpfen. Grenzüberschreitend 
müssen wir wieder zur Normalität kommen.

Sorge macht mir die Impfbereitschaft, auch bei den 
Pflegekräften. Aber eine Impfpflicht ist der falsche 
Weg. Wir müssen die Menschen überzeugen, aufklären, 
dass der beste Gesundheitsschutz ein Impfschutz ist, und 
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deutlich machen, dass hier bei der Zulassung der Impf-
stoffe alle Kriterien berücksichtigt worden sind. Impf-
stoffe in Deutschland sind sicher. Wir haben, was Wis-
senschaft, Sicherheit und Qualität angeht, keine 
Abstriche gemacht – wir haben Verwaltungsprozesse 
dynamisiert.

Impfen ist der Hoffnungsanker im Jahr 2021; es ist der 
Weg, um die Todeszahlen zu senken, die Infektionen ein-
zudämmen, Überlastungen im Gesundheitssystem zu 
bremsen, die Schließung von Kitas, Schulen, Geschäften, 
Fitnesseinrichtungen oder Restaurants zu beenden und 
die Wirtschaft wieder anzukurbeln. Wenn im Februar 
die Menschen in den Heimen größtenteils ihre Impf-
chance erhalten haben, werden sich die Einschränkungen 
unseres Zusammenlebens sicherlich wieder reduzieren.

Gestatten Sie mir zum Schluss noch eine Bemerkung 
zur Arbeit im Gesundheitsausschuss, der sich in den ver-
gangenen Monaten als ein zentrales Gremium bei der 
Bewältigung der Pandemie bewährt hat. Der zuständige 
Minister hat sich in dieser Zeit als ebenso kompetenter 
wie souveräner und selbstkritischer Ressortchef erwie-
sen. Jens Spahn war bei allen regulären Sitzungen wie 
den zahlreichen Sondersitzungen des Ausschusses prä-
sent,

(Beifall der Abg. Karin Maag [CDU/CSU])
ist keiner Diskussion ausgewichen und hat immer zur 
Verfügung gestanden, bis auch die letzte Frage beantwor-
tet war. Einen besseren Austausch zwischen Parlament 
und Regierung kann ich mir nicht vorstellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das hat fraktionsübergreifend zu konzentrierter, guter 
und sachbezogener Arbeit beigetragen in einer Zeit, die 
den Ausschuss herausgefordert hat wie vielleicht niemals 
zuvor. An dieser Stelle möchte ich auch allen Kollegin-
nen und Kollegen im Ausschuss für Gesundheit einen 
ganz herzlichen Dank für das großartige Miteinander 
bei der Bekämpfung der Pandemie aussprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Janosch Dah-
men [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Mario Mieruch.

(Beifall des Abg. Uwe Kamann [fraktionslos])

Mario Mieruch (fraktionslos):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Damen 

und Herren! Corona ist zu ernst, um Pandemiemaßnah-
men nach dem Trial-and-Error-Prinzip mal auszuprobie-
ren. Es sei an dieser Stelle auch festgehalten, dass jeder, 
der sich für einen Platz auf der Bank rechts hinter mir 
einst bewarb, dies mit dem Anspruch tat, Kompetenzen 
mitzubringen und liefern zu können, wenn es dann ein-
mal so weit ist. Und einst hat uns unser Gesundheits-
minister Spahn erklärt, dass Masken sinnlos seien. Nun 
erklärt er uns, die Bundesregierung habe immer vor einer 
Impfstoffknappheit gewarnt. Nein, die Regierung hat 
wahlkampftaktisch falsche Erwartungen geweckt – und 
es wurde hier ja auch schon von dem einen oder anderen 

aufgegriffen –: Die Impfzentren seien startklar, gut gerüs-
tet, die Kampagne würde mit großen Schritten beginnen. 
In der Realität stellt es sich leider nicht so dar. Die Kran-
kenhäuser erhalten den Impfstoff für die Risikogruppen 
wahrscheinlich erst ab Februar. In Pflegeheimen wird er 
sogar verlost.

Den Lockdown in Salamitaktik jetzt zu verlängern, 
willkürliche Bewegungsradien, Ideen, Handydaten zu 
tracken, indirekte Impfpflicht über die Arbeitgeber, 
abstürzende Lernportale, Steuerberater in einer Endlos-
schleife der Nichtzuständigkeit, die gar nicht wissen, wie 
sie Überbrückungshilfe II und III beantragen sollen, weil 
das Ministerium die Berechnungsgrundlage nicht liefert, 
die hochnotpeinliche Auszahlung der Hilfsgelder an 
unseren Mittelstand – all diese Verfehlungen, Verspre-
chen und ja, auch fragwürdigen Kompetenzen bereiten 
im Land natürlich auch den Nährboden für absurde Ver-
schwörungstheorien. Aber die berechtigte und die sach-
liche Kritik an diesen Dingen, die ist eben keine Corona-
leugnung. Das wäre zu einfach.

Die Frage, die sich aus der Impfstoffbestellung heraus 
ergibt, ist durchaus, ob Frau Merkel im Sommer Men-
schenleben gegen EU-Interessen abgewogen hat. Und 
wenn Jens Spahn bei der Beschaffung von den Impfstof-
fen anderer Meinung war, wo war sein lauter Aufschrei? 
Wer ist eigentlich der Gesundheitsminister, der alles 
dafür tun muss, dass wir diesen Impfstoff bekommen? 
Da stellt sich natürlich dann eben auch die Frage: Hätte 
ein solcher Aufschrei womöglich eigene Kanzlerambitio-
nen infrage gestellt?

Aber eine noch viel wichtigere Frage, die sich hier 
auch für jeden Demokraten im Haus stellen muss, ist, 
mit welchem Mandat und wann dieses Hohe Haus die 
nationale Impfstoffbeschaffung an die EU übertragen 
hat. Und wo ist dieses Hohe Haus, wenn jedem förmlich 
ins Auge springt, dass die Maßnahmen nicht funktionie-
ren, dass es so, wie es gerade läuft, nicht klappt? Ver-
steckt es sich dann vielleicht sogar schon hinter dem 
Infektionsschutzgesetz? Wo ist das Bewusstsein für die 
Verantwortung jedes Einzelnen, welche man als Abge-
ordneter hier übertragen bekam?

Für die Liberal-Konservativen Reformer habe ich be-
reits am 4. Januar eine kritische Überprüfung dieser ein-
dimensionalen und brachialen Coronapolitik in einem 
Untersuchungsausschuss gefordert. Und vielleicht sollten 
wir aufgrund der Erfahrungen, die wir gesammelt haben, 
auch schon die Handydaten sicherstellen; die kommen ja 
hier gerne mal weg.

Vielen Dank.

(Beifall des Abg. Uwe Kamann [fraktionslos])

Vizepräsident in Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege Tino 

Sorge das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Tino Sorge (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben ja nun in der Debatte hier schon eine ganze 
Menge gehört. Aber besonders bemerkenswert fand ich 
in dieser Debatte den Kollegen Müller, der ja von der 
Bundesratsbank hier zuhört und auch eine Rede gehalten 
hat. Dass sich ein Regierender Bürgermeister hier an 
dieses Rednerpult stellt, der es in seinem eigenen Bun-
desland nicht mal hinbekommt, die Impfdosen zu ver-
impfen – in Treptow mussten Impfdosen verworfen wer-
den –, ist schon echt eine dreiste Nummer, Herr Kollege.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Aber worüber reden wir hier in der ganzen Debatte? 

Ich glaube – dazu neigen wir Deutschen ja –, wir sehen 
immer nur, dass das Glas halbleer ist, und nicht, dass es 
halbvoll ist. Wir reden hier über einen Impfstoff, der 
innerhalb eines Jahres – vom Beginn der Pandemie bis 
zum Start der Impfung – entwickelt wurde. Ich glaube, da 
können wir hier in diesem Haus auch mal stolz sein und 
sagen: Das ist ein Meilenstein, das ist eine wissenschaft-
liche Sensation, und das ist so in der Geschichte noch nie 
vorgekommen.

Wenn so getan wird, als könne man bei der Impfstoff-
entwicklung – der Kollege Kessler hat ja wieder die 
feuchten Träume eines Enteignungsajatollahs hier zum 
Besten gegeben –

(Heiterkeit der Abg. Christine Aschenberg- 
Dugnus [FDP] – Jan Korte [DIE LINKE]: 
Das haben Sie in Ihr Gesetz geschrieben!)

einen Schalter umlegen, als könne man Impfstoffe inner-
halb kürzester Zeit entwickeln, dann zeugt das von relativ 
wenig Fachkenntnis.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Das steht in Ihrem 
Gesetz, Sie Vogel!)

Wenn ich mir andere Impfstoffe anschaue, egal ob gegen 
Kinderlähmung, Hepatitis B oder Tetanus, dann sehe ich, 
dass es von der Entwicklung bis zur entsprechenden Imp-
feinführung Jahrzehnte gedauert hat. Insofern sollten wir 
hier auch mal wieder ein bisschen den Fokus in die rich-
tige Richtung lenken. Wir als Deutschland können stolz 
sein.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Die Wissenschaft!)
Insofern müsste die Debatte heute heißen: Danke an For-
scherinnen und Forscher, danke an diejenigen, die an 
diesem Impfstoff geforscht haben, aber auch ein ganz 
großes Dankeschön an die Industrie, die das möglich 
gemacht hat, und in diesem Sinne auch ein ganz großes 
Dankeschön an das Bundesgesundheitsministerium mit 
Jens Spahn; das möchte ich hier auch mal sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir haben ja in der Debatte auch immer die Kritik 

gehört: Warum ging das nicht schneller? Warum hat die 
Zulassung so lange gedauert? – Aber worüber sprechen 
wir denn? Wir sprechen über Impfakzeptanz. Im Fokus 
der Diskussion steht jetzt nicht die Frage, ob die Leute 
sich sofort impfen lassen wollen. Vielmehr stand noch 
vor einigen Tagen, vor einigen Wochen eher die Frage 
im Fokus, ob die Menschen sich überhaupt impfen lassen 
wollen. Und ich glaube, da wäre es völlig kontraproduk-

tiv gewesen, mit Notfallzulassungen zu arbeiten, sie 
in einem Hauruckverfahren über die Rampe zu heben. 
Insofern bin ich auch wirklich dankbar, dass wir dem 
Druck standgehalten haben und das in einem ordentli-
chen EMA-Zulassungsverfahren, einem geordneten Ver-
fahren, gemacht haben; denn nur so werden wir in der 
Bevölkerung Akzeptanz erreichen, weil wir sagen kön-
nen: Dieser Impfstoff ist so gut getestet wie selten ein 
Impfstoff zuvor. – Insofern nehmen wir die Befürchtun-
gen derjenigen, die vielleicht überlegen, ob sie sich imp-
fen lassen wollen, ernst und räumen sie aus.

Zur Frage: Wie verimpfen wir? Es ist ja schon gesagt 
worden: Das ist eine Mammutaufgabe gewesen. Wir 
reden nicht nur über die Frage der Impfstoffbeschaffung 
innerhalb der Europäischen Union. Natürlich kann man 
sagen, Deutschland hätte sich den Impfstoff – koste es, 
was es wolle – auch zulasten anderer Nationen besorgen 
sollen. Aber ich will nur noch mal daran erinnern: Der 
Bundesgesundheitsminister hat schon sehr frühzeitig mit 
anderen Ländern Verhandlungen geführt, Vereinbarun-
gen geschlossen, sodass wir in Deutschland relativ 
schnell den Impfstoff bekommen. Und es herrschte in 
den Diskussionen, sowohl im Gesundheitsausschuss als 
auch in anderen fraktionsübergreifenden Diskussionen, 
immer die klare Meinung, dass wir als Deutschland 
auch an einer europäischen Lösung mitarbeiten werden. 
Diejenigen, die sich jetzt hinstellen und suggerieren, als 
sei diese europäische Lösung der falsche Weg gewesen, 
verkennen, dass dieses Coronavirus und die Pandemie 
nur mit einer europaweiten Lösung bekämpft werden 
können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie uns 
doch gemeinsam die Diskussionen führen, lassen Sie uns 
doch die Widerstände, die Befürchtungen, die es in der 
Bevölkerung in Bezug auf das Impfen gibt, ausräumen, 
lassen Sie uns doch darüber sprechen, welche Kritik es da 
gibt, auch über die Frage, welche Vor-, welche Nachteile 
es beispielsweise bringt, bestimmte Kohorten, bestimmte 
Gruppen früher impfen zu lassen. Natürlich kann man 
sich darüber streiten, ob die Festlegung der Personen-
gruppen, die früher, prioritär geimpft werden können, 
die richtige ist. Aber es war doch immer klar, dass wir 
am Anfang nicht gleich genügend Impfstoff für alle zur 
Verfügung haben werden. Deshalb ist es richtig, dass wir 
uns auf die Gruppen, die am gefährdetsten sind, auf die 
vulnerablen Gruppen, auf ältere Menschen, auf Men-
schen in Pflegeheimen, in Senioreneinrichtungen fokus-
sieren, weil gerade dort das Ausmaß der Pandemie, die 
Mortalitätsrate am höchsten ist. Insofern ist das doch der 
richtige Weg.

Ich glaube, wir alle sollten das Motto der Impfkampag-
ne ernst nehmen: „Deutschland krempelt die Ärmel 
hoch“. Wir sollten das im doppelten Sinne sehen: Einer-
seits krempeln wir die Ärmel hoch, um dieses Virus wei-
terhin so stark zu bekämpfen, andererseits krempeln wir 
gemeinsam die Ärmel hoch, damit bald jeder eine Imp-
fung bekommen kann.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsident in Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun die Kollegin 

Dr. Claudia Schmidtke das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Claudia Schmidtke (CDU/CSU):
Herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Ich habe heute einen Blick in den 
Kalender geworfen, auf die erste Sitzungswoche des ver-
gangenen Jahres vor ziemlich genau einem Jahr. Wir 
sprachen über die Neuregelung der Organspende, führten 
eine hochemotionale Debatte und stimmten ab – mit kör-
perlicher Nähe. Die Woche war gefüllt mit Neujahrs-
empfängen und vielen Veranstaltungen, persönlichen 
Begegnungen; ich hatte eine Besuchergruppe aus dem 
Wahlkreis zu Gast. Das vermisse ich sehr, Ihnen geht es 
wahrscheinlich ähnlich.

Aus China erreichten uns beschwichtigende Meldun-
gen über das neuartige Virus, von dem wir im Dezember 
erstmalig hörten. Am 13. Januar, also auf den Tag genau 
vor einem Jahr, gab es dennoch das erste Vorkommen 
außerhalb Chinas, nämlich in Thailand. Von der Entwick-
lung eines Impfstoffes war noch keine Rede. Erst am 
11. März sollte Covid-19 zur Pandemie erklärt werden.

Die auf diese Tage im Januar 2020 folgenden Monate 
sollten uns in eine völlig andere Welt katapultieren, in der 
wir uns immer noch befinden. Wir trauern um Zehntau-
sende Tote allein bei uns in Deutschland.

Hunderte Milliarden Euro zur Stützung der Wirtschaft 
haben wir bewilligt, und wir haben den Menschen im 
Land Kontaktbeschränkungen auferlegt. Die ganze Welt 
fuhr herunter – zunächst mit wenig Hoffnung auf rasche 
Besserung und viel Skepsis, ob es überhaupt gelingen 
wird, einen Impfstoff zu entwickeln.

Und nun zurück ins Heute: Bereits heute, im Janu-
ar 2021, wird weltweit ein revolutionärer Stoff verimpft, 
der vor dieser Krankheit, die die ganze Welt in Bann hält, 
effektiv schützt. Er ist gründlich getestet und regulär 
zugelassen, und er kommt aus Deutschland. Was ist das 
für eine Erfolgsgeschichte!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich muss zugeben: 
Auch ich habe Anfang des vergangenen Jahres eine derart 
schnelle Impfstoffentwicklung nicht für möglich gehal-
ten. In einem anderen Punkt habe ich aber recht behalten: 
dass nämlich diese Rekordentwicklung mit dem neuen 
mRNA-Verfahren zu einer großen weltweiten Knappheit 
in den ersten Monaten führen wird und dass einige Län-
der schneller impfen können, die meisten Länder der Erde 
dagegen noch lange warten müssen.

Deutschland gehört zu denen, die schneller impfen 
können, nicht schnell genug, um ganz an der Spitze zu 
sein, aber schneller als etwa 170 andere Länder auf der 
Welt. Auch diese Wahrheit sollte man zur Kenntnis neh-
men.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir haben noch einige schwere Monate vor uns. Wir 
müssen angesichts der Bedrohung durch die in Groß-
britannien erkannte Mutationsform noch einmal alle 

Kräfte mobilisieren, um durch Kontaktbeschränkungen 
und geordnete Kontaktverfolgung überall dort, wo das 
möglich ist, die Infektionszahlen einzudämmen.

(Karsten Hilse [AfD]: Wie in der DDR! Durch-
halteparolen habe ich schon in der DDR ge-
hört!)

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Ich gönne Groß-
britannien diesen Impfstoff wirklich. Denn ich habe Kol-
legen dort vor Ort, und deren Geschichten sind wirklich 
ganz anders als bei uns in Deutschland. Dort gibt es über 
83 000 Todesfälle. Das muss man sich auch noch mal 
verdeutlichen.

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal eindringlich 
an die Kommunen appellieren: Verwenden Sie bitte das 
Helmholtz-Nachverfolgungsprogramm SORMAS in 
Ihren Gesundheitsämtern!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Verzichten Sie auf Insellösungen! Schon allein dieser 
Schritt kann Leben retten.

Was die Beschleunigung des Impferfolges angeht, 
brauchen wir neben der Optimierung der Infrastruktur 
vor allem die Bereitschaft, sich auch impfen zu lassen. 
Ich will mich daher mit einem Wort an die Gesundheits-
berufe, die Ärztinnen und Ärzte, die Pflegekräfte in unse-
rem Land wenden: Ich habe in der vergangenen Woche 
bei mir in Lübeck selbst mitgeholfen beim Impfen. Ich 
habe die Ärmel im wahrsten Sinne des Wortes hochge-
krempelt, und ich sage Ihnen mal was, Herr Müller – der 
Kollege hat es schon gesagt –: In Schleswig-Holstein 
klappt das.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP])

Wir müssen auch keine Impfdosen verwerfen. Wir 
packen dort gemeinsam an.

Am Universitätsklinikum Schleswig-Holstein ist die 
Bereitschaft enorm hoch. Über 80 Prozent wollen sich 
impfen lassen. Die Entscheidungsprozesse der Impflinge, 
mit denen ich gesprochen habe, waren überlegt und 
reflektiert. Man hat darüber nachgedacht, sich mit der 
Familie beraten und war sich doch vor allem bewusst, 
dass man an vorderster Front, im Umgang mit Patientin-
nen und Patienten, nicht nur ausgeliefert ist, sondern auch 
selbst ein Risiko darstellen kann.

Ich weiß aber auch, dass die Impfbereitschaft nicht 
überall gleich ist. Meine Überzeugung ist: Jetzt ist keine 
Zeit für Impfpflichtdebatten, jetzt ist Zeit für wissen-
schaftliche Vernunft.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Drei Dinge möchte ich hervorheben, bevor ich gleich 
zum Schluss komme:

Erstens. Das Zulassungsverfahren ist der reguläre 
Goldstandard.

Zweitens. Wir sehen nach den ersten millionenfachen 
Impfungen weiterhin keine schwerwiegenden Nebenwir-
kungen.
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Drittens. Die Impfung ist damit nicht nur intensiv 
geprüft, sondern sie ist vor allem eines: besser als die 
Krankheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich wünsche mir von uns allen die Solidarität, die wir 
im vergangenen Jahr zu Beginn der Pandemie bewiesen 
haben. In unserer Zuversicht liegt unsere Kraft. Bleiben 
Sie gesund!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident in Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Befragung der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat mitgeteilt, dass heute die 
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, 
Frau Julia Klöckner, zur Verfügung steht.

Wir warten noch einen Moment, bis alle Kolleginnen 
und Kollegen ihren Platz gefunden haben.

Frau Bundesministerin, Sie haben das Wort für Ihre 
einleitenden Ausführungen.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Die Landwirtschaft muss viel leisten. Die 
Bäuerinnen und Bauern in Deutschland sehen sich vielen 
gesellschaftlichen Erwartungen ausgesetzt. Sie sollen die 
Ernährung sichern, und selbstverständlich soll ihre Land-
wirtschaft die Landschaft und die Tiere pflegen, die 
Umwelt und die Ressourcen schützen und den Klima-
wandel stoppen. Diese Erwartungen zu erfüllen, kostet 
Geld. Und an diesem Geld entscheidet sich auch, ob ein 
Betrieb weitergeführt wird oder nicht, wenn das Ganze 
das Betriebsergebnis belastet und eventuell nicht getra-
gen werden kann.

Deshalb ist es wichtig, dass wir uns immer wieder 
gewahr werden: Wer regionale Produkte will, der braucht 
auch regionale Bauern. Von daher ist es wichtig, dass wir 
eine Förderpolitik betreiben – und das tut diese Bundes-
regierung –, die diese Bäuerinnen und Bauern, die wir 
unterstützen wollen, auch dazu ermutigt, die Schritte zu 
gehen, die wir von ihnen gesellschaftlich erwarten. Diese 
Förderpolitik ist eine Politik, die gesellschaftliche Erwar-
tungen mit Finanzen und Anreizen unterlegt, und das ist 
nicht, wie wir häufig hören, einfach nur platt eine Sub-
ventionsausschüttung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deshalb ist es wichtig, dass wir die Schritte hin zu 
mehr Klimaschutz, mehr Umweltschutz, mehr Artenviel-
falt, Naturschutz und auch Ernährungssicherung möglich 
machen und Lösungen anbieten. Also nicht in einem 
Schwarz-oder-Weiß, Alles-oder-Nichts, Gut-oder-Böse 
verharren. Eine Lösung ist zum Beispiel der Einsatz 
moderner Techniken.

Das zeigen wir zum Beispiel mit unserem Investitions-
programm Landwirtschaft, das vor zwei Tagen an den 
Start gegangen ist und so den Nerv der Branche getroffen 
hat, dass schon nach kurzer Zeit die erste Tranche abge-
rufen war, um den Bedarf zu decken. Es ist wichtig, dass 
Gelder, die der Staat zur Verfügung stellt, auch dort 
ankommen, wo sie gebraucht werden.

Für welche Techniken werden sie verwendet? Zum 
Beispiel sollen sich auch kleine Betriebe moderne 
Maschinen leisten können, die weniger Pflanzenschutz-
mittel und weniger Düngemittel einsetzen. Und damit 
dazu beitragen, dass es weniger Emissionen gibt, ohne 
dabei die Ernten und die Ernährungssicherheit zu gefähr-
den. Es geht hier also nicht um ein Entweder-oder, son-
dern das ist ein ganz klares Standortbekenntnis.

Mehr als 50 Prozent dieser Anträge kommen aus 
kleinstrukturierten Regionen. Das Angebot ist passgenau, 
und es freut uns, dass kleine und mittlere Betriebe hier 
auch zugreifen. Mit dieser Förderung ermöglichen wir es 
auch ganz kleinen Betrieben, durch Zusammenschlüsse 
gemeinsam in gewisse Maschinen zu investieren.

Diesen Schwung wollen wir nutzen. Deshalb habe ich 
entschieden, die zweite Tranche der Förderung vorzuzie-
hen. In sechs Wochen geht es weiter.

Natürlich ist es immer so, dass derjenige, der nicht zum 
Zuge kam, nicht groß erfreut ist, aber so ist das nun ein-
mal bei Projekten, für die nur begrenzte Mittel zur Ver-
fügung stehen. Wir machen es aber möglich, dass es noch 
mehr Mittel geben wird.

Für diesen Transformationsprozess. Die Politik hat die 
Aufgabe, nicht nur Forderungen zu stellen, sondern auch 
zu zeigen, wie es möglich gemacht wird. Dort, wo es 
Zielkonflikte gibt, muss sie zeigen, wodurch diese gelöst 
werden können.

So ist es auch beim Tierschutz. Wir wollen mehr Tier-
schutz in Deutschland, aber wir müssen die Landwirte 
auch in die Lage versetzen, im Wettbewerb stark bleiben 
zu können.

Deshalb haben wir ein Förderprogramm in Höhe von 
300 Millionen Euro aufgesetzt, damit Ställe so umgebaut 
werden können, dass sie mehr Platz bieten. Das kostet 
Geld, und da wollen wir die Landwirte unterstützen. 
Der Umbau muss bezahlbar sein; denn wenn Landwirte 
ihren Betrieb aufgeben oder wir bei Tierwohlfragen aufs 
Ausland verweisen, dann ist vielleicht kurzfristig dem 
guten Gewissen, nicht aber dem Tier geholfen. Das ist 
keine langfristige, nachhaltige Politik.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Darum haben wir hier in diesem Parlament gemeinsam 
beschlossen, eine Machbarkeitsstudie zur Borchert-Kom-
mission in Auftrag zu geben, was ich gemacht habe, und 
das Ergebnis kommt im Februar oder März.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Unser Ziel ist es, in diesem Jahr noch die 
Weichenstellung zu beschließen und zu überlegen, wie 
wir den Umbau von Ställen – der unglaublich viel Geld 
kosten wird, wobei wir die Landwirte nicht alleine lassen 
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können und was auch nicht allein die Verbraucher zahlen 
sollen – finanzieren und welchen Weg wir rechtssicher 
und europarechtskonform gehen.

So haben wir in Deutschland einen hohen Anspruch 
ans Tierwohl gezeigt, zum Beispiel beim Verbot des 
betäubungslosen Ferkelkastrierens – und zwar nicht nur 
mit einer Schmerzlinderung, sondern mit einer Schmerz-
ausschaltung. Wir haben also einen hohen Anspruch und 
haben gezeigt, dass wir die hohen Anforderungen ans 
Tierwohl nicht einfach nur formulieren und erwarten, 
dass die Umstellung per Knopfdruck erfolgt. Vielmehr 
haben wir die Landwirte mit einem Förderprogramm 
begleitet, das unglaublich stark in Anspruch genommen 
worden ist. Zum 1. Januar dieses Jahres ist entsprechend 
weiteres Geld zur Verfügung gestellt worden.

In der kommenden Kabinettsitzung wird ein Gesetz-
entwurf für mehr Tierwohl vom BMEL besprochen wer-
den. Auch hier gehen wir mit Augenmaß vor. Wir wollen 
Tierschutz verbessern und zugleich die Brütereien in 
Deutschland behalten. Wir gehen voran und machen es 
möglich, in Europa und weltweit, dass das Kükentöten 
beendet wird. Das geschieht nicht allein mit der bloßen 
Forderung, und dann wundert man sich, dass es irgend-
wann keine Brütereien mehr in Deutschland gibt, sondern 
wir haben mit unserer Förderung die Entwicklung alter-
nativer Techniken ermöglicht.

Damit will ich schließen; ich sehe den Hinweis. Mein 
Eingangsstatement ist damit auch in zeitlicher Hinsicht 
beendet. Also, man kann politische Ziele erreichen, wenn 
man das will. Wir zeigen, wie das geht. Das ist Sinn und 
Zweck dieser Agrarpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Petra Pau:
Danke, Frau Ministerin. – Wir beginnen die Regie-

rungsbefragung zu den einleitenden Ausführungen der 
Bundesministerin und zum Geschäftsbereich sowie zu 
den vorangegangenen Kabinettsitzungen und mit allge-
meinen Fragen. – Das Wort hat der Abgeordnete Wilhelm 
von Gottberg.

Wilhelm von Gottberg (AfD):
Frau Präsidentin, danke fürs Wort. – Frau Ministerin, 

wir konnten der Presse entnehmen, dass Sie am 6. Januar 
dieses Jahres in einem Schreiben den Kolleginnen und 
Kollegen der Bundesländer die Frage vorgelegt haben, 
wie sie sich zu den inhaltlichen Schwerpunkten des 
Nationalen Strategieplanes für die Förderperiode ab 
2023 stellen.

Diese Nationalen Strategiepläne müssen bis zum Jah-
resende der Kommission zur Genehmigung vorgelegt 
werden. Dass Sie diese Fragen stellen, liegt am neuen 
Umsetzungsmodell für die zukünftige EU-Agrarpolitik. 
Im Vorfeld der kommenden Agrarministerkonferenz 
des Bundes und der Länder am 5. Februar dieses Jahres 
fragen wir die Meinungsbildnerin, Frau Ministerin 
Klöckner: Wie stehen Sie zu den vorgeschlagenen Para-
metern Kappung und Degression, Junglandwirteprämie 
und eine mögliche Gemeinwohlprämie?

Vizepräsident in Petra Pau:
Bitte, Frau Ministerin.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, danke für Ihre Fra-
ge. – Man kann in einer Minute nur sehr, sehr wenig von 
der großen Agrarreform anreißen, die für sieben Jahre 
gelten wird.

Zunächst will ich festhalten: Wir haben etwas erreicht, 
das eine Grundvoraussetzung darstellt: dass trotz des 
Brexits, trotz des Verlusts eines großen Zahlers, nämlich 
Großbritanniens, der Finanzplafond auf gleicher Höhe 
geblieben ist, und das auch dank unserer Bundeskanzle-
rin, die bei den Vorverhandlungen genau dafür gesorgt 
hat.

Ein zweiter Punkt, den wir erreicht haben mit der 
Agrarreform, mit den Schlussfolgerungen des Rates in 
Brüssel: Das ist ein ganz klarer Systemwechsel. Wir 
kommen weg von der Auszahlung, gemessen an der Flä-
che, die rein prozessorientiert erfolgt; stattdessen werden 
wir die Bewirtschaftung auf den Flächen in den Blick 
nehmen und ergebnisorientiert agieren. Das heißt, dass 
die Konditionalität ab dem ersten Euro bei der Direkt-
zahlung in der ersten Säule gilt. Zusätzlich haben wir 
verpflichtend eine ambitionierte Ökoregelung von 20 Pro-
zent. Beides hatte die Kommission in ihrem Vorschlag 
nicht vorgelegt gehabt; das ist also ein großer Erfolg.

Ich sehe es jetzt rot blinken und werde Ihnen, weil Sie 
wahrscheinlich gerne noch mehr gehört hätten, den Rest 
dann schriftlich nachreichen, wenn Ihnen das recht ist.

Vizepräsident in Petra Pau:
Sie haben eine Nachfrage. – Bitte schön.

Wilhelm von Gottberg (AfD):
Frau Ministerin, wir wissen, dass die Abwanderung 

der Menschen aus den ländlichen Räumen auch deshalb 
geschieht, weil im Abwanderungsgebiet keine oder nur 
eine unzureichende Zahl an Arbeitsplätzen vorhanden ist. 
Sehr viele landwirtschaftliche Betriebe, gerade im Osten, 
beschäftigen zahlreiche Mitarbeiter. Wird bei der Umge-
staltung der ersten Säule der GAP das Kriterium „Anzahl 
der beschäftigten ganzjährigen Mitarbeiter“ neben der 
Flächenprämie ein weiteres Förderkriterium sein? Diese 
Maßnahme würde nach unserer Auffassung zu einer Ent-
spannung auf dem landwirtschaftlichen Bodenmarkt füh-
ren.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke sehr. – Auf diese Weise kann ich wieder auf die 
erste Frage zurückkommen. Es handelt sich um ein 
Gesamtkonzept. Es wird nichts helfen, nur einzelne 
Schubladen zu ziehen; dann wird keine ganze Kommode 
daraus.

Kurzum: Alles hängt von unseren Entscheidungen zur 
Konditionalität ab, wie viel Freiraum wir dann für die 
Ambitionen bei den Ökoregeln haben, welche Teile wir 
in die zweite Säule umschichten etc. Das heißt konkret: 
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Wir haben die Möglichkeit, zu deckeln, zu kappen, die 
Degression einzuführen. Was wir jetzt schon machen: 
Wir fördern die ersten Hektare mehr, was ich für richtig 
erachte. Wir haben jetzt auch die Möglichkeit, stärker die 
Junglandwirte zu fördern. Wir können das Ganze berech-
nen. Wir müssen nur schauen, dass die Landwirte am 
Ende nicht mit mehr Bürokratie belastet werden als vor-
her.

Unser gemeinsames Ziel ist, den Strukturwandel zu 
stoppen und die landwirtschaftlichen Betriebe zu unter-
stützen. Vor allen Dingen betreiben wir mit der zweiten 
Säule ländliche Raumpolitik, die für die Landwirtschaft 
wichtig ist. Als Wirtschaftsministerium für die ländlichen 
Räume haben wir sehr viele nationale Programme, auch 
um Betriebe zu unterstützen.

Ich rege an, dass einige Länder jetzt endlich das 
Bodenmarktrecht angehen.

Vizepräsident in Petra Pau:
Bevor wir fortfahren, sei mir der Hinweis gestattet: 

Wir haben für den Fragesteller eine Fragezeit von einer 
Minute und eine Antwortzeit von einer Minute. Für die 
Nachfrage stehen 30 Sekunden zur Verfügung und für die 
Antwort auf die Nachfrage ebenfalls 30 Sekunden. Ich 
weiß, das ist technisch im Moment unzureichend gelöst, 
aber die Herausforderung sowohl für die Fragesteller als 
auch für die antwortenden Regierungsmitglieder ist, nach 
30 Sekunden zu erkennen, dass sowohl die Frage- als 
auch die Antwortzeit – zumindest in der zweiten Runde – 
ausgeschöpft ist. Ich stelle anheim, das jetzt im weiteren 
Verlauf hinzubekommen und diese Herausforderung 
auch zu bestehen.

Gibt es noch eine weitere Nachfrage von anderen Ab-
geordneten zu dieser Frage? – Das ist nicht der Fall. Dann 
hat jetzt der Kollege Rainer Spiering das Wort.

Rainer Spiering (SPD):
Ihnen ein frohes, gesundes, glückliches und gerne auch 

mit konstruktiver Dynamik versehenes neues Jahr! – Sie 
haben mir Ende letzten Jahres die Studie des Fraunhofer- 
Instituts geschickt: 520 Seiten. Ich habe gedacht: Ach, die 
Ministerin hat bestimmt gemeint, der Herr Spiering hat 
zu Weihnachten nichts Besseres zu tun; der liest das mal 
komplett selber durch. – Es wäre ganz schön gewesen, 
wenn die Studie mit einem Kommentar versehen gewe-
sen wäre; aber lassen wir das mal so stehen.

Sie werden wissen, dass sich sowohl die Landwirt-
schaft als auch die Industrie zu einer IT-Plattform bekannt 
hat und eigentlich von Ihnen erwartet, dass Sie jetzt, vor-
sichtig ausgedrückt, Gas geben. Sie haben großzügige 
Mittel vom Parlament bewilligt bekommen. Ich nenne 
mal Stichworte: Präzisionslandwirtschaft, Möglichkeiten 
von Steuererklärungen, von GAP-Erklärungen; Kataster-
daten, die gebraucht werden; Schnittstellenfragen, Daten-
sicherheit. Ich möchte wissen: Wo stehen wir? Wie weit 
sind Sie im Kontakt mit den Industriebetrieben und der 
Landwirtschaft? Klären Sie bitte das Parlament auf.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Spiering, gerne kläre 
ich Sie auf und wünsche Ihnen ebenso ein gutes, ein froh-
gemutes, gesundes neues Jahr und gerne auch Zeit zum 
Lesen.

Wo stehen wir? Es hat noch keine Bundesregierung 
gegeben, die so viel Gas gegeben hat bei der Fragestel-
lung „Digitalisierung in der Landwirtschaft“.

Ich bin auch der Staatsministerin für Digitalisierung im 
Kanzleramt, Frau Dorothee Bär, sehr dankbar, dass wir da 
große Unterstützung haben; denn diese Bundesregierung 
setzt darauf, dass die Digitalisierung ein Weg ist, um 
Zielkonflikte zu lösen, um Ressourcen zu schonen, 
Arbeit zu erleichtern und am Ende auch den Beruf des 
Landwirts attraktiver zu machen.

Wir haben 14 digitale Experimentierfelder eingerich-
tet. Sie wissen, wie der Stand ist; das muss ich nicht 
berichten. Wir haben jetzt die Machbarkeitsstudie zu 
digitalen Datenplattformen, die wirklich sehr umfang-
reich ist. Sie wissen: Ich bin im engen Kontakt mit der 
Hochschule Kaiserslautern. Es ist wirklich eine sehr gute 
Machbarkeitsstudie vorgelegt worden.

Was haben wir vor, Herr Spiering? Wir wollen, dass 
eine Plattform in mehreren Schritten eingerichtet wird, 
dass sie von den Landwirten angenommen wird, dass 
die Landwirte wissen, dass ihnen die Daten gehören, 
aber dass sie optimiert werden. – Jetzt leuchtet es rot. 
Aber ich lade Sie gerne ein, dass wir das gemeinsam 
besprechen.

Vizepräsident in Petra Pau:
Sie haben die Möglichkeit zu einer Nachfrage.

Rainer Spiering (SPD):
Das Angebot nehme ich gerne an. – Gleichwohl habe 

ich Ihnen konkrete Fragen gestellt: Schnittstellenfrage, 
Datensicherheit. Ich nehme ein Beispiel heraus: Sie brau-
chen für die Präzisionslandwirtschaft Katasterdaten von 
den Ländern. Wie weit sind Sie in den Verhandlungen, 
damit diese Daten zur Verfügung gestellt werden? Bitte 
konkret!

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Gerne, Herr Spiering. – Ich freue mich, wenn auch die 
SPD-geführten Länder über Rheinland-Pfalz hinaus die 
Daten kostenlos zur Verfügung stellen.

(Rainer Spiering [SPD]: Meck-Pomm macht 
das schon!)

– Es gibt noch ein paar andere Länder, wie Sie wissen. – 
Insofern wünsche ich mir sehr – das wird im Übrigen 
auch ein Thema auf der nächsten Agrarministerkonferenz 
sein, von uns mit auf die Tagesordnung gesetzt –, dass wir 
zum einen darüber sprechen, dass öffentliche Daten kos-
tenlos für die Landwirte öffentlich zugänglich werden, 
und dass zum anderen die Landwirte selbst entscheiden 
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können, was mit ihren Daten geschieht, sodass sie am 
Ende auch den Nutzen einer solchen Plattform erkennen, 
um optimieren zu können, und der Staat umgekehrt auch.

Zu viele Formulare und zu viele Schnittstellenproble-
matiken sind also hinderlich.

Vizepräsident in Petra Pau:
Gibt es weitere Nachfragen dazu? – Bitte.

Carina Konrad (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, dass Sie die Nachfrage 

zulassen. – Auch von mir ein frohes neues Jahr an alle!
Bei der Frage nach der Digitalisierung muss ich natür-

lich kurz auf das zu sprechen kommen, was Sie in Ihrem 
Eingangsstatement angeführt haben, nämlich das An-
tragsverfahren zu dem Investitionsförderprogramm, das 
am Montag um 12 Uhr angelaufen ist. Dann lagen die 
Server platt; über Stunden hinweg war das Antragsver-
fahren nicht abrufbar. In den Abendstunden ging es wie-
der, und dann – Sie haben es beschrieben – waren die 
Fördermittel innerhalb kürzester Zeit aufgebraucht. Jetzt 
haben Sie ja angekündigt, dass das vorgezogen werden 
soll, was eigentlich für das zweite Halbjahr geplant war.

Daraus ergibt sich ein Haufen Fragen. Aber die Frage, 
die sich für mich stellt, ist die Frage nach dem Verfahren 
selbst. Warum haben Sie sich entschieden, –

Vizepräsident in Petra Pau:
Kolleginnen, auch hier gelten 30 Sekunden.

Carina Konrad (FDP):
– dieses digitale Verfahren direkt mit der Rentenbank 

abzuwickeln? Warum haben Sie sich nicht dazu entschie-
den, das wie in der Vergangenheit zu machen, als die 
Landwirte mit ihren Hausbanken in Verbindung traten? 
Dieses bewährte Antragsverfahren hätte bestimmt nicht 
zu so viel Unmut geführt wie das, was jetzt da gemacht 
wurde.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Erst einmal danke, Frau Abgeordnete, für Ihre Frage.
Man kann zwei verschiedene Wege gehen. Man kann 

sagen, man hat Zeit und schaut, ob der Landwirt, der jetzt 
mit der Hausbank in Kontakt tritt, während die Hausbank 
wegen der Coronahilfen gerade mit vielen, vielen ande-
ren Unternehmen zu tun hat – das wissen Sie –, dort einen 
Termin bekommt. Dann wartet man, bis die Bonität 
geprüft wird. Das kann man machen. Ich habe aber den 
Eindruck, dass den Landwirten etwas anderes wichtig ist: 
dass es schnell geht und dass sie jetzt zu Beginn des 
Jahres Maschinen ordern können, die spätestens bis 
Ende des Jahres auch ausgeliefert sind.

Dies haben wir synchronisiert. Deshalb wird die Land-
wirtschaftliche Rentenbank dieses Verfahren, das sich 
auch in anderen Zusammenhängen bewährt hat, weiter-
führen. Es zeigt sich ja, dass wir den Nerv gut getroffen 
haben. Das Geld wäre ja nicht weg, wenn die Menschen 
von diesem Verfahren abgeschreckt wären oder wenn es 

keiner bräuchte, um es mal kurz zu sagen. Deshalb wer-
den wir die zweite Tranche jetzt vorziehen. Das ist also 
ein erfolgreiches Projekt.

Vizepräsident in Petra Pau:
Wir kommen nun zur Frage des Kollegen Dr. Gero 

Hocker.

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr verehrte Frau 

Ministerin! Ausweislich des Plenarprotokolls vom 
8. Dezember 2020, als wir hier in diesem Hohen Hause 
den Haushalt für Ihr Haus diskutiert haben, haben Sie 
Folgendes gesagt:

4,2 Milliarden Euro geben wir für die soziale Siche-
rung der Bauern aus; die FDP will das abschaffen. 
Das ist eine Entsolidarisierung mit dem bäuerlichen 
Berufsstand.

Ich habe Sie damals in meiner Rede, verehrte Frau 
Ministerin, mit dieser Aussage konfrontiert und Sie 
darum gebeten, einen Beleg dafür beizubringen, dass 
dies das Ansinnen der Fraktion sei. Bis zum heutigen 
Tag sind Sie diesen Beleg schuldig geblieben. Das liegt 
daran, dass es einen solchen Antrag, ein solches Ansin-
nen zu keinem Zeitpunkt gegeben hat.

Deswegen frage ich Sie vor diesem Hintergrund, ob es 
der neue Stil Ihres Hauses in diesem Wahljahr ist, mit 
Unwahrheiten zu operieren, oder ob es angesichts der 
prekären Situation von Tausenden Betrieben in ganz 
Deutschland nicht besser wäre, tatsächlich zum fachlich 
harten, aber dann doch fairen Umgang miteinander 
zurückzukehren.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, wenn wir in die 
Fachlichkeit einsteigen, was ich ja präferiere, dann, so 
glaube ich, sollte die FDP schon zu dem stehen, was 
ihre Haltung ist und was ja auch in Ordnung ist. Wir 
haben unterschiedliche Sichtweisen auf die bestehenden 
diversen sozialen Sicherungssysteme. Da gibt es ver-
schiedene Positionen. Auch mit den Kollegen von der 
SPD sind wir ja immer in der Diskussion.

Ich habe ganz klar gesagt: Wir als Bundesregierung, 
wir als Union haben eine andere Haltung dazu. Deshalb 
haben wir zum Beispiel 30 Millionen Euro bei der Kran-
kenversicherung noch mal draufgelegt, um letztlich die 
Prämien nicht steigen zu lassen. Dass die FDP da eine 
andere Sichtweise hat – sehr geehrter Herr Hocker, ich 
war im Haushaltsausschuss dabei –, ist ja nicht verwerf-
lich. Aber ich denke, am Ende kann man dazu auch ste-
hen, oder?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Petra Pau:
Sie haben die Möglichkeit zu einer Nachfrage. – Ich 

mache noch einmal darauf aufmerksam, dass jetzt nur 
30 Sekunden zur Verfügung stehen, sowohl für die Frage 
als auch für die Antwort.
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Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Also, ich glaube, wir kommen bei diesem Punkt nicht 

weiter. Deswegen konfrontiere ich Sie mit einer anderen 
Frage zum Thema Haushalt.

Sie haben letzte Woche im „Tagesspiegel“, verehrte 
Frau Ministerin, verlautbaren lassen, dass Sie eine Ver-
brauchsabgabe auf Fleisch einführen wollen, also eine 
Abgabe, die zweckgebunden verwendet werden muss. 
Jetzt ist die teilweise Abschaffung des Solidaritätszu-
schlags, der ja auch eine Abgabe gewesen ist, gerade 
erst wenige Tage alt. Wir wissen aber, dass der Solidari-
tätszuschlag, diese Abgabe, ja nicht zweckgebunden ver-
wendet wurde. Ehrlicherweise ist zu sagen, dass in den 
letzten Jahrzehnten davon keine Investitionen in den 
neuen Bundesländern bestritten wurden.

Vor diesem Hintergrund möchte ich von Ihnen gerne 
wissen, wie Sie sicherstellen wollen, dass diese als Abga-
be deklarierte zusätzliche Belastung tatsächlich in die 
Betriebe fließt und dort verwendet werden kann, um 
zum Beispiel Stallneubauten zu finanzieren, und wie 
Sie verhindern wollen, dass analog zum Solidaritätszu-
schlag diese Abgabe einfach allgemein im Bundeshaus-
halt untergeht.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, da ich meine Inter-
views ja kenne, würde ich das jetzt gerne ergänzen und 
nicht in Ihrer freien Interpretation der Zuspitzung so ste-
hen lassen.

Ich habe das in die Äußerungen der Borchert-Kommis-
sion eingeordnet. Diese Kommission hat uns diverse Vor-
schläge gemacht, wie wir den Umbau der Tierhaltung so 
gestalten können, dass mehr Tierwohl möglich ist, was 
beim Stallumbau sehr teuer ist, und wie die Landwirte 
dabei mitgehen können. Da gibt es verschiedene Vor-
schläge; deshalb die Machbarkeitsstudie. Und ich habe 
deutlich gemacht, dass eine Abgabe eine Möglichkeit 
sein könnte.

Am Ende ist klar: Das Geld soll nicht zum Lebens-
mitteleinzelhandel, sondern das soll zum Umbau der Stäl-
le dienen. Wir haben jetzt schon mit unserem 300-Millio-
nen-Euro-Stallumbauprogramm begonnen.

Vizepräsident in Petra Pau:
Gibt es weitere Nachfragen zu dieser Frage? – Bitte.

Nicole Bauer (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, dass Sie die Frage 

zulassen. – Auch von meiner Seite ein frohes neues 
Jahr an das Haus.

Frau Ministerin, auf das Thema Fleischabgabe hat der 
Kollege Hocker Sie schon angesprochen. Sie sprechen 
auch gerne vom Werbeverbot. Mich würde dabei interes-
sieren, inwiefern es Ihnen bewusst ist, dass es eine Anfra-
ge an Ihr Haus gab, woraufhin festgestellt wurde, dass 
keinerlei Zusammenhang zwischen einem Werbeverbot 
und einer Ertragssteigerung bei den Betrieben oder im 

Hinblick auf das Tierwohl festzustellen sei. Da würde 
mich Ihre Interpretation, die Interpretation aus Ihrem 
Ministerium, doch noch interessieren.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr gerne, Frau Abgeordnete. – Wir müssen halt prä-
zise sein, und das würde ich auch gerne von Ihnen erbit-
ten. Ich bin nicht gegen ein Werbeverbot. Ich glaube, da 
müssen Sie schon konkret werden.

Es geht darum, ob die Preisgestaltung die alleinige 
wahre Aktivität sein soll, um am Ende aggressiv Verbrau-
cher in den Laden zu locken, oder ob es nicht um weitere 
Angaben wie Regionalität, wie Qualität und anderes geht. 
Darüber sind wir sehr intensiv im Gespräch; das haben 
wir auch juristisch prüfen lassen. Ich glaube, wir sind uns 
doch einig, dass es höchst unanständig ist, wenn man 
Fleisch und Wurst – dafür sind Tiere geschlachtet wor-
den – zu Tiefstpreisen anbietet, um jemanden mit 
Ramsch-, mit Lockangeboten in den Laden zu locken, 
um mischkalkulatorisch den Betrag wieder irgendwie 
aufs Waschpulver draufzuschlagen. Da ist weder Wert-
schätzung für Lebensmittel noch Wertschöpfung für die 
Landwirte drin.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Petra Pau:
Die nächste Frage stellt der Abgeordnete Albert 

Stegemann.

Albert Stegemann (CDU/CSU):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Bundesministe-

rin! Allen Kollegen erst einmal ein herzliches „Glück in 
Nujahr!“, wie wir bei uns in Niedersachsen sagen.

Frau Ministerin, ich habe eine konkrete Frage. Die 
Coronapandemie hat uns natürlich alle fest im Griff. 
Auch landwirtschaftliche Betriebe sind davon betroffen. 
Da haben wir auf der einen Seite die hofnahe Gastrono-
mie, die Hofläden und die Direktvermarkter, die davon 
betroffen sind, und wir haben auf der anderen Seite die 
Situation bei den Schweinehaltern, die zwar auch ASP- 
bedingt ein paar große Probleme haben, während Covid- 
19 die ganze Situation noch mal verschärft. Was unter-
nimmt das BMEL, um diesen Betrieben zu helfen?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, das ist eine sehr exis-
tenzielle Frage für die Schweinehalter, aber auch für die 
Landwirtschaft insgesamt in der Coronakrise. Mit viel-
fältigen Maßnahmen sind wir als Bundesregierung und 
als Haushaltsgesetzgeber sehr schnell aktiv geworden. Es 
gab zwei Nachtragshaushalte. Ich habe auch Zahlen da-
bei – die würde ich gerne gleich vortragen –, welche 
Gelder zum Beispiel aus dem land- und forstwirtschaft-
lichen Bereich abgerufen worden sind. Wir haben die 
Überbrückungshilfen mit einem branchenübergreifenden 
Zuschussprogramm, das heißt, sie sind offen für Betriebe 
der Land-, Forst- und auch der Fischereiwirtschaft. Es 
gibt Zuschüsse für betriebliche Fixkosten. Wir haben 
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jetzt auch die Überbrückungshilfe verlängert; die Über-
brückungshilfe III läuft bis Juni. Sie wissen, dass wir zur 
Konjunkturbelebung und Krisenbewältigung ein Milliar-
denprogramm aufgelegt haben: 700 Millionen Euro für 
den Wald und 300 Millionen Euro für den Stallumbau. Es 
gibt Liquiditätssicherungsprogramme und Bürgschafts-
programme. Es gibt die Entschädigung bei Dienstausfäl-
len, Quarantänefällen, und es wurde ein Betriebshelfer 
zur Verfügung gestellt, wenn ein Landwirt selbst erkrankt 
war.

Es gab Anträge – wenn ich das abschließend noch 
sagen darf; das wird sicherlich von Interesse sein – über 
Soforthilfen: 16 418 Anträge von land- und forstwirt-
schaftlichen und Fischereibetrieben über 138 Millionen 
Euro. Die Rentenbank hat 243 Liquiditätssicherungsdar-
lehen ausgezahlt.

Vizepräsident in Petra Pau:
Sie haben die Möglichkeit zu einer Nachfrage.

Albert Stegemann (CDU/CSU):
Ja. – Und zwar würde mich noch interessieren: Wie 

schaut es bei den Obst- und Gemüselandwirten aus? 
Wir wissen – wir haben das ja im letzten Frühjahr schon 
erlebt –, dass wir hier natürlich einen hohen Bedarf an 
Saisonarbeitskräften haben. Wie schätzt das Haus die 
Situation für das kommende Frühjahr ein?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke, Herr Stegemann.

(Zuruf von der AfD: Vorbereitet!)

– Ich höre gerade den Zuruf von der AfD: „Vorbereitet!“ 
Das ist der Unterschied zwischen der Opposition – da 
muss man sich vorbereiten – und der Regierung: Da ist 
man täglich in den Themen drin.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Deshalb will ich einfach noch einmal deutlich machen: 
Das Thema Saisonarbeitskräfte war im vergangenen Jahr 
sehr, sehr wichtig. Es musste gepflanzt werden, und es 
musste geerntet werden. Es war wichtig, dass wir ermög-
licht haben, dass Menschen unter Infektions- und 
Gesundheitsschutzbedingungen einreisen konnten. Das 
Ganze wollen wir dieses Jahr wieder erreichen. Wir müs-
sen nur eines sehen: Es wird, wenn das Virus mutiert, 
natürlich schwierig werden wegen der Frage, aus welcher 
Region jemand kommt. Es wird also ein Anmeldeverfah-
ren geben. Aber wir setzen uns dafür ein, dass es wirklich 
eine praktische, pragmatische Lösung geben wird; denn 
wir wollen, dass wir regional mit Obst und Gemüse ver-
sorgt werden.

Vizepräsident in Petra Pau:
Eine weitere Nachfrage stellt der Abgeordnete 

Dr. Hoffmann.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Stellt nur 
die FDP Fragen? Was soll das?)

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Frau Präsidentin, vielen Dank, dass Sie die Nachfrage 

zulassen. – Es wäre schon interessant, zu wissen, ob sich 
die Landwirte heute darauf verlassen können, dass die 
Saisonarbeitskräfte zu den gleichen Regeln wie im letz-
ten Jahr zu uns kommen dürfen. Können Sie das garan-
tieren, und garantieren Sie das heute?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Ich verstehe Ihr Ansinnen. Aber ich glaube, es ist nicht 
ganz redlich, in einer dynamischen Pandemie von Garan-
tien für das ganze Jahr zu sprechen. Wir alle wissen nicht: 
Was passiert in welchen Herkunftsländern? Ein Beispiel: 
Wenn das Problem einer Virusmutation in einem der Her-
kunftsländer der Saisonarbeitskräfte – ich will jetzt kein 
Land nennen – sehr groß ist, würden Sie dann wirklich 
sagen: „Die Leute sollten hierherkommen können, ohne 
dass getestet wird, ohne dass wir unsere Bevölkerung und 
alle anderen Saisonarbeitskräfte sichern“? Deshalb sage 
ich: Wir müssen entsprechend der Pandemie immer prag-
matische Lösungen schaffen, damit Landwirtschaft mög-
lich bleibt.

Vizepräsident in Petra Pau:
Die nächste Frage stellt die Kollegin Eva-Maria 

Schreiber.

Eva-Maria Schreiber (DIE LINKE):
Danke, Frau Präsidentin. – Geehrte Frau Ministerin, 

nach wie vor werden Pestizide aus Deutschland expor-
tiert, die in Europa aus Umweltschutz- und Gesundheits-
gründen verboten sind. Was hier zu giftig ist, darf in 
Länder des globalen Südens exportiert werden. Das sind 
Doppelstandards. Die Anwender dort haben häufig viel 
weniger Schutz; das hat gravierende Folgen. Jährlich ver-
giften sich rund 385 Millionen Menschen an Pestiziden, 
mindestens 10 000 Fälle enden tödlich. Wir haben das 
Thema auch im Entwicklungsausschuss diskutiert. Im 
Großen und Ganzen sind wir uns alle einig, dass es diese 
Doppelstandards nicht geben sollte und dass wir diese 
Substanzen nicht exportieren sollten.

Frankreich und die Schweiz haben es vorgemacht: Sie 
haben Gesetze beschlossen, die diese Praxis unterbinden. 
Auch Sie könnten handeln. Ihr Ministerium kann auf 
Basis von § 25 des Pflanzenschutzgesetzes diese Exporte 
verbieten. Daher meine Frage: Haben Sie vor, Frankreich 
und der Schweiz zu folgen und diese Doppelstandards 
abzuschaffen? Sehen auch Sie hier ein Problem? Was 
ist Ihre Haltung dazu?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke für Ihre Frage zu den Pestiziden. Ich denke, wir 
müssen immer unterscheiden: Es geht um Pflanzen-
schutzmittel. Das, was bei uns verboten ist, ist ja aus 
einem guten Grund verboten. Wir haben entsprechende 
Zulassungsverfahren, vor allen Dingen entsprechende 
Untersuchungen, was zum Beispiel die Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit oder die Biodiversität 
angeht.
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Ich will Ihnen ein Beispiel nennen: Es gibt eine Anfra-
ge dazu, dass gebeiztes Saatgut, das Neonikotinoide ent-
hält, pauschal exportiert werden darf. Ich habe dazu viele 
Briefe, auch von Abgeordneten, bekommen. Aus dem 
Grund, weil wir Neonikotinoide auch hier nicht pauschal 
zulassen, werde ich es nicht zulassen.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Das war 
keine Antwort auf die Frage!)

Vizepräsident in Petra Pau:
Sie haben das Wort zu einer Nachfrage.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Ja! Die 
Frage noch mal stellen!)

Eva-Maria Schreiber (DIE LINKE):
Danke. – Deswegen würde ich ganz gerne wissen, ob 

Sie tatsächlich vorhaben, mit § 25 die Exporte, die ja 
stattfinden, zu verbieten. Ihr Experte aus dem Ministe-
rium sagte, Sie exportieren das, damit die Souveränität 
der Länder nicht beeinträchtigt wird. Das ist jetzt eine 
völlig andere Antwort.

Das ist ja auch ein ethischer und moralischer Aspekt. 
Wir exportieren ja auch keine Kriegswaffen in kriegs-
führende Länder, oder das sollten wir zumindest nicht 
machen.

Vizepräsident in Petra Pau:
Kollegin Schreiber, achten Sie auf die 30 Sekunden.

Eva-Maria Schreiber (DIE LINKE):
Deswegen meine Frage: Kann ich mich darauf verlas-

sen, dass Sie sich dafür einsetzen, dass § 25 auf diese 
hochgiftigen Pestizide angewandt wird?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Ich darf es nicht, aber ich hätte gern die Nachfrage 
gestellt, welche konkreten hochgiftigen Pestizide Sie 
meinen, die Sie mit Waffen gleichsetzen, während ich 
diesen Vergleich wirklich nicht ziehe.

(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD und der 
FDP)

Ich glaube, da müssen wir ein bisschen achtgeben. – Des-
halb ist es, glaube ich, wichtig, dass wir uns die Einzel-
fälle anschauen.

Ich will eines noch sagen: Sie sprachen von Doppel-
standards. Standards erwarte ich auch von Ländern, die 
umgekehrt ihre Bevölkerung nicht schützen oder sich auf 
eine solche vor allen Dingen wissenschaftliche Prüfung 
nicht einlassen. Insofern bin ich da offen, keine Frage; 
aber das Ganze muss auch einer wissenschaftlichen Prü-
fung standhalten.

Vizepräsident in Petra Pau:
Zu einer Nachfrage hat der Kollege Lenkert das Wort.

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Frau Ministerin, in den Vorschlägen zum 8. Umwelt-

aktionsprogramm der Europäischen Union steht unter 
anderem konkret drin, dass der Export von Chemikalien, 
die in der EU verboten sind – darunter fallen auch Pesti-
zide –, zukünftig verboten werden soll. Wie ist die Hal-
tung Ihres Ministeriums dazu? Und werden Sie die Kom-
mission bei der Durchsetzung dieses Zieles unterstützen?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke schön für Ihre Frage. – Das ist genau der 
Ansatz. Es bringt dann etwas, wenn man gemeinsam in 
Europa vorangeht. Da werde ich die Kommission gerne 
unterstützen. Wir müssen gemeinsam vorangehen; denn 
Sie wissen, wie es sonst läuft: Sonst wird etwas aus einem 
Land in ein anderes Land exportiert und dann in ein 
drittes Land. Ein gemeinsames europäisches Vorgehen 
ist immer die bessere Alternative.

Vizepräsident in Petra Pau:
Es wird gleich noch zwei weitere Nachfragen geben. 

Ich bitte die Grünen, sich zu einigen; denn ich habe hier 
bisher jeweils für alle gleiches Recht walten lassen.

Die nächste Nachfrage stellt der Kollege Hocker.

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, dass Sie diese zusätz-

liche Frage zulassen. – Verehrte Frau Ministerin, Sie 
haben eben den Begriff „biologische Vielfalt“ in den 
Mund genommen und darüber gesprochen. Es gibt einen 
Gesetzentwurf Ihrer Kollegin Svenja Schulze zum The-
ma Insektenschutz. Dort wird keine Aussage darüber 
getroffen, welches Ziel mit diesem Gesetzentwurf eigent-
lich verfolgt werden soll. Geht es bei Insekten um bio-
logische Vielfalt, oder geht es schlichtweg um die Ver-
größerung der Insektenbiomasse? Ich möchte von Ihnen 
gerne wissen, wie Sie einen solchen Gesetzentwurf 
bewerten, in dem noch nicht einmal definiert ist, welches 
Ziel mit ihm überhaupt verfolgt werden soll.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke, Herr Abgeordneter, für diese präzise Frage. – 
Am Ende wird es darum gehen, Insekten, aber nicht 
Schädlinge zu schützen. Wir haben natürlich wie immer 
Zielkonflikte. Das heißt, auf der einen Seite ist die Land-
wirtschaft, um die Pflanzen gesund zu halten, auf Pflan-
zenschutzmittel angewiesen. Auf der anderen Seite gibt 
es unterschiedliche Pflanzenschutzmittel, die mitunter 
auch aus gutem Grund verboten werden, weil sie zu – 
ich nenne es einmal – Kollateralschäden führen, die 
schlecht für die Umwelt, für die Biodiversität und auch 
für die Insekten sind. Wir sind auf Insekten angewiesen. 
Deshalb sind wir in einem sehr konstruktiven Gespräch 
mit dem Bundesumweltministerium, um diese Fragen in 
genau dieser Ausgewogenheit zu klären.

Ich will einen letzten Punkt nennen. Wir haben in 
Deutschland bei Obst und Gemüse einen Selbstversor-
gungsgrad – das wissen Sie – von etwa 30 Prozent. Des-
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halb muss es möglich sein, dass, wenn wir regionale 
Lebensmittel wollen, Obst und Gemüse hier angebaut 
werden, und das geht eben nicht mit Pauschalverboten.

Vizepräsident in Petra Pau:
Die letzte Nachfrage stellt der Kollege Krischer – in 

30 Sekunden.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Ministerin, die Kollegin der Linken hat eben eine 

Frage gestellt, die Sie nicht beantwortet haben; ich möch-
te sie wiederholen. Sind Sie bereit, den Export von Pflan-
zenschutzmitteln, die bei uns verboten sind, aber nach 
wie vor hier produziert werden, in andere Länder zu ver-
bieten, ja oder nein?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, wie ich eben schon 
sagte: Ich bin bereit, dass wir mit der EU hier gemeinsam 
vorankommen, damit es keine Schlupflöcher gibt.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also nein!)

Vizepräsident in Petra Pau:
Die nächste Frage stellt der Kollege Friedrich 

Ostendorff.

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Seit Wochen protestieren Bäuerinnen und Bauern Tage 
und Nächte vor den großen Zentrallagern der Lebens-
mitteleinzelhändler. Frau Ministerin, Sie haben verbal – 
wie ich finde: zu Recht – den Handel wegen seiner Preis-
bildung attackiert. Ich fand das sehr bemerkenswert.

Was Sie vorgelegt haben, ist die europäische Umset-
zung der UTP-Richtlinie. Da verwundert es aus meiner 
Sicht doch etwas, dass Sie über die Vorgaben Europas 
nicht deutlich hinausgegangen sind. Wir wissen alle, 
dass es um Listungsgebühren und Werbekosten geht. 
Warum haben Sie hier nicht schärfer reglementiert? Hat 
der Wirtschaftsminister Sie hier zurückgehalten oder 
Lobbyinteressen bestimmter Gruppen, die hier ja sehr 
wahrnehmbar waren?

Worauf meine Frage eigentlich abzielt, ist: Haben Sie 
irgendeine Vorstellung davon, wie wir es schaffen, 
zukünftig die Verarbeitungsindustrie bzw. die Verarbeiter 
mit an den Tisch zu bekommen; denn die fehlen. Bauern 
und Bäuerinnen verhandeln über ihre Produkte ja in der 
Regel nicht mit dem LEH direkt, sondern dazwischen 
sitzen Verarbeiter.

Vizepräsident in Petra Pau:
Herr Kollege.

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Und wir haben den Eindruck, dass die hier ungescho-
ren davonkommen.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Das war jetzt sehr umfangreich; also muss ich mir 
etwas heraussuchen. – Ich will etwas zur UTP-Richtlinie 
sagen. Ohne die aktive Mithilfe von Deutschland, vom 
BMEL und von mir, unter österreichischer Ratspräsident-
schaft hätte es diese UTP-Richtlinie auf europäischer 
Ebene überhaupt nicht gegeben. Es war wirklich eine 
intensive Zuarbeit aus Deutschland. Wir gehen jetzt 
über die Eins-zu-eins-Umsetzung hinaus.

Ich will nur noch einmal in Erinnerung rufen, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter Ostendorff, was wir verbie-
ten werden. Ich will jetzt nicht alle elf Punkte vorlesen; 
aber so viel: Wir werden zum Beispiel dafür sorgen, dass 
Lieferbedingungen, Qualitätsstandards, Zahlungsbedin-
gungen, Bedingungen für Listung, Lagerung und Ver-
marktung nicht mehr einseitig von einem Händler verän-
dert werden können, dass verderbliche Ware nicht erst 
nach 60 Tagen bezahlt wird, dass, wenn es Kundenbe-
schwerden oder kurzfristig Stornierungen gibt, die Kos-
ten nicht dem Lieferanten in Rechnung gestellt werden, 
dass für die Lagerhaltung nicht der Lieferant zuständig ist 
und diese bezahlen muss. Vieles werden wir ändern. Bei 
der UTP-Richtlinie haben wir die graue Liste; auch davon 
setzen wir einiges um. Das Ganze liegt jetzt im Parla-
ment. Das ist der eine Punkt.

Der zweite Punkt ist sehr, sehr klar: Wir werden bei der 
BLE eine Stelle einrichten, die man zur Klärung kontak-
tieren kann. Wir haben hier das große Problem, dass beim 
LEH nur wenige zusammen eine Marktmacht von 85 Pro-
zent haben. Ich fand einige Entscheidungen in der Ver-
gangenheit, die Fusionen ermöglicht haben, falsch.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Petra Pau:
Sie haben die Möglichkeit zur Nachfrage. – Ich bitte, 

auf die Dauer von 30 Sekunden zu achten.

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wunderbar. – Ihren letzten Satz aufnehmend: Sie spra-
chen selber davon, dass die zunehmende Konzentration 
des Lebensmittelhandels aus Ihrer Sicht sehr, sehr kri-
tisch zu bewerten ist. Der neue Vorsitzende des wissen-
schaftlichen Beirats, Professor Spiller, hat eine Entflech-
tung – das ist natürlich ein sensibles Wort – in die 
Diskussion gebracht. Wie bewerten Sie diesen Vor-
schlag? Werden Sie diesen Vorschlag umsetzen? Werden 
Sie diesen Vorschlag modifiziert übernehmen? Was kön-
nen wir dort erwarten?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, eine Ad-hoc-Ein-
schätzung eines Vorschlages, der nicht als Gutachten vor-
liegt, wäre für eine Bundesregierung nicht seriös. Das gilt 
auch dafür, jetzt von „Entflechtung“ oder „Zerschlagung 
von Unternehmen“ zu sprechen, die nach den Regeln 
dieses Landes entstanden sind.
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Aber bei diesem Thema hat Herr Professor Spiller den 
wunden Punkt getroffen. Wir haben doch hier eine 
Marktmacht gegenüber den kleinen Unternehmen. Selbst 
die größte Molkerei ist in ihrer Marktstellung doch klein 
gegenüber dem Handel. Es geht bei Vertragsgesprächen 
um Centbeträge und um Auslistungen, und es geht am 
Ende darum, dass man fair miteinander umgeht. Da wer-
den wir aktiv, und da sind wir noch lange nicht am Ende.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Petra Pau:
Zu einer Nachfrage innerhalb der 30 Sekunden hat die 

Kollegin Renate Künast das Wort.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Ministerin, ich möchte auf eine Frage zurückgrei-

fen, die der Kollege Ostendorff angetippt hat. Ich habe 
den Eindruck, dass der Preisdruck, auch auf die Rohpro-
dukte der Bauern, nicht nur aus dem Handel kommt, 
sondern auch aus der verarbeitenden Lebensmittelindust-
rie, in der Raubbau betrieben wird. Egal ob der Rohstoff 
von hierher kommt oder von woandersher: Sie machen 
einen Wahnsinnsdruck und üben gleichzeitig auch Druck 
auf den Lebensmitteleinzelhandel aus, um dort möglichst 
viel Geld für ihre verarbeiteten Produkte zu bekommen. 
Was sind eigentlich Ihre Ansatzpunkte an dieser Stelle, 
um da auch Gegenwehr zu organisieren?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Das ist ein richtiger Punkt, den Sie erwähnen. Deshalb 
hat die UTP-Richtlinie ja auch die Größe des jeweiligen 
Handelspartners mit im Blick. Denn es ist nicht immer 
nur so, dass der Lebensmittelhändler der allergrößte ist; 
es gibt auch Marken, die eine größere Marktmacht haben. 
Deshalb ist es wichtig, die Beziehung zwischen Erzeu-
gergemeinschaften – Sie kennen bei uns zum Beispiel 
den „Pfalzmarkt“ – und LEH im Blick zu haben, aber 
vor allen Dingen auch die Verantwortung der kompletten 
Lebensmittelkette, und da ist Transparenz das Gebot der 
Stunde. Es gibt Aktivitäten wie „Du bist hier der Chef!“, 
an denen man erkennen kann, welcher Anteil vom End-
verbraucherpreis überhaupt an den Bauern geht. Also: 
ganz klar miteinbeziehen und adressieren – Transparenz 
schaffen.

Vizepräsident in Petra Pau:
Ich erkenne erst einmal an, dass die Kollegin Künast 

heute als Erste tatsächlich den Zeitkorridor eingehalten 
hat.

Da es keine Nachfrage aus einer anderen Fraktion gibt, 
bekommt die Kollegin Dröge als Letzte noch das Wort zu 
einer Nachfrage innerhalb von 30 Sekunden.

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Klöckner, Sie 

haben die Frage von Herrn Ostendorff zur UTP-Richt-
linie an einem zentralen Punkt eigentlich nicht beantwor-
tet, und zwar bei den „grauen Praktiken“. Wenn Sie das 
Thema so ernst nehmen und meinen, dass die Macht des 

Lebensmitteleinzelhandels so groß ist – wo ich Ihnen 
zustimmen würde –, warum haben Sie dann nicht bei-
spielsweise auch die Praxis hinsichtlich Zahlungsverlan-
gen des Käufers für Listungen oder Zahlungsverlangen 
für Werbemaßnahmen verboten? Das hätten Sie einfach 
machen können; das läge in Ihrer Kompetenz. Warum 
haben Sie das nicht gemacht?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Aus guten Gründen, Frau Abgeordnete: Man muss mit 
der Branche, mit den betroffenen Landwirten oder mit 
den betroffenen Erzeugergemeinschaften, sprechen. Es 
gibt zum Beispiel in einer Region, in der Obst und Gemü-
se hergestellt werden, Aktionen zu Jubiläen. Dort wird 
ganz bewusst gesagt: Wir wollen, indem wir uns an einer 
Werbeaktion beteiligen, anders gelistet werden. – Des-
halb wäre dieses Verbot nicht im Sinne derer, die es als 
Anbieter selbst wollen.

Was wir von der grauen Liste genommen haben, ist 
zum Beispiel, dass Ware nicht am gleichen Tag storniert 
werden darf und dann die Entsorgung den Lieferanten in 
Rechnung gestellt wird. Das wird zum Beispiel verboten. 
Auch dass die Lagerhaltung vom Händler bezahlt werden 
muss, haben wir verboten.

Vizepräsident in Petra Pau:
Die nächste Frage stellt der Abgeordnete Peter Felser.

Peter Felser (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 

Ministerin, die Afrikanische Schweinepest ist seit ein 
paar Monaten in Deutschland angekommen. Wir haben 
sie halbwegs im Griff. Ich glaube, das ist auch der deut-
schen Jägerschaft geschuldet, die beim Schwarzwild eine 
Rekordstrecke nach der anderen liefert.

Wir sehen aber auch massive Einschränkungen bei den 
Bauern in den Hotspots, in den Sperrzonen. Wir haben es 
dort mit Ernteverboten zu tun, wir haben es mit Beschrän-
kungen im Anbau zu tun. Meine Frage wäre: Gibt es eine 
bundeseinheitliche Perspektive fürs Frühjahr? März und 
April stehen vor der Tür; die Bauern wollen jetzt drillen, 
sie wollen die Aussaat nach draußen bringen. Was kön-
nen die Bauern jetzt von Ihnen als Signal erwarten? Was 
können sie auf ihrem Grund und Boden im März, im 
Frühjahr ausbringen?

Vizepräsident in Claudia Roth:
Herzlichen Dank.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, eine einheitliche 
Vorgehensweise zur gleichen Zeit – just auch dort, wo 
überhaupt keine Afrikanische Schweinepest nur annä-
hernd droht – wäre sicherlich nicht sinnvoll. Deshalb ist 
es richtig, dass wir dort, wo wir Hotspots haben, auch 
entsprechend der Infektionslage handeln. Deshalb be-
kommen Landwirte Entschädigungen aus den Ländern. 
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Wir haben bundeseinheitlich geregelt, dass das möglich 
sein muss. Daher bleiben sie nicht auf ihren Kosten sit-
zen.

Aber ich will deutlich sagen: Wir können nicht jagen in 
einem Feld, das geerntet wird, wenn wir nicht wissen, ob 
infizierte Wildschweine dort sind und wir das Infektions-
geschehen dann in alle Himmelsrichtungen verbreiten. – 
Aber danke auch an die Jäger für ihre Arbeit!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Erst mal schönen 

Guten Tag von mir! – Herr Felser, wollen Sie noch mal?

Peter Felser (AfD):
Gerne. – Auch vielen Dank an Sie als neue sitzungs-

leitende Präsidentin.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Danke schön. Ui, neuer Ton hier! – 30 Sekunden.

Peter Felser (AfD):
Wir hatten ja vorher die Debatte über den Impfstoff für 

Menschen, was Covid-19 und Corona betrifft. Da ging es 
ja ganz, ganz schnell bei den Impfstoffherstellern, hier 
was zu liefern. Vielleicht war das zu schnell; das werden 
wir in fünf oder zehn Jahren erst wissen. Wie sieht denn 
die Perspektive aus bei der Entwicklung eines Impfstof-
fes gegen ASP, gegen das Virus bei den Wildschweinen? 
Bei der Tollwut in den 70er-Jahren hat das auch gut 
geklappt. Was ist da die Perspektive aus Ihrer Sicht?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Guter Punkt, mit dem wir uns sehr intensiv beschäfti-
gen, nicht nur national, sondern international vernetzt. 
Sie wissen, dass das Friedrich-Loeffler-Institut eines der 
angesehensten Institute ist, wenn es um die Themen 
„Tierseuche“, „Tierseuchenbekämpfung“, „Prophylaxe“ 
und „Forschung“ geht. In enger Absprache mit dem Insti-
tutsleiter müssen wir eines ganz klar festhalten: Der Erre-
ger der Afrikanischen Schweinepest ist viel komplizierter 
als vieles andere, was wir bisher hatten. Deshalb wären 
alle Versprechungen, dass wir bald eine Impfung haben, 
Hoffnungmachen, wo wir nicht ehrlich wären.

Letzter Punkt dazu. Wir müssen klar sagen: Selbst eine 
Impfung würde uns wegen des Problems der Nachweis-
barkeit nicht sofort die Märkte öffnen. – Aber jetzt ist 
meine Zeit um.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Nächste Rednerin: 

Carina Konrad, FDP-Fraktion.

Carina Konrad (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich will noch mal 

nachfassen zu der Frage zur Bauernmilliarde. Sie sagen, 
es sei ein Erfolg. Die Landwirte, die am Montag vor 

abgestürzten Servern saßen, sehen das anders. Das wer-
den Sie sicherlich verstehen, dass da auch viel Missmut 
erzeugt wurde.

Sie haben eben gesagt, der Grund für das Antragsver-
fahren sei die Schnelligkeit. Da frage ich mich aber: Ent-
fällt deshalb jetzt eine Bonitätsprüfung durch die Haus-
bank? Die entfällt ja wahrscheinlich nicht. Wenn die 
Antwort Nein sein sollte, frage ich mich tatsächlich: 
Was ist denn dann der zeitliche Vorteil, den Sie eben 
genannt haben, der für dieses Verfahren spricht, wo erst-
mals Landwirte direkt mit der Rentenbank quasi ins 
Geschäft kommen? Sie müssen ihren Antrag bei der 
Rentenbank stellen, wodurch die Hausbanken erst später 
in das Verfahren involviert sind. Denn so war es ja wohl 
gedacht und nicht so, wie Sie es eben hier dargestellt 
haben.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Dann haben wir uns vielleicht falsch verstanden. Ich 
bleibe dabei: Es ist gut und richtig. Wir haben das Ver-
fahren eröffnet, Frau Abgeordnete Konrad, dass man 
direkt bei der Rentenbank, die dieses Projekt managt, 
die Anträge stellt. Keiner der Anträge, die gestellt worden 
sind, verfällt; das will ich ganz klar sagen. Deshalb haben 
sehr viele derer, die die Anträge gestellt haben, ganz 
bewusst das in Anspruch genommen, was wir ja kommu-
niziert haben: Wir haben diese Förderrichtlinie bereits im 
Dezember kommuniziert, damit sich alle vorbereiten 
konnten. Sie haben nicht mehrere Anlaufstellen. So ist es.

Da Sie schmunzeln, will ich nur sagen: Die 70 Millio-
nen Euro wären nicht so schnell nachgefragt worden, 
wenn – so wie Sie der Meinung sind – da keiner durch-
gekommen wäre. Es ist immer ärgerlich, wenn ein Server 
überlastet ist, weil bei der Landwirtschaftlichen Renten-
bank so viele darauf zugreifen. Wir werden jetzt eine 
zweite Tranche haben. Ich bin mir sicher, dass die Nach-
frage da genauso groß ist. Das ist gut so, und das ist ein 
Erfolg.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Frau Konrad, wollen Sie noch mal nachhaken?

Carina Konrad (FDP):
Ja, sehr gerne. – Wir werden im Nachgang gemeinsam 

bewerten, wer da alles welche Mittel abgerufen hat und 
inwieweit die Landtechnikindustrie das auch für sich 
genutzt hat.

Aber noch eine andere Frage. Es wurden kürzlich von 
der EU-Kommission bei Ihnen neue Auskünfte zur 
Umsatzsteuerpauschalierung angefordert. Sehr geehrte 
Frau Ministerin, können Sie uns da kurz aufklären: Was 
will die Kommission jetzt wissen, bzw. was passt der 
Kommission aus Ihrer Sicht an der Umsatzsteuerpau-
schalierung jetzt immer noch nicht?
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Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Ich bitte Sie da wirklich um Nachsicht. Sie wissen: 
Während wir in einem Verfahren mit der Kommission 
sind, sind wir direkt mit ihr im Austausch und geben ihr 
Auskunft, weil wir für die Landwirte etwas erreichen 
wollen, was ihnen Sicherheit und Planbarkeit gibt. Sie 
wissen, wovon ich rede. Deshalb ist es – auch im Sinne 
der Kommission und einer möglichen Entscheidung – 
wichtig, zum jetzigen Zeitpunkt nicht öffentlich dazu zu 
debattieren; gerne in vertraulicher Ausschussrunde.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Jetzt kommen wir zu 

Herrn Kees de Vries von der CDU/CSU-Fraktion.

Kees de Vries (CDU/CSU):
Danke, Frau Präsidentin. Auch von meiner Seite für 

Sie und alle anderen ein gesundes Neues! – Frau Minis-
terin, ich habe eine einfache Frage, aber, ich glaube, die 
schwirrt bei vielen Landwirten im Kopf herum: Warum 
betonen Sie immer wieder, dass die Sicherung der Ernäh-
rung in der Landwirtschaft das wichtigste Ziel ist? Für 
uns Landwirte ist das selbstverständlich. Meinen Sie, 
dass das infrage gestellt wird, oder sehen Sie eine Gefähr-
dung?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke für diese Frage, Herr Abgeordneter. – Warum 
erwähne ich die Ernährungssicherung immer? Weil ich 
den Eindruck habe, dass in der Gesellschaft, die wenig 
mit Landwirtschaft zu tun hat, die selbstverständliche 
Annahme besteht – weil Regale voll sind –, dass Lebens-
mittel immer da sind. Wenn wir über Landwirtschaft auch 
hier im Parlament diskutieren oder dazu Vorschläge 
sehen, gewinnt man fast nur noch ein Eindruck: Es geht 
darum, wer von den Landwirten der bessere Landschafts-
gärtner werden soll.

Ja, Umweltschutz ist wichtig, Naturschutz ist wichtig, 
Klimaschutz ist wichtig. Aber am Ende werden wir nichts 
davon haben, wenn alle Flächen Brachflächen, nichtpro-
duktive Flächen werden; denn von nichtproduktiven Flä-
chen können wir nicht leben, bekommen wir nichts zu 
essen. Deshalb ist es so wichtig, dass Naturschutz und 
Ernährungssicherung im Einklang sind und Nachhaltig-
keit Ökologie und Ökonomie miteinander verbindet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kees de Vries (CDU/CSU):
Danke.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Herr Kollege de Vries, wollen Sie nachhaken?

Kees de Vries (CDU/CSU):
Nein.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Sie sind rundum zufrieden. – Dann kommen wir zu 

Dr. Kirsten Tackmann.

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE):
Hallo, Frau Präsidentin! – Frau Ministerin, ich möchte 

noch mal auf die ASP zurückkommen, die natürlich eine 
wirklich akute Gefährdung darstellt. Ich habe ein biss-
chen den Eindruck – ich bin ja Epidemiologin –, dass in 
der Diskussion in Deutschland sehr viel über Zäune, über 
Einwanderung, über Schwarzwild geredet wird, aber sehr 
wenig über Sprunginfektion, das heißt durch Menschen 
eingetragene Infektion, die ja über viel weitere Strecken 
erfolgt. Belgien ist ein Beispiel dafür. Warum gibt es 
eigentlich noch keine mediale Kampagne, um tatsächlich 
dazu die Menschen aufzuklären? Die kleinen Schilder an 
den Parkplätzen der Transitstrecken und dergleichen sind 
ja gut und schön; aber es reicht natürlich nicht, um tat-
sächlich eine Awareness, ein Bewusstsein für dieses Risi-
ko zu erzeugen.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke, Frau Abgeordnete. – Mit dieser Thematik 
beschäftigen wir uns schon lange und haben auch schon 
einiges an Geld für Kampagnen ausgegeben. So sind wir 
Menschen: Wir haben nur eine gewisse Aufnahmefähig-
keit für Kampagnen. Jetzt haben wir die Kampagne zu 
AHA und den Coronaregeln, zur Prophylaxe.

Wir haben in Tageszeitungen in Grenzregionen in ver-
schiedenen Sprachen – auch in der Landessprache der 
Länder, wo wir ein hohes ASP-Ausbreitungsgeschehen 
haben – Anzeigen geschaltet, was die Biohygienesicher-
heit anbelangt – Stichwort: keine Wurst über Landesgren-
zen hinweg mitbringen. Ich habe mit Jens Spahn zusam-
men Pflegekräfte angeschrieben: Auch wenn es noch so 
gut gemeint ist, sollen sie keine Wurst aus ihren Ländern 
als Geschenke mitbringen. Wir haben die Jäger kon-
taktiert. Wir haben die Bundeswehr kontaktiert. Auch 
Annegret Kramp-Karrenbauer hat es sehr intensiv kom-
muniziert; denn Sie wissen ja, dass zum Beispiel das 
Geschehen in Belgien, die Übertragung in den Wäldern, 
über Stiefel passiert ist.

Da sind wir massiv an Kampagnen dran. Wir versu-
chen es zielgerichtet. Es geht natürlich immer mehr; aber 
der Mensch ist nur begrenzt aufnahmefähig, wenn vieles 
auf ihn einströmt.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Frau Dr. Tackmann, wollen Sie nachhaken?

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE):
Ja, gerne. – Natürlich ist mir klar, dass es mit den 

Kampagnen schwierig ist, aber wenn die Leute nicht wis-
sen, dass sie was falsch machen, dann wird es halt auch 
schwierig.

Zu einem anderen Aspekt. Es gibt in den Niederlanden 
eine Prämie für den Ausstieg aus der Schweinehaltung. 
Ich weiß, dass das ein bisschen komplizierter ist. Aber die 
Frage ist ja, dass viele Schweinehalterinnen und Schwei-
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nehalter derzeit aufgeben müssen, weil sie aus verschie-
denen Gründen die Schweine nicht loswerden, weil sie 
keinen vernünftigen Preis kriegen usw. usf. Wäre es des-
halb tatsächlich nicht mal an der Zeit, darüber nachzuden-
ken, ob es nicht doch für die freiwillige Aufgabe von 
Schweinehaltung an der einen oder anderen Stelle Unter-
stützung gibt?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrte Frau Tackmann, wir erleben leider seit 
Jahren ständig, dass Schweinehalter ihre Betriebe aufge-
ben. Das ist unser Problem in diesem Land. Schweine-
halter, gerade die kleinen, sind die Ersten, die aufgeben. 
Das ist die Frage – politisch –: Welches Zeichen wollen 
wir setzen? Wollen wir mit einer Prämie wirklich den 
Anreiz geben, dass just die Kleinen aufhören? Es sind 
nicht die Großen, die aufhören. Es wird zu stärkerer Kon-
zentration kommen. Wir diskutieren zum Beispiel über 
Private Lagerhaltung. Interventionen sind schwierig. 
Also, darüber können wir gerne im Ausschuss diskutie-
ren. Ich persönlich denke, dass ein solches Angebot, 
gerade weil der Rückgang der Schweinehaltung in 
Deutschland massiv ist und weil die Konzentration zuge-
nommen hat, eher diejenigen animieren würde, aufzuhö-
ren, die wir eigentlich unterstützen wollten, dass sie wei-
termachen.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Wir kommen jetzt zu Harald Ebner, 

Bündnis 90/Die Grünen.

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, Sie haben 

vorhin gesagt, Sie seien im guten Gespräch mit dem Bun-
desumweltministerium zum Thema Insektenschutzge-
setz. Sie haben im Dezember den Entwurf einer Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung in die 
Ressortabstimmung gegeben; der Gesetzentwurf zum 
Insektenschutzgesetz aber ist schon lange in der Ressort-
abstimmung. Das BMEL hat die Befassung mit dem Ge-
setzentwurf zum Insektenschutzgesetz lange verzögert. 
Bis heute steht dieses Gesetz nicht auf der Tagesordnung 
des Kabinetts. Deshalb meine Frage: Werden wir in den 
nächsten Wochen erleben, dass das Insektenschutzgesetz 
auf die Tagesordnung des Kabinetts kommt, obwohl Sie 
verlangt haben, dass das erst zusammen mit Ihrer Pflan-
zenschutz-Anwendungsverordnung, die Sie aber erst viel 
später in die Anhörung gegeben haben, in das Kabinett 
kommt?

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank für die Frage. – Frau Ministerin.

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, die Bundesregie-
rung, die Große Koalition hat sich das klare Ziel gesetzt, 
Insekten zu schützen, weil wir Insekten für die Bio-
diversität brauchen, auch um Ernten zu schützen. Des-
halb ist es wichtig, dass wir nicht mit Einzelmaßnahmen 

vorgehen; vielmehr müssen die Maßnahmen zusammen-
passen. Unsere Bürger wollen regionales Obst und regio-
nales Gemüse. Der Selbstversorgungsgrad bei regional-
em Obst liegt in Deutschland etwa bei 22 Prozent. 
Deshalb ist es so wichtig, dass wir auch immer eine 
Folgeabschätzung machen. 100 Prozent Insektenschutz 
ist zum Teil auch Schädlingsschutz, das heißt, das wäre 
für unseren Obst- und Gemüseanbau schädlich. Aus die-
sem Grunde haben sich das BMU und das BMEL geei-
nigt, dass es eine Folgeabschätzung gibt; die hat das 
BMU nicht durchgeführt, deshalb hat sie das BMEL 
mit unserer nachgeordneten Behörde gemacht. Die Fol-
geabschätzung ist wichtig, damit man überhaupt eine 
Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung vorlegen kann. 
Wir arbeiten zusammen und haben vor, das in dieser 
Legislatur gemeinsam zu verabschieden.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Nachfrage, Herr Ebner? Sie haben 

30 Sekunden.

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gerne. – Zur Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung. 

Sie haben im Herbst von einer Minderungsstrategie für 
Glyphosat, von einer Reduktion um 75 Prozent gespro-
chen. In dem, was Sie jetzt vorlegen, wollen Sie aber auf 
allen erosionsgefährdeten Flächen Glyphosat weiterhin 
erlauben. Das Umweltbundesamt zählt aber die Hälfte 
der Ackerflächen zu den erosionsgefährdeten Flächen. 
Wenn Sie auf der Hälfte der Ackerflächen weiterhin 
erlauben, Glyphosat anzuwenden, wie wollen Sie dann 
eine Reduktion um 75 Prozent erreichen?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, Erosionsgebiet ist 
nicht gleich Erosionsgebiet. Wenn Sie in die Verordnung 
genau reinschauen, was Sie sicherlich getan haben, dann 
sehen Sie, dass wir sehr differenziert vorgehen. Um es 
noch mal deutlich zu machen – das ist bei einigen auch 
angekommen –: Es ist schon gut, wenn sich Deutschland 
an Europarecht hält. Trotz aller strengen Forderungen aus 
der Grünenfraktion, Klöckner müsse das sofort verbieten: 
Das ist nicht erlaubt. Das geht nicht. – Das sagen auch 
Ihre Juristen, wenn ich mit ihnen spreche. Insofern glaube 
ich nicht, dass Sie mich weiterhin auffordern, europa-
rechtswidrig zu handeln. Deshalb ist statt eines Total-
verbots – das dürfen wir zurzeit nicht – eine Minimie-
rungsstrategie wichtig. Das heißt, wir verbieten die 
Verwendung auf allen öffentlichen Flächen, in privaten 
Gärten, aber auch grundsätzlich in der Landwirtschaft; es 
sei denn, Ernten sind gefährdet oder – da kommen wir 
zum Zielkonflikt – wir müssen unsere Böden schützen; 
auch das wird von Umweltseite zu Recht gefordert. Wenn 
ich mechanisch vorgehe, dann habe ich eine Abtragung in 
Erosionsgebieten. Dort, wo es einen hohen Erosionsgrad 
gibt, muss ich abwägen. Diesen Punkt sprechen wir an; 
das wurde übrigens mit Wissenschaftlern entwickelt.
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Vizepräsident in Claudia Roth:
Danke schön. – Wir kommen jetzt zu Berengar Elsner 

von Gronow für die AfD-Fraktion.

Berengar Elsner von Gronow (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Frau Ministerin, mich interes-

siert der Einsatz der Bundeswehr zur Unterstützung im 
deutschen Forst. Welche Bilanz ziehen Sie, welche 
Bilanz zieht die Bundeswehr, was sagen die Forstbetriebe 
hierzu? Wie zielorientiert wurden denn die zur Verfügung 
gestellten Soldaten eingesetzt? Welche Aufgaben haben 
sie übernommen, gerade vor dem Hintergrund, dass ja die 
meisten Soldaten keine Qualifikation oder Kompetenz 
besitzen, um forstwirtschaftliches Gerät, Fahrzeuge und 
Ähnliches zu bedienen?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke für Ihre Frage. – Grundsätzlich: Unsere deut-
schen Soldatinnen und Soldaten sind von so hoher Güte 
und Einsatzbereitschaft, dass man sie echt gut brauchen 
kann, um es kurz zu sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was haben wir gemacht? Ich bin unserer Bundesver-
teidigungsministerin und unseren Soldatinnen und Solda-
ten sehr dankbar, dass sie dort, wo es brennt – im über-
tragenen Sinne –, wirklich da sind. Ein Beispiel aus der 
Forstwirtschaft: Sie wissen, dass es aufgrund von Stür-
men, Dürreschäden und Borkenkäferschäden eine ungla-
ubliche Menge an Kalamitätsholz gibt. Diese Bäume 
mussten entrindet und aus dem Wald gebracht werden. 
Dabei konnte uns die Bundeswehr mit ihrem Gerät, aber 
auch mit ihrer Art und Weise des Anpackens wirklich 
helfen. Ich bin auch sehr dankbar, dass sie bei der Kada-
versuche dabei sind, wenn es darum geht, in den Wäldern 
Kadaver von Wildschweinen zu finden, die wegen der 
ASP beprobt werden müssen. Insofern sind wir sehr, 
sehr dankbar. Die Hilfe ist sehr effektiv.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Herr Kollege, nachhaken?

Berengar Elsner von Gronow (AfD):
Gerne. – Nach dem Aufräumen kommt ja bekanntlich 

der Aufbau. Der Waldumbau ist auf Bundes- und Länder-
ebene natürlich ein sehr wichtiges Thema. Von Land- und 
Forstwirten höre ich aber doch immer wieder die Kritik, 
dass die Bedingungen für Hilfsmittel zu pauschal seien, 
örtliche, regionale Bedingungen nicht ausreichend 
berücksichtigt würden, die förderfähigen Maßnahmen 
dort unter Umständen nicht sinnvoll wären, somit dann 
viele Forstwirte die Hilfen nicht in Anspruch nehmen 
könnten. Kennen Sie diese Kritik, und, wenn ja, wie 
werden Sie im Rahmen Ihrer Möglichkeiten auf Bundes-
ebene darauf reagieren?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Erst mal: Ich bekomme viele Briefe aus der Forstwirt-
schaft – das habe ich so noch nicht erlebt –, in denen sich 
Forstwirte für unsere Aktivitäten bedanken, für die Flä-
chenprämien, für die Unterstützung beim Waldumbau, 
für viele Förderprojekte. Ich kann nur sagen, dass wir 
zum Beispiel von der Flächenprämie, ich glaube, 60 Pro-
zent – ich kann es nicht genau sagen, ich reiche es Ihnen 
gerne nach; denn ich habe nicht alle Zahlen parat – aus-
gezahlt haben. Das heißt, diese Förderprogramme werden 
massiv nachgefragt und auch massiv angewendet. An der 
einen oder anderen Stelle merken wir, dass es unter-
schiedliche Umsetzungen in den Ländern gibt. Nur mal 
ein Beispiel: Es gibt im Rahmen der Förderungen die 
Möglichkeit, neugesetzte Bäume, Setzlinge, durch eine 
Umzäunung zu schützen. Das ist relativ teuer. Diese 
Umzäunung kann gefördert werden. Das halte ich im 
Übrigen für richtig, damit Wald und Wild im Einklang 
sind. Aber mein Heimatbundesland Rheinland-Pfalz 
untersagt das und ermöglicht es nicht. Das halte ich für 
einen Fehler. Das sind länderspezifische Regelungen; da 
müssen wir uns an die Länder wenden. Deshalb versuche 
ich auch immer, den Ländern ganz aktuell einen Über-
blick über die unterschiedlichen Regelungen zu geben, 
damit sie sich annähern.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Wir haben jetzt noch drei Minuten. Es 

sind noch zwei, drei Fragen möglich. – Ich komme zur 
FDP-Fraktion, da ist aus Frau Bauer Herr Busen gewor-
den. Ja, manchmal geht so was.

Karlheinz Busen (FDP):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, Sie können sich vor-

stellen: Ich frage was zum Bundesjagdgesetz. Sie vertei-
digen ja den Ausgleich zwischen Wald und Wild. Eigent-
lich wollten Sie den Vorrang des Waldes vor dem Wild 
gesetzlich zementieren. Jäger werden also zu Erfüllungs-
gehilfen der Förster degradiert. Durch den jüngsten Ent-
wurf des Bundesjagdgesetzes hinsichtlich der Hegever-
pflichtung soll das weiter verschärft werden. Werden Sie 
sich dafür einsetzen, dass die Lebensräume von Rehwild 
und Rotwild dennoch erhalten bleiben und keine Über-
jagung dieser Wildtierarten erfolgt? Vertreten Sie die 
Auffassung, dass Rehwild und Rotwild als Schadfaktoren 
für den Wald betrachtet werden?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke für Ihre Frage. – Was ich nicht teilen kann, ist 
Ihre Einschätzung, dass wir vorgehabt hätten: Wald vor 
Wild. Auch nicht: Wild vor Wald. Unser Mantra ist ganz 
klar: Wald und Wild.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Stephan Brandner [AfD])

– Oder Wild und Wald; das können Sie sagen, wie Sie 
wollen.

Wir haben im Rahmen des Nationalen Waldgipfels, 
den ich sehr frühzeitig ins Leben gerufen habe, alle Betei-
ligten zusammengeholt und genau das definiert: dass wir 
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„Wald und Wild“ hinbekommen müssen und, was ganz 
wichtig ist, dass die beiden Vertragspartner – Sie kennen 
sich aus, ich muss nicht in die Tiefe gehen – vor Ort die 
Möglichkeit haben, auf der Basis eines entsprechenden 
Vegetations- und Umgebungsgutachtens speziell zu ent-
scheiden, ob es eine Abschussquote gibt, ob es einen 
Korridor gibt. Das haben wir ja definiert: nicht allein 
eine Mindest- und eine Höchstabschussquote, sondern 
einen Korridor. Die Verantwortung hierfür liegt auch 
bei den wirklich Verantwortlichen, und das halte ich für 
richtig.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Eine Nachfrage, Herr Busen?

Karlheinz Busen (FDP):
Ja, eins liegt mir noch am Herzen. Ich habe im Sommer 

ein Wildpferdreservat besucht, das in Deutschland ein-
zigartig ist. Der Eigentümer berichtete mir, dass in der 
Nähe ein Wolfsrudel aufgetaucht ist. Was würden Sie 
unternehmen, wenn ein Wolfsrudel diese Wildpferde 
dort angreift? In dem Fall wäre dieses Reservat für immer 
und ewig zerstört. Wie würden Sie dort vorgehen, da 
Herdenschutzmaßnahmen in diesem Reservat gar nicht 
möglich sind?

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Ich weiß jetzt nicht, wo Ihr Freund wohnt.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dülmen!)

– Dann würde ich da mal auf die Landesregierung zuge-
hen und fragen, was die Landesregierung vorhat. Das ist 
genau die Fragestellung; denn am Ende legen ja die Län-
der Wert darauf, dass der Bund ihnen nicht reinregiert, wo 
er das nicht darf. Ich kann Ihnen auch Kontakte vermit-
teln, damit Sie das tun können, aber am Ende, glaube ich, 
ist es wichtig, dass wir wegkommen von dem Gegen-
einander, von dieser Schärfe in der Auseinandersetzung, 
wenn auch Wölfe entnommen werden. Auf der einen 
Seite geht es um den Artenschutz, Stichwort: Wolf. Ich 
meine, der gute Erhaltungszustand ist erreicht. Herden-
schutz ist auch wichtig. Es ist ebenso wichtig, dass wir 
perspektivisch im Bundesnaturschutzgesetz Anpassun-
gen vornehmen, damit auch Herdentiere oder freilaufen-
de Tiere geschützt werden. Wir brauchen eine Balance 
und nicht das Entweder-oder.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Vielen Dank, liebe Kol-

leginnen und Kollegen. – Die Zeit der Befragung ist zu 
Ende. Damit beende ich die Befragung und bedanke mich 
ganz herzlich für die mehr oder weniger konsequente 
Einhaltung der Rede- und Fragezeiten.

Damit rufe ich jetzt den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Fragestunde

Drucksache 19/25730

Die mündlichen Fragen auf Drucksache 19/25730 wer-
den in der üblichen Reihenfolge aufgerufen. Die Frage 54 
der Kollegin Sylvia Kotting-Uhl wurde von der Bundes-
regierung nachträglich dem Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Energie zugeordnet 
und wird nach Frage 19 aufgerufen.

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Energie. Ich begrüße recht 
herzlich die Parlamentarische Staatssekretärin Elisabeth 
Winkelmeier-Becker.

Ich rufe die Frage 1 des Kollegen Brandner auf:

Wie schätzt die Bundesregierung das Risiko einer Überlas-
tung der deutschen Stromnetze ein, wenn in Deutschland 1 Mil-
lion Elektrofahrzeuge zugelassen sind, was nach Aussage der 
Bundeskanzlerin schon in dem kommenden Jahr 2022 der Fall 
sein soll (www.bundesregierung.de/breg-de/themen/saubere- 
luft/elektromobilitaet-weiter-vorantreiben-1530062) (die Ant-
wort bitte begründen)?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Herr Kollege Brandner, steuerbare Verbrauchseinrich-
tungen wie Ladeeinrichtungen für Elektromobile, Wär-
mepumpen und Heimspeicher werden in den nächsten 
Jahren insbesondere auf Niederspannungsebene eine sys-
temrelevante Leistung darstellen. Es besteht nach Ein-
schätzung der Bundesregierung aber kein Risiko einer 
Überlastung der deutschen Stromnetze; denn die Netzbe-
treiber können in jedem Einzelfall die Auswirkungen auf 
das Netz prüfen und erforderliche Maßnahmen ergreifen.

Mit dem Hochlauf der Elektromobilität und der 
Sektorkopplung geht insgesamt ein erhöhter Bedarf an 
Netzoptimierung, -verstärkung und -ausbau einher. Die 
notwendigen Netzmaßnahmen dürfen aber nicht zu Ver-
zögerungen beim Ausbau der Ladeinfrastruktur führen 
und müssen kosteneffizient gestaltet werden. Hierzu 
stimmt das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie derzeit den Entwurf eines Gesetzes zur zügigen und 
sicheren Integration steuerbarer Verbrauchseinrichtungen 
in die Elektrizitätsverteilnetze mit den Ressorts, Ländern 
und Verbänden ab.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Herr Brandner, bitte.

Stephan Brandner (AfD):
Es geht ja hier um das ehrgeizige Ziel der Bundesre-

gierung, bis zum kommenden Jahr – also nicht mehr ganz 
ein Jahr verbleibt – 1 Million Elektroautos auf die deut-
schen Straßen zu bekommen. In dem Zusammenhang 
habe ich diese Frage gestellt und stelle nun auch die 
Anschlussfrage. Mich interessiert: Welchen jährlichen 
Strombedarf – absolut – prognostiziert die Bundesregie-
rung unter der Prämisse, dass 1 Million Elektroautos auf 
den Straßen sind? Ich frage also nach dem jährlichen 
Strombedarf absolut und anteilig am Gesamtstromver-
brauch in Deutschland.
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Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Zunächst möchte ich noch mal klarstellen, dass durch 
den Hochlauf der Elektromobilität keine Bedenken 
bezüglich der Netzstabilität bestehen, keine Sorgen sich 
ergeben. In Bezug auf den absoluten Stromverbrauch 
kann ich Ihnen mitteilen, dass wir davon ausgehen, dass 
1 Million E-Autos etwa 2 bis 3 Terawattstunden pro Jahr 
verbrauchen. Das läge also, bei einem durchschnittlichen 
Stromverbrauch in Deutschland in der Größenordnung 
von 600 Terawattstunden, unterhalb eines halben Pro-
zents.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Ja, eine kurze Nachfrage noch. – Es geht noch mal um 

die Anzahl, um dieses ehrgeizige Ziel, 1 Million E-Autos 
auf die Straße zu bekommen. Dazu meine Frage: Hält die 
Bundesregierung an diesem Ziel fest, das Ganze bis zum 
Jahr 2022 umzusetzen, also die 1 Million Autos auf die 
Straße zu bekommen? Und subsumiert man unter diese 
1 Million E-Autos nur reine E-Autos oder auch soge-
nannte Plug-in-Hybride?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Beide Sorten sind Teil dieser Zielsetzung von 1 Million 
E-Autos, und an dieser hält die Bundesregierung fest.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Eine Rückfrage: Dr. Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke, Frau Präsidentin. – Frau Staatssekretärin, ja, es 

mag sein, dass die Elektromobilität nicht zu einer weite-
ren Verschlimmbesserung der Netzstabilität führt; die ist 
eh schon im Keller. Aber Ihre Aussage steht im krassen 
Widerspruch zu einer Kleinen Anfrage, die wir im 
Jahr 2018 gestellt haben. Ich weiß das sehr gut, weil 
das die allererste war, die ich hier jemals gestellt habe. 
Die Antwort des Bundesministeriums war sinngemäß, 
dass das Hochlaufen der Elektromobilität nicht zu einer 
Erhöhung der in Deutschland benötigten Strommenge 
führt, weil man diese zusätzlich benötigte Strommenge 
durch Energieeffizienzmaßnahmen und Energieeinspar-
maßnahmen erreichen will.

Kann ich jetzt Ihre Antwort, die Sie heute hier geben, 
dahin gehend interpretieren, dass man diese Energie-
effizienzmaßnahmen nicht hat realisieren können und 
dass man die Energieeinsparmaßnahmen nicht hat reali-
sieren können, sodass ein Nettostrommehrverbrauch in 
Deutschland aufgrund der Elektromobilität nötig sein 
wird?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Die Frage des Kollegen Brandner bezog sich darauf, 
wie viel Strom auf diese 1 Million erwarteten Fahrzeuge 
entfällt. Das habe ich beantwortet: in einer Größen-
ordnung von 2 bis 3 Terawattstunden. Wir haben insge-
samt einen Verbrauch von etwa 600 Terawattstunden. Da 
fügt sich dieser sehr kleine Anteil von unter 1 Prozent 
zwanglos ein. Das hat für die Frage, ob wir auf einem 
guten Weg sind, die Energieeinsparpotenziale zu nutzen, 
überhaupt keine Auswirkung, anders als Sie das da 
hineininterpretieren. Ich darf sogar darauf hinweisen, 
dass der Umstieg von Verbrennern auf Elektromobilität 
gerade ein Beitrag dazu ist, Energiesparpotenziale zu 
heben, und uns genau auf diesem Weg auch unterstützt.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Danke, Frau Staatssekretärin. – Wir kommen zur Fra-

ge 2, Stephan Brandner:
Ab welchem Zeitpunkt (Jahr) ist nach Einschätzung der 

Bundesregierung sichergestellt, dass der gesamte Primär- und 
Sekundärenergiebedarf Deutschlands vollständig mittels in 
Deutschland erzeugter Solar- und Windenergie gedeckt ist, 
und welchen Bedarf an Primär- und Sekundärenergie prognos-
tiziert die Bundesregierung für diesen Zeitpunkt (die Antwort 
bitte begründen)?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Kollege, durch den Ausbau der 
erneuerbaren Energien in Deutschland wird der Anteil 
von inländischer Solar- und Windenergie am Energiever-
brauch zukünftig deutlich steigen. Allerdings werden 
auch langfristig weitere Energieträger, zum Beispiel 
Wasserkraft, Geothermie oder Bioenergie, und auch der 
Import von Energieträgern, zum Beispiel Wasserstoff und 
weitere strombasierte Energieträger, eine bedeutende 
Rolle spielen. In diesem Sinne bedeuten die klima- und 
energiepolitischen Ziele der Bundesregierung nicht, dass 
perspektivisch der gesamte Energiebedarf Deutschlands 
mit in Deutschland erzeugter Solar- und Windenergie 
gedeckt werden soll oder kann.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Kollege Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Wenn das so ist, dann interessiert mich ergänzend: Was 

prognostizieren Sie, in welchem größtmöglichen Umfang 
können wir den Energiebedarf in Deutschland mithilfe 
von in Deutschland erzeugter Solar- oder Windenergie 
abdecken?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Wir haben ja gerade die EEG-Novelle verabschiedet 
und in diesem Rahmen den Pfad, den wir bis 2030 
beschreiten wollen, auch mit neuen Zielwerten unterlegt. 
Und zwar haben wir uns eine Erhöhung der Leistung bei 
Wind an Land auf 71 Gigawatt, bei Photovoltaik auf 
100 Gigawatt, bei Biomasse auf 8 Gigawatt und bei 
Wind auf See auf 20 Gigawatt bis 2030 bzw. perspekti-
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visch bis 2040 auf 40 Gigawatt als Ausbauziele vorge-
nommen und daran auch die Ausschreibungsmengen aus-
gerichtet. Das ist für diesen Bereich so weit vorgesehen.

Es wird sich im Übrigen in der Zukunft zeigen, wie wir 
das umsetzen können; denn das ist nicht nur eine gesetz-
liche Frage. Wir brauchen vor allem die Flächen dafür 
und die Investoren, die sich letztendlich daran beteiligen. 
Wir erzeugen im Moment etwa 700 Petajoule aus Wind- 
und Solarenergie und gehen davon aus, dass sich dieser 
Anteil noch um den Faktor 4 oder 5 – in dieser Größ-
enordnung – vervielfältigen muss.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Herr Brandner, Rückfrage?

Stephan Brandner (AfD):
Ja, noch eine ergänzende Frage. – Wir sind ja im Be-

reich des Umbaus des deutschen Energiewesens hin zur 
Wind- und Solarenergie. Am 8. Januar 2021 kam es zu 
erheblichen Störungen im europäischen Netz. Laut der 
Österreichischen Gesellschaft für Krisenvorsorge sei es 
die schwerste Störung im europäischen Stromnetz seit 
über 14 Jahren gewesen, knapp an einem Blackout vor-
bei. Den deutschen Medien war dazu wie üblich kaum 
etwas zu entnehmen.

(Timon Gremmels [SPD]: Natürlich!)
Meine Frage geht jetzt dahin: Wie sah der deutsche Bei-
trag konkret aus, um diese Netzschwankungen, diese Stö-
rungen auszugleichen? Und sehen Sie Deutschland – 
auch vor dem Hintergrund, dass Kohlekraftwerke, Kern-
kraftwerke und möglicherweise auch Gaskraftwerke 
abgeschaltet werden – in der Zukunft in der Lage, bei 
europäischen Problemen noch einzugreifen, wenn schnell 
reagiert werden muss? Wie wird dann zum Beispiel die 
Produktion von Strom aus Solar- und Windenergie hoch-
gefahren?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Das ist in der Tat eine große Aufgabe. Aber wir gehen 
davon aus und tun auch alles dafür, dass wir das schaffen; 
denn wir nehmen das Ziel, bis 2050 treibhausgasneutral 
zu werden, sehr ernst. Das erfordert in der Tat einen 
Umbau, und der wird nicht ganz einfach, weil eben die 
Einspeisung und auch der Verbrauch volatil sind. Deshalb 
wird ein ganz wesentlicher Aspekt darauf beruhen, wie 
man das besser aufeinander abstimmen kann. Smart 
Grids, Verbrauchssteuerung und dergleichen sind hier 
die Stichworte.

Im Übrigen ist die Vernetzung auf europäischer Ebene 
auch ein Teil der Stabilisierung. Wir werden uns aber 
noch andere Dinge einfallen lassen müssen, etwa in 
Bezug auf Wasserstoff – das wird ja im Moment auch 
sehr gefördert; es liegen große Hoffnungen und Optionen 
auf diesem Gebiet –, um die Grundlastfähigkeit zu ergän-
zen. Auch die Speicherthematik wird ein wichtiger Be-
reich sein. An all diesen Dingen müssen wir eben ganz 
konkret forschen und dort vorankommen, um die Spitzen 
ausgleichen und trotzdem Stabilität gewährleisten zu 
können.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Eine Frage von Herrn Hilse.

Karsten Hilse (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Staatssekretärin, 

wenn ich Sie bei der ersten Antwort richtig verstanden 
habe, geht die Bundesregierung davon aus, dass die Bun-
desrepublik für längere Zeit oder – ich weiß nicht; viel-
leicht können Sie mich da korrigieren – für immer nicht 
in der Lage sein wird, Strom im eigenen Land fürs eigene 
Land zu produzieren. Denn Sie haben gerade gesagt, per-
spektivisch oder auf lange Sicht werde die Bundesrepu-
blik quasi auf Stromimporte angewiesen sein. Habe ich 
Sie da richtig verstanden? Ich meine, es gab eine solche 
Aussage bereits vor zwei Jahren von der Bundeskanzle-
rin, dass man also in der Zeit von 2022 bis 2030 auf 
Stromimporte angewiesen sein wird, weil man nicht 
mehr in der Lage ist, mit dem eigenen Potenzial die Bun-
desrepublik sicher mit Strom zu versorgen. Habe ich Sie 
da richtig verstanden?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Ich habe gesagt, dass wir Energie importieren werden.
(Zuruf von der SPD: Wir exportieren ja auch!)

Aber wir importieren im Moment ebenfalls Energie in 
großem Umfang – Mineralöl, Gas, Steinkohle, teilweise 
auch Windstrom oder Wasserstrom – aus Nachbarländern 
oder Ländern wie Norwegen und dergleichen. Das ist also 
nichts Neues.

Herr Kollege Brandner hatte gefragt: Wann wird der 
Tag kommen, an dem wir uns vollständig mit in Deutsch-
land produziertem Solarstrom und Wasserstoff versorgen 
können?

(Stephan Brandner [AfD]: Nicht Wasserstoff! 
Windenergie!)

– Entschuldigung, Solar- und Windenergie. – Darauf 
habe ich geantwortet, dass wir davon ausgehen, dass 
wir auch weiterhin Energie importieren werden. Das 
wird zum Beispiel auch Wasserstoff umfassen, der durch 
Solarenergie, zum Beispiel in Nordafrika, hergestellt 
werden kann. Wir haben konkrete Partnerschaften mit 
Chile – da engagiert sich zum Beispiel Siemens –, und 
andere Partnerländer werden hier adressiert werden. Da 
werden wir Partnerschaften aufbauen, um genau das dann 
auch sicherzustellen.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Dann kommen wir zur Frage 3 des 

Kollegen Tobias Matthias Peterka:
Wie hat die Bundesregierung vor, den Plänen des Bundes-

ministers für Wirtschaft und Energie folgend, den Deutschen 
Industrie- und Handelskammertag in eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts mit Pflichtmitgliedschaft aller Industrie- 
und Handelskammern umwandeln zu wollen (siehe dazu „Süd-
deutsche Zeitung“ vom 15. Dezember 2020, https:// 
sueddeutsche.de/wirtschaft/dihk-altmaier-industrie- 
undhandelskammern-1.5148834, zuletzt abgerufen am 
17. Dezember 2020), konkret sicherzustellen, dass sich diese 
mit allgemein-politischen Äußerungen zukünftig zurückhält, 
und wird die Gefahr gesehen, dass der rein wirtschaftsbezoge-
ne Auftrag noch weiter überdehnt wird, wie Stellungnahmen 
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aus dem Bundeswirtschaftsministerium meiner Meinung nach 
befürchten lassen („Äußerungen zum Klimaschutz, zu Men-
schenrechten oder zum Brexit, die durch das bisherige Gesetz 
nicht gedeckt waren, wären damit künftig möglich“, vergleiche 
am angegebenen Ort)?

Frau Staatssekretärin.

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Herr Kollege Peterka, der Gesetzentwurf des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie sieht die Er-
richtung der Deutschen Industrie- und Handelskammer 
durch Umwandlung des DIHK e. V. in eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts mit einer gesetzlichen Mitglied-
schaft aller IHKs in der Bundeskammer vor. Der Gesetz-
entwurf fasst zudem teilweise § 1 IHK-Gesetz neu. Dabei 
erfolgt aber gerade keine Erweiterung des Kompetenz-
rahmens, sondern lediglich eine Klarstellung und Moder-
nisierung des Wortlauts. Eine Erweiterung der Kompe-
tenzen der IHKs wäre aus verfassungsrechtlichen 
Gründen auch nicht möglich.

Um die Rechte der Pflichtmitglieder zu gewährleisten 
und Kompetenzüberschreitungen zu verhindern, wird die 
neue gesetzliche Mitgliedschaft im DIHK e. V. während 
der Übergangszeit und später dann in der Bundeskammer 
von weiteren Maßnahmen flankiert. Dazu sieht der Ge-
setzentwurf die Aufsicht des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie und die Prüfung der Haushalts- 
und Wirtschaftsführung durch den Bundesrechnungshof 
vor.

Des Weiteren regelt der Gesetzentwurf schon während 
der Übergangszeit ein gesetzliches Klagerecht der IHKs 
und ihrer Mitglieder gegenüber dem DIHK e. V., später 
dann gegenüber der Bundeskammer, auf Unterlassung 
kompetenzüberschreitenden Verhaltens. Dieser An-
spruch wird durch ein Beschwerdeverfahren als Vorver-
fahren verstärkt. Beide Verfahren dienen der Durchset-
zung der Mitgliederrechte.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Herr Peterka.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank für diese Ausführungen. – Die Fragestel-

lung zielt ja auch darauf ab, wie Sie zu dem Umstand 
stehen, dass der DIHK als – bisher noch – e. V. wiederholt 
allgemeinpolitische Aussagen tätigte. Davon sind einige 
meiner Meinung nach nicht so gut gewesen; andere 
waren hingegen sehr gut, zum Beispiel das Bekenntnis 
zum Existenzrecht Israels gegenüber einer Kooperation 
mit dem Iran in wirtschaftlicher Hinsicht. Wie stehen Sie 
zu dieser Aussage? Wäre es in dieser neuen Körperschaft 
noch zulässig, dass man sich zum Beispiel zu Israel 
bekennt?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Wir gehen davon aus, dass es auf jeden Fall immer 
einen wirtschaftlichen Bezug geben muss, zu dem sich 
der Präsident der Kammer äußern darf. Wir gehen davon 
aus, dass die restriktive Rechtsprechung, die wir bisher 

sehen, hier doch überdacht wird, dass also klargemacht 
wird, dass man sich zum Beispiel zum Berufsbildungs-
gesetz und damit im Zusammenhang zur Mindestausbil-
dungsvergütung in schriftlichen Stellungnahmen verhal-
ten darf. Das wurde von der Rechtsprechung anders 
gehandhabt, und wir erwarten, dass sich der DIHK in 
Stellungnahmen, auch im politischen Bereich, zu solchen 
Fragen äußern kann. Der Fall, den Sie angesprochen 
haben, würde aller Voraussicht nach wesentlich vom 
Kontext der Äußerung abhängen. Eine bloße Äußerung 
zu außenpolitischen Fragestellungen würde nicht darun-
terfallen. Maßgeblich ist aber der wirtschaftliche Kon-
text, der auch eine solche Aussage ermöglichen kann.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Danke schön, Frau Staatssekretärin. – Haben Sie eine 

Rückfrage? – Ja. Bitte.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Der DIHK, der Handelskammertag, ist eine ganz alt-

ehrwürdige Einrichtung, besteht seit über 100 Jahren und 
ist auch eine liberale Einrichtung; daher ist er bis heute 
ein e. V. Durch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
etc. kam es ja dazu, dass vonseiten der Regierung dafür 
gesorgt werden soll, dass örtliche Handelskammern nicht 
gezwungen sind, auszutreten; das wissen Sie alles. Die 
SPD scheint jetzt dagegenzuschießen, eben weil der SPD 
wohl einige Äußerungen des DIHK-Präsidenten zu – ich 
nenne es mal – liberal im weitesten Sinn waren. Wie 
verhält sich die Regierung zu diesem internen Streit, 
dazu, dass die SPD die Umwandlung in eine Körper-
schaft wohl doch nicht will?

(Timon Gremmels [SPD]: Warten Sie doch erst 
mal die Beratungen ab!)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Frau Staatssekretärin.

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Genau. Da sind wir noch in einem Stadium der 
Abstimmung. Ich bin optimistisch, dass wir uns einigen. 
Sicherlich ist auch dem Koalitionspartner daran gelegen, 
auf dieser Ebene eine bundesweite einheitliche Organisa-
tion zu erhalten. Dem dient das Ganze. Das ist gefährdet, 
wenn die Rechtsprechung dazu führt, dass einzelne Kam-
mern aussteigen. Es ist das Anliegen des Hauses und, 
denke ich, auch der Koalition, dass wir dem eine neue 
Grundlage geben, um weiterhin eine einheitliche Vertre-
tung zu gewährleisten und um Kompetenzüberschreitun-
gen zu verhindern.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Ich rufe dann Frage 4 des Kollegen 

Dr. Anton Friesen auf:
Wie viele Vermögenswerte und Geldbeträge wurden nach 

Kenntnis der Bundesregierung aufgrund von EU-Sanktionen 
gegen Russland seit 2014 eingefroren (bitte nach Deutschland 
bzw. anderen EU-Ländern mit Stand für die Jahre 2014, 2015, 
2016, 2017, 2018, 2019, 2020 auflisten)?
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Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Friesen, die Verordnung des Rates 
über restriktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, 
die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und 
Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen, 
ist am 17. März 2014 in Kraft getreten. Die seitdem in 
Deutschland eingefrorenen Gelder und Vermögenswerte 
lassen sich aufgeschlüsselt nach Jahren beziffern. Dabei 
wurde der Gegenwert in Euro jeweils auf ganze Beträge 
zum 31. Dezember gerundet. Im Jahr 2014 betrug der 
Wert der in Deutschland eingefrorenen Gelder und Ver-
mögenswerte 134 126 Euro. Im Jahr 2015 waren es 
124 404 Euro. 2016 waren es 124 484 Euro. Im Jahr 2017 
betrug der Wert 284 415 Euro. 2018 waren es 
485 428 Euro. Im folgenden Jahr belief sich der Wert 
auf 336 836 Euro und im Jahr 2020 auf 341 134 Euro.

Die EU-Mitgliedstaaten Irland, Italien, Niederlande 
und Zypern haben in der Datenbank der EU-Kommission 
zu eingefrorenen Vermögenswerten ebenfalls Werte hin-
terlegt. Eintragungen waren ab 2015 möglich. Diese habe 
ich auch für Sie. Für das Jahr 2018 vermerkte Irland einen 
Wert von 24 091 Euro, Italien meldete 93 781 Euro, Nie-
derlande 806 Euro und Zypern 3 117 680 Euro. Für 2019 
meldete Irland einen Wert von 76 686 Euro, Italien 
148 053 Euro und die Niederlande 819 Euro. Für das 
Jahr 2020 waren es bei der Niederlande 761 Euro. Für 
2015 bis 2017 liegen keine Eintragungen in der Daten-
bank vor.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Herr Dr. Friesen.

Dr. Anton Friesen (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Frau 

Staatssekretärin. Gibt es denn Vermögenswerte oder 
Geldbeträge, bei denen die Sanktionen wieder aufgeho-
ben wurden, vielleicht wieder rückgängig gemacht wur-
den und, wenn ja, aus welchem Anlass?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Das ergibt sich aus den Listen nicht. Man kann aber 
davon ausgehen, dass diese kleinen Schwankungen häu-
fig nur Umrechnungsschwankungen sind. In einem Fall 
ist die Zahl auf deutscher Seite etwas geringer geworden. 
Das liegt daran, dass eine individuelle Person aus der 
Liste herausgestrichen wurde und dann das entsprechen-
de Vermögen von ihr, das eingefroren war, freigegeben 
werden konnte.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Dr. Friesen, haben Sie noch eine Frage?

Dr. Anton Friesen (AfD):
Ja. – Unsere US-amerikanischen Partner haben ja 

bekanntlich auch Sanktionen eingeführt, mittels derer 
auch Vermögenswerte und Geldbeträge eingefroren wur-
den. Liegen der Bundesregierung hierzu auch Zahlen 
vor? Wie haben sich die Zahlen entwickelt?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Die liegen leider nicht vor. Es gibt nur diese europä-
ische Datenbankinformationsstelle, und sie ist auch nicht 
öffentlich zugänglich. Es gab keine Bedenken, diese Zah-
len hier vorzutragen. Aber ansonsten werden darüber 
keine Informationen öffentlich ausgetauscht.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Danke schön. – Nachfrage? Dr. Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Staatssekretärin, 

die Zahlen, die Höhe der Beträge, die Sie genannt haben, 
sind ja, mit Verlaub gesagt, erklecklich. Mit Ausnahme 
eines Jahres in Zypern hat man niemals den Millionenbe-
reich erreicht. Wie groß sind denn die Verluste der deut-
schen Wirtschaft, insbesondere der Landwirtschaft, die 
die deutsche Wirtschaft aufgrund der Sanktionen gegen 
Russland erleiden musste? Und wie steht das im Verhält-
nis dazu, dass hier wenige Hunderttausend Euro einge-
froren sind?

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Null! Das 
sind russische Sanktionen gegen unsere Land-
wirtschaft!)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Die Frau Staatssekretärin war jetzt gefragt.

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Also ich würde sagen, das ist eine komplett andere 
Frage. Ich kann sie gerne mitnehmen; Sie können sie 
auch gerne schriftlich stellen. Das hat mit der Frage, 
welche Beträge hier eingefroren worden sind, nur bedingt 
etwas zu tun. Jedenfalls würde ich auch nicht auf den 
Gedanken kommen, das eine gegen das andere aufzu-
rechnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es geht nicht darum, einen Schaden zu kompensieren, 
sondern es geht darum, dass wir Leute, die für ein 
bestimmtes Verhalten Verantwortung tragen, für die 
Gefährdung anderer, für die Verletzung anderer, aufgrund 
unserer Werte sanktionieren und auf diese persönlich 
einen gewissen Druck ausüben wollen.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Ich rufe Frage 5 von Dr. Anton Friesen 

auf:
Zu welchem Prozentsatz konnten die von der Bundesregie-

rung zur Verfügung gestellten Hilfen für kleine und mittlere 
Unternehmen zur Bewältigung der Coronakrise bislang abge-
rufen werden (bitte nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Die im Bundeshaushalt bereitgestellten Mittel können 
nach den zwischen dem Bund und den Ländern abge-
schlossenen Verwaltungsvereinbarungen in Höhe der 
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voraussichtlichen Zahlungen, die sich aufgrund der bei 
den Ländern eingegangenen Anträge ergeben, abgerufen 
werden.

Für die Corona-Soforthilfe wurden für den Förderzeit-
raum von drei aufeinanderfolgenden Monaten im Zeit-
raum Ende März bis Juni rund 2,2 Millionen Anträge 
eingereicht. Davon wurden bisher rund 1,8 Millionen 
Anträge bewilligt. Dies entspricht einem Bewilligungs-
volumen in Höhe von 13,8 Milliarden Euro. Das tatsäch-
liche Auszahlungsvolumen beträgt mit Stand 30. Novem-
ber 2020 über 13,5 Milliarden Euro. In 2020 standen für 
das Programm Corona-Soforthilfe insgesamt 18 Milliar-
den Euro zur Verfügung, sodass rund 75 Prozent von den 
Ländern abgerufen wurden.

Für die Corona-Überbrückungshilfen sowie für die 
Novemberhilfen standen im letzten Jahr insgesamt 
24,6 Milliarden Euro zur Verfügung, die in Höhe von 
rund 3,9 Milliarden Euro – das sind rund 16 Prozent – 
von den Ländern abgerufen bzw. vom Bund als 
Abschlagszahlungen direkt ausgezahlt wurden. Dabei 
wurden für die Überbrückungshilfe I für den Förderzeit-
raum Juni bis August 2020 rund 127 500 Anträge mit 
einem Antragsvolumen von rund 1,5 Milliarden Euro ein-
gereicht, die von den Ländern bewilligt und ausgezahlt 
wurden. Für die Überbrückungshilfe II, die den Förder-
zeitraum September bis Dezember 2020 umfasst, liegen 
bereits rund 106 500 Anträge mit einem Antragsvolumen 
von rund 1,8 Milliarden Euro vor, die in Höhe von rund 
1,3 Milliarden Euro von den Ländern bewilligt und aus-
gezahlt wurden. Die Novemberhilfe wurde bereits von 
über 280 000 direkt und indirekt von den Schlie-
ßungsmaßnahmen im November 2020 betroffenen Unter-
nehmen und Selbstständigen in Höhe von rund 4,5 Mil-
liarden Euro beantragt. Abschlagszahlungen wurden 
bereits in Höhe von rund 1,3 Milliarden Euro gewährt. 
Für die Dezemberhilfe liegen rund 98 000 Anträge mit 
einem Fördervolumen von rund 1,2 Milliarden Euro 
vor. Abschlagszahlungen wurden bereits in Höhe von 
rund 600 Millionen Euro gewährt.

Die durch die KfW-Kredite bereitgestellte – –

Vizepräsident in Claudia Roth:
Frau Kollegin, Sie müssen wirklich zum Ende kom-

men.

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Gut, dann mache ich hier einen Cut.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Herr Dr. Friesen, Sie können ja nachfragen.

Dr. Anton Friesen (AfD):
Ja, vielen Dank. – Mich würde freuen, wenn Sie viel-

leicht auch die Zahlen für den Freistaat Thüringen auf-
führen oder nachreichen könnten.

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Mache ich.

Dr. Anton Friesen (AfD):
Danke.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Haben Sie eine weitere Frage? – Danke schön. – Dann 

hat sich Herr Brandner gemeldet.

Stephan Brandner (AfD):
Vielen Dank. – Frau Winkelmeier-Becker, wir stecken 

ja in einer riesengroßen Wirtschaftskrise. Hunderttausen-
de, Millionen Arbeitslose, Hunderttausende, Millionen 
Kurzarbeiter, Zehntausende, Hunderttausende, mögli-
cherweise auch Millionen Selbstständige stehen vor den 
Trümmern, vor den Scherben ihrer Existenz – warum? –, 
weil die Bundesregierung im letzten Jahr kopf- und plan-
los „Wirtschaftspolitik“ gemacht hat. Die Wirtschaft ist 
jetzt zum zweiten Mal runtergefahren. Sie haben Hunde-
rte Milliarden Euro Schäden verursacht durch diese 
unsägliche Coronapolitik der Bundesregierung.

Jetzt gibt es Millionen Betroffene, die diese Hunderte 
Milliardenschäden irgendwie tragen müssen. Es gibt aber 
kaum eine Anspruchsgrundlage für Schadenersatz. § 56 
des Infektionsschutzgesetzes grenzt Schadenersatzan-
sprüche auf Ausscheider, Ansteckungsverdächtige und 
Krankheitsverdächtige ein. Das sind ja in den allerwe-
nigsten Fällen diejenigen, die jetzt mit diesen extremen 
Problemen kämpfen. Meine Frage: Ist von der Bundesre-
gierung beabsichtigt, eine entsprechende Rechtsgrundla-
ge für Schadenersatzforderungen der Betroffenen im 
Infektionsschutzgesetz zu implementieren, oder bleibt 
es dabei, dass diese auf Almosen und auf mehr oder 
weniger freiwillige Gaben der Bundesregierung angewie-
sen sind?

Vizepräsident in Claudia Roth:
Frau Staatssekretärin.

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Aktuell setzen wir ganz stark auf die Programme, die 
ich für durchaus sehr umfassend halte, auch wenn – das 
gebe ich zu – Wünsche offenbleiben. Aber wir haben hier 
mit großen Milliardenbeträgen, die ich hier nicht fertig 
war vorzutragen, durchaus für Hilfen für die Betroffenen 
gesorgt.

Sie kritisieren jetzt die Schließungen. Ich glaube, es 
gibt ein ganz großes Verständnis dafür, das dem geschul-
det ist, dass wir ein Infektionsgeschehen in diesem Land 
haben, dass sich Leute begegnen und man sich in alltä-
glichen Situationen infizieren kann. Diese Maßnahmen 
mussten ergriffen werden, um das Infektionsgeschehen 
zu unterbrechen. Ich glaube, da gibt es eine sehr, sehr 
große Zustimmung in diesem Lande, und eigentlich ist 
das plausibel.

Mit diesen Programmen, die wir aufgelegt haben, soll 
gerade verhindert werden, dass Unternehmen, die wirt-
schaftlich tragfähig sind, die ein gutes Geschäftsmodell 
haben, die ein gutes Produkt an den Mann bringen, auf-
grund dieser Situation in die Insolvenz getrieben werden. 
Wir haben umfassend – –
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Vizepräsident in Claudia Roth:
Frau Kollegin.

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Ich darf nur noch ergänzen, –

Vizepräsident in Claudia Roth:
Ja, aber dann müssen Sie sich kürzer fassen.

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

– dass die Kurzarbeiterhilfen und viele anderen Maß-
nahmen hier ineinandergreifen, um genau diese Unter-
nehmen am Leben zu halten und ihnen über diese schwie-
rige Zeit zu helfen.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Letzte Frage in dieser Fragestunde: Herr Peterka.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank. – Sie haben hier ja die enormen Sum-

men – zumindest zum Teil – aufgezählt. Ich habe den 
Medien entnommen, dass anlässlich der Steuererklärun-
gen, die langsam für 2020 reinkommen, die Steuerbe-
hörden dahin gehend Alarm schlagen, dass sage und 
schreibe 80 bis 90 Prozent aller eingereichten Nachweise, 
die die Fördergelder betreffen, steuerrechtlich unzurei-
chend wären und nachgereicht werden müssten. Ist es in 
Ordnung, die Bürger mit einer solchen Konstruktion 
quasi ins Messer laufen zu lassen, meiner Meinung nach?

Vizepräsident in Claudia Roth:
Frau Staatssekretärin.

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Das müssten Sie mir jetzt noch näher erläutern.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Nein, das kann er nicht.

Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Das kann er nicht. – Bei Steuerrecht würde ich jetzt 
auch ans BMF verweisen, wenn es darum geht, wie da die 
Abläufe sind, oder auch an die Länder. Das ist jetzt nichts, 
was Kernkompetenz des Bundeswirtschaftsministeriums 
ist – im Gegensatz zu all dem anderen.

Vielen herzlichen Dank, Frau Staatssekretärin. – Damit 
sind wir am Ende der Fragestunde angelangt. Alle weite-
ren Fragen werden schriftlich beantwortet.

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Ich rufe den 
Tagesordnungspunkt 4 auf:

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Anpassung der Regelungen 

über die Bestandsdatenauskunft an die Vorga-
ben aus der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 27. Mai 2020
Drucksache 19/25294
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss Digitale Agenda

Ich warte, bis die Plätze von den Kolleginnen und Kol-
legen eingenommen wurden.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die CDU/ 
CSU-Fraktion Nina Warken.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Claudia Roth:

Nina Warken (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zur Anpas-
sung der Regelungen über die Bestandsdatenauskunft set-
zen wir die Vorgaben aus der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 27. Mai 2020 um.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So, so!)

Das Bundesverfassungsgericht hat mit dem am 17. Juli 
2020 veröffentlichten Beschluss wesentliche Befugnis-
normen und polizeiliche Abrufregelungen zur sogenann-
ten manuellen Bestandsdatenauskunft beanstandet und 
dem Gesetzgeber eine Neuregelung aufgegeben, und 
zwar insbesondere im Telekommunikationsgesetz, im 
Bundeskriminalamtgesetz, im Bundespolizeigesetz, im 
Zollfahndungsdienstgesetz sowie in den Nachrichten-
dienstgesetzen des Bundes. Karlsruhe hat ausgeführt, 
dass die Regelung einer Bestandsdatenauskunft zwar 
nicht per se verfassungswidrig sei, doch die aktuelle Aus-
gestaltung in verschiedenen Gesetzen die Grundrechte 
auf informationelle Selbstbestimmung und auf Wahrung 
des Telekommunikationsgeheimnisses verletze.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Allerdings!)

Die manuelle Bestandsdatenauskunft gibt ja den 
Sicherheitsbehörden das Recht, von den Telekommuni-
kationsunternehmen Auskunft insbesondere über den 
Anschlussinhaber eines Telefonanschlusses oder aber 
einer zu einem bestimmten Zeitpunkt zugewiesenen IP- 
Adresse zu verlangen. Sowohl für die präventive als auch 
die repressive Arbeit unserer Sicherheitsbehörden ist das 
von großer Bedeutung; da dürften wir uns doch alle einig 
sein, liebe Kolleginnen und Kollegen. Die Unternehmen 
müssen den Behörden dann personenbezogene Daten der 
Kunden, die im Zusammenhang mit dem Abschluss oder 
der Durchführung von Verträgen stehen, mitteilen. Nicht 
mitzuteilen sind dagegen sogenannte Verkehrsdaten zu 
einzelnen Kommunikationsvorgängen.

Mit dem Gesetzentwurf, sehr geehrte Damen und Her-
ren, differenzieren wir nun entsprechend den Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts die jeweiligen Normen 
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deutlich stärker aus. Sie enthalten zudem jeweils eigene 
Regelungen zum Abruf und zur Übermittlung der Daten, 
das sogenannte Doppeltürmodell, und die jeweiligen Ver-
wendungszwecke werden begrenzt. Mit den vorgeschla-
genen Regelungen halten wir uns inhaltlich eng an die 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, und in der 
Umsetzung der erwähnten Doppeltürrechtsprechung 
schafft der Gesetzentwurf im Telekommunikationsgesetz 
und im Telemediengesetz Übermittlungsvorschriften für 
die Dienstanbieter – das ist die erste Tür – und damit 
korrespondierende Erhebungsvorschriften für die Straf-
verfolgungsbehörden, für die Polizeien des Bundes sowie 
die Nachrichtendienste; das ist die zweite Tür.

Die Übermittlungs- und Erhebungszwecke werden 
dem Bestimmtheitsgebot entsprechend normenklar gere-
gelt. Die Übermittlung an das Bundeskriminalamt sowie 
das Zollkriminalamt als Zentralstellen wird zudem aus-
drücklich normiert, und die Eingriffsvoraussetzungen 
werden am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ausgerich-
tet: Je weiter die Befugnisausübung im Vorfeld einer kon-
kreten Gefahr ermöglicht wird, desto gewichtiger muss 
dann das zu schützende Rechtsgut oder desto schwerer 
die zu verhütende Straftat sein.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, bei zwei 
anderen bereits von Bundestag und Bundesrat vor der 
Veröffentlichung des Beschlusses des Bundesverfas-
sungsgerichts beschlossenen Gesetzentwürfen hat ja der 
Bundespräsident die Ausfertigung ausgesetzt, da sie Vor-
schriften enthalten, die inhaltlich mit den beanstandeten 
Regeln übereinstimmen, zum Beispiel beim Gesetzent-
wurf zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der 
Hasskriminalität. Ich glaube, wir sollten deshalb eine 
zügige Beratung des Gesetzentwurfs in den Gremien 
anstreben. Wir haben ja bereits eine öffentliche Anhörung 
für den 25. Januar terminiert. Ich denke, wir haben ein 
gemeinsames Interesse daran, dass insbesondere auch der 
Gesetzentwurf zur Bekämpfung des Rechtsextremismus 
und der Hasskriminalität alsbald dann auch ausgefertigt 
werden und in Kraft treten kann.

Ich freue mich auf die anstehenden Beratungen und 
danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Kollegin Nina Warken. – Nächster Red-

ner: für die AfD-Fraktion Dr. Christian Wirth.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Sehr geehrte Regie-

rungsfraktionen, wir trauen Ihnen nicht. Wir trauen Ihnen 
nicht, weil Sie schon wieder einen Gesetzentwurf 
geschrieben und mit Ihren Mehrheiten durchgedrückt 
haben, der Ihnen von den Gerichten um die Ohren geh-
auen wurde – schon wieder. Dass Ihre eigenen Leute zu 
inkompetent sind, um einen verfassungskonformen Ge-
setzentwurf vorzulegen, das verwundert nicht. Aber dass 
all die teuren Berater, die wohlinvestierten Spenden der 
Wirtschaft anscheinend nicht ausreichend, um auch nur 

oberflächlich Korrektur zu lesen, ist schon überraschend. 
Nicht mal vom Wissenschaftlichen Dienst des Bundes-
tages haben Sie sich beeindrucken lassen.

Wir vertrauen Ihnen nicht; denn es ist ja kein Einzel-
fall. Der wilde und andauernde Rundumschlag der Bun-
desregierung in Sachen Corona und die Umsetzung in 
den Ländern sind von den Juristen und den Gerichten 
auf allen Ebenen so oft kassiert und kritisiert worden, 
dass man es kaum noch zählen kann.

(Beifall bei der AfD)
Selbst in einer Zeit, wo Sie sich einer parlamentarischen 
Mehrheit sicher sein können, haben Sie darauf verzichtet, 
auch nur die grundlegendste parlamentarische Beteili-
gung an den Coronamaßnahmen zu ermöglichen. Herr 
Maas erdreistet sich nunmehr noch, anderen Regierungen 
einen „Marshallplan für die Demokratie“ anzubieten. Das 
ist wirklich zum Fremdschämen.

Wir trauen Ihnen nicht, weil Sie von Tag eins an jede 
Ihnen zur Verfügung stehende Waffe auf allen Ebenen 
angewendet haben, um der einzigen Oppositionspartei 
im Bundestag zu schaden. Keine Ausrede war Ihnen zu 
peinlich, kein Paragraf zu obskur, und wo gewissenstreue 
Beamte Ihnen im Weg standen, wurden sie nach Sonnen-
königsart vom Hof gejagt.

Wir trauen Ihnen nicht, weil Sie trotz aller hier angeb-
rachten Korrekturen weiter nur das korrigieren, was abso-
lut mindestens nötig ist, um die Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichts zu erfüllen. Sie ignorieren weiterhin die 
einstimmige Kritik aller betroffenen Bürger, Verbände 
und Unternehmen außerhalb ihrer eigenen Parteien.

Wir trauen Ihnen nicht, weil Sie statt einem konkreten, 
per Gericht benannten und geforderten Einblick in die 
Daten von Verbrechern und Terroristen die Passwörter 
als Generalschlüssel für eine beliebige Anzahl von Platt-
formen wollen, weil Sie weiter ignorieren, dass es nur 
eine technische Möglichkeit gibt, um ihre geforderte 
Passwortweitergabe überhaupt zu ermöglichen, nämlich 
das Speichern von Passwörtern als unverschlüsselter 
Klartext durch die Anbieter. Ein Geschenk für Hacker 
und ausländische Dienste.

Wir trauen Ihnen nicht, weil Sie von durch Steuergel-
der alimentierten NGOs das Gottesgeschenk „Hass und 
Hetze" erhalten haben, um legitime Regierungskritik in 
einen Topf mit widerlicher Menschenverachtung zu wer-
fen. Mit dem Gesetz zur Hasskriminalität haben Sie 
Strafrecht und somit Hoheitsrecht in die Hände amerika-
nischer Konzerne gegeben und somit ein neues Besat-
zungsrecht geschaffen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Was?)
Getreu nach Erich Mielke, „Genossen, wir müssen alles 
wissen!“, ist auch ihre erste Reaktion auf Regierungskri-
tik, erst einmal herauszufinden, wer sich da einer eigenen 
Meinung erdreistet. Die Weitergabe von IP-Adressen und 
Portnummern ist Schritt eins zur Repression.

Wir trauen Ihnen nicht, weil Sie besonders in dieser 
Legislaturperiode bewiesen haben, dass Sie ein anderes 
Deutschland wollen, mit voller Kontrolle über die politi-
sche Meinung und ohne störende Parlamente oder Ver-
fassungsgerichte. Wir trauen Ihnen aber auch deshalb 
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nicht, weil keine Regierung eine solche Machtfülle haben 
sollte, selbst nicht, wenn sie von der AfD geführt wäre. 
Allein, dass Sie diese Vollmachten haben wollen, ist 
Grund genug, dass Sie diese nicht haben dürfen.

(Lachen des Abg. Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir werden Ihnen nicht dabei helfen, Ihren Angriff auf 
das freie Internet mit dem hier vorgelegten Feigenblatt zu 
legitimieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Danke schön. – Nächster Redner: für die SPD-Fraktion 

Uli Grötsch.

(Beifall bei der SPD)

Uli Grötsch (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne! 
Wir beraten heute über strengere Regeln für unsere 
Sicherheitsbehörden bei der sogenannten Bestandsdate-
nauskunft – um zu Beginn meiner Ausführungen auf das 
Thema hinzuweisen, um das es hier eigentlich in den 
Beiträgen gehen sollte. Es geht also um die Frage, für 
welche Zwecke unter welchen Voraussetzungen unsere 
Polizeien und Nachrichtendienste auf Kundendaten und 
Passwörter bei Anbietern von Telekommunikations- und 
Onlinediensten zugreifen dürfen. Diese neuen Regeln 
sind aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungsge-
richts – Sie wissen es alle – notwendig geworden. Um 
es vorwegzunehmen: Ich bin mit der vorliegenden Um-
setzung des Urteils grundsätzlich zufrieden; das wird Sie 
nicht überraschen.

Wir haben das sogenannte Doppeltürmodell umge-
setzt, nach dem wir sowohl für die auskunftgebenden 
Telekommunikationsanbieter als auch für die auskunft-
verlangenden Behörden jeweils eine eigene verhältnis-
mäßige Rechtsgrundlage und explizite Eingreifschwellen 
vorsehen. Es ist immer eine Gratwanderung und ein Spa-
gat zwischen der Aufgabe des Staates auf der einen Seite, 
für Sicherheit in unserem Land zu sorgen und Krimina-
lität zu bekämpfen, und auf der anderen Seite unserem 
Anspruch, dass staatliches Handeln höchsten rechtsstaat-
lichen Prinzipien entsprechen muss. Die Bürgerinnen und 
Bürger erwarten zu Recht vom Gesetzgeber, von uns also, 
beides unter einen Hut zu bringen.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf kommen wir die-
ser Aufgabe, die manchmal einer Quadratur des Kreises 
gleicht, beim Thema Bestandsdatenauskunft nach. Wir 
begrenzen die Datenabrufrechte von Sicherheitsbehör- 
den auf besonders schwere Straftaten und ganz konkrete 
Gefahren, zum Beispiel einen Terroranschlag. Nur wenn 
bestimmte enge Voraussetzungen vorliegen, können zum 
Beispiel das Bundeskriminalamt, das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz oder die Bundespolizei persönliche Daten 
oder Passwörter abfragen, Internetnutzer über ihre IP- 

Adressen identifizieren oder die Herausgabe von 
Zugangsdaten, zum Beispiel für E-Mail- oder Face-
book-Accounts, verlangen.

Die bisherige Regelung war sehr weit gefasst – klar –, 
sodass der Bundesdatenschutzbeauftragte, womöglich zu 
Recht, schon seit Langem kritisierte, dass Datenauskünf-
te bei Bagatelldelikten unverhältnismäßig seien.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, wir auch!)

Es geht um das Recht einer jeden Bürgerin, eines jeden 
Bürgers auf informationelle Selbstbestimmung. Deshalb 
ist die Abfrage zu Recht an sehr hohe rechtsstaatliche 
Hürden geknüpft.

(Beifall bei der SPD)

Diese Hürden gab es schon, und jetzt schrauben wir sie 
noch ein gutes Stück höher. Andererseits muss es auch 
weiterhin ein praxistaugliches Instrument für die Sicher-
heitsbehörden geben. Das ist wieder der Spagat, von dem 
ich eben gesprochen habe.

Ich erwarte erst einmal keine Nachteile für die Arbeit 
unserer Sicherheitsbehörden und für die Sicherheit der 
Bürgerinnen und Bürger. Ich bin überzeugt, dass unsere 
Sicherheitsbehörden ihren Aufgaben genauso gut nach-
kommen werden wie zuvor. Endgültig werden wir das 
aber erst in der Praxis beurteilen können, wie es in der 
Gesetzgebung so oft der Fall ist. Deshalb – das sage ich 
schon – sollten wir überlegen, ob eine regelmäßige Eva-
luierung nicht auch in diesem Fall festgeschrieben wer-
den sollte.

Obwohl wir die Hürden jetzt höher setzen, haben 
Datenschützer und Experten Bedenken angemeldet; es 
sind ja auch tiefe Grundrechtseingriffe, und da darf man 
nicht nur, sondern da muss man sogar ganz genau hin-
schauen. Aber das Bundesverfassungsgericht hat aus-
drücklich nicht das Instrument kritisiert und – mehr 
noch – seine Notwendigkeit durchaus bestätigt. Grund-
sätzlich ist die Erteilung einer Auskunft über Bestands-
daten verfassungsrechtlich zulässig. Es geht bei dem 
vorliegenden Gesetzentwurf um die Frage der verfas-
sungskonformen Ausgestaltung des Instruments, also 
um das Wie. Diese Frage und andere mehr werden wir 
übernächste Woche mit Experten in einer Sachverständi-
genanhörung noch zu erörtern haben, um Schlüsse für die 
Ausgestaltung des Gesetzentwurfes zu ziehen.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
pochen seit Wochen und Monaten auf die Verabschie-
dung dieses Gesetzes und auch auf die Verabschiedung 
anderer Gesetze im Sicherheitsbereich, die wir für unbe-
dingt notwendig halten. Es ist uns ein Anliegen, sie unbe-
dingt noch in dieser Legislaturperiode hier im Hohen 
Haus zu verabschieden; denn die für verfassungswidrig 
erklärten Vorschriften im heute in Rede stehenden Gesetz 
sind auch Bestandteil unseres bereits im Juni vom Bun-
destag verabschiedeten Hate-Speech-Gesetzes, also des 
Gesetzes zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und 
Hasskriminalität im Netz. Deshalb brauchen wir so 
schnell wie möglich sozusagen eine Reparatur, damit 
Bundespräsident Steinmeier das Hate-Speech-Gesetz 
unterzeichnen kann und es damit in Kraft tritt.
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Wir haben keine Zeit zu verlieren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. Hass und Hetze im Netz produziert Mör-
der. Das war im Kapitol in Washington so, das ist aber 
auch bei uns in Deutschland so, wie die rechtsextremisti-
schen Terroranschläge von Hanau und Halle beweisen. 
Deshalb ist es genau richtig, dass wir bald eine Rechts-
grundlage schaffen, um diejenigen, die hinter oft anony-
men Mordaufrufen, Anstiftung zu Gewalt, Neonazipro-
paganda oder Gewaltdarstellungen stecken, konsequent 
vor Gericht zu bringen. Je früher also das Hate-Speech- 
Gesetz unserer Bundesjustizministerin gilt, desto besser 
ist es für Deutschland. Das stärkt das Vertrauen in unse-
ren Rechtsstaat, und das ist auch ein Signal an die schwei-
gende Mehrheit der normalen Nutzer in den sozialen 
Medien, die sich angesichts der digitalen Umtriebe von 
Hetzern oftmals sogar zurückziehen. Das Netz gehört uns 
allen und sicher nicht denen, die am lautesten brüllen und 
hetzen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Dabei handelt es 
sich im Übrigen zum allergrößten Teil um Anhänger der 
AfD, um das auch an dieser Stelle noch einmal gesagt zu 
haben.

Ich bin sehr stolz und dankbar, dass auf meine Initia-
tive hin eine neue Bundesarbeitsgemeinschaft gegen 
Hass und Hetze im Netz gegründet wird. Sie wird sich 
die Hater-Szene, die Hetzerszene in den sozialen Medien 
wissenschaftlich vornehmen, damit wir systematisch 
deren Einfluss zurückdrängen können.

Wir haben mit der Bundeszentrale für politische Bil-
dung einen Partner, der künftig verstärkt den Fokus auf 
Aufklärung über Verschwörungstheorien legen wird, und 
wir haben mit unserem Maßnahmenpaket gegen Rechts-
extremismus und Rassismus in den nächsten vier Jahren 
1 Milliarde Euro – 1 Milliarde Euro! – für Projekte be-
reitgestellt, um den Einfluss von Demokratiefeinden in 
der digitalen und in der analogen Welt zurückzudrängen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb bitten wir 
um Unterstützung für diesen Gesetzentwurf, gerne auch 
aufseiten der Opposition, damit wir zügig die Arbeit auf-
nehmen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Uli Grötsch. – Das Wort hat für die FDP- 

Fraktion Manuel Höferlin.

(Beifall bei der FDP)

Manuel Höferlin (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Maxime der Bundesregierung bei Sicher-
heitsgesetzen lautet anscheinend viel zu oft: Wir machen 
erst einmal so weit und so viel, wie es geht, und dann 
schauen wir, was beim Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe herauskommt. So ist es auch in diesem Fall. 
Viele Sicherheitsgesetze der letzten Jahre sind so ange-
gangen worden; der Scherbenhaufen musste dann vom 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe zusammenge-
kehrt werden.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es!)

Das ist eigentlich ein Skandal und kann nicht die Arbeits-
weise des Deutschen Bundestags und der Bundesregie-
rung sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Regelungen bei der Bestandsdatenauskunft hat das 
Bundesverfassungsgericht letzten Sommer kassiert. Es 
konnte ja, sage ich einmal etwas ironisch, keiner ahnen, 
dass die Herausgabe von Bestandsdaten auch eine was-
serfeste Rechtsgrundlage braucht und nicht nur die 
Abfrage durch die Strafverfolgungsbehörden. Nun gut. 
Dieses Mal hat die Bundesregierung den Bogen aber zu 
weit gespannt. Jetzt ist es sogar so weit gekommen, dass 
wir ein Gesetz hatten, das der Bundespräsident dann nicht 
unterschrieben hat, weil er gesagt hat: Na ja, das hätte 
man ja auch einmal machen können.

Es hat auch lange gedauert. Jetzt hat das Innenministe-
rium ein Reparaturgesetz vorgelegt. Ich habe das Gefühl: 
Wir werden darüber in der nächsten Sitzungswoche 
intensiv sprechen; wir werden ja eine Anhörung haben. 
Ich könnte mir auch vorstellen, dass der Bundespräsident 
sehr intensiv zuhören lässt bei dem, was wir in der Anhö-
rung im Innenausschuss erleben werden. Dann schauen 
wir einmal, ob nach dem Reparaturgesetz ein wasserfes-
tes Gesetz steht oder ob es wieder zu einem Scherben-
haufen nach Karlsruhe führt.

Was in dem Gesetz leider nicht repariert wurde, das ist 
zum Beispiel die Meldepflicht für die Anbieter sozialer 
Medien. Das hätte man gleich berücksichtigen können; 
da hätte das Justizministerium etwas machen können. Ich 
habe die Befürchtung: Damit steuern Sie zielgerichtet das 
nächste Gesetz nach Karlsruhe, gleicher Weg. Was bein-
haltet diese Meldepflicht für soziale Medien? Gemeldete 
Inhalte sollen nicht nur gesperrt oder gelöscht werden, 
sondern da wird, ja, eine Untersuchung der Vorfälle vor-
verlagert: Die Social-Media-Unternehmen sollen mit 
ihren Abteilungen prüfen, ob ein konkreter Verdacht auf 
eine Straftat vorliegt, und das dann in eine Verdachts-
datenbank des BKA geben, und zwar nicht nur den In- 
halt, sondern auch gleich die zugehörige IP-Adresse des 
Nutzers, der den Inhalt gepostet hat.

Das ist schon interessant. In den letzten Tagen sagte die 
Bundeskanzlerin noch öffentlich anlässlich der Sperrung 
des Twitter-Kontos von Herrn Trump, dass nicht die 
Plattformen die Einschränkung der Meinungsfreiheit 
bestimmen, sondern dass das staatliche Aufgabe sei. Ich 
verstehe, ehrlich gesagt, nicht, warum die Bundesregie-
rung wie beim NetzDG immer wieder den Gedanken aus 
der Schublade zieht, immer mehr staatliche Aufgaben auf 
diese Plattformen abzuschieben. Das ist jedenfalls ein 
Widerspruch zu dem, was die Bundeskanzlerin in den 
letzten Tagen gesagt hat, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)
Ich sage es Ihnen ganz klar: Ich glaube, diese Melde-

pflicht für die Anbieter sozialer Medien, in der Form, 
dass dort solche Entscheidungen getroffen werden, die 
eigentlich staatliche Aufgabe sind, ist der nächste Riss 
im Fundament der digitalen Bürgerrechte. Ich wünschte 
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mir, die Bundesregierung würde bei Sicherheitsgesetzen 
mehr nach der Maxime vorgehen: „Gestalte jedes Gesetz 
so, dass es auch vor dem Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe standhält“, und nicht umgekehrt; das wäre ein-
mal ein guter Vorsatz. Von dieser Maxime ist die Bundes-
regierung bei der Meldepflicht für Anbieter sozialer 
Medien aber weit entfernt. Ich finde, sie muss ihr Ver-
hältnis zur Meinungsfreiheit im Netz dringend einmal 
klären.

Herzlichen Dank, meine Damen und Herren.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Manuel Höferlin. – Der nächste Redner: 

für die Fraktion Die Linke Niema Movassat.
(Beifall bei der LINKEN)

Niema Movassat (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der heu-

tige Gesetzentwurf ist ein Paradebeispiel für die Arbeit 
dieser Koalition; denn Ihr Gesetzentwurf ist handwerk-
lich schlecht und möglicherweise verfassungswidrig.

(Beifall der Abg. Ulla Jelpke [DIE LINKE] – 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja!)

Aber der Reihe nach: Als Reaktion auf den rechtster-
roristischen Anschlag in Halle hatte die Bundesregierung 
Ende 2019 den Gesetzentwurf zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus und der Hasskriminalität, bekannt 
als Hate-Speech-Gesetz, vorgelegt. Das Gesetz wurde 
Mitte 2020 verabschiedet. Bundespräsident Steinmeier 
hat sich aber geweigert, Ihr Gesetz zu unterschreiben. 
Denn zwischenzeitlich gab es eine Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts; dieses urteilte, dass die 
Regelungen zur Bestandsdatenauskunft – wie sie auch 
im Hate-Speech-Gesetz vorkommt – verfassungswidrig 
sind. Bestandsdatenauskunft bedeutet, dass zum Beispiel 
die Polizei bei einem Internetanbieter gespeicherte per-
sönliche Daten wie Name oder Anschrift einer Person 
abfragt. Diese Abfrage und auch die Übermittlung durch 
den Anbieter stellen Eingriffe in das Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung dar. Das Bundesver-
fassungsgericht hat die Bundesregierung und den Bun-
destag also dazu gezwungen, die Bestandsdatenauskunft 
zu reformieren; darum geht es heute.

Der allererste Entwurf dieses Gesetzes, den wir heute 
diskutieren, hat Herr Seehofer Ende November den zu 
beteiligenden Verbänden zugeleitet, damit diese Stellung 
nehmen können. Die Frist hierfür betrug gerade einmal 
eine Woche – eine Woche Zeit, um zu einem so kom-
plexen Thema Stellung zu nehmen. So geht es nicht! 
Das Bundesverfassungsgericht hat Ihnen bis zum Ende 
des Jahres Zeit gegeben, das Urteil umzusetzen. Statt Eil-
tempo sollte die Koalition auf Sorgfalt setzen!

(Beifall bei der LINKEN)
Aber es wird noch besser. Ihr Gesetz soll die Entschei-

dung Bestandsdatenauskunft II umsetzen. Warum Be-
standsdatenauskunft II? Weil die Regelungen zur Be-
standsdatenauskunft schon einmal, nämlich 2012, für 

verfassungswidrig erklärt worden sind. Mit dem vorlie-
genden Gesetz laufen Sie also Gefahr, dass es bald zu 
einer Entscheidung Bestandsdatenauskunft III kommt. 
Ich sage Ihnen auch, warum: Sie regeln zwar die Abfrage 
der Bestandsdaten durch die Behörden neu, aber die prob-
lematischste Regelung im Hate-Speech-Gesetz, nach 
welcher Betreiber sozialer Netzwerke Bestandsdaten 
von sich aus bei Verdacht an die Polizei übermitteln müs-
sen, das regeln Sie nicht neu. Um negative Konsequenzen 
zu vermeiden, werden die meisten Plattformbetreiber lie-
ber zu viele Daten als zu wenige Daten weiterleiten, und 
das sind erhebliche Grundrechtseingriffe. Ob diese Rege-
lung in Karlsruhe Bestand haben wird, ist völlig unklar. 
Viele Datenschützer sagen Ihnen auch: Das wird in Karls-
ruhe nicht durchkommen, das ist verfassungswidrig. – 
Das sagen wir als Linke auch.

(Beifall bei der LINKEN)
Werte Kolleginnen und Kollegen von CDU/CSU und 

SPD, wenn man Hausaufgaben aus Karlsruhe bekommt, 
dann sollte man diese Hausaufgaben auch ernst nehmen 
und sie mit der nötigen Sorgfalt erledigen. Noch ist es 
nicht zu spät. Ziehen Sie also Ihren Gesetzentwurf zurück 
und gönnen Sie sich eine Runde Homeschooling im Be-
reich Grundrechte!

Danke schön.
(Beifall bei der LINKEN – Lachen der Abg. 
Thorsten Frei [CDU/CSU] und Alexander 
Graf Lambsdorff [FDP])

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Niema Movassat. – Der nächste Redner: 

für Bündnis 90/Die Grünen Dr. Konstantin von Notz.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen und Kolle-
gen! Das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremis-
mus und der Hasskriminalität sollte die Reaktion auf 
den antisemitischen, verwerflichen Anschlag auf die 
Synagoge in Halle sein. Alle demokratischen Fraktionen 
in diesem Haus waren sich einig: Erstens. Wir müssen 
Vertrauen zurückgewinnen. Zweitens. Wir brauchen 
mehr Sicherheit für die jüdischen Einrichtungen. Drit-
tens. Wir müssen dem Hass scharf begegnen. Deswegen 
sind diese wichtigen Themen schnell und entschlossen 
anzugehen.

Man muss leider heute sagen, liebe Große Koalition: 
Sie haben es verbockt, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Der Kollege Höferlin hat es gesagt: Sie stehen vor einem 
Scherbenhaufen. Bis heute gibt es kein überarbeitetes 
NetzDG. Das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsex-
tremismus und der Hasskriminalität ist offenkundig ver-
fassungswidrig, sodass der Bundespräsident seine Unter-
schrift verweigert. Und eine Gesamtstrategie im Umgang 
mit digitaler Vernetzung von Antisemiten und Rechtsex-
tremisten haben Sie bis heute nicht. Es war doch klar, es 
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war offensichtlich, dass Ihr Gesetz mit den Vorgaben aus 
Karlsruhe nicht vereinbar ist, und darauf haben wir Sie 
hier im Haus mehrfach hingewiesen. Wir haben Ihnen 
Alternativen aufgezeigt. Sie haben alles in den Wind 
geschlagen. Deswegen sind Sie beim drängendsten 
sicherheitspolitischen Problem unserer Zeit 15 Monate – 
15 Monate! – nach dem Anschlag von Halle ohne jede 
belastbare Antwort hier heute erschienen. Das ist einfach 
hochnotpeinlich und angesichts der Ernsthaftigkeit der 
Bedrohung unverantwortlich, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Genauso skandalös war Ihr Umgang mit dem Parla-
ment, das aus der Zeitung und durch unsere Nachfragen 
erfahren hat, dass dieses Gesetz nicht ausgefertigt wurde. 
Und so geht es nicht.

Jetzt kommen Sie mit Ihrem Reparaturgesetz – schon 
das Wort „Reparaturgesetz“!

(Manuel Höferlin [FDP]: Peinlich!)
Wir werden uns damit im Innenausschuss – das verspre-
chen wir – intensiv beschäftigen. Aber drei Probleme 
sind doch offenkundig: Erstens. Sie passen nur das 
manuelle Abrufverfahren an. Zweitens. Sie halten am 
völlig grenzwertigen Zugriff auf die Passwörter fest. 
Drittens. Sie dokumentieren Ihre Lernunfähigkeit damit, 
dass Sie die Vorratsdatenspeicherung und Nutzung der 
Daten für die Bestandsdatenauskunft trotz aller EuGH- 
Urteile erneut in diesen Entwurf schreiben. Wie kann 
man das so ignorant machen, meine Damen und Herren?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Sandra Bubendorfer-Licht 
[FDP])

Die zentralen Mängel des Gesetzes packen Sie eben 
nicht an – sie seien noch kurz genannt –: Die Gefahr einer 
faktischen Denial-of-Service-Attacke auf das BKA mit 
Daten bleibt sehr real. Es bleibt auch unklar, was mit 
den Daten beim BKA eigentlich genau passieren soll – 
das bleibt unbestimmt. Klare Löschfristen und die Stär-
kung der Rechte der Betroffenen: völlige Fehlanzeige.

Wir müssen bei diesem Thema endlich vorankommen. 
Wie wichtig das ist, haben die Vorkommnisse in den USA 
in den letzten Tagen gezeigt. Die Große Koalition ist 
müde und offenkundig unwillig, die Probleme zu lösen. 
Das ist ausgesprochen bedauerlich.

Trotz allem wünsche ich allen ein frohes neues Jahr!
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Dr. Konstantin von Notz. – Nächster 

Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Axel Müller.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Anders als der Kollege Dr. Wirth von der AfD 
möchte ich keine Büttenrede halten, sondern mich in der 
Debatte über die Anpassung der Bestandsdatenauskunft 

an die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
27. Mai des vergangenen Jahres auf vier Punkte be-
schränken: Erstens. Was ist da geschehen? Zweitens. 
Aus welchem Grund ist es geschehen? Drittens. Was 
muss beachtet werden? Viertens. Erreichen wir das mit 
dem vorgelegten Gesetzentwurf?

Das Erste – die Kollegin Warken hat es schon erläu-
tert –: Das Bundesverfassungsgericht hat in dieser Ent-
scheidung § 113 des Telekommunikationsgesetzes und 
verschiedene Fachgesetze, die die Nachrichtendienste 
und Sicherheitsbehörden begünstigen, für verfassungs-
widrig erklärt. Es geht dabei um den Zugriff auf die soge-
nannten Bestandsdaten, die einerseits das Vertragsver-
hältnis zwischen Nutzer und Anbieter betreffen und 
andererseits die beweglichen IP-Adressen, die insbeson-
dere bei strafrechtlichen Ermittlungen von großer Bedeu-
tung sind.

Daher liegt nun ein Gesetzentwurf vor, der „Reparatur-
gesetz“ genannt wird. Ich finde, das ist ein guter Begriff, 
Herr Kollege von Notz; denn wir haben es nicht mit 
einem Totalschaden zu tun, wie Sie ihn hier dargestellt 
haben.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nur mit einem kaputten Gesetz!)

Vielmehr sagt das Bundesverfassungsgericht, bei den 
begehrten Auskünften handele es sich um ein Auskunfts-
recht von „gemäßigtem Eingriffsgewicht“.

Warum ist das bisherige Gesetz für verfassungswidrig 
erklärt worden? Die Kollegin Warken hat auch darauf 
hingewiesen, dass wir seit dem Volkszählungsurteil des 
Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 1983 wissen, 
dass das allgemeine Persönlichkeitsrecht in Verbindung 
mit dem Grundrecht auf den Schutz der Menschenwürde 
auch die Selbstbestimmung des Menschen beinhaltet, 
über seine Daten selbst zu entscheiden, also darüber, ob 
er sie preisgibt oder der Verwendung zugänglich macht, 
spezialgesetzlich geregelt gemäß Artikel 10 des Grund-
gesetzes über das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis. 
Der bisherige § 113 TKG und die genannten Fachgesetze 
haben das zu wenig berücksichtigt; das war nicht aus-
reichend. Die Weitergabe von Bestandsdaten bzw. ein 
Auskunftsanspruch der Sicherheitsbehörden brauchen 
eine eigene Rechtsgrundlage, die sich am Maßstab des 
betroffenen Grundrechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung orientiert.

Was muss man also bei der Reparatur beachten? Da hat 
das Bundesverfassungsgericht eine ganz konkrete Repa-
raturanleitung gegeben. „Anlass, Zweck und Umfang des 
jeweiligen Eingriffs sind … durch den Gesetzgeber 
bereichsspezifisch, präzise und normenklar festzulegen“, 
heißt es in der Entscheidung. Deshalb muss man auch 
nicht darüber hinausgehen, Herr Kollege Höferlin, son-
dern man muss sich an diese Vorgabe halten. Das Ganze 
muss natürlich verhältnismäßig sein.

Wir sind vom ursprünglichen Zweck des Bestandsda-
tengesetzes natürlich abgewichen – das muss man wis-
sen –; denn die Daten zur Gestaltung des Vertragsver-
hältnisses sind ja weniger als das, was wir wollen. Wir 
wollen darüber hinausgehend Informationen für die 
Sicherheitsbehörden gewinnen. Das heißt dann ganz kon-
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kret, dass man sich hinsichtlich des Eingriffsanlasses auf 
tatsächliche Anhaltspunkte stützen muss, um diese Aus-
künfte einholen zu können. Einen Datenvorrat ohne einen 
konkreten Verdacht, eine konkrete Gefahr darf es nicht 
geben. Es ist deshalb in diesen Neufassungen die kon-
krete Gefahr benannt, die bestehen muss, um einen Ein-
griff vorzunehmen. Es muss bei einer Straftat ein 
Anfangsverdacht bestehen.

Nun die Schlussfrage: Erreichen wir das alles mit dem 
vorgelegten Gesetzentwurf? Ich habe es bereits beant-
wortet: Ja, das machen wir. TKG und Fachgesetze schaf-
fen nun die Grundlage für eine verfassungskonforme 
Anwendung. Das gilt auch für das hier bereits genannte 
und gescholtene Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsex-
tremismus und der Hasskriminalität.

Es bedarf dazu auch keines zweistufigen Verfahrens, 
wie die Grünen das wollen. Das geht an der Praxis auch 
vorbei, da ein solches zweistufiges Verfahren wegen der 
in Anspruch genommenen Dauer zu einem unwiederbrin-
glichen Verlust an Informationen und Daten führen wür-
de.

Dazu kann ich nur den Schlusssatz anmerken. Herr 
Habeck hat auf der letzten Klausur der Grünen gesagt, 
dass man einen Staat wolle, in dem sich die Menschen 
wohlfühlen – einen Wohlfühlstaat wollen die Grünen. 
Dazu möchte ich angesichts dieser Gesetzesfassung, die 
Ihnen vorschwebt, sagen: Vielleicht hat er da ganz unbe-
wusst leider Gottes auch die Straftäter einbezogen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Axel Müller. – Letzter Redner in dieser 

Debatte: für die CDU/CSU-Fraktion Michael Kuffer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kuffer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Mit dem vorliegenden Gesetz fassen wir einzelne Regel-
ungen zur Erhebung und Verarbeitung von Bestandsdaten 
im Telekommunikationsbereich neu. Wir setzen damit 
bekanntermaßen ein Urteil des Bundesverfassungsge-
richts aus dem Mai 2020 um. Entscheidend dabei war 
und ist: Das Bundesverfassungsgericht hat zunächst 
einmal eindeutig klargestellt, dass die Erteilung von Aus-
künften über Bestandsdaten grundsätzlich verfassungs-
rechtlich zulässig ist. Es hat in seinem Beschluss ledig-
lich Modifizierungen erbeten, und zwar, wie es das 
Gericht beschreibt, nach dem Bild einer „Doppeltür“. 
Das heißt, es geht um noch weiter auszudifferenzierende 
Tatbestandsvoraussetzungen sowohl für die Übermitt-
lung der Bestandsdaten durch die Telekommunikations-
anbieter als auch für den Abruf dieser Daten durch unsere 
Sicherheitsbehörden. Letztlich geht es darum, die Ver-
wendungszwecke der Daten noch enger einzugrenzen, 
und zwar explizit auf die Fälle konkreter Gefahren. Für 
die Zuordnung dynamischer IP-Adressen zu den dazuge-
hörigen Daten des Anschlussinhabers sieht das Bundes-

verfassungsgericht darüber hinaus als legitimen Zweck 
nur – so die Formulierung des Gerichts – „die Bewehrung 
von Rechtsgütern von hervorgehobenem Gewicht“ vor.

Es ist wichtig, sich das noch einmal zu verdeutlichen; 
denn das Bundesverfassungsgericht verlangt von uns als 
Gesetzgeber damit lediglich mikrochirurgische Eingriffe. 
Es hat deshalb die Regelungen auch vorläufig weiter gel-
ten lassen. Das ist auch deshalb wichtig, weil somit zu 
keiner Zeit eine Sicherheitslücke entstehen konnte.

Deshalb, lieber Herr Kollege von Notz, sind Ihre 
Äußerungen dazu natürlich durchaus verräterisch. Sie 
haben in der Pressemitteilung von der „strukturellen 
Ignoranz der Bundesregierung gegenüber Freiheitsrech-
ten“ gesprochen.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Ja, 
stimmt! Da hat er recht!)

Sie haben solche blamablen Formulierungen heute wie-
derholt, indem Sie von „Scherbenhaufen“ gesprochen 
haben. Drunter ging es also offensichtlich nicht.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der Bundespräsident unterzeich-
net Ihre Gesetze nicht, Herr Kuffer! Nehmen 
Sie das doch mal zur Kenntnis!)

Damit sind Sie natürlich nicht nur über das Ziel hinaus-
geschossen, sondern Sie zeigen wieder etwas, was man 
von Ihnen kennt, was Sie neuerdings aber zu kaschieren 
versuchen – da bricht es halt wieder hervor –: Es ist Ihre 
Schadenfreude über jede mögliche oder vielleicht sogar 
von Ihnen gewünschte Schwächung unseres Sicherheits-
apparats.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist doch lächerlich, Herr 
Kuffer!)

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Sie können natürlich hier 
schon mit Wahlkampf beginnen;

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Machen Sie 
doch mal verfassungsgemäße Gesetze! Das 
wäre doch mal ein Anfang!)

aber dieser Spagat wird im Jahr 2021 nicht gut gehen.
(Beifall bei der CDU/CSU – Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: Wenn der Bundespräsident 
das nicht unterzeichnet, ist das ein Skandal!)

Die Schreierei zeigt, dass wir Sie da auf dem richtigen 
Fuß erwischt haben.

Insofern ist es vielleicht wichtig für Sie, zu erfahren, 
dass wir mit den Reparaturen jetzt sehr gründlich vor-
gehen. Wir nehmen uns sowohl das Telemediengesetz, 
das Telekommunikationsgesetz, die polizeilichen Ab-
rufregelungen des Bundespolizeigesetzes, des BKA- 
Gesetzes, des Zollfahndungsdienstgesetzes und des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes als auch die nach-
richtendienstlichen Abrufregelungen und die Strafpro-
zessordnung vor. Insofern ist das eine gründliche Repa-
ratur im graduellen Bereich.

Sie können aufhören, sich aufzuregen. Es ist alles in 
Ordnung, und die Lage ist absolut im Griff.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Lothar Binding 
[Heidelberg] [SPD]: Das war Selbstironie! – 
Stefan Keuter [AfD]: Sagte der Kapitän der 
Titanic! – Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: 
Alles klar auf der Andrea Doria!)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank. – Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 19/25294 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Weitere Über-
weisungsvorschläge liegen uns nicht vor. Dann wird 
genau so verfahren.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stefan 
Liebich, Fabio De Masi, Lorenz Gösta Beutin, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE

Dispozinsen deckeln – Zunahme privater Ver-
schuldung infolge der Corona-Pandemie be-
kämpfen

Drucksache 19/25065
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen.

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, zügig Platz zu 
nehmen und die Gespräche draußen weiterzuführen, 
bevor ich den ersten Redner aufrufe.

Ich rufe den ersten Redner auf. Das ist für die Fraktion 
Die Linke Stefan Liebich.

(Beifall bei der LINKEN)

Stefan Liebich (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zu Beginn dieses Jahres war eine der ersten 
Nachrichten, dass die Deutschen im letzten Jahr um 
393 Milliarden Euro reicher geworden sind. Auf den 
privaten Bankkonten liegen 7,1 Billionen Euro. Das ist 
ein Rekord.

Die meisten Menschen dürften sich jetzt verwundert 
die Augen reiben, weil sie auf ihren Konten von dieser 
wundersamen Geldvermehrung nichts gemerkt haben. Im 
Gegenteil: Ein Drittel der Haushalte in Deutschland hatte 
im letzten Jahr – natürlich wegen Corona – weniger Geld 
zur Verfügung. Deswegen mussten viele Menschen mehr 
Geld ausgeben, als sie auf dem Konto haben; sie mussten 
ihren Dispo in Anspruch nehmen.

6 Millionen Menschen geht es regelmäßig so, und 
wenn auch der Dispo nicht mehr reicht, dann muss man 
zu einem teuren Überziehungskredit greifen. Irgendwann 
kann man die hohen Zinsen für den Dispo und den Über-
ziehungskredit nicht mehr bezahlen, und man landet in 
der Überschuldung. Hier dürfen wir nicht wegschauen; 
hier müssen wir handeln.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Immer häufiger kommen übrigens auch Selbstständige 
nur noch mithilfe ihres Dispos über die Runden und kön-
nen nur noch damit ihren Geschäftsbetrieb aufrechterhal-
ten. Gerade zu Weihnachten letzten Jahres konnten einige 
Familien ihren Kindern nur noch Geschenke machen, 
weil sie in den Dispo gegangen sind.

Etliche Banken in Deutschland lassen sich das viel zu 
teuer bezahlen. Im Durchschnitt nehmen sie fast 10 Pro-
zent Zinsen, zwei Dutzend Banken sogar über 12 Prozent. 
Alle Appelle und freiwilligen Selbstverpflichtungen 
haben bisher nicht geholfen.

Und nun raten Sie mal, was die Antwort des SPD- 
Finanzministers und Kanzlerkandidaten Olaf Scholz auf 
diese existenziellen Sorgen von Familien mit Kindern 
und einem geringen Einkommen, von Alleinerziehenden, 
von Rentnerinnen und Rentnern, die ihr Leben lang hart 
gearbeitet haben, ist! Olaf Scholz sagt, sie sollen auf der 
privaten Webseite Check24 die Dispozinsen vergleichen. 
Das ist doch absurd.

(Beifall bei der LINKEN)
Check24 ist nicht neutral; Check24 bietet selber ein 

eigenes Girokonto an. Bei denen steht auch häufig nicht 
der oben, der am günstigsten ist, sondern der, der die 
höchsten Provisionen bezahlt hat. Gerade wurde 
Check24 von Verbraucherschützern verklagt.

Sich darauf verlassen zu müssen, ist keine Hilfe, son-
dern eine Frechheit. Das Finanzministerium hat sich 
offenbar bei Rousseau verlesen. Da steht nicht „Zwischen 
dem Schwachen und dem Starken ist es Check24, das 
befreit“, sondern das Gesetz.

(Beifall bei der LINKEN)
Genau zu dieser gesetzlichen Regelung fordern wir Sie 
heute auf.

Banken dürfen gerade in der Krise nicht an der Ver-
zweiflung der Menschen Geld verdienen. Zinsexzesse 
müssen gesetzlich gestoppt werden, und wir beantragen 
daher eine gesetzliche Begrenzung der Dispozinsen und 
der noch teureren Überziehungskreditzinsen auf maximal 
5 Prozent über dem Leitzins der Europäischen Zentral-
bank. Das wäre für die meisten Menschen derzeit eine 
Halbierung der Dispozinsen.

(Beifall bei der LINKEN)
Zurück zum Anfang. Wo ist denn jetzt das ganze Geld 

auf den Konten? Es gilt der alte Satz: Das Geld ist nicht 
weg, es ist nur woanders. – Jene, die ohnehin schon genug 
Geld haben, sind in der Coronakrise noch reicher gewor-
den, weil sie gar nicht wissen, wie sie ihr vieles Geld 
ausgeben sollen. 45 Familien in Deutschland haben 
mehr Geld als die Hälfte der Bevölkerung, mehr Geld 
als 40 Millionen Menschen zusammen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Skan-
dalös!)

Sie wissen wahrscheinlich nicht, wie hoch die Dispozin-
sen gerade sind, und es ist ihnen wahrscheinlich auch 
egal. Uns ist das nicht egal.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Januar 2021                                                                                                                                                                                              25553 

Michael Kuffer 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Nun las ich, dass der Kollege Lothar Binding von der 
SPD – immerhin der finanzpolitische Sprecher – auch für 
eine gesetzliche Regelung ist.

(Zuruf von der SPD: Wir sind alle dafür!)
Das finde ich gut. Überzeugen Sie zügig Ihren Finanz-
minister und Kanzlerkandidaten Olaf Scholz! Die Leute 
brauchen Hilfe, und zwar nicht auf dem Wahlplakat, son-
dern jetzt.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Stefan Liebich. – Der nächste Redner 

steht schon da: für die CDU/CSU-Fraktion Matthias 
Hauer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Matthias Hauer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wir beraten heute einen Antrag der Fraktion 
Die Linke zum Thema „Deckelung von Dispozinsen“. 
So oft, wie Die Linke hier ähnliche Anträge gestellt 
hat – stets mit derselben staatsgläubigen Forderung, 
dass die Dispozinsen durch einen staatlichen Eingriff 
gedeckelt werden sollen –, ist der Antrag ja schon ein 
Klassiker. Zuletzt haben wir im Februar 2019 hierüber 
diskutiert, und natürlich wollen Sie auch im Wahljahr 
nicht auf diesen Klassiker verzichten.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sie kön-
nen Ihr Mandat auch niederlegen! Sie müssen 
nicht im Bundestag sein, Herr Hauer, wenn Sie 
nichts regulieren wollen und keine Gesetze 
machen wollen!)

– Wir stellen zumindest ab und zu mal unterschiedliche 
Anträge; Sie beschränken sich ja darauf, immer dasselbe 
zu beantragen. Dazu aber gleich im Detail mehr.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Einige politische Mitbewerber scharren jetzt mit den 

Hufen, zum Beispiel gehen das Positionspapier der SPD 
von Mitte Dezember und auch die Forderung der Grünen 
in der „Bild“-Zeitung vom 29. Dezember ja in ähnliche 
Richtungen. Neu daran ist ausschließlich, dass Sie das 
diesmal mit der Coronapandemie begründen.

Viele Menschen bangen in der Pandemie um ihre wirt-
schaftliche Existenz. Wir haben im Bundestag beispiels-
weise mit der Unterstützung für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, aber auch mit Hilfen für mittelständische 
Betriebe tatkräftige Hilfen beschlossen. Wir alle hier 
schauen sehr genau hin, welche Hilfen ankommen und 
wie existenzielle Nöte verhindert werden können.

Gerade in einer solchen schweren Zeit klingen „Bild“- 
Schlagzeilen wie „Grünen-Chef will Dispo-Abzocke 
stoppen“ auf den ersten Blick natürlich erst mal recht 
sympathisch.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die sind auch richtig!)

Schauen wir uns das aber mal im Detail an.

Das Volumen dieser Überziehungskredite ist in den 
zurückliegenden Monaten keinesfalls gestiegen, wie 
man nach der Lektüre des Antrags der Linken vermuten 
könnte. Im Gegenteil erleben wir seit Langem einen 
kontinuierlichen Rückgang. Aktuell haben wir in diesem 
Bereich sogar das niedrigste Kreditvolumen seit fast 
20 Jahren. Ein Coronaeffekt ist jedenfalls derzeit nicht 
erkennbar und sollte daher auch nicht zur Aufwärmung 
Ihrer altbekannten Forderung angeführt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber auch unabhängig von der Pandemie gibt es vieles 
zu Ihrem Antrag zu sagen:

Wozu dient ein Dispokredit? Er muss nicht gesondert 
beantragt werden und ist meist bereits im Girovertrag 
enthalten. Er ist erst mal eine bequeme und flexible Mög-
lichkeit, einen kurzfristigen finanziellen Engpass aufzu-
fangen. Niemand fragt nach der Verwendung des Geldes, 
nach den zusätzlichen Sicherheiten oder nach einer 
aktuellen Bonitätsprüfung. Dass diese Flexibilität und 
das höhere Ausfallrisiko über den Zins vergütet werden 
müssen, dürfte Konsens sein.

Der Wettbewerb bringt auch Ausreißer nach oben mit 
sich. Eine Grenze dafür wird schon durch § 138 BGB 
gezogen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir sind 
in einer Minuszinsphase, Herr Kollege!)

Auch Dispozinsen dürfen nicht gegen das Wucherverbot 
verstoßen. Das wissen auch Sie. Eine darüber hinausge-
hende Deckelung der Dispozinsen durch staatlichen Ein-
griff lehnen wir deshalb auch ab.

(Beifall bei der CDU/CSU – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Unverständlich!)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder 

-bemerkung von Herrn Liebich?

Matthias Hauer (CDU/CSU):
Sehr gerne.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Gut. – Herr Liebich, bitte.

Stefan Liebich (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Hauer, dass Sie die Zwischenfrage 

zulassen. – Der Leitzins der Europäischen Zentralbank 
liegt ja im Moment bei minus 0,5 Prozent, und ich habe 
vorhin gesagt, der Durchschnittssatz der Dispozinsen – 
der Durchschnitt; es geht nicht um Exzesse – liegt im 
Moment bei 10 Prozent.

(Stefan Keuter [AfD]: 9,72!)

Mich interessiert ganz konkret: Finden Sie das angemes-
sen?

(Beifall bei der LINKEN)
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Matthias Hauer (CDU/CSU):
Das war schon die Frage? – Da hätte ich jetzt mehr von 

Ihnen erwartet; denn das geht ja nicht über das hinaus, 
was Sie schon in Ihrer Rede gesagt haben. Ich werde jetzt 
einfach das, was ich gleich sagen wollte, in meine Ant-
wort einbauen; so spare ich Redezeit.

Ich kann Ihnen sagen, dass niedrige Dispozinsen nur 
eine Seite der Medaille sind, was Verbraucherinnen und 
Verbraucher interessiert. Verbraucherinnen und Verbrau-
cher interessieren sich dafür, aber sie interessieren sich 
zum Beispiel auch für niedrige Kontoführungsgebühren, 
für kostenloses Geldabheben oder das Vorhandensein 
vieler Geldautomaten. Wir wollen, dass Verbraucherin-
nen und Verbraucher selbst entscheiden sollen, welche 
Kriterien bei ihrer Kontoauswahl maßgeblich sind; da 
sollte man sich nicht auf nur ein Kriterium konzentrieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Anstatt in die Vertragsfreiheit einzugreifen, wollen wir 

volle Transparenz für die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, damit sie die für sie günstigsten und passendsten 
Angebote herausfinden können. Sie hatten es schon 
erwähnt, Herr Kollege Liebich: Für diese Transparenz 
gibt es bekanntlich seit August letzten Jahres ein Ange-
bot, nämlich eine TÜV-zertifizierte Vergleichswebsite 
nach dem Zahlungskontengesetz, das wir hier beschlos-
sen hatten, über Check24; Sie haben das gerade ange-
sprochen. Ich habe das für die Zuschauerinnen und 
Zuschauer auf meiner Homepage und meinen Seiten der 
sozialen Netzwerke entsprechend verlinkt, sodass sie 
direkt zu dieser Seite kommen können.

Natürlich muss man genau hinschauen. Sie haben es 
gerade schon angesprochen: Es gibt auch Vergleichsweb-
sites, wo entsprechende Vergütungen gezahlt werden und 
wo auch nicht immer das beste Angebot oben steht. Es 
gibt aber auch eine TÜV-zertifizierte Seite,

(Stefan Liebich [DIE LINKE]: Das ist doch 
keine private Aufgabe! Das ist staatliche Auf-
gabe!)

und anstatt Unklarheit zu säen, sollten Sie lieber darauf 
hinweisen und zur Transparenz beitragen. Das haben Sie 
mit Ihrem Beitrag gerade jedenfalls nicht getan.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Sie können diese Vergleichswebsite im Übrigen auch 

gut per Suchmaschine finden, und Sie werden feststellen, 
dass es auch zahlreiche Institute gibt, die moderate Dis-
pozinsen anbieten. Warum es allerdings zwei Jahre dau-
ern musste, bis wir eine solche Vergleichswebsite – 2018 
trat dieser Teil des Zahlungskontengesetzes in Kraft – 
endlich auf den Weg gebracht haben, müssen Sie den 
Bundesfinanzminister fragen.

Die Verschuldung und die Überschuldung von Men-
schen ist ein ernsthaftes Problem, das leider zu viele 
Menschen in Deutschland betrifft. Die staatliche Deck-
elung der Dispozinshöhe ist jedoch kein geeignetes Mit-
tel zur Bekämpfung dieses Problems. Wenn Sie durch 
Deckelung der Dispozinsen dafür sorgen, dass Banken 
die Kontoführungsgebühren erhöhen oder Bargeldabhe-
bungen verteuern, erweisen Sie den meisten Kunden, 
auch denen mit kleinem Geldbeutel, einen Bärendienst.

Überziehungskredite dienen ausschließlich dazu, einen 
kurzfristigen Liquiditätsengpass auszugleichen, und so 
nutzen die allermeisten Bankkunden den Dispo entweder 
gar nicht oder nur ganz wenige Male im Jahr, jedenfalls 
nur für eine kurze Zeitspanne, und für Beträge von we-
nigen 100 Euro. Meist wird die Überziehung noch im 
selben Monat ausgeglichen, und die Zinsen, die dafür 
anfallen, liegen bei wenigen Euro.

Wir haben bereits in der letzten Legislaturperiode 
den Banken Informations- und Beratungspflichten aufer-
legt, falls Kundinnen und Kunden mehrere Monate den 
Überziehungskredit beanspruchen. Damit können die 
kostengünstigeren Alternativen zum Überziehungskredit 
aufgezeigt werden. Es kann auch auf entsprechende Bera-
tungseinrichtungen hingewiesen werden.

Diese Transparenz, die freie Kundenentscheidung und 
die Beratungspflichten der Bank sind der richtige Weg.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Matthias Hauer. – Der nächste Redner: 

für die AfD-Fraktion Stefan Keuter.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Zuschauer! Dieser Antrag der Genossin-
nen und Genossen zielt darauf ab, den Dispositionszins-
satz auf maximal 5 Prozent über dem sogenannten Leit-
zins der EZB zu deckeln.

Ja, wir haben es hier mit einem altbekannten Antrag zu 
tun, wie Herr Hauer gerade schon sagte. Wir haben diesen 
Antrag fast in identischer Form bereits am 1. Februar 
2019, also vor gut zwei Jahren, hier im Plenum diskutiert. 
Diesmal ist noch der Zusatz „… infolge der Corona-Pan-
demie …“ beigefügt worden. Man hat also aufseiten der 
Linken versucht, einen Bezug zur Pandemie herzustellen.

Nun wollen wir den Linken nicht unterstellen, dass sie 
per se keine guten Anträge stellen können; aber uns wun-
dert es schon, dass diese Oppositionskraft hier im Deut-
schen Bundestag, wenn sie schon das Thema Corona auf-
greift, keine knackigen Themen bringt: dass sie 
beispielsweise das Staatsversagen beim Managen dieser 
Pandemie aufzeigt, dass sie vor der größten wirtschaft-
lichen Krise seit Bestehen der Bundesrepublik Deutsch-
land warnt, vor der Verschuldung der kommenden Gene-
rationen, vor der Corona-Angstmache des öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks oder vor der Impfpropaganda.

Es wundert uns, dass sie die Angst vor der Mutation 
nicht aufklärt oder hinterfragt.

(Zuruf von der SPD: Reden Sie mal zum The-
ma!)

Handelt es sich nur um eine Mutation – was Viren seit 
Millionen von Jahren machen – oder um einen neuen 
Stamm, der gegebenenfalls tatsächlich gefährlich sein 
könnte?
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Sie könnte als Oppositionskraft hier auch eine Aufklä-
rung zu den Risiken dieses neuen sogenannten mRNA- 
Impfstoffes fordern. Sie kann fragen, was dieser Impf-
stoff überhaupt kann.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Tages-
ordnung!)

Richtig aufgeklärt wird darüber nämlich nicht. Sie kann 
den Kampf über die Diskussion der Impfpflicht aufneh-
men.

Alles das tut sie nicht. Eine Übersterblichkeit haben 
wir nicht. Es wäre an Ihnen als Linke, den Menschen 
Hoffnung zu geben, wenn Sie einen Antrag einbringen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Stattdessen kommt ein alter Antrag: ein Angriff auf das 
darbende Bankgewerbe.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
arme Bankgewerbe! Das tut mir jetzt aber 
leid!)

Wir wollen ganz kurz uns mit Ihrem Antrag beschäfti-
gen. Wir schauen uns die Banken und die Verbraucher an, 
und dann rechnen wir ein bisschen.

Was ist dieser Dispozinssatz? Es ist letztendlich ein 
Aufschlag, der eine Kreditmarge, das Ausfallrisiko der 
Banken, widerspiegelt und dann noch einen Gewinnauf-
schlag draufpackt, nämlich die Verzinsung des Eigen-
kapitals der Banken. Die Banken sollten schon eine 
Produktgestaltungsfreiheit haben. Sie müssen sich letzt-
endlich mit ihren Produkten im Markt behaupten. Da 
brauchen wir von gesetzgeberischer Seite überhaupt nicht 
einzugreifen.

Schauen wir uns die Seite der Verbraucher an. Wozu ist 
ein Dispositionszinssatz da? Er ist dafür da, um kurzfris-
tige ungeplante Ausgaben zusätzlich überbrücken zu 
können. Er dient nicht dem vorgezogenen Konsum, und 
es ist die Freiheit eines jeden Einzelnen, den Disposi-
tionskredit in Anspruch zu nehmen oder halt nicht.

Sie als Linke wissen ganz genau, dass es die Pflichten 
der Banken gibt, darüber aufzuklären, wenn ein Kunde 
diesen Dispositionskredit über längere Zeit in Anspruch 
nimmt. Er kann dann günstig umschulden auf Ratenkre-
dite, die im Moment bei circa 3 Prozent liegen. Wenn ein 
Konto nicht im Rahmen geführt wird und zudem, wie Sie 
vorhin sagten, Überziehungen in Anspruch genommen 
werden, dann stellt dieser Kunde eine schlechtere Bonität 
mit einem größeren Ausfallrisiko dar. Das muss natürlich 
irgendwo vergütet werden.

Wir rechnen einmal. Das „Handelsblatt“ hat eine 
Umfrage gemacht: Nur 11,8 Prozent der Dispokredite 
liegen über 1 500 Euro, 88 Prozent unter 1 500 Euro. 
Bei einem Durchschnittszinssatz von 9,72 Prozent pro 
Jahr beträgt die Zinslast 138 Euro pro Jahr.

(Michael Schrodi [SPD]: Da hat die Banke-
nlobby aber richtige Arbeit geleistet! Die AfD 
als Sprachrohr der Bankenlobby!)

Ihre Deckelung würde eine Ersparnis von lediglich 
63 Euro bringen; eine Zinslast von 75 Euro würde blei-
ben. Damit wollen Sie Ihre Verbraucher entschulden. Das 
ist lächerlich, meine Damen und Herren! In Wirklichkeit 

ist dies ein Angriff auf die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung und auf die private Bankwirtschaft, die 
Ihnen ein Dorn im Auge ist.

Sie fordern in Ihrem Antrag außerdem stärkere Kon-
trollen und Regulierungen. Wir als AfD, als freiheitliche 
Partei, lehnen dies entschieden ab.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD – Michael Schrodi [SPD]: 

Partei der Großbanken, die AfD!)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Ich danke Ihnen. – Nächste Rednerin: für die SPD- 

Fraktion Ingrid Arndt-Brauer.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Ingrid Arndt-Brauer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Dispokreditrahmen werden von den 
Banken festgelegt. Vielleicht kann man mit den Banken 
ein bisschen verhandeln. Verhandeln und verhindern 
kann man aber nicht, wenn man von der Bank von einer 
eingeräumten zu einer geduldeten Kontoüberziehung 
hingeleitet wird. Nicht bei allen, aber bei einigen Banken 
wird dann auf den normalen Dispozins noch mal ein 
Strafzins aufgeschlagen. Dem liegt ein Geschäftsmodell 
zugrunde, aber keine Gegenleistung vonseiten der Bank. 
Deswegen sollte dieser Strafzins untersagt werden.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)
Meine gesamte – ich betone ausdrücklich: die gesam-

te – SPD-Fraktion hat im November letzten Jahres ein 
Positionspapier verabschiedet mit dem Titel: „Dispozin-
sen gesetzlich begrenzen“.

(Zuruf von der LINKEN: Sehr gut!)
Wir haben nämlich festgestellt, dass das Zahlungskonten-
gesetz nicht alle Erwartungen erfüllt hat, die wir in das 
Gesetz gesetzt hatten.

Das „Handelsblatt“ hat, nachdem wir dieses Papier 
veröffentlicht haben, getitelt: „SPD und Union streiten 
über Deckelung der Dispozinsen“. Das stimmt leider. 
Im Gegensatz zu uns schreckt die Union ein bisschen 
davor zurück, in die Preisgestaltung der Kreditinstitute 
einzugreifen.

Die sechs SPD-Forderungen im Einzelnen: Der Zins-
satz für vereinbarte Kontoüberziehungen darf maximal 
6 Prozent über einem konkret festzulegenden Bezugszins 
liegen.

Darüber hinaus: Zusätzliche Zinsen für geduldete 
Überziehung dürfen nicht verlangt werden.

Dritte Forderung: Banken sollten schon bei dreimona-
tiger Kontoüberziehung auf Alternativkredite hinweisen. 
Die jetzige Frist ist eindeutig zu lang.

(Beifall bei der SPD)
Die nächste Forderung: Unabhängige Schuldnerbera-

tungsangebote müssen ausgebaut werden. Wir haben 
welche, aber sie reichen unserer Meinung nach nicht aus.
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Die nächste Forderung: Banken müssen schon bei Ein-
räumung der Überziehung zu transparenter Beratung ver-
pflichtet werden. Das ist mehr, als in Ihrem Antrag steht. 
Aber wir möchten einfach, dass die Transparenz schon 
am Anfang steht und die Leute von Anfang an wissen, 
was an Zinsbelastung auf sie zukommt, wenn sie mit 
ihrem Kreditrahmen nicht hinkommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von 
der LINKEN: Dann machen Sie das doch!)

Die letzte Forderung: Wir haben nach dem Zahlungs-
kontengesetz ein zertifiziertes Vergleichsportal. Frage: 
Reicht das aus? Eine Verstaatlichung, wie Sie es fordern, 
braucht es nicht; aber es reicht wahrscheinlich nicht aus. 
Wir brauchen eindeutig mehr Vergleichsportale, und wir 
brauchen auf alle Fälle mehr Transparenz.

Was wir aber auch brauchen, ist die Einsicht beim 
Koalitionspartner. Dann würden wir es nämlich dem-
nächst noch beschließen, und wir können ja wahrschein-
lich mit der Zustimmung der Linken und der Grünen 
rechnen. Das wäre sehr gut.

Der Bankenverband ist der Meinung, dass der Markt 
das alles geregelt hat, dass es eine breite Auswahl von 
Anbietern gibt und dass man von staatlichen Eingriffen 
absehen sollte. Wir sind dieser Meinung nicht und hoffen, 
dass wir die restliche Legislaturperiode dafür aufwenden 
können, den Koalitionspartner zu überzeugen und viel-
leicht noch etwas Vernünftiges im Sinne der Verbraucher 
hinzukriegen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Viel Erfolg!)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Vielen Dank, Ingrid Arndt-Brauer. – Nächster Redner: 

für die FDP-Fraktion Frank Schäffler.

(Beifall bei der FDP)

Frank Schäffler (FDP):
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Was mich entsetzt, ist eigentlich die fast schon 
bigotte Haltung einiger hier, was staatliche Leistungen 
und staatliche Fürsorge betrifft. Zu meinen, der Staat 
könne regeln, dass alle Zinsen, alle Preise, die Sparkassen 
für Girokonten auflegen, transparent darzustellen sind, 
das war schon der Kernfehler. Dass man meint, man 
könnte von Rosenheim bis Flensburg alle entsprechenden 
Konten vergleichen, ist doch schon an sich absurd. Ich 
kann in Rosenheim bei der Sparkasse wegen des Regio-
nalprinzips gar kein Konto eröffnen. Schon deshalb ist es 
totaler Quatsch, zu sagen, alle diese Institute müssen auf 
ein entsprechendes Portal.

(Beifall bei der FDP – Lothar Binding [Heidel-
berg] [SPD]: Hört sich sehr intransparent an!)

Das zeigt eben die Allmacht, die man als Staat zu 
haben meint – dieser Staat kriegt nicht mal hin, innerhalb 
von 17 Tagen 2 Millionen Impfdosen zu verimpfen –, 
weshalb man glaubt, es würde am Ende tatsächlich besser 
funktionieren, wenn es der Staat macht.

Was man, finde ich, durchaus diskutieren kann, ist, 
inwieweit das vor Ort vielleicht besser funktioniert. Da 
will ich den Ball durchaus an Die Linke weitergeben oder 
zurückgeben; denn die Sparkassen vor Ort sind ja dem 
Gemeinwohl verpflichtet, und wenn es Girokonten kos-
tengünstig geben sollte, dann doch bitte bei den Sparkas-
sen, deren Auftrag es ist, gemeinwohlorientiert dem 
Bürger Finanzdienstleistungen zur Verfügung zu stellen. 
Da wäre es doch ganz schlau, wenn man vor der eigenen 
Haustür kehrt.

(Beifall bei der FDP)
Ich habe mir mal herausgesucht, wo eigentlich die 

Linkspartei Verwaltungsratsvorsitzende von Sparkassen 
stellt und wie hoch der Zinssatz in diesen Sparkassen 
tatsächlich ist.

(Beifall bei der FDP und der SPD – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Das kann ich 
Ihnen sagen! Keinen einzigen! Die Linkspartei 
gibt es gar nicht mehr!)

Im Landkreis Wittenberg, Sachsen-Anhalt, ist Jürgen 
Dannenberg Landrat für die Linkspartei.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein! 
Die Linkspartei gibt es nicht mehr, Herr 
Schäffler!)

Dort beträgt der Zinssatz 9,2 Prozent. – In Mansfeld-Süd-
harz, auch Sachsen-Anhalt, Landrätin Angelika Klein, 
beträgt der Zinssatz 7,63 Prozent. Und im Ilmkreis in 
Thüringen ist Peter Enders Landrat; da beträgt der Zins-
satz 9,52 Prozent.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Herr Schäffler.

Frank Schäffler (FDP):
Also, man darf nicht – –

Vizepräsident in Claudia Roth:
Herr Schäffler.

Frank Schäffler (FDP):
Nein, ich lasse keine Frage zu.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Ich frage Sie was.

Frank Schäffler (FDP):
Ja. Ich lasse aber keine Frage zu.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Ja, dann sagen Sie es mir anständig.

Frank Schäffler (FDP):
Ja, sage ich Ihnen hiermit.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Hallo!
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Frank Schäffler (FDP):
Ja. Ich kann doch hier sagen, dass ich keine Frage 

zulasse.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Aber dann gucken Sie mich an; ich habe Sie nämlich 

nicht verstanden.

Frank Schäffler (FDP):
Ja, okay.

Vizepräsident in Claudia Roth:
Ich habe Sie freundlich gefragt, und da können Sie mir 

eine freundliche Antwort geben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Frank Schäffler (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich lasse keine Frage 

zu.

Deshalb ist es pharisäerhaft, sich hierhinzustellen und 
zu sagen, man möge doch bitte diese Frage regulieren, 
wenn man vor Ort selbst die Möglichkeit hat, es zu regu-
lieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Das war ja unterirdisch! Also ernst-
haft!)

Vizepräsident in Claudia Roth:
Das Wort zu einer Kurzintervention hat der Kollege 

Liebich.

Stefan Liebich (DIE LINKE):
Herr Kollege Schäffler, schade, dass Sie keine Zwi-

schenfrage zugelassen haben. Aber wir haben ja das Mit-
tel der Kurzintervention.

Also, das war jetzt schon überraschend und auch für 
FDP-Verhältnisse ein bisschen dünn, sich nun ausgerech-
net auf die Sparkassen zu stürzen, für die Sie ja sonst 
nicht als die größten Vorkämpfer gelten. Sie wissen 
schon, dass sich auch die Sparkassen, auch die regiona-
len, in einem wirtschaftlichen Umfeld bewegen, im Wett-
bewerb bewegen.

(Zurufe von der CDU/CSU: Ah!)

– Ja, na klar.

Wenn man das Problem der Dispozinsen angehen will, 
dann muss man es für alle Marktteilnehmerinnen und 
Marktteilnehmer regeln, nicht nur für einen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Ich finde es schon einen einigermaßen absurden Vor-
schlag, dass ausgerechnet die FDP nun findet, dass Land-
räte in den Aufsichtsgremien der Sparkassen die Zins-
sätze für die Dispozinsen bestimmen sollen. Das ist nun 
wirklich keine FDP-Position.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Frank Schäffler (FDP):
Herr Liebich, Sie können sich jetzt hier natürlich 

herausreden. Aber im Sparkassengesetz der Länder steht, 
dass Sparkassen gemeinwohlorientiert zu agieren haben, 
und das haben Sie teilweise sogar mitbeschlossen. Dann 
machen Sie das doch gefälligst!

Was ich Ihnen vorwerfe, ist, dass Sie hier etwas ande-
res versprechen, als Sie vor Ort tun. Diese Pharisäerhaf-
tigkeit lassen wir Ihnen hier nicht durchgehen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
doch absurd! Da geht es doch um eine Rege-
lung für das ganze Land! Das ist doch wie beim 
gesetzlichen Mindestlohn oder beim Tempoli-
mit!)

Vizepräsident in Claudia Roth:
So, jetzt kommen wir zum nächsten Redner. Das ist für 

Bündnis 90/Die Grünen Stefan Schmidt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wenn es der Markt nicht regelt, ja, 
dann muss es eben der Staat regeln. Das ist ein Prinzip 
unserer sozialen Marktwirtschaft, und Dispozinsen um 
die 10 Prozent, in der Spitze sogar knapp 14 Prozent, 
sind absolut inakzeptabel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Da hat der Markt versagt, und deshalb brauchen wir einen 
gesetzlichen Deckel, und zwar für alle.

Ich bin der Linken dankbar für ihren Antrag und die 
Debatte heute. Die hohen Zinsen sind nämlich weder 
gerechtfertigt noch verhältnismäßig. Warum? Zum einen 
sind Dispokredite für Banken nicht besonders teuer. Sie 
selbst können sich das Geld spottbillig leihen; der Leit-
zins liegt ja seit mehr als vier Jahren kontinuierlich bei 
exakt 0 Prozent.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Eben!)

Zum anderen gehen die Banken mit Dispokrediten 
auch kein großes Risiko ein. In den allermeisten Fällen 
bekommen sie ihr Geld nämlich wieder zurück. Deshalb 
sind 10 Prozent und mehr für die Kontoüberziehung nicht 
angemessen, sondern einfach nur dreist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)
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Ich leugne nicht – das kommt mir im Antrag der Lin-
ken etwas zu kurz –, dass viele Banken und Sparkassen 
unter Preisdruck stehen, vor allem die mit einem guten 
Filialnetz. Aber – da, Herr Hauer, müssen Sie jetzt beson-
ders aufpassen – warum müssen die Banken das Geld 
ausgerechnet bei den Menschen holen, die ohnehin wenig 
haben, bei Arbeitslosen, bei Alleinerziehenden, bei Men-
schen in Kurzarbeit oder bei Selbstständigen, die ihre 
Coronahilfen viel zu spät erhalten? Wirtschaften auf Kos-
ten der Finanzschwachen, das dürfen wir nicht zulassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Mit einem wirksamen Zinsdeckel bei Dispokrediten 
dämmen wir auch die Überschuldungsgefahr ein. Ich 
will die Kontoüberziehung nicht grundsätzlich verteu-
feln. Sie kann ausnahmsweise und kurzfristig eine große 
Hilfe sein, wenn zum Beispiel die Waschmaschine ihren 
Geist aufgibt und das Geld auf dem Konto gerade nicht 
für eine neue reicht. Aber jeder zehnte Erwachsene in 
Deutschland ist regelmäßig im Minus. Für finanziell 
schwächer Gestellte sind 5, 10, 15, 20 Euro im Monat, 
und das jeden Monat wieder, oft eine Belastung zu viel. 
Die Menschen rutschen in die Dispospirale und kommen 
einfach nicht mehr raus. Das beobachten die Schuldner-
beratungen schon lange, und auch die Bundesregierung 
warnt davor. Wir müssen verhindern, dass die völlig über-
höhten Zinsen die Menschen in die Überschuldung zwin-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich freue mich, dass neben uns Grünen und der Linken 
auch die SPD einen Deckel auf das Fass der Dispozinsen 
setzen will. Ich hoffe, Ihr aktueller Fraktionsbeschluss ist 
mehr als nur Wahlkampfgeplänkel. Setzen Sie sich damit 
in der Koalition auseinander und bei der Union durch!

Darüber, wie hoch der Deckel genau sein muss, ob 
5 Prozentpunkte über dem Leitzins, wie es Die Linke 
fordert, 6 Prozentpunkte darüber, wie es die SPD will, 
8 Prozentpunkte darüber, was Stiftung Warentest für 
noch akzeptabel hält, können wir im Finanzausschuss 
diskutieren. Klar ist aber: Wir müssen den Mondpreisen 
für die Kontoüberziehung endlich ein Ende setzen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Stefan Schmidt. – Nächster Redner: für 

die CDU/CSU-Fraktion Sebastian Brehm.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In regelmäßigen Abständen kommt ein Antrag 
der Linken zur Deckelung der Dispozinsen. Das letzte 
Mal haben wir im Februar 2019 – das wurde erwähnt – 
im Bundestag darüber diskutiert. Jetzt kommt er neu im 
Lichte der Coronapandemie.

Auch die SPD – das haben wir heute schon in der 
Debatte gehört – hat im Herbst 2020 ein Positionspapier 
wohl im Hinblick auf die bevorstehende Bundestagswahl 
auf den Weg gebracht und fordert die gesetzliche Begren-
zung der Dispozinsen. Dieses Thema verschafft schnell 
Öffentlichkeit und klingt in einem ersten Schritt gut. Aber 
es ist ein süßes Gift.

Viele Kolleginnen und Kollegen – der Kollege 
Schäffler hat es ja angesprochen – sitzen als Kommunal-
politiker bei den Sparkassen in den Aufsichtsräten, Lin-
ke, Grüne, aber auch welche von der SPD

(Stefan Liebich [DIE LINKE]: Von der CDU!)
– von der CDU und der CSU natürlich auch –, aber von 
ihnen wurden keinerlei Anträge wie von der Ihnen 
gestellt. Ich kenne es aus meiner Sparkasse: Da habe 
ich keinen von den anderen Parteien gehört, der sich 
mit dieser Herabsetzung der Zinsen beschäftigt. Insofern 
ist es ein reiner Schaufensterantrag, den Sie hier stellen,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein!)
wahrscheinlich im Lichte der Bundestagswahl.

Sie wissen ganz genau, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: Für die Berechnung der Dispozinsen gilt eben nicht 
der Leitzinssatz der EZB wie bei ganz normalen Darle-
hen. Es gibt vielmehr preisbestimmende Faktoren.

Erstens kann das benötigte Geld – das ist wiederum 
falsch gemacht worden – nicht von der EZB geliehen 
werden. Es muss aus den Kundeneinlagen, also aus dem 
Eigenkapital, mit erbracht werden.

Zweitens. Die Kontokorrentlinien führen zu massiven 
Kostensteigerungen und Mehrkosten aufgrund der Regu-
latorik und zu wesentlich höheren Eigenkapitalkosten der 
Banken.

Drittens. Die Kreditlinie muss vorgehalten werden, 
unabhängig von der Inanspruchnahme. Es muss also 
Geld hinterlegt werden, ob es beansprucht wird oder 
nicht. Es muss schnell verfügbar sein, und es gibt eine 
höhere Ausfallwahrscheinlichkeit.

Alle diese Punkte fließen in die Preisberechnung der 
Dispositionszinsen mit ein. Deswegen kann man eine 
Begrenzung nicht so pauschal fordern wie Sie, sondern 
es braucht eine differenzierte Betrachtung für die Bemes-
sung der Zinsen für Dispositionskredite.

Aber natürlich, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist es 
auch in unserem Interesse, dass die Zinsen nicht zu hoch 
sind und dass die Verbraucher nicht unnötig oder gar 
unüblich hoch belastet werden. Deswegen gibt es ja 
schon eine gesetzliche Begrenzung in § 138 BGB zu 
dem Thema Wucherzins. Aber ich sage klar: Das Pro-
blem muss mit marktwirtschaftlichen Instrumenten und 
darf nicht mit planwirtschaftlichen Denkspielen gelöst 
werden.

Wir haben das 2018 im Zahlungskontengesetz gesetz-
lich geregelt. Da waren wesentliche Punkte – sie wurden 
heute ja in der Debatte erwähnt – die Transparenz und die 
Vergleichbarkeit. Ein zweiter wesentlicher Punkt in die-
sem Gesetz ist, dass bei einem Kontowechsel auch die 
Überweisungsdaten und Einziehungsaufträge mitgenom-
men werden können. Ich war in Vorbereitung auf die 
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Rede heute gestern auf verschiedenen Vergleichsporta-
len, auch auf dem TÜV-gesteuerten Vergleichsportal. 
Hier variieren die Zinsen von 0 Prozent bis 11 Prozent, 
also hat jeder Kunde die Wahl.

In einem zweiten Gesetz haben wir mit der Umsetzung 
der Wohnimmobilienkreditrichtlinie die wichtigen Bera-
tungspflichten für die Banken bei einer langfristigen 
Inanspruchnahme ebenfalls gesetzlich geregelt, nämlich 
bei der Möglichkeit oder der Notwendigkeit, umzuschul-
den. Es ist richtig: In der Pandemie werden viele Berufs-
gruppen, gerade auch Bezieher kleiner und mittlerer 
Einkommen, vor große Herausforderungen gestellt. Des-
wegen unternehmen wir jeden Tag große Anstrengungen, 
um diese schwierigen Situationen zu beseitigen und Män-
geln abzuhelfen.

Aber es sind andere Maßnahmen als die Dispositions-
zinsen, die wirken: Kurzarbeitergeld bis 2021 in Höhe 
von 80 bzw. 87 Prozent des Verdienstausfalls. Kinder-
bonus: 300 Euro pro Kind. Steuerfreier Coronabonus: 
1 500 Euro im letzten Jahr. Erhöhung des Entlastungsbe-
trags für Alleinerziehende – wo waren Sie da? den haben 
wir nach vorne gebracht –: zunächst befristet, jetzt ver-
längert. Einführung der Homeoffice-Pauschale für dieje-
nigen, die belastet sind. Wir haben die Abschaffung des 
Solidaritätszuschlages für kleine und mittlere Einkom-
men; wir würden uns ja wünschen, dass er für alle Ein-
kommen abgeschafft wäre.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Für die 
Reichen!)

Wir haben den vereinfachten Zugang zur Grundsiche-
rung.

(Beifall des Abg. Frank Schäffler [FDP])

Wir haben Hilfsprogramme für Künstlerinnen und Künst-
ler, also gerade für die kleineren und mittleren Einkom-
men.

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind Maßnah-
men, die ankommen, das sind Maßnahmen, die wirken, 
und das sind auch wirkliche Entlastungen für die kleine-
ren und mittleren Einkommen. Deswegen haben wir die-
sen Weg beschritten. Wir wollen eben noch keinen Wahl-
kampf machen wie Sie, insbesondere auch die Kollegen 
der SPD. Wir wollen sachorientiert an den Fragen arbei-
ten, und wir wollen Lösungen finden. Diese Lösungen 
haben wir gefunden.

Deswegen sage ich: Raus aus dem Schaufenster, ran an 
den Schreibtisch! Lassen Sie uns jeden Tag aufs Neue 
prüfen, wie wir die Pandemie und die Folgen der Pande-
mie sinnvoll bekämpfen und gerade denjenigen helfen 
können, die unter der Pandemie extrem leiden. Das sind 
natürlich auch die Bezieher der kleineren und mittleren 
Einkommen. Dafür arbeiten wir jeden Tag ganz hart, und 
wir werden es auch in den nächsten Wochen und Monaten 
tun.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Brehm. – Es macht sich bereit 

der Kollege Lothar Binding, SPD-Fraktion. Er ist der 
nächste Redner. Bitte schön.

(Beifall bei der SPD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Jetzt mal raus aus dem Schau-
fenster!)

Lothar Binding (Heidelberg) (SPD):
Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren! Lie-

be Kolleginnen und Kollegen! Seit 2011 ist die Zinsent-
wicklung sehr gut für die Kreditnehmer, aber schlecht für 
Sparer; sehr schlecht für den Einzelnen, aber sehr gut für 
den Staat. Also da merkt man: Bei Zinsen muss man ein 
bisschen genauer hingucken. Trotz guter Regulierung 
können wir sagen, dass die Kunden auf gute Alternativen 
hingewiesen werden müssen usw. Trotz all dieser Regu-
lierung gibt es eben ein Marktversagen.

Das sollte uns nicht wundern, denn Angebot und Nach-
frage unterliegen asymmetrischen Kraftfeldern. Der Kun-
de einer Bank ist nicht so ganz frei, jetzt zu entscheiden, 
wo er morgen hingeht. Formal ist er frei, emotional nicht. 
Er ist als Kunde in einer gewissen Weise gebunden: Er hat 
schon einen Kredit. Übrigens nutzen die Hälfte aller Kun-
den Dispokredite, oft genug die, die in einer Notlage sind. 
Oft müssen die, die am 25. des Monats kein Geld mehr 
haben, einen Dispokredit in Anspruch nehmen. Deshalb 
müssen wir uns um diese Leute kümmern.

Wir haben das schon gehört: Der Zinssatz für Dispo-
kredite liegt im Moment bei 10 Prozent, interessanter-
weise doppelt so hoch wie der Durchschnitt in Europa. 
Das wundert einen doch, warum er doppelt so hoch ist. 
Da, glaube ich, haben Markt und Moral versagt.

Der Bankenverband hat heute einen Brief geschrieben 
und sagt, wir sollten heute bedenken: Vertriebskosten 
sind höher, die Eigenkapitalsituation ist anders gestaltet, 
Verwaltungskosten sind hoch, Informationspflichten sind 
hoch. – Das stimmt, aber das gilt ja in ganz Europa.

Schauen wir mal, in welchem Zinsumfeld wir eigent-
lich sind: Guthabenzinsen, Zinsen auf dem Sparbuch, 
Zinsen für Tagesgeld und Festgeld liegen irgendwo zwi-
schen 0 und 1 Prozent. Wenn die Bank ihr Geld bei der 
EZB parken will, muss sie 0,5 Prozent bezahlen. Wenn 
die Bank von der EZB Geld beim Hauptfinanzierungsge-
schäft bekommt, muss sie 0 Prozent bezahlen. In der 
Spitzenrefinanzierungsfazilität muss sie 0,25 Prozent be-
zahlen. Ich war im Moment im Bereich von minus 0,5 bis 
plus 0,25 Prozent.

(Der Redner hält einen Zollstock hoch)
Jetzt muss man sich überlegen: Wenn das hier die Refi-
nanzierungskosten der Bank sind, 5 Zentimeter, dann 
liegt der Dispokreditzins, ich will das mal sagen, bei – 
es braucht immer einen kleinen Moment – zwei Meter.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)
5 Zentimeter ist der Refinanzierungssatz und zwei 

Meter der Dispozins. Der Dispokreditzins ist für die 
Armen besonders dramatisch. Ich kenne die Refinanzie-
rungskosten, die die Banken kleinreden. Ihre Verwaltung 
reden sie groß, und alles andere? Komischerweise zählt, 
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wenn ich einen Kredit will, das alles nicht mehr in der 
Form – ganz schwierige Angelegenheit. Auch der Euri-
bor ist bei minus 0,5 Prozent. Das heißt, wenn die Banken 
sich wechselweise Geld geben, gilt auch da 0,5 Prozent.

Die Zinsen sind absolut im Keller, mit einer Ausnah-
me: der Dispozins für die armen Leute, die mal kurzfris-
tig überziehen müssen. Deshalb gilt es, da etwas zu tun.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Eine letzte Sache, zu Olaf Scholz. Ich finde es sehr gut, 
wenn der Olaf Scholz seinen Bürgern sagt: Kosten, Prei-
se, Zinsen sollt ihr vergleichen, um das günstigste Ange-
bot in Anspruch zu nehmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank. – Nehmen Sie Ihre Werkzeuge wieder 

mit.
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 19/25065 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es andere Vor-
schläge? – Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir so.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6 a und 6 b auf:
a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 

Berichts des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft (10. Ausschuss)
– zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/ 

CSU und SPD
Produktivität, Klimaresilienz und Bio-
diversität steigern – Agroforstwirt-
schaft fördern

– zu dem Antrag der Abgeordneten 
Franziska Gminder, Marc Bernhard, 
Jürgen Braun, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD
Neuanlage von Hecken als Bestandteile 
von modernen Agroforstsystemen för-
dern

– zu dem Antrag der Abgeordneten Peter 
Felser, Dietmar Friedhoff, Stephan 
Protschka, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD
Agroforstsysteme als ein nachhaltiges 
Anbausystem anerkennen und fördern

– zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Kirsten Tackmann, Dr. Gesine 
Lötzsch, Lorenz Gösta Beutin, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LIN-
KE
Agroforstwirtschaft möglich machen

Drucksachen 19/24389, 19/23713, 
19/23726, 19/14374, 19/24783

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Harald Ebner, Renate Künast, Friedrich 
Ostendorff, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Agrofortsysteme umfassend fördern
Drucksache 19/25316

Auch hierfür ist eine Dauer von 30 Minuten vereinbart.
Ich begrüße die Agrarpolitiker und verabschiede die 

Finanzpolitiker. – Liebe Kollegen, bitte nehmen Sie 
Platz.

Der erste Redner zu diesem Tagesordnungspunkt: der 
Kollege Artur Auernhammer, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Das neue Jahr, 2021, beginnt mit Zuversicht: 
Einmal läuft die Impfung gegen Corona an, und nächste 
Woche bekommen die USA wieder einen vernünftigen 
Präsidenten.

(Beifall des Abg. Klaus Mindrup [SPD] – 
Rainer Spiering [SPD]: Hoffen wir!)

Eine seiner ersten Amtshandlungen wird sein, dem 
Klimaschutzabkommen von Paris wieder beizutreten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Das ist eine gute Entscheidung; denn die Erderwärmung 
und der Klimaschutz ist eine globale Herausforderung, 
der auch wir in der Land- und Forstwirtschaft begegnen 
müssen. Gerade die Land- und Forstwirtschaft hat die 
besten Antworten auf den Klimawandel. Sie ist vom Kli-
mawandel betroffen, hat aber auch den Lösungsansatz.

Ein großer und wichtiger Lösungsansatz ist die Ver-
bindung von Forst- und Landwirtschaft in sogenannten 
Agroforstsystemen. Jetzt könnte man meinen, das ist eine 
neue Erfindung dieser erfolgreichen Regierungskoali-
tion. Nein, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
schon seit Jahrhunderten gibt es Streuobstwiesen, gibt 
es Hutewälder, gibt es Hecken in den Feldrainen. Alles 
das ist schon vorhanden; das müssen wir wieder zurück-
holen und reaktivieren.

Solche Agroforstsysteme sind ein gutes Beispiel, wie 
man biologische Vielfalt auch in der Fläche leben kann. 
Es ist ein Beitrag zur Kulturlandschaft, und es hat auch 
hervorragende Auswirkungen auf die Biodiversität, was 
das Wild, was die Hasen- und Rebhuhnpopulation anbe-
langt. Es ist eine gute Sache. Hier müssen wir endlich 
vorankommen. Agroforstsysteme müssen auch gepflegt 
werden. Das heißt nicht nur pflanzen und wachsen lassen, 
sondern irgendwann auch wieder auf den Stock zurück-
setzen. Das heißt, ich kann durch Holz in Form von 
Hackschnitzeln und dergleichen Holzenergie generieren. 
Deshalb ist das eine gute Sache.

Der Antrag der Unionsfraktion und der SPD-Fraktion 
will jetzt endlich auch die Möglichkeiten der Förderung 
dieser Agroforstsysteme wieder mehr in den Vordergrund 
rücken, damit wir im Rahmen der Gemeinsamen Agrar-
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politik in der ersten und zweiten Säule diese Systeme 
fördern können, was bisher ein Hindernis in der Förde-
rung und auch ein Hindernis für die Betriebe draußen 
war. Das wollen wir wieder bewerkstelligen.

Deutschland muss also Agroforstsysteme als förderfä-
hige landwirtschaftliche Landnutzung anerkennen.

Deutschland muss auch eine klare und kontrollfähige 
Definition dieser Agroforstflächen vorlegen; denn hier 
gibt es sehr viele Voraussetzungen, sehr viele Kontroll-
möglichkeiten. Das muss alles praxisgerecht geregelt 
sein.

Deutschland muss den Bäuerinnen und Bauern für die-
se Agroforstsysteme auch Rechtssicherheit geben. Wenn 
sich heute Landwirte entscheiden, etwas anzupflanzen, 
etwas anzulegen, dann darf nicht in fünf oder in zehn 
Jahren jemand daherkommen und sagen: Das ist jetzt 
ein Biotop; da machen wir jetzt die Ausweisung von 
einem Biotop oder einem Naturschutzgebiet. – Deshalb 
brauchen wir hier Rechtssicherheit, um Agroforstsysteme 
in der Zukunft lukrativ für unsere Bäuerinnen und Bauern 
zu machen.

Ich bin mir sicher, dass diese Systeme in der Fläche 
draußen, gerade wenn es um große Flächen geht, Poten-
zial haben. Gerade wenn ich in die neuen Länder schaue, 
in die Regionen in Sachsen-Anhalt, wo riesige Flächen 
sind, sehe ich sehr großes Potenzial für solche Agroforst-
systeme, und ich kann nur dazu ermuntern, unserem An-
trag zuzustimmen.

Ich hoffe und ich bin auch überzeugt, dass die Bundes-
regierung ihren Beitrag dazu leisten wird, dass wir bei 
diesem Thema weiter vorankommen – im Sinne des Kli-
maschutzes, im Sinne einer Zuversicht im Jahr 2021.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Artur Auernhammer. – Die Reinigungs-

arbeiten laufen an, und es macht sich bereit die Kollegin 
Franziska Gminder von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Franziska Gminder (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Vieles hat Herr Kollege Auernhammer schon gesagt. 
Ich hoffe, Sie nicht zu langeweilen, wenn ich da etwas 
hineinpräzisiere. – Agroforstwirtschaft kombiniert 
Gehölze mit Ackerkultur und/oder Tierhaltung auf der-
selben Fläche – mit positiven Wechselwirkungen, ökolo-
gisch und ökonomisch.

Am 9. März 2020 gab es ein nichtöffentliches Fachge-
spräch mit zahlreichen Experten zu diesem Thema, und 
auch im Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
haben wir darüber diskutiert. Jetzt haben es die weitge-
hend homogenen Anträge fast aller Parteien endlich ins 
Plenum geschafft. Das ist sehr erfreulich.

Leider sind Agroforstsysteme zurzeit keine anerkann-
ten Landbausysteme. Daher münden alle Anträge in die-
selbe Richtung: Agroforstsysteme sind als förderfähige 

Landnutzungssysteme in die erste Säule der GAP aufzu-
nehmen; denn angesichts der strukturarmen Agrarstep-
pen, die sich vielerorts in Deutschland ausgebreitet 
haben, müssen wir endlich umsteuern. Ein Ende der 
Agrarsteppen!

Als positive Wirkungen der Agroforstwirtschaft sind 
zu nennen: Gehölzstreifen führen zur Senkung der Wind-
geschwindigkeit. Sie verringern die Bodenerosion und 
befördern den Humusaufbau. Sie ermöglichen zusätzli-
che Kohlenstoffspeicherung und die Verbesserung der 
Wasserqualität – denn weniger Nährstoffauswaschung 
verringert die Nitratwerte im Grundwasser –, einen guten 
Ernteertrag mit verbesserter Klimaresilienz, die Förde-
rung der Biodiversität und die Erweiterung des Angebots 
landwirtschaftlicher Produkte.

Die AfD wünscht zusätzlich auch die Einbeziehung 
von Hecken in das Agroforstsystem, die Aufhebung der 
Mindestschlaggröße von 0,3 Hektar und keine Umtriebs-
zeitbeschränkung, die die Standdauer der Gehölze bis 
20 Jahre limitiert. Es ist Rechtsverbindlichkeit zu schaf-
fen, dass Gehölze als Bestandteil von Agroforstsystemen 
nicht als besonders geschützte Landschaftselemente 
angesehen werden.

Eine Aufnahme der Agroforstwirtschaft in die land-
wirtschaftliche Offizialberatung sollte vorgenommen 
werden. Die übrigen Bundesländer müssen motiviert 
werden, Agroforst zu fördern. Bisher tun das nur Bayern 
und Mecklenburg-Vorpommern.

Es braucht eine Ermittlung der Kosten für die Umstel-
lung konventioneller Landwirtschaft auf Agroforstbetrie-
be sowie die Auszahlung entsprechender Umstellungs-
prämien für neue Agroforstleute.

Dabei sagen wir ganz klar: Die Förderung der Agro-
forstwirtschaft im Rahmen der GAP ist als erster Ansatz 
für die Renationalisierung unserer Agrarpolitik zu ver-
stehen, gerade auch, weil es uns ja um eine Zurückdrän-
gung der bürokratischen Hemmnisse geht, die von Brüs-
sel ausgehen.

(Beifall bei der AfD)
Wir wollen uns vom Brüsseler Regulierungswahn frei-
machen. Brüssel war und ist das Problem, nicht die 
Lösung.

Es geht um die Wiederbelebung des ländlichen Rau-
mes, um ein Ende der Landflucht und um die Renaissance 
von Identität. Daher haben wir in unserem zweiten An-
trag zur Förderung der Agroforstsysteme auch ganz 
bewusst den Aspekt der Neuanlage von Hecken einge-
bracht. Diese bieten Lebensraum für Insekten, Kleinsäu-
ger, Bodenbrüter und viele Zugvogelarten, deren Bestand 
gefährdet ist, und zwar nicht nur durch die Zerstörung 
ihrer Lebensräume hierzulande, sondern besonders beim 
Vogelzug durch die Bejagung im Mittelmeerraum mit der 
Tötung von 100 Millionen Zugvögeln jährlich.

(Beifall bei der AfD)
Die Bildung neuer Habitate macht nur Sinn, wenn der 
Zugvogelfang für den Kochtopf endlich beendet wird.

Wir bitten Sie, unserem Antrag zuzustimmen.
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort die Kollegin 

Isabel Mackensen.

(Beifall bei der SPD)

Isabel Mackensen (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wir reden heute zum Thema Agro-
forstwirtschaft. Es ist zugegebenermaßen mein erster 
eigener Antrag, den ich als Berichterstatterin für Waldbau 
verhandeln durfte. Ich möchte hier, an dieser Stelle, dem 
Kollegen Alois Gerig für die konstruktive Zusammen-
arbeit danken, die es ermöglicht hat, dass wir diesen An-
trag zusammen mit der CDU/CSU heute vorlegen kön-
nen. Aber Sie sehen: Wir beraten heute nicht nur unseren 
Antrag, sondern es liegen insgesamt fünf Anträge vor. 
Daran sieht man auch, wie wichtig dieses Thema ist 
und welche Bedeutung es innerhalb der anderen Fraktio-
nen hat. Ich denke, dass es auch zu einer entsprechenden 
Beschlussfassung kommen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Was ist Agroforst? Ein multifunktionales Landnut-
zungssystem; das haben wir schon gehört. Sie alle kennen 
Streuobstwiesen; hier treffen beispielsweise Obstbäume 
und grasende Schafe aufeinander. Es ist also eine Kombi-
nation aus verschiedenen Nutzungssystemen, die es 
schon – Herr Auernhammer hat es bereits gesagt – seit 
Jahrhunderten gibt.

Es gilt jetzt, dieses System wieder zurückzuholen in 
die Jetztzeit. Es gibt moderne Agroforstsysteme, die vor 
allem produktionsorientiert aufgebaut sind. Die Anlage 
ist hier nicht durcheinander wie auf Streuobstwiesen, 
sondern es wird in Reihen angelegt, damit auch maschi-
nell bewirtschaftet werden kann. Der Vorteil hier ist, dass 
es die ökologischen Vorteile des Klima- und Umwelt-
schutzes, die gerade schon dargestellt wurden – Stich-
worte „Humusbildung“, „CO2-Speicherung“ und „Arten-
vielfalt“ –, trotzdem beibehält. Das ist ein ganz 
großartiges System.

Jetzt ist natürlich die Frage: Warum mussten wir diesen 
Antrag schreiben, wenn es doch so unumstritten großartig 
ist? Es wurde auch schon gesagt: Die Rechtssicherheit 
fehlt an dieser Stelle. Eine Umtriebszeitbeschränkung 
ist wirklich schwierig, wenn man Angst haben muss, 
dass das Ackerland zu Wald wird. Deshalb fordern wir 
mit diesem Antrag, dass das Ministerium diese Regel-
ungen insoweit ändert und die Grundlage dafür legt, 
dass die Bewirtschaftung für die Landwirtinnen und 
Landwirte ermöglicht wird.

Es ist nämlich nicht so, dass wir von Berlin aus eine 
fixe Idee haben und sagen: „Wir müssen dieses System 
den Landwirtinnen und Landwirten jetzt vorschreiben“, 
sondern an uns ist der Wunsch herangetragen worden, 
dieses System gerne umzusetzen. Das ist doch eine schö-
ne Sache, wenn aus der Praxis heraus diese Forderung an 
uns gestellt wird und wir das in einem Antrag an das 
Ministerium weitergeben können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich möchte mich an dieser Stelle aber auch besonders 
bei Frau Dr. Tackmann bedanken, die das Thema schon 
lange auf die Agenda gesetzt hat. Die Fraktion Die Linke 
hat in ihrem Antrag leider das Ganze als Gesetzesforde-
rung formuliert, weshalb wir ihm leider nicht zustimmen 
können. Aber ich möchte mich an dieser Stelle trotzdem 
noch mal bei ihr für ihr Engagement bedanken.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der CDU/CSU)

Wie das Ganze in Praxis aussieht, habe ich mir am 
letzten Wochenende noch mal in Ebertsheim in der Pfalz 
angeschaut. Das ist in meinem Wahlkreis; das wird Sie 
nicht überraschen. Da gibt es die promovierten Biologen 
Hannah und Jessy Loranger, die 2018 begonnen haben, 
das Projekt eines Waldgartens umzusetzen. Das war eine 
großartige Gelegenheit, auch wenn es jetzt im Winter 
war; sie waren ein bisschen traurig, dass man jetzt nicht 
die ganze Vielfalt sehen konnte. Aber es war schon ein 
interessanter Blick. Sie haben sich extra eine Streuobst-
wiese ausgesucht, die besonders in Mitleidenschaft gezo-
gen war. Der Boden war ausgedörrt, die Bäume haben 
nicht mehr viel getragen. Mit ihrem 2018 angelegten 
Waldgarten haben sie es geschafft, dass sich ein unglaub-
licher Humusaufbau und eine unglaubliche Bodenlocker-
heit entwickeln konnten, und ich konnte mich davon 
überzeugen – sogar im Winter –, wie großartig diese 
Systeme sind. Deshalb bin ich ganz positiv, dass wir 
mit diesem Antrag etwas Richtiges tun, in die richtige 
Richtung gehen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der Nächste ist für die FDP-Fraktion der Kollege 

Karlheinz Busen.

(Beifall bei der FDP)

Karlheinz Busen (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die ver-

fügbaren Flächen zum Anbau landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse werden immer kleiner, fruchtbare Böden wer-
den immer kostbarer, und die Bodenpreise schießen in die 
Höhe. Werden künftig Böden für Gehölze genutzt, kön-
nen dort langfristig keine Lebensmittel mehr angebaut 
werden. Immer wieder gibt es Forderungen, der Lebens-
mittelerzeugung den Vorrang einzuräumen; das gilt hier 
aber auch. Es schadet dem Klima sogar, wenn fruchtbare 
Flächen, wie wir sie hier in Deutschland haben, künftig 
für Gehölze genutzt werden. Die logische Konsequenz: 
Heimische Kulturen werden wieder stärker importiert 
werden müssen.

(Rainer Spiering [SPD]: Was? – Marianne 
Schieder [SPD]: Von Überschuss haben Sie 
noch nichts gehört?)
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Meine Damen und Herren, die Motive der Antragstel-
ler mögen edel sein. Die Forderungen sind im Kern aber 
nicht durchdacht:

(Beifall bei der FDP)
Erstens. Viele Landwirte bewirtschaften große Pacht-

flächen. Die Eigentümer solcher Flächen haben in der 
Regel kein Interesse daran, die Ertragskraft ihres frucht-
baren Bodens auf Dauer zu minimieren. Die logische 
Folge beim Pflanzen von Gehölzen, die erst in vielen 
Jahren Erträge liefern, ist aber genau das. Außerdem 
sind die Wechselwirkungen zwischen Gehölzen und 
Acker bisher überhaupt nicht geklärt.

Zweitens. Sind die Bäume einmal gepflanzt, werden 
plötzlich Habitate entstehen, die naturschutzrechtlich 
unter Schutz gestellt werden. So werden die Eigentümer 
durch die Hintertür enteignet.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: So sieht es 
aus!)

Drittens. Landwirtschaft und Forstwirtschaft sind nicht 
ohne Grund getrennte Landnutzungssysteme. Wertholz 
lässt sich nicht mal so eben nebenbei produzieren.

(Beifall bei der FDP)
Die letzten Jahre haben gezeigt: Flexibilität ist das A 

und O in der Landwirtschaft. Eine Förderfähigkeit von 
Agroforstsystemen führt nicht zu einer sinnvollen Flä-
chennutzung, sondern setzt völlig falsche Anreize. Ent-
fällt die finanzielle Förderung irgendwann, verschwinden 
auch die Agroforstsysteme wieder ganz schnell. Von 
einer Dauersubventionierung von künstlich geschaffenen 
Agroforstsystemen kann wohl keine Rede sein.

(Beifall bei der FDP)
Statt bürokratisch künstliche Agroforstsysteme mit 

hohen Beträgen zu fördern, sollten besser einzelne sinn-
volle Maßnahmen stärker unterstützt werden. Wallhe-
cken sind die besten Beispiele für einen aktiven Natur-
schutz, weil eine Wallhecke in vielfältiger Art und Weise 
zum Naturschutz, zur Verhinderung von Landerosion bei-
trägt. Wir Freien Demokraten lehnen deshalb alle hier 
vorgelegten Anträge ab.

Danke. 
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Busen, auch für die eingesparte 

Zeit. -
(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das hat 

nicht so viel zu sagen!)
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Kirsten 

Tackmann, Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! In dieser Debatte geht es um Agroforst-
systeme, also um die Kombination des Anbaus von Bäu-
men und Ackerkulturen oder auch Weidetierhaltung. 
Klingt selbstverständlich, ist in unserem Land aber nahe-

zu revolutionär. Denn seit 200 Jahren wurde der Graben 
zwischen der Land- und Forstwirtschaft fast unüberwind-
bar vertieft, und in der Zeitschleife hängt der Kollege 
Busen auch noch. In anderen Ländern versteht man die-
sen Konflikt überhaupt nicht. Kakao zum Beispiel wächst 
im Schatten von Bäumen, das berühmte Ibérico-Schwein 
wird unter Bäumen gehalten.

Aber in Deutschland gab es bisher viele Vorbehalte 
dagegen und Hürden. Dabei gibt es bereits spannende 
Erfahrung mit Agroforstsystemen in Deutschland. Trotz-
dem war geradezu Pioniergeist notwendig, als im 
Juni 2019 der Deutsche Fachverband für Agroforstwirt-
schaft, DeFAF, gegründet wurde. Aber er hat richtig 
Dynamik in das Thema gebracht, und dafür großen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Denn Agroforstsysteme sind ein wichtiger Baustein für 
eine klimaschonendere und naturschutzgemäße Agrar-
produktion. Die ist übrigens auch im eigenen Interesse 
der Landwirtschaft; denn Starkregen, Spätfröste oder 
Dürren sind Ernte-, aber eben auch Einkommensrisiken 
in den Agrarbetrieben. Ernterisiken können ganz schnell 
zu Versorgungsrisiken werden. Das dürfen wir nicht ver-
gessen.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch das Verschwinden von Bestäubern bedroht die Ern-
te, auch Einkommen und Versorgung.

Gute Landwirtschaft geht uns also alle was an. Dabei 
geht es oft gar nicht darum, Dinge neu zu erfinden. Oft 
reicht es schon, traditionelles Wissen neu aufzugreifen, es 
anzupassen und weiterzuentwickeln. Und genau so ein 
Beispiel sind die Agroforstsysteme. Mich interessiert – 
vielen Dank, Frau Mackensen – dieses Thema schon sehr, 
sehr lange. Gerade als Linke will ich, dass die Potenziale 
von Bäumen auf Äckern und Weiden endlich auch bei uns 
gut genutzt werden können.

(Beifall bei der LINKEN)

Dafür hatte ich übrigens schon vor einigen Jahren eine 
Ausschussreise nach Frankreich und Großbritannien ini-
tiiert; an das Versuchsgut in der Nähe von Montpellier 
kann ich mich noch sehr gut erinnern. Die positiven 
Wechselwirkungen dort zwischen Weizen und Walnuss 
oder Weiden und Speierling waren damals für mich 
sehr beeindruckend. Diese positiven Wechselwirkungen 
werden noch deutlicher angesichts des beginnenden Kli-
mawandels, aber auch mit wachsenden Erfahrungen und 
dem praktischen Umgang mit solchen Systemen.

Aber mindestens genauso beeindruckt war ich von 
dem völlig neuen Agrarlandschaftseindruck. Dieses land-
wirtschaftlich intensiv genutzte Versuchsgut wirkte wie 
ein großer Landschaftspark. Und auch viele Lebewesen 
haben dort neue Lebensräume gefunden. Und ja, als Tier-
ärztin sage ich auch: Bäume gehören auch als natürliche 
Schattenspender auf Weiden, erst recht nach den Hitze-
sommern. Und sie gehören auch in die Freilandhaltung 
von Hühnern; denn Hühner sind eigentlich Waldbewoh-
nende.
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All das spricht eben für Agroforstsysteme. Deswegen 
hatte Die Linke als erste Fraktion bereits vor einem Jahr 
einen Antrag vorgelegt. Wir haben das Fachgespräch ini-
tiiert. Es ist gut, dass heute der Antrag der Koalition vor-
liegt. Wir werden diesem auch zustimmen; denn es muss 
jetzt endlich vorangehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Alois Gerig [CDU/ 
CSU] und Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Für Bündnis 90/Die 

Grünen ist der nächste Redner der Kollege Harald Ebner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Vor gut zwei Tagen haben Wasserversorger aus 
ganz Europa um Hilfe gerufen. Sie fordern eine beherzte 
zukunftsfähige Transformation der Agrarwirtschaft zum 
Schutz unseres Trinkwassers. Ja, eine Agrarwende ist 
nötig. Dazu braucht es Anpassungsstrategien an die Kli-
makrise genauso wie natur- und klimaverträgliche Wirt-
schaftsweisen. Es ist also höchste Zeit, dass sich auch die 
Regierungskoalition mit dem Thema Agroforst befasst;

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

denn Agroforstsysteme können ein wichtiger Schritt zu 
mehr Biodiversität und mehr Klimaschutz in der Land-
wirtschaft sein. Sie halten Wasser in der Fläche, schützen 
Böden vor Erosion und Kulturen vor künftig zu starker 
Sonneneinstrahlung. Sie schaffen Rückzugsräume für 
Tiere und Pflanzen und stellen neben Nahrungsmitteln 
auch Rohstoffe wie Bau- und Energieholz bereit. Das 
haben hier wohl alle kapiert, außer dem Kollegen Busen.

Der jahrzehntelangen Industrialisierung der Agrar-
wirtschaft mit katastrophaler Ausräumung unserer Kul-
turlandschaften haben die Agroforstpioniere was ent-
gegengesetzt. Agroforstanbausysteme verbessern den 
Strukturreichtum der Landschaft und damit ihre ökologi-
sche Stabilität und setzen diese neue Struktur gleichzeitig 
auch betriebswirtschaftlich in Wert. Aber dazu muss 
Agroforst raus aus der Nische und rein in die Fläche, 
und dazu braucht es zielgerichtete Förderung und Bera-
tungsangebote. Und da ist es außerordentlich bedauer-
lich, dass sich das im Haushalt 2021 überhaupt nirgends 
abbildet. So, liebe Kolleginnen und Kollegen von Union 
und SPD, läuft Ihr heutiger Antrag ins Leere und wird 
zum Feigenblatt. Solange Sie nicht endlich wirksamen 
Klimaschutz betreiben, Agrarpolitik ändern und Insek-
tenschutz voranbringen, Frau Ministerin, ist das Ganze 
nur eine Luftnummer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dieser Antrag kann nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die Chance, die Gemeinsame Europäische Agrar-
politik endlich umweltverträglich zu machen, unter deut-

scher Ratspräsidentschaft komplett vergeigt wurde. Die 
eingangs genannten Wasserversorger sagen dazu Folgen-
des:

Die Vorfestlegungen des EU-Parlaments und des 
(Agrarminister-) Rats stehen der dringend benötig-
ten GAP-Neuausrichtung im Weg …

Größer kann ein Verriss kaum sein, und von einem Sys-
temwechsel, Frau Ministerin, ist da keine Spur.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dass Sie jetzt mit dem Antrag davon ablenken wollen, 

dass Sie mit Ihrer Politik den Systemwechsel systema-
tisch verhindern, lassen wir Ihnen nicht durchgehen. Der 
Antrag selber ist an sich in Ordnung. Wir haben ein paar 
handwerkliche Ergänzungen. Aber wenn das alles ist, 
was Ihnen angesichts der großen Aufgabe, Landwirt-
schaft zukunftsfähig zu machen, einfällt, dann wird es 
wirklich allerhöchste Zeit, dass diese Koalition und 
Legislatur enden.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der Nächste für die CDU/CSU-Fraktion ist der Kolle-

ge Alois Gerig.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Alois Gerig (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Ministerin, schön, 

dass Sie bei diesem Thema hier vor Ort sind! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Beschäftigung mit Agroforst ist in der Tat ein 
schöner Einstieg in ein agrarpolitisches Jahr, das sicher-
lich noch viele Herausforderungen für uns bereithalten 
wird. Ich wünsche Ihnen für dieses Jahr alles erdenklich 
Gute, insbesondere Gesundheit. Fast noch wichtiger 
sind – wenn wir es weltweit betrachten – genügend Nah-
rungsmittel. Für die Menschen bei uns eine Selbstver-
ständlichkeit: Die Regale sind voll; die Lebensmittel 
sind zum Leidwesen der Bäuerinnen und Bauern viel zu 
günstig. Aber in der Welt verhungern die Menschen.

Klimawandel, Wetterextreme, Ernteausfälle, Heu-
schreckenplage – das sind die Sorgen, die die Menschen 
begleiten. Ich sage das vor dem Hintergrund, dass hier 
wieder manche versuchen, Greenwashing zu betreiben 
oder die Welt schönzureden. Das funktioniert definitiv 
nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren, muss 
die Politik die Landwirtschaft stärken. Und sie muss bei 
uns in Deutschland insbesondere für Nahrungsmittelsi-
cherheit sorgen, das heißt, die Produktion im Land halten 
und nicht wie jetzt, täglich Marktanteile verlieren; auch 
das ist wichtig im Zusammenhang mit Agrarpolitik. In 
diesem Sinne handeln wir und treiben das voran.

Dennoch kann die Landwirtschaft ohne Zweifel – das 
wissen auch unsere Bauern draußen – durchaus ökologi-
scher werden, wenn auch zuallererst selbstverständlich 
Lebensmittelproduktion im Fokus steht. Und das wird 
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sie auch. Deswegen haben wir gemeinsam mit der SPD – 
danke, liebe Isabel Mackensen, dass wir so konstruktiv 
zusammengearbeitet haben – diesen Antrag erarbeitet. In 
der Koalition klappt es nicht bei allen Themen gleicher-
maßen, aber bei uns in der Agrarwirtschaft sehr wohl.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ja, für mich ist der Bauer der Zukunft derjenige, der 
eine multifunktionale Landwirtschaft betreibt, das heißt 
Lebensmittelproduktion plus Klimaschutz plus Biodiver-
sität, das heißt, Klima-, Insekten-, Umweltschutz und 
Artenschutz und Bodenschutz in seiner Produktion mit-
einander zu vereinen. Das geht sehr wohl. Dazu braucht 
er einen großen Werkzeugkasten mit vielen Instrumenten. 
Diese Instrumente muss die Politik anbieten, und sie 
muss sie mit Fördergeldern bespeisen. Eines dieser 
Instrumente ist eben der Agroforst.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es wurde technisch vieles dazu gesagt, deswegen kann 

ich mich da etwas kürzer fassen. Ich freue mich über die 
breite Zustimmung aus den unterschiedlichen Parteien. 
Und ja, dass die Grünen immer noch eine Agrarwende 
wollen und die Welt schlechtreden, kennen wir, und dass 
die FDP – auch das ist gängige Praxis – zunächst mal 
dagegen ist, beobachtet und nachher weiß, was alles 
falsch war, erleben wir auch alle Tage.

(Zurufe von der FDP)
Das hat beim Nichtregierenwollen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, doch schon angefangen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der ökologische Mehrwert von Agroforst ist unum-

stritten.

(Karlheinz Busen [FDP]: Ist null!)
Da geht es um Artenschutz, um Bodenschutz. Wir fordern 
deswegen, Agroforst in die Förderkulisse einzubauen. 
Deswegen brauchen wir gar nicht unbedingt riesige 
Haushaltsansätze – Kollege Ebner, hören Sie mir bitte 
zu –, sondern wir wollen, dass dieses Instrument mit 
Mitteln aus Brüssel, Berlin und den Bundesländern, mit 
Mitteln der GAP und der GAK gespeist wird. Das ist eine 
gute Möglichkeit für die Bauern, passgenau Landwirt-
schaft zu betreiben. Die konkreten Richtlinien werden 
sicher noch ausformuliert. Das System Agroforst passt 
auch hervorragend zum Green Deal und zur Farm-to- 
Fork-Strategie. Deswegen sage ich: Danke schön. Mit-
einander geht es, miteinander kriegen wir das hin.

Agroforst fördern heißt für mich, ackerbauliche Vor-
teile wie Verhinderung von Erosion, wie Wasser- und 
Bodenschutz mit ökologischen Vorteilen zu kombinieren. 
Wir fordern in unserem Antrag die Bundesregierung auf, 
solche Agroforstsysteme zu implementieren, die Förder-
programme auszubauen; sowohl in der ersten als auch in 
der zweiten Säule sollen sie sich wiederfinden. Es braucht 
Planungssicherheit. Möglichst bald müssen auch die 
Details feststehen, damit unsere Landwirte wissen, auf 
was sie sich einstellen können. Natürlich braucht es 
Umbruchbeschränkungen, damit die Pachtflächen und 
-verträge gesichert sind. Aber all das ist gut möglich.

Agroforst ist ein wichtiges Instrument. Ich freue mich 
über die breite Zustimmung.

Vielen Dank, sehr geehrte Damen und Herren.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Alois Gerig. – Der letzte Redner zu die-

sem Tagesordnungspunkt ist der Kollege Rainer 
Spiering, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Rainer Spiering (SPD):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Dank an 

die Verhandler Alois Gerig und Isabel Mackensen, 
Dank an Kirsten Tackmann, die das so wohlwollend 
begleitet und sich fachlich mit eingebracht hat. Schade, 
dass Harald Ebner immer so verbissen reagieren muss 
und nicht einmal anerkennen kann, wenn etwas Gutes 
gemacht wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist ja so verbissen! Immer 
gegen die Grünen!)

Vielleicht noch ein Nachsatz an der Stelle: Das ist ein 
Koalitionsantrag. An dieser Stelle über die Ministerin 
herzufallen, ist sachlich einfach völlig falsch. Hier kom-
men wir als Koalition daher. Sparen Sie sich das auf für 
die Ministerin, wenn sie dran ist. Hier sind wir als Koali-
tionäre dran.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Michael Grosse-Brömer [CDU/ 
CSU]: Jetzt machen die Grünen Opposition, 
und es ist auch wieder falsch!)

Für die SPD sage ich: Der Antrag zur Förderung von 
Agroforstwirtschaft ist ein wichtiger Schritt hin zur För-
derung von Ökosystemdienstleistungen als Element einer 
regenerativen Landwirtschaft. Das ist das, was wir wol-
len: öffentliches Geld für öffentliche Leistungen. Damit 
gehen wir einen wichtigen Schritt in die richtige Zukunft.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Michael 
Grosse-Brömer [CDU/CSU] – Zuruf von der 
FDP: „Richtige Zukunft“? Wie viele gibt es 
denn?)

In Vorbereitung dieser Rede ist mir ein Bild von zu 
Hause eingefallen. Der letzte Sommer war ja nicht so 
schrecklich heiß wie der vorherige, aber er war heiß. 
Und wir haben bei uns tatsächlich die vielen Blühstreifen, 
die vielen Waldstreifen, die wir hatten, wie Artur 
Auernhammer das beschrieben hat, verloren. Jetzt musste 
der arme Landwirt zwischen Hochspannungsmasten eine 
grüne Matte spannen, damit die Kühe darunter Schatten 
fanden. Ich finde, man kann auch mal anerkennen, dass 
das, was jetzt gemacht wird, dafür Sorge trägt, dass Tiere 
wieder eine angemessene Umwelt bekommen, sich gut 
bewegen und sich wohlfühlen können. Dafür ist der An-
trag ein ganz, ganz wichtiger Schritt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)
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An den Jäger Busen gerichtet: Wer den Antrag gelesen 
hat, der weiß, dass dieser Antrag Artenvielfalt bedeutet, 
der weiß, dass dieser Antrag bedeutet, dass Niederwild 
wieder Platz findet, der weiß, dass Jagdwild wieder 
Deckung findet.

(Zuruf der Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE 
LINKE])

Aber das ist ihm offensichtlich nicht aufgegangen, dem 
Jäger Busen. Was sein Prinzip ist, das ist klar: Acker-
boden bis zum Anschlag ausnutzen und alles, was Klima-
schutz bedeutet, ablehnen.

(Beifall bei der SPD – Grigorios Aggelidis 
[FDP]: Das Wortspiel haben Sie aber lange 
geübt!)

Der zweite Vorteil – dazu haben wir schon einen An-
trag eingebracht – ist die Nutzung von Wertholz. Wir 
haben jetzt die Möglichkeit, eine stabile Wertholznutzung 
aufzubauen, und zwar divers. Ich habe bei Gängen bei 
uns durch den heimischen Wald gesehen – natürlich, 
wie alle anderen auch –, welche Baumarten von der Hitze 
betroffen waren. Wenn wir jetzt dieses Agroforstsystem 
gut aufbauen, dann können wir auf Vielfalt, dann können 
wir auf Beständigkeit und dann können wir auf Zukunfts-
festigkeit setzen. Das ist unsere große Hoffnung bei dem 
Antrag.

Letzter Punkt: GAP. Das muss natürlich Bestandteil 
der Förderkulisse GAP werden, der ersten Säule und 
der zweiten Säule. Dazu will ich auch noch loswerden: 
Wenn man das vernünftig machen will, dann muss es 
natürlich digitale Lösungen geben, dann müssen die Leu-
te, die Agrarforstwirtschaft betreiben, die Möglichkeit 
haben, kurzfristig digital einen Antrag zu stellen, um 
für die Leistung, die sie für die Gesellschaft erbringen, 
kurzfristig Geld zu generieren.

Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Ernährung und Landwirt-
schaft auf Drucksache 19/24783.

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a der Be-
schlussempfehlung die Annahme des Antrags der Frak-
tionen CDU/CSU und SPD auf Drucksache 19/24389 mit 
dem Titel „Produktivität, Klimaresilienz und Bio-
diversität steigern – Agroforstwirtschaft fördern“. Wer 
stimmt für die Beschlussempfehlung? – CDU/CSU, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Wer stimmt 
dagegen?

(Stephan Protschka [AfD]: Wir waren dafür!)

– Die AfD ist auch dafür, Entschuldigung. – Also, die 
AfD ist auch dafür. Einzig dagegen ist die FDP, wenn 
ich das richtig sehe. Enthaltungen? – Keine. Die Be-
schlussempfehlung ist damit mit großer Mehrheit ange-
nommen.

Unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung emp-
fiehlt der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der Frak-
tion der AfD auf Drucksache 19/23713 mit dem Titel 
„Neuanlage von Hecken als Bestandteile von modernen 
Agroforstsystemen fördern“. Wer stimmt für die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses? – CDU/CSU, 
SPD, Grüne, Linke und die FDP. Gegenprobe? – Die 
AfD, logischerweise. Enthaltungen? – Keine. Die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses ist angenommen.

Des Weiteren empfiehlt der Ausschuss unter Buch-
stabe c seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des 
Antrags der Fraktion der AfD auf Drucksache 19/23726 
mit dem Titel „Agroforstsysteme als ein nachhaltiges 
Anbausystem anerkennen und fördern“. Wer stimmt für 
die Beschlussempfehlung? – Das sind wiederum alle 
Fraktionen mit Ausnahme der AfD. Dagegen stimmt die 
AfD. Enthaltungen? – Keine. Die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses ist angenommen.

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe d seiner Be-
schlussempfehlung die Ablehnung des Antrags der Frak-
tion Die Linke auf Drucksache 19/14374 mit dem Titel 
„Agroforstwirtschaft möglich machen“. Wer stimmt für 
die Beschlussempfehlung des Ausschusses? – CDU/ 
CSU, SPD und FDP. Wer stimmt dagegen? – Bündnis 90/ 
Die Grünen, Linke und AfD. Enthaltungen? – Keine. Die 
Beschlussempfehlung des Ausschusses ist angenommen.

Wir stimmen ab über den Antrag von Bündnis 90/Die 
Grünen auf Drucksache 19/25316 mit dem Titel „Agro-
forstsysteme umfassend fördern“. Wer stimmt für diesen 
Antrag? – Die Grünen, die Linken und die AfD. Wer 
stimmt dagegen? – CDU/CSU, SPD und FDP. Enthaltun-
gen? – Keine. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich rufe die Zusatzpunkte 1 bis 3 auf:

ZP 1 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Friedrich Ostendorff, Renate Künast, Harald 
Ebner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Landwirtschaft eine Zukunft geben – EU- 
Agrarpolitik neu ausrichten und ambitioniert 
umsetzen

Drucksache 19/25796
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Gero 
Clemens Hocker, Frank Sitta, Carina Konrad, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Faire Bedingungen für Lebensmittel aus deut-
scher Landwirtschaft im EU-Wettbewerb

Drucksache 19/25794
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

ZP 3 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft (10. Ausschuss) zu dem Antrag 
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der Abgeordneten Dr. Kirsten Tackmann, Doris 
Achelwilm, Cornelia Möhring, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion DIE LINKE

Teilhabe von Frauen in der Landwirtschaft 
und den ländlichen Räumen
Drucksachen 19/17778, 19/20252

Auch hier sind 30 Minuten für die Aussprache be-
schlossen.

Es beginnt die Kollegin Renate Künast, Bündnis 90/ 
Die Grünen. – Bitte schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Eigentlich wäre genau zu diesem Zeit-
punkt etwa die Hälfte des Hauses zu Terminen auf der 
Internationalen Grünen Woche unterwegs: die Agrarleu-
te, die Ernährungsleute, die Umweltleute. Und alle wür-
den ganz engagiert diskutieren über die Frage, wohin die 
Reise gehen soll. Eigentlich wäre jetzt der Zeitpunkt, 
über den Wandel zu diskutieren, darüber, ob wir wirklich 
gut aufgestellt sind dafür, in der Agrarpolitik neue Wege 
zu gehen, indem wir endlich auch Probleme lösen, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben doch im letzten Jahr eines gemerkt, nämlich 
dass die Verbindung zu anderen Menschen für uns wich-
tiger ist, als wir bisher dachten, und dass wir als Men-
schen auch nur Teil der Natur sind, meine Damen und 
Herren. Und wenn wir in sie massiv eingreifen, schlägt 
sie, so könnte man fast sagen, zurück. Wir setzen uns 
Risiken aus. Damit meine ich nicht nur Corona, sondern 
auch die Folgen für das Klima und den massiven Verlust 
an Artenvielfalt, meine Damen und Herren. Jetzt ist wirk-
lich der Zeitpunkt, das agrarindustrielle Modell zu been-
den, die Ausbeutung von Mensch, Tier und Natur zu 
beenden und einen neuen Weg zu gehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was ist es denn sonst, wenn nicht Ausbeutung, wenn wir 
feststellen, dass wir heutzutage an die 75 Prozent Arten-
verlust haben, meine Damen und Herren?

Wir haben uns ja ein paar Regeln gegeben, zum Bei-
spiel mit dem Pariser Abkommen. Das ist der große 
Kompromiss zu der Frage, was wir im Bereich Klima-
schutz tun müssen. Wir müssen auf den Weg zum 1,5- 
Grad-Ziel kommen, meine Damen und Herren. Und mit 
relativ, ich sage mal, mittelgroßen Maßnahmen hat die 
Kommission Vorschläge gemacht: mit dem Green Deal, 
mit der Farm-to-Fork-Strategie, mit der Biodiversitäts-
strategie. Ja, aber dann müssen wir auch – ich spreche 
an der Stelle Alois Gerig an, der ja gesagt hat, wir brau-
chen einen ganzen Werkzeugkasten – das notwendige 
Werkzeug in diesen Werkzeugkasten tun und nicht nur 
einen Schraubenschlüssel kleinster Größe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Oder 
einen Zollstock! Wo ist der denn?)

Das ist doch genau der Mangel: dass wir da nicht aus-
gerüstet sind, Herr Kollege.

Natürlich sagen Sie dann wieder: Ach, die Grünen 
wollen irgendwas verbieten oder reden die Welt 
schlecht. – Ich kann Ihnen da nur mit einem alten India-
nerspruch antworten: Wenn du merkst, du reitest ein totes 
Pferd, steig ab – im doppelten Sinne des Wortes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Rainer Spiering [SPD]: Och, das habe ich vor 
vier Jahren schon gehört!)

– Der Satz ist noch älter.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Man 
soll auch nicht länger reden, als man auf einem 
Bein stehen kann, sagen die Indianer!)

Meine Damen und Herren, wir haben die Aufgabe, 
anhand von Fakten Politik zu machen. Und das heißt 
jetzt, Zukunft für die Landwirtschaft zu organisieren. 
Wenn im Frühjahr das Saatgut nicht keimt, weil kein 
Wasser da ist, dann ist das keine Zukunft – drei Jahre 
Dürre, meine Damen und Herren! Wenn die Tierhaltung 
keine Akzeptanz mehr in der Bevölkerung hat, dann ist 
das auch keine Zukunft. Wir müssen zu einer anderen 
Tierhaltung kommen – das ist natürlich zu honorieren –, 
aber eben auch Tierzahlen reduzieren. Immer weniger 
Tiere immer besser halten, meine Damen und Herren, 
das ist die Devise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir kommen nicht um wirklich große Veränderungen 
herum: die Reduktion der Pestizide und der Antibiotika – 
resistente Keime sind ein Gesundheitsproblem, meine 
Damen und Herren – sowie ein Hochfahren des Ökoland-
baus. Und deshalb plädieren wir dafür, jetzt wirklich 
einen Umbau in zwei Etappen zu machen: Lassen Sie 
uns diese GAP-Periode und die nächste nutzen, um zu 
einer 100-Prozent-Gemeinwohlprämie zu kommen! Las-
sen Sie uns aus den Direktzahlungen aussteigen und die 
Landwirte tatsächlich in den Wettbewerb treten, egal ob 
konventionell oder öko! Sie haben die Möglichkeit, für 
ökologische Maßnahmen mit einem hohen Stand Punkte 
zu bekommen. Das sorgt für Planbarkeit und Berechen-
barkeit. Das hilft uns beim Schutz von Boden, Wasser, 
Luft, beim Klima und bei der Artenvielfalt. Das sind die 
Grundlagen für die Landwirtschaft und nicht kurzfristige 
Zahlsysteme, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und lassen Sie uns bitte eines tun – wir haben in 
unserem Antrag die Details ausgeführt –: die Dinge end-
lich zusammendenken. Ich glaube, dass eines unmöglich 
ist: dass wir zum Ende der Legislaturperiode zwar eine 
Zukunftskommission haben, aber die Zukunftskommis-
sion sich nicht um die GAP-Reform kümmern soll.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin, die Redezeit.
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Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Letzter Satz. – Die GAP-Leute warten auf den 

Zukunftsbereich. Dann haben wir noch die Borchert- 
Kommission, um die sich auch alle nicht kümmern sol-
len, wo nichts zusammenpasst.

(Hermann Färber [CDU/CSU]: Und noch die 
Grünen!)

Meine Damen und Herren, wir lassen uns nicht unter 
Zeitdruck setzen.

(Reinhard Houben [FDP]: War das ein Satz? 
Das war mehr als ein Satz!)

Agrar und Umwelt haben ein Recht, mitzureden. Agrar, 
Umwelt und globale Gerechtigkeit zusammen diskutie-
ren und den Bauern wirklich reinen Wein einschenken – 
also ein neues System. Das ist die Zukunft und nicht 
Rumwurschteln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
So, nach diesen vielen letzten Sätzen hat jetzt das Wort 

die Bundesministerin Julia Klöckner.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau 
Künast, das Interessante ist ja nicht, was in Ihrem Antrag 
steht, sondern was überhaupt nicht drinsteht. Deshalb 
haben Sie wahrscheinlich auch nicht über den Antrag 
reden wollen: weil Sie eben selber ein bisschen unstruk-
turiert gewesen sind. Sie haben vorhin gesagt: Alles muss 
zusammenpassen. – Am Ende hat man gar nicht gewusst, 
was Sie gerade wollten.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wollen Sie nicht mal Ihre Arroganz im ersten 
Satz wenigstens weglassen?)

Um es mal konkret zu sagen: In diesem Antrag, in dem 
es um die Landwirtschaft in Deutschland, in Europa und 
auch weltweit geht, kommt auf sieben Seiten ein Wort 
kein einziges Mal vor: Ernährung. Das Wort „Ernäh-
rungssouveränität“ in Bezug auf Entwicklungsländer ja; 
aber ansonsten kommt „Ernährung“ nicht vor. Eines will 
ich hier deutlich sagen, nämlich was Sie und uns massiv 
unterscheidet: Für uns sind Landwirte diejenigen, die 
unsere Nahrungsmittel erzeugen, und sie werden von 
uns nicht zu reinen Landschaftsgärtnern umerzogen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es ist, glaube ich, ganz wichtig, das hier noch einmal 
hervorzuheben.

Man weiß gar nicht, wo man bei Ihrem Antrag oder 
auch Ihrem Vortrag anfangen soll. Vielleicht nehme ich 
Sie einfach noch mal mit in die Realität, dahin, wo wir 
uns gerade befinden.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber nicht in Ihre! Da will ich nicht hin!)

Auf der einen Seite sagen Sie, Ihnen geht der Umbau der 
Landwirtschaft nicht schnell genug. Auf der anderen Sei-
te sagen Sie: Wir lassen uns nicht drängen. – Also, ein 
bisschen entscheiden müssen Sie sich schon, weil mitt-
lerweile Fakten geschaffen worden sind. Wir haben viel 
erreicht in Europa. Das mag Ihnen nicht passen; aber 
wenn ich Ihre Pressemitteilung als Ministerin damals 
zur GAP, die Sie bejubelt haben, durchlese, stelle ich 
fest: Da haben Sie die Schaffung der Flächenprämie, 
die Cross-Compliance-Regelung als einen totalen Sys-
temwechsel, als eine absolute Umweltregelung, als die 
Umweltleistung schlechthin bezeichnet. Davon haben 
wir uns verabschiedet. Wir sind nämlich jetzt weggekom-
men von der klassischen Prozessorientierung, wegge-
kommen von der klassischen Hektar-Bezahlung.

Frau Künast, wir haben einen Systemwechsel einge-
leitet. Und dieser Systemwechsel wird jetzt Folgendes 
mit sich bringen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und Sie wissen auch, was vor 2003 
war? Das wissen Sie schon? Was für Regeln 
es damals gab, wissen Sie schon?)

– Ja, es passt jetzt nicht ins Konzept; aber Fakten müssen 
in einem Parlament schon genannt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was ist die Folge? Die Folge wird sein, dass es keinen 
Euro an Direktzahlungen mehr ohne – –

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

– Also, Sie hatten eben Zeit, zu reden – hat nicht so 
geklappt –, aber jetzt müssen Sie doch nicht die ganze 
Zeit reinrufen, wenn ich doch jetzt rede.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist das Parlament! Da kann man 
auch mal dazwischenrufen!)

Da müssen wir doch mal ordentlich miteinander umge-
hen. Mensch, das muss man doch ein bisschen ertragen 
können!

(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD und der 
FDP – Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie es in den Wald hineinruft, so schallt 
es heraus! – Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

– Gut. – Also, wie wird die neue Agrarpolitik sein?

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, beruhigen Sie sich. 

Es wird alles gut.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir sind hier nicht die CDU-Fraktion! Das ist 
der Deutsche Bundestag! – Beifall des Abg. 
Rainer Spiering [SPD])
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Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Also, um es noch mal aufzugreifen: Ja, ich bin enga-
giert, weil ich mich für die Landwirte einsetze. Bei Ihnen 
hat nur Ökologie eine Rolle gespielt. Ökologie ist wich-
tig; aber wer Nachhaltigkeit herunterdekliniert, der muss 
sie komplett herunterdeklinieren. Und dazu gehören die 
Ökologie, aber auch die Ökonomie und die soziale Frage.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Sehr 
gut!)

Das geht doch nicht, dass es überhaupt keine Rolle spie-
len soll, ob Landwirte überhaupt von ihrer Arbeit leben 
können.

Sie malen doch immer ein Bild von kleinen, schönen, 
schnuckeligen Höfen. In Ihrem Antrag sprechen Sie zwar 
die neuen Techniken im Bereich Precision Farming, also 
Präzisionslandwirtschaft, an, aber lehnen explizit deren 
Förderung ab.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein!)

Da frage ich mich: In welcher Welt leben Sie? Im Jah-
re 1900 hat ein Landwirt fünf Leute ernährt; da hatten wir 
aber ganz andere Probleme. Heute ernährt er 150 Perso-
nen. Das ist für Sie wahrscheinlich schwierig, weil es eine 
Abkehr von dem schönen romantischen Bild ist.

Ich will mal eines deutlich machen: In der Coronazeit 
ist doch klargeworden, was es für die Bevölkerung heißt, 
wenn die Regale halbleer sind. Nahrungsmittel wachsen 
nicht einfach im Supermarktregal.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Franziska Gminder [AfD] und Karlheinz 
Busen [FDP])

Wenn ich sehe, dass wir einen Selbstversorgungsgrad von 
nur 83 Prozent in Deutschland haben, und ich mir dann 
Ihre Positionierung zum Welthandel anschaue, dann kann 
ich nur sagen: Das ist ja purer Konsumnationalismus, was 
Sie hier predigen.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was?)

Wir selbst sind doch angewiesen auf Handel. Wir selbst 
tragen dazu bei und umgekehrt. Es gibt in vielen Ländern 
dieser Welt landwirtschaftliche Gegebenheiten, die es 
überhaupt nicht ermöglichen, auf dieser Grundlage die 
Menschen dort zu ernähren. Es wäre doch arrogant, zu 
sagen: Jeder macht vor seiner Hütte nur sein eigenes 
Ding.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Es muss doch zusammenpassen, was Sie hier fordern.
Was machen wir im Rahmen der neuen EU-Agrarpo-

litik? Jeder Euro aus der ersten Säule wird konditionali-
siert, also an Umwelt- und Klimaschutzleistungen 
geknüpft. Dann kommen 20 Prozent an Ökoleistungen 
drauf. Das hat weder die Kommission vorgeschlagen, 
noch hat jemals jemand geglaubt, dass wir das verbind-
lich für alle einführen werden. Und das haben wir 
gemacht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Stattdessen fordern Sie, Deutschland hätte all das igno-
rieren sollen. Was ist das für eine Arroganz angesichts 
einer demokratisch getroffenen Mehrheitsentscheidung 
auf europäischer Ebene! Deutschland ist Deutschland, 
aber Sie schreiben – –

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Fragen Sie mal Frau von der Leyen, was die 
davon hält!)

– Na ja, passen Sie mal auf, Sie haben das in Ihrem 
Antrag geschrieben.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich passe immer auf!)

Sie haben in Ihrem Antrag geschrieben, Deutschland hät-
te sich durchsetzen müssen. Sie haben ja GLÖZ und 
vieles andere genannt. Es ist vieles enthalten – das sind 
auch Dinge, die ich teile –,

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ah!)

wo wir schon längst auf dem Weg sind. Beim Thema 
Grünlandumbruch sage ich: Guten Morgen! Das ist 
doch alles in unseren Papieren enthalten. – Ich habe das 
Gefühl, Sie haben sie gar nicht gelesen. Deshalb braucht 
auch Ihr Minister Günther noch ein bisschen Zeit, bis er 
meinem Brief antworten kann.

Aber ich will eines deutlich sagen: Die EU-Agrarpoli-
tik wartet nicht auf Sie Grüne, bis Sie irgendwie mal 
austariert haben, ob Sie neue Pflanzenzüchtungsmetho-
den wollen oder nicht wollen. Da ist Ihnen ja die Debatte 
untersagt worden bzw. in Baden-Württemberg das For-
schungsprojekt gestoppt worden.

Lassen Sie uns noch einmal zu dem Hauptpunkt kom-
men, der mir wichtig ist. Wir sind mit der Landwirtschaft 
auf dem Weg, dass sie umweltgerechter wird, dass mehr 
Tierschutz gefördert wird, dass wir vor allen Dingen Nah-
rungsmittel sichern und den jungen Landwirten eine 
Chance geben, in die Zukunft zu schauen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das geht nicht ohne Landwirte. Das geht nicht, indem 

wir in Klein und Groß, in Gut und Schlecht unterteilen. 
Das geht auch nicht, wenn wir ökologische Landwirte 
gegen konventionelle ausspielen. Wir als CDU/CSU 
und als Bundesregierung machen im Rahmen der Großen 
Koalition ein Angebot. Das Angebot heißt: Zielkonflikte 
lösen, in Innovationen, Forschung und in Technik inves-
tieren. Dann können wir Pflanzenschutzmittel reduzie-
ren, aber auch Ernten sichern.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie dürfen auch den Acker nicht vergessen!)

Das muss der Geist sein, den das Ganze atmet, sonst 
werden wir Lebensmittel importieren. Und dann haben 
wir auf deren Standards gar keinen Einfluss mehr.

(Beifall bei der CDU/CSU – Steffi Lemke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das freut 
Ihre Agrarpolitiker, wenn Sie ein solches 
Bekenntnis abgeben!)
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Der nächste Redner: 

für die Fraktion der AfD der Abgeordnete Stephan 
Protschka.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Habe die Ehre, Herr Präsident! Frau Ministerin! Grüß 

Gott – das verstehe ich auch. Die Lockdown-Maßnahmen 
der Bundesregierung haben Deutschland in eine schwere, 
vielleicht sogar in die schwerste wirtschaftliche Krise seit 
dem Krieg gestürzt. Ganz besonders hart hat es vor allem 
die deutsche Landwirtschaft getroffen, die dank der ver-
fehlten Agrarpolitik der vergangenen Jahre und Jahrzehn-
te ohnehin schwer angeschlagen war. Ausgerechnet mit-
ten in der Krise belastet die aktuelle und vielleicht auch 
zukünftige Bundesregierung mit den Grünen die heim-
ische Landwirtschaft mit noch mehr Auflagen und Ver-
boten und erhöht weiterhin den Kostendruck auf die 
Landwirte.

Alle diese Verbote und Auflagen laufen dabei immer 
nach dem gleichen Muster ab. Sie werden unter dem Vor-
wand der Angst begründet und als alternativlos darge-
stellt. Beispiele dafür sind die Nitratbelastung des Grund-
wassers – hu! –, der dramatische Artenverlust oder das 
große Insektensterben. Das hört sich alles ganz schlimm 
an.

Ihnen fehlt in der Regel jegliche wissenschaftliche 
Grundlage, und es wird nie eine belastbare Folgenab-
schätzung durchgeführt. Fast immer klingen die geforder-
ten Maßnahmen gut, führen aber genau zum Gegenteil 
dessen, was man eigentlich erreichen will. Nach dem 
Motto: Scheißegal, was die Maßnahme bringt. Das Wich-
tigste ist: Der Schmetterling weiß, wer ihn gerettet hat 
oder retten will, meine Damen und Herren.

Damit überfordern Sie die deutsche Landwirtschaft 
regelmäßig, weil Sie von den Betrieben viel zu viel auf 
einmal verlangen. Dazu kommt die Wettbewerbsverzer-
rung durch die Agrarpolitiker aufgrund der deutschen 
Sonderwege. Mittlerweile zahlen die deutschen Landwir-
te 246 Euro mehr pro Hektar als ihre europäischen Kol-
legen.

Wenn überhaupt, dann kann eine Gemeinsame Agrar-
politik nur dann funktionieren, wenn wir in Europa – ich 
spreche von Europa und nicht von der EU – einheitliche 
Rahmenbedingungen haben. Davon sind wir leider weit 
entfernt, weil unsere Regierung mit den nationalen 
Alleingängen immer alles viel schlimmer machen muss, 
als es die EU verlangt. Das hat leider mit einer Gemein-
samen Agrarpolitik nicht mehr viel zu tun.

Nur eine wirtschaftlich leistungsfähige Landwirt-
schaft, meine Damen und Herren, ist nachhaltig und 
zukunftsfähig. Viel ehrlicher ist deshalb unser Weg. Wir 
stehen für eine aufgeschlossene Agrarpolitik, die den 
bäuerlichen Familienbetrieb wieder in den Mittelpunkt 
stellt. Wir werden den Bauern wieder Mut und Sicherheit 
für die Gegenwart und auch für die Zukunft geben. Wir 
fordern deshalb, dass die Agrarpolitik wieder in das deut-
sche Parlament zurückgeholt wird; denn wir können in 

Deutschland besser und demokratischer über die Zukunft 
unserer Landwirte entscheiden als irgendwelche plan-
wirtschaftlichen Schreibtischbürokraten in Brüssel.

(Beifall bei der AfD)
So wird es uns auch gelingen, dass die Wettbewerbs-

fähigkeit der deutschen Landwirte wieder stärker wird. 
Ein wirtschaftlich starker, freier und unabhängiger Bau-
ernstand ist der beste Garant für effektiven Umwelt-
schutz, Naturschutz und Tierschutz. Nur das hat Zukunft, 
meine Damen und Herren. Aber das funktioniert nur mit 
der AfD.

Danke schön fürs Aufpassen! Einen schönen Tag noch! 
Habe die Ehre!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Es macht sich bereit der Kollege Rainer Spiering, 

SPD-Fraktion. – Sie haben jetzt das Wort.
(Beifall bei der SPD)

Rainer Spiering (SPD):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Protschka, Sie können fordern, was Sie wollen.
(Stephan Protschka [AfD]: Stimmt, in der über-
nächsten Legislatur wirken wir sowieso mit!)

Aber Sie bemühen Wissenschaft, obwohl Sie nicht eine 
einzige wissenschaftliche Ausarbeitung gelesen haben. 
Wenn Sie sich wenigstens mit den Ressortforschungsein-
richtungen des Bundesministeriums beschäftigen wür-
den. Ob es das Thünen-Institut, das Friedrich-Loeffler- 
Institut, das Max-Rubner-Institut ist: Bei allen Instituten 
wird Ihnen der Unsinn, den Sie verbreiten, widerlegt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Deswegen: Sagen Sie, was Sie wollen, aber bemühen Sie 
niemals Wissenschaft. Niemals – Sie nicht.

(Stephan Protschka [AfD]: Aber Sie hören 
darauf! – Weiterer Zuruf von der AfD: Arro-
gant!)

Jetzt zur Frage der GAP. Ich habe im Vorfeld ein schö-
nes Zitat von Ludwig Erhard gelesen.

Ein Kompromiss, das ist die Kunst, einen Kuchen so 
zu teilen, dass jeder meint, er habe das größte Stück 
bekommen.

Ja, das hat mich dann nachdenklich gemacht. Ich habe 
darüber nachgedacht: Wer hat denn jetzt den größten 
Teil des Kuchens bekommen? Ich kann in meiner Ein-
schätzung irren, aber offensichtlich haben sich die Agrar-
minister so verständigt, dass sie der Meinung sind, jeder 
hätte den größten Teil des Kuchens bekommen.

Ob das auf der ökologischen Seite auch so bewertet 
wird, daran habe ich große, große Zweifel. Deswegen 
bemühe ich jetzt den Kommentar einer angesehenen Zei-
tung dazu, und zwar „Die Zeit“ vom 26. November 2020. 
Es geht um die Umstellung auf die Direktzahlung – Kurz-
form: „Mehr Hektar, mehr Geld“. Die Absicht war,
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es sollte so lange fließen, bis die Betriebe durch 
effizienteres Wirtschaften konkurrenzfähig gemacht 
wären. Das war die Theorie. In der Praxis ver-
schwanden trotzdem viele Betriebe – die Förderung 
machte die großen noch reicher, während die kleinen 
nicht überlebten. Wer viel Fläche besitzt, wurde 
bevorteilt.

– Das sagt „Die Zeit“.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von 
der AfD: Muss ja stimmen!)

Ich glaube auch, dass das stimmt.

(Stephan Protschka [AfD]: Das ist ein Wis-
senschaftsmagazin, oder?)

Die Zahlen, die genannt werden, stimmen auch. 
1998 555 000 Betriebe, jetzt 266 000 Betriebe. Das macht 
deutlich, dass sich diese Form der Förderung mit Geld 
pro Fläche weder ökologisch noch ökonomisch oder vor 
allem – das ist das Allerschlimmste – für die Landwirt-
schaft nicht ausgezahlt hat. Deswegen glaube ich, dass 
wir einen Paradigmenwechsel durchführen müssen.

Frau Klöckner, Sie haben dankenswerterweise ange-
sprochen, dass wir das gemeinsam machen. Ja, das glau-
be ich auch. Das BMU hat heute eine Stellungnahme 
dazu abgegeben. Diese muss nicht jedem gefallen. Aber 
es ist auch ein starkes Ministerium. Ich würde Sie drin-
gend bitten, im Schulterschluss mit dem BMU diese weit-
reichende Problematik für uns gemeinsam zu lösen. Ich 
glaube, wenn ein Wille dazu da ist, dann ist es auch 
machbar.

Jetzt möchte ich aufzeigen, welche Vorteile das für 
einen kleinen Betrieb bedeutet. Die Rechnung ist einfach: 
100 Hektar 30 000 Euro, 10 Hektar 3 000 Euro. Das 
Europaparlament – Frau Ministerin, das ist auch eine 
demokratische Institution – wird immer noch für die 
30 Prozent streiten. Timmermans wird für die 30 Prozent 
streiten. Phil Hogan hatte 40 Prozent vorgesehen aus der 
ersten Säule.

(Julia Klöckner, Bundesministerin: Nein! Das 
stimmt nicht!)

Nehmen wir das einmal als Grundlage. Jetzt mache ich 
einmal folgende Rechnung auf: Ich reduziere den Betrag 
in der ersten Säule wirklich massiv – ich sage einmal – 
auf 60 Prozent und belohne dann Agroforstsysteme mit 
materiellen Leistungen aus der GAP. Dann kann der 
Zehn-Hektar-Hof nicht 3 000 Euro, sondern 5 000 oder 
5 500 Euro bekommen. Das bedeutet für einen kleinen 
Hof – die Landwirte, die hier sitzen, wissen das alles – 
400 bis 450 Euro pro Monat mehr Ertrag. Das ist für 
jeden kleinen Hof viel, viel Geld. Wir würden es den 
Kolleginnen und Kollegen aus der Landwirtschaft von 
Herzen gönnen, wenn sie für öffentliches Geld öffent-
liche Leistungen erbringen können und dafür Anerken-
nung bekommen – nicht nur materiell, sondern auch als 
moralische Tat – und wenn man ihnen auch zubilligt, dass 
sie das für die Gesellschaft tun.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen raus aus dieser Endlosschleife: Je mehr 
Geld Sie in das System pumpen, desto interessanter 
wird es natürlich für jeden, der auf Großimmobilien setzt. 
Sie kennen die Beispiele: Münchener Rück, Aldi, die 
Schwarz-Gruppe mit Lidl, deren Stiftung. Alle die stür-
zen sich auf diesen fetten Brocken sicherer Finanzierung 
und hoher Rendite durch die EU. Warum lassen Sie das 
zu? Warum suggerieren Sie auch noch den Kleinsten der 
Kleinen, die sich nicht wehren können, das sei etwas 
Gutes? Es ist nichts Gutes.

Ich will Ihnen auch mal sagen, warum einer wie ich 
will, dass kleine Landwirtschaft lebt: Unsere Dörfer zu 
Hause leben von dem Bild der kleinen Höfe, und natür-
lich brauchen die ein zusätzliches Einkommen, weil die 
Höfe in der Instandhaltung Unmengen Geld kosten. Man 
muss dafür wahnsinnig viel Geld verdienen. Ich habe zu 
Hause selbst so einen Klotz am Bein; dafür braucht man 
Geld. Aber dann dürfen wir es doch nicht denen geben, 
die sowieso Unmengen Geld haben, sondern wir müssen 
es denen geben, die ihre Höfe erhalten wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Damit können wir unsere Landschaft so erhalten, wie sie 
ist. Mein Gott, das kann doch nicht so schwer sein. Das 
Bild von einer intakten Landschaft, von honorierter 
Arbeit muss mehr wert sein als der Börsenwert, für den 
er im Moment verkauft wird. Mir tut das bitter leid.

Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Dr. Gero Hocker hat das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn man 
die Überschrift des grünen Antrags „Landwirtschaft eine 
Zukunft geben“ liest, hat man zu Beginn dieses Wahl-
jahres den Eindruck, dass hier eine weitere Annäherung 
zwischen Schwarz und Grün erfolgen soll.

(Beifall des Abg. Stephan Protschka [AfD] – 
Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das hat Frau Klöckner gerade widerlegt!)

Nach den Aussagen von Markus Söder vor einigen 
Wochen und von Norbert Röttgen gerade ganz aktuell, 
die ja beide sehr deutlich ihre Sympathien füreinander 
und für ein Bündnis mit den Grünen zum Ausdruck 
gebracht haben, würde das ja auch gar nicht wundern. 
Ich sage Ihnen aber eins, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen: Wenn dieser Antrag ein Vorbote von Schwarz- 
Grün in Deutschland ist, dann gibt es in diesem Lande 
am 26. September 2021 keinen einzigen Landwirt, der 
reinen Gewissens diesen Parteien seine Stimme geben 
wird, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)
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Die Grünen loben in ihrem Antrag die sogenannte 
Farm-to-Fork-Strategie, die vorsieht, dass man beim 
Thema „Antibiotika“ und beim Thema „chemischer 
Pflanzenschutz“ pauschal Reduzierungen vornimmt. Sie 
lassen dabei aber völlig außen vor, dass verschiedene 
Nationalstaaten – Deutschland vorneweg – ja schon 
erhebliche Anstrengungen unternommen haben und 
auch Erfolge haben feiern können bei diesen Reduktions-
strategien. Da ist es völlig falsch, allgemeine Ziele zu 
definieren. Deswegen sage ich es Ihnen ganz ausdrück-
lich: Wenn solche pauschalen und ideologischen Vorstel-
lungen Teil einer Bundesregierung werden sollten, dann 
hat Landwirtschaft, anders als Ihr Antrag das in der Über-
schrift benennt, nicht nur keine Zukunft mehr, sondern 
dann hat sie schon in fünf Jahren keine Perspektive mehr 
in Deutschland. Da müssen wir gegensteuern, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Fakt ist, dass innerhalb eines gemeinsamen europä-
ischen Binnenmarktes immer noch Äpfel mit Birnen ver-
glichen werden. Der deutsche Tierhalter, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, muss viel, viel höhere 
Tierhaltungsstandards einhalten als sein Berufskollege 
in Südeuropa oder in Osteuropa. Deswegen brauchen 
wir endlich ein verpflichtendes, mindestens europaweites 
Tierwohllabel und eine Herkunftskennzeichnung, damit 
Tiere zumindest im Binnenmarkt und nicht nur in 
Deutschland tiergerecht gehalten werden und damit es 
endlich auch fairen Wettbewerb zwischen den Betrieben 
in Südeuropa, Osteuropa und denen in Deutschland 
geben kann, meine sehr verehrten Damen und Herren. 
Dass Sie, verehrte Frau Ministerin, die Zeit der EU-Rats-
präsidentschaft, in der man das wunderbar hätte auf den 
Weg bringen können, quasi ungenutzt haben verstreichen 
lassen, das machen wir Ihnen zum Vorwurf.

(Beifall bei der FDP)

Natürlich hat es in den letzten Jahren eine ungemeine 
Verschiebung der Marktmacht vom Erzeuger hin zum 
Handel gegeben; da sind wir uns wahrscheinlich alle 
einig. Dass Landwirte, Milchviehhalter oder Milchbetrie-
be noch nicht mal wissen, welchen Preis sie für einen 
Liter Milch bekommen, wenn die Molkerei die Milch 
abholt, ist doch ein unerträglicher Zustand, und das gibt 
den Landwirten eben auch keine Planungsmöglichkeit 
und Planungsgrundlage. Landwirte leisten einen hervor-
ragenden Job in Deutschland, sie erzeugen die weltweit 
hochwertigsten Lebensmittel, und deswegen ist es auch 
berechtigt, wenn sie fordern, dass sie angemessen hono-
riert werden.

(Beifall bei der FDP)

Ich sage Ihnen eins und komme damit zum Schluss: 
Wir brauchen gegenwärtig dreierlei, um die Situation der 
Landwirte zu verbessern:

Erstens. Wir müssen dafür sorgen, dass das Bundes-
kartellamt nicht nur besser ausgestattet wird, sondern auf 
seine Empfehlung auch gehört wird, weil es kontrapro-
duktiv gewesen ist, dass Sigmar Gabriel seinerzeit sich 

über die Empfehlung des Kartellamtes einfach hinweg-
gesetzt und eine zusätzliche Zusammenballung von 
Marktmacht aufseiten des Handels erlaubt hat.

Zweitens. Wir brauchen eine Erleichterung von Zu-
sammenschlüssen von landwirtschaftlichen Betrieben, 
um der Marktmacht des Handels auch perspektivisch 
etwas entgegensetzen zu können.

Drittens. Meine Damen und Herren – das ist das Aller-
wichtigste –, wir müssen in der Politik auch mal wieder 
den Rücken gerade machen, auch und gerade in einem 
Wahljahr, und dem Verbraucher sagen, dass das Prinzip 
„Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass“ nicht 
funktioniert und derjenige, der immer höhere Standards 
fordert, –

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege, die Zeit ist um.

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
– auch bitte dafür einen angemessenen Preis zahlen 

muss.
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Als Nächstes hat das Wort die Kollegin Dr. Kirsten 

Tackmann, Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es geht wieder mal um die zukünftige EU- 
Agrarpolitik. Das ist ein wichtiges Thema, nicht nur für 
die Landwirtschaft selbst, sondern für uns alle. Denn jetzt 
werden die Weichen dafür gestellt, wie in den nächsten 
Jahren Lebensmittel produziert werden, und diese brau-
chen wir nun mal zum Leben. Aber sie werden eben auch 
mit unseren Lebensgrundlagen produziert: Wasser, 
Boden, Luft. Das heißt, es geht um unser aller Zukunft. 
EU-Kommission, Rat und Parlament verhandeln dazu 
gerade im Trilog. Entscheidend wird für uns aber sein, 
dass die relativ ehrgeizigen Ziele der EU-Strategien für 
mehr Schutz des Klimas und für die biologische Vielfalt 
wirklich erreicht werden. Denn sonst läuft uns die Zeit 
davon, und das können wir nicht zulassen.

(Beifall bei der LINKEN)
Aber bei diesen Themen gibt es ja wenigstens ein biss-

chen Hoffnung auf Fortschritte. Dagegen droht die sozia-
le Krise in der Landwirtschaft und in den ländlichen Räu-
men der EU ein blinder Fleck zu bleiben. Das wäre fatal, 
auch für die ortsansässigen Agrarbetriebe; denn die wer-
den als Verbündete für eine neue Landwirtschaft, eine 
nachhaltige Landwirtschaft gebraucht. Ihnen müssen 
wir die Existenznöte nehmen. Dazu werden aus der Sicht 
der Linken zwei Grundsatzentscheidungen gebraucht. 
Erstens. Agrarförderung muss an soziale und ökologische 
Leistungen gebunden werden,

(Beifall bei der LINKEN)
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heißt: Gemeinwohlprämie. Zweitens. Es muss endlich 
Schluss sein mit einer konzernfreundlichen Agrarpolitik.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt noch mehr Korrekturbedarf. Zum Beispiel wer-
den spezifische Benachteiligungen von Frauen weitge-
hend ausgeblendet, auch bei der Bundesregierung übri-
gens; das hat die Antwort der Bundesregierung auf eine 
Kleine Anfrage der Linken ergeben. Derweil wandern 
aber junge Frauen weiter aus den ländlichen Räumen 
ab, und das oft nicht freiwillig, sondern weil Einkom-
mens- und Lebensperspektiven fehlen. Zum Beispiel ge-
hört Deutschland mit mageren 7 Prozent Anteil von 
Frauen an der Spitze von Agrarbetrieben zu den 
Schlusslichtern in der EU. Wenn es keine Ökobetriebe 
und Genossenschaften gäbe, wäre die Situation sogar 
noch blamabler. Förderprogramme kommen oft bei 
Frauen nicht an. Sie passen nicht, oder sie haben zu 
hohe Hürden. Fehlende Angebote bei Bus, Bahn, Kultur, 
Bildung oder digitaler Teilhabe treffen eben gerade 
Frauen.

Ein besonders dramatisches Defizit greift der Deutsche 
LandFrauenverband gerade in einer aktuellen Petition 
auf. Statt knapp über 1 100 Geburtshilfestationen im 
Jahr 2000 gab es 2018 nur noch 778. Laut einer Umfrage 
im November 2017 mussten in den sechs Monaten davor 
sogar mehr als 35 Prozent der Geburtskliniken mindes-
tens einmal Schwangere abweisen. Das trifft vor allem 
die Frauen auf dem Land. Eine Geburt lässt sich aber 
eben nicht beliebig lang räumlich oder zeitlich verschie-
ben. Hier wird mit der Gesundheit und dem Leben von 
Mutter und Kind gespielt. Eine gut erreichbare Geburts-
hilfe ist kein Luxus, sondern muss selbstverständlich 
sein, auch in den ländlichen Räumen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Franziska Gminder [AfD])

Und es ist gut, dass die Landfrauen diese Entwicklung 
nicht länger akzeptieren.

Leider hat die Benachteiligung von Frauen System. 
Deshalb brauchen Frauen mehr Einfluss, auch in der 
Agrarpolitik. Genau das will Die Linke mit ihrem heute 
vorliegenden Antrag erreichen. Ich hoffe, dass er Zustim-
mung findet.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der letzte Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist 

der Kollege Hermann Färber, CDU/CSU-Fraktion.

(Stephan Protschka [AfD]: Jetzt aber bitte nicht 
wieder Grünen-Anbiederung!)

So, Hermann Färber, der Tisch ist gedeckt.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Grüne 
Woche! – Reinhard Houben [FDP]: Fasten-
zeit!)

Hermann Färber (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Wir beraten heute drei ganz unter-
schiedliche Anträge der Opposition zum Thema Land-
wirtschaft. Eines haben diese drei Anträge allerdings ge-
meinsam: Sie zeigen ganz deutlich: An die deutsche 
Landwirtschaft werden sehr hohe Erwartungen gestellt. 
Zum einen geht es um die Erzeugung von gesunden, 
hochwertigen und sicheren Lebensmitteln, zum anderen 
geht es um die Themen Tierwohl, Umweltschutz und 
Klimaschutz.

Um die Umsetzung dieser Themen in die Praxis zu 
begleiten, hat das Kabinett im vergangenen Jahr die 
Zukunftskommission Landwirtschaft eingesetzt. Dieses 
Gremium erarbeitet nun bis voraussichtlich diesen 
Sommer Empfehlungen für eine zukunftsfähige Land-
wirtschaft unter Berücksichtigung der Themen Ökono-
mie, Ökologie und Soziales, Weiterentwicklung der 
GAP und zukünftige Handlungsperspektiven. Gleichzei-
tig soll ein Ausgleich zwischen den Interessen der Land-
wirtschaft, der Gesellschaft und den Verbänden des 
Umwelt- und Naturschutzes geschaffen werden.

Die Europäische Union hat mit der Biodiversitäts-
strategie und der Farm-to-Fork-Strategie sehr konkrete 
Ziele erarbeitet, zum Beispiel die pauschale Reduktion 
von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln um 50 Pro-
zent. Meine Damen und Herren, ich bin selber Landwirt, 
und ich sage Ihnen ganz ehrlich: Da rennt man bei den 
Landwirten in der Tat offene Türen ein. Wenn das so 
einfach funktionieren würde, würden sie nämlich nur 
noch halb so viel Geld dafür aufwenden müssen.

Aber wie es so oft bei europäischen Themen der Fall 
ist: Die Lösung wird nicht mitgeliefert. Wie Ziele umge-
setzt werden sollen, das lässt man offen. Beide Strategien 
sollen eng mit der GAP 2020 verbunden werden. Die 
GAP ist nun einmal – ganz anders als man das hier und 
heute gehört hat – wesentlich stärker als bisher an öko-
logische Bedingungen geknüpft. Dazu kommt, dass nicht 
nur in Deutschland, sondern in der ganzen Europäischen 
Union die Auszahlung an ökologische Bedingungen 
geknüpft ist.

Die Grünen waren vor Weihnachten sehr fleißig mit 
ihrem Antrag. Sie haben 42 Forderungen an die Ausge-
staltung der GAP gestellt. Auf alle kann ich jetzt nicht 
eingehen – das würde ich gerne, aber der Präsident wird 
mir vorher das Mikrofon abschalten –, aber ein paar we-
sentliche Punkte möchte ich doch herausgreifen.

An der Verzahnung von Farm-to-Fork- und Biodiver-
sitätsstrategie mit der GAP, meine Damen und Herren, 
wird doch schon längst gearbeitet. Wobei man ehrlicher-
weise sagen muss: Die Farm-to-Fork-Strategie, Frau 
Künast, geht uns nicht weit genug. Es ist zwar genau 
festgelegt, was die Landwirtschaft alles leisten muss, 
wie viel sie wo reduzieren muss. Im Bereich Verarbeitung 
müsste der Handel bis hin zum Verbraucher stärker ein-
gebunden werden. Er ist aber komplett ausgespart. Man 
begnügt sich mit Selbstverpflichtungen und vielleicht 
noch mit irgendwelchen Verhaltenskodexen. Hier muss 
die EU noch nacharbeiten.
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Eine starke Konditionalität und wirkungsvolle Eco- 
Schemes werden im nationalen Strategieplan momentan 
erarbeitet. Sie wurden aber nicht hier erarbeitet, sondern 
von den Ländern.

Rainer Spiering, du hast den Kommissar Hogan 
genannt, der 40 Prozent Konditionalität gefordert hat. 
Da musst du noch mal nachgucken; das wäre mir jetzt 
so nicht bekannt. Vielleicht ist irgendetwas durcheinan-
dergekommen. Ich weiß nur, dass Herr Hogan den Sys-
temwechsel eingeleitet hat, die Förderung nicht mehr an 
bestimmten Kriterien festzumachen, sondern die neun 
Ziele und die Erreichung der Ziele einfach als Maß der 
Dinge festzulegen.

(Rainer Spiering [SPD]: Ja, aber als Zwischen-
bemerkung – nicht böse gemeint –: 60 Prozent 
in der ersten Säule hat er festgelegt!)

– Ja, okay, aber nicht 40 Prozent Konditionalität.
Dann befürworten die Grünen in ihrem Antrag die Ver-

gütung von klima- und naturschutzwirksamen Leistun-
gen, lehnen aber gleichzeitig die Förderung von Techno-
logien, die die Präzision verbessern, ab.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht als Umweltmaßnahme! In der 
zweiten Säule haben wir es nicht abgelehnt!)

– Okay, darüber müssen wir im Ausschuss noch beraten.
(Beifall der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Lesen, lesen!)

Denn eines ist klar: GPS-gesteuerte, sensorgesteuerte und 
kameragesteuerte Technik ist für kleine Betriebe uner-
schwinglich. Deshalb ist es wichtig, dass sie auch wirk-
lich gefördert werden.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Macht Technologieförderung draus! – Weiterer 
Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das tierschutzpolitische Ziel mit einer verbindlichen 
vierstufigen Haltungskennzeichnung in der gesamten 
EU wurde im Rat befürwortet und wird derzeit bearbeitet. 
Einer meiner Vorredner – ich glaube, Herr Hocker war 
es – hat gesagt: Es ist nichts passiert. – Lesen Sie noch 
mal nach: Das ist auf europäischer Ebene von Deutsch-
land in der Ratspräsidentschaft gesetzt worden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Es spricht nichts dagegen, den ökologischen Landbau 

in den nächsten zehn Jahren auf 30 Prozent zu erhöhen. 
Die Frage ist nur, ob man die Märkte dafür schaffen kann.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Es hilft alles nichts, die Zeit ist um.

Hermann Färber (CDU/CSU):
Ich komme zum Schluss.
Leider Gottes hat auch der FDP-Antrag nicht viel Neu-

es enthalten. Wir werden die beiden Anträge an den Aus-
schuss überweisen. Der Antrag der Linken wurde schon 
beraten. Ihn lehnen wir ab.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU – Friedrich 
Straetmanns [DIE LINKE]: Das ist aber ein 
Fehler!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Hermann Färber. – Ich schließe die Aus-

sprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
Drucksachen 19/25796 und 19/25794 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir so.

Zusatzpunkt 3. Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Ernährung und Landwirt-
schaft zum Antrag der Fraktion Die Linke mit dem Titel 
„Teilhabe von Frauen in der Landwirtschaft und den 
ländlichen Räumen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/20252, den An-
trag der Fraktion Die Linke auf Drucksache 19/17778 
abzulehnen. Wer stimmt für die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses? – CDU/CSU, SPD, FDP und AfD. 
Wer stimmt dagegen? – Bündnis 90/Die Grünen und Lin-
ke. Enthaltungen? – Keine. Die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses ist angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 sowie den Zusatz-
punkt 4 auf:

8 Beratung des Antrags des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Energie

Öffentlich-rechtlicher Vertrag zur Reduzie-
rung und Beendigung der Braunkohleverstro-
mung in Deutschland

Einholung eines zustimmenden Beschlusses 
des Deutschen Bundestages gemäß § 49 des 
Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes

Drucksache 19/25494

ZP 4 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie (9. Ausschuss) zu dem Antrag der Abge-
ordneten Steffen Kotré, Tino Chrupalla, Dr. Heiko 
Heßenkemper, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Modernste Kernenergie für Deutschland – 
Sicher, sauber und bezahlbar

Drucksachen 19/22434, 19/24904 Buchstabe a

Für die Aussprache sind 30 Minuten beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache, und es beginnt für die 
Bundesregierung der Staatssekretär Thomas Bareiß.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Thomas Bareiß, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Wirtschaft und Energie:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Mit der Zustimmung zum öffentlich-rechtlichen 
Vertrag zum Braunkohleausstieg erreichen wir einen wei-
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teren wichtigen Meilenstein in unserer Energieversor-
gung, um zu einer klimafreundlichen Energiepolitik zu 
kommen.

Der Umbau geht voran. 2020 war ein Erfolgsjahr für 
die Energiewende. Zur Erinnerung: Wir haben in der 
Stromversorgung einen Anteil von 50 Prozent der 
erneuerbaren Energien erreicht. Das ist Spitze für ein 
Industrieland. Damit haben wir das Ziel, das wir uns 
vor ein paar Jahren vorgenommen haben, sogar überer-
füllt. Das war ein ganz großer Erfolg, der in der Bericht-
erstattung leider ein bisschen unterging. Trotzdem sind 
wir darauf gemeinsam stolz.

Wir haben im letzten Jahr unsere Klimaschutzziele 
erreicht. Wir haben bis 2020 eine Reduzierung der 
CO2-Emissionen um 40 Prozent gegenüber 1990 erreicht, 
und das nicht nur wegen der Coronapandemie, sondern 
auch, weil die Klimaschutzmaßnahmen greifen und wir 
wirklich vorangeschritten sind. Und deshalb sind wir hier 
auch in der Zielerfüllung über dem, was wir uns vorge-
nommen haben.

Des Weiteren – und das ist auch sehr erfreulich – haben 
wir im letzten Jahr viel Geld investiert in erneuerbare 
Energien, in die Bereiche Energieeffizienz und Sparsam-
keit der Gebäude – auch das ist ein ganz wichtiger Bei-
trag, nicht nur zum Thema Klimaschutz –, auch im 
Gebäudebestand. Deshalb haben wir auch da einen 
ganz, ganz großen Erfolg gemeinsam erzielt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. René Röspel [SPD])

Parallel zu den Investitionen in erneuerbare Energien 
in Verbindung mit Energieeffizienz und Sparsamkeit 
gestalten wir auch den Ausstieg aus den konventionellen 
Energien: Bis 2022 werden wir aus der Kernenergie aus-
steigen – immerhin ein Energieträger, der noch 14 Prozent 
unserer Stromversorgung sicherstellt.

Und – und darum geht es heute Abend – wir werden 
auch den Ausstieg aus der Kohleverstromung nicht nur 
beschließen, sondern Stück für Stück verlässlich und 
rechtssicher umsetzen und so gestalten,

(Leif-Erik Holm [AfD]: Blackout!)

dass auch die Regionen, in denen die Menschen von 
diesem Energieträger nach wie vor leben, nicht vergessen 
werden. Auch das ist ein ganz, ganz wichtiger Punkt, den 
wir hier heute Abend, wie gesagt, mit beschließen wer-
den.

Die Steinkohlekraftwerke, die mit einem Anteil von 
knapp 10 Prozent immer noch eine wichtige Säule unse-
rer Energieversorgung darstellen, werden durch ein Aus-
schreibungsregime, durch eine marktorientierte Aus-
schreibung Stück für Stück aus dem Markt der 
Energieerzeugung genommen. Allein letztes Jahr, im 
Wechsel von 2020 auf 2021 haben wir über die Aus-
schreibung Steinkohlekraftwerke im Umfang von 5 GW 
Leistung aus dem Markt genommen. Auch das ist ein 
Erfolg, der zeigt, dass das marktorientierte Modell wirk-
lich das richtige war und einen günstigen Pfad zum Aus-
stieg aus der Steinkohle gewährleistet.

Bei Braunkohle, um die es heute Abend geht, haben 
wir einen Weg gewählt, der verlässlich und planbar für 
die Erzeuger, aber auch für die Regionen ist. Wir haben 
uns, auch aufgrund dessen, dass wir nur noch zwei große 
und, ich sage mal, relevante Betreiber von Braunkohle-
kraftwerken haben, dafür entschieden, mit einem Vertrag 
zu versuchen, auch hier Planbarkeit und Verlässlichkeit 
zu gewährleisten. Der zweite Grund, warum wir diesen 
Weg der vertraglichen Vereinbarung gegangen sind, ist 
der, dass die Braunkohlekraftwerke mit dem Tagebau, 
dem Wassermanagement, dem Logistikbereich und der 
Rekrutierung ein ganz komplexes Gebilde sind, weshalb 
wir nur durch die vertragliche Vereinbarung über einen 
langjährigen Stilllegungspfad auch hier wirklich ein Aus-
stieg finden, der für alle Seiten befriedigend ist.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht für alle Seiten! – Zuruf der Abg. 
Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich glaube, auch das war ganz wichtig. Die Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ sieht 
dies auch so, hat es bestätigt und diesen Weg ganz explizit 
so empfohlen.

Grundlage des heutigen Beschlusses wird ein Vertrag 
sein, den wir die letzten Monate gemeinsam mit den 
Betreibern ausgearbeitet haben, vorrangig mit den Unter-
nehmen RWE und LEAG, die gemeinsam mit uns diesen 
Stilllegungspfad entsprechend garantieren. Diese einver-
nehmliche Lösung bekommt nun mit dem vorliegenden 
öffentlich-rechtlichen Vertrag durch die Zustimmung des 
Bundestages die notwendige und richtige Grundlage und 
wird dann auch ganz konkret umgesetzt.

Der Vertrag schafft, wie gesagt, Rechtssicherheit für 
alle Beteiligten. Er hat drei entscheidende Vorteile, die 
ich einfach noch einmal nennen will, weil ich glaube, 
dies ist wichtig, um den Weg zu verstehen:

Erstens. Der Vertrag regelt eine Gegenleistung für die 
Entschädigung: Der Bund bekommt die Garantie in der 
Form, dass die Unternehmen einen Klageverzicht erklä-
ren, dass also nicht geklagt wird gegen irgendwelche 
Ausstiegspfade, wie es beispielsweise beim Ausstieg 
aus der Kernenergie der Fall war.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber wenn wir den Ausstiegspfad 
verändern würden, gäbe es wieder Klagen!)

Wir haben hier auch die Gewährleistung, dass keine 
nationalen Gerichte oder internationalen Schiedsgerichte 
angerufen werden. Das schafft Rechtsfrieden, Rechtssi-
cherheit; das ist an sich schon ein Wert, der für uns ganz 
entscheidend ist, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zweitens wird mit der Entschädigung auch eine Wie-
dernutzbarmachung und Rekultivierung des Tagebaus 
gesichert. Auch das ist ein ganz wichtiger Punkt. Der 
Tagebau spielt bei der Braunkohle eine ganz entscheiden-
de Rolle. Wir schaffen da einen verlässlichen Rekultivie-
rungspfad. Der Rekultivierungspfad wird dadurch finan-
ziell gesichert.
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(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich habe bisher immer gedacht, dass 
das die Unternehmen machen!)

Die Entschädigung für die LEAG fließt gar nicht an das 
Unternehmen, sondern in ein Sondervermögen und wird 
damit für die Zukunft gesichert. Im Fall der RWE sorgt 
eine Stärkung der Konzernhaftung nach dem Bundes- 
Bodenschutzgesetz für ein ausreichend hohes Niveau an 
Sicherheit für die Zukunft. Wir stellen damit sicher, dass 
die Entschädigung für die Wiederherstellung der Land-
schaften tatsächlich zur Verfügung steht und dafür dann 
auch genutzt wird.

Drittens und letztens hat die Entscheidung gebracht, 
dass wir, wenn wir 2030 und folgende feststellen, dass 
wir die Braunkohle früher verlassen können, den Aus-
stieg dann beispielsweise von 2038 auf 2035 vorziehen 
können, ohne dass die Betreiber noch mehr Entschädi-
gung bekommen. Auch das ist ein wichtiger Punkt für 
mehr Klimaschutz, wenn es hier eine entsprechende 
Sicherheit gibt.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch das ist, glaube ich, ein Erfolg, nicht nur für die 
Energieversorgung, sondern auch für einen sicheren und 
guten Ausstiegspfad aus dem CO2-Verstromungsbereich.

All diese Punkte bringen entscheidende Vorteile für 
den Bund, die er ohne diesen Vertrag nicht hätte. Deshalb 
sind der Weg und das Instrument richtig. Aus diesem 
Grund bitte ich Sie um Zustimmung zum vorliegenden 
Vertrag; dafür herzlichen Dank.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Eher fällt 
mir die Hand ab!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Thomas Bareiß. – Für die AfD hat jetzt 

das Wort der Abgeordnete Steffen Kotré.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Sehr geehrter Herr Staatssekretär Bareiß! 2020 
war leider kein Erfolgsjahr. 20 Jahre gibt es die Energie-
wende jetzt schon, und sie muss immer noch subventio-
niert werden. Also, was daran ein Erfolgsjahr sein soll, 
das erschließt sich mir nicht.

(Beifall bei der AfD)

Der Ausstieg aus der Kohle und der Ausbau der erneuer-
baren Energien als Grundlage unserer Stromversorgung 
sind mitnichten marktwirtschaftlich, das gehört einfach 
zur weltdümmsten Energiepolitik, die wir hier haben – 
das sind nicht meine Worte, das sind die Worte des „Wall 
Street Journal“.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des 
Abg. Timon Gremmels [SPD])

Erst am letzten Freitag ist das Stromnetz haarscharf an 
einem Blackout vorbeigeschrammt; es war der stärkste 
Frequenzeinbruch seit 2006.

(Timon Gremmels [SPD]: Nicht wegen der 
Erneuerbaren! – Zuruf der Abg. Dr. Ingrid 
Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die instabile Wind- und Sonnenenergie erhöhen die Bla-
ckout-Gefahr massiv, weil sie nichts zur Regelleistung 
und damit zu einer Gefahrenabwehr beitragen können; 
davon ist keine Spur.

(Zuruf des Abg. Oliver Krischer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es gibt eben auch keine Möglichkeit einer technologi-
schen Aufhübschung sozusagen dieser Technologie – 
die erneuerbaren Energien sind und bleiben unzuverläs-
sig.

(Timon Gremmels [SPD]: Sie sind doch der 
größte Blackout!)

Demgegenüber ist die Kohleverstromung verlässlich 
und günstig. Je mehr erneuerbare Energien im Stromnetz 
sind und je mehr sie die Kohleverstromung verdrängen, 
desto geringer ist leider die Versorgungssicherheit. Den-
noch werden die modernsten und saubersten Kohlekraft-
werke in irrationaler Art und Weise abgeschaltet, wie 
kürzlich in Hamburg-Moorburg.

In diesem Zusammenhang hat die Bundesregierung 
mir nicht einmal beantwortet, wie teuer uns der Spaß 
kommt, also wie hoch die Entschädigungszahlungen 
sind und mithin der Raubbau am Steuerzahler. Und das, 
meine Damen und Herren, spricht Bände.

(Beifall bei der AfD)

Der Kohleausstieg mit seinen Entschädigungszahlun-
gen reiht sich ein in die vielen Maßnahmen der Bundes-
regierung, die an der Substanz unserer Volkswirtschaft 
zehren. Circa 150 Milliarden Euro wird uns dieser Spaß 
direkt kosten – indirekt natürlich noch viel mehr –; herun-
tergebrochen sind das für jeden etwa 1 000 Euro. Aber 
das ist leider nur ein Mosaikstein. Diese ganze Politik ist 
unsozial, hochgradig unsozial, vor allen Dingen für Nied-
rigverdiener, meine Damen und Herren.

Der Kohleausstieg – im Zusammenhang mit dem Aus-
stieg aus der Kernenergie – führt auch zur Versorgungs-
lücke, die mittlerweile selbst von Vertretern der soge-
nannten Energiewende so gesehen wird. Die Frage, wo 
denn die Spitzenlastabdeckung 2023 herkommen soll, ist 
immer noch nicht beantwortet. Das ist hochgradig unver-
antwortlich und katastrophal für unseren Industriestand-
ort Deutschland, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Die Strom- und Energiepreise gehen durch die Decke; 
wir haben die höchsten Strompreise aller Industrienatio-
nen. Das ist auch die Folge der mittelstandsfeindlichen 
Politik dieser Bundesregierung,

(Timon Gremmels [SPD]: Die erneuerbaren 
Energien sind Mittelstand!)
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wie auf vielen anderen Politikfeldern auch. Nur ein 
aktuelles Beispiel: Laut dem ZEW – Leibniz-Zentrum 
für Europäische Wirtschaftsforschung ist Deutschland 
bei den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Fami-
lienunternehmen nunmehr auf den 17. Platz von 21 Plät-
zen abgerutscht. Es gibt kein anderes Land, das einen 
stärkeren Abrutsch verzeichnete. Das ist leider die Poli-
tik, die wir auch hier beim Kohleausstieg sehen, das ist 
die Politik von Merkel. Dafür sind nicht zuletzt die hohen 
Steuern, die hohen Energiepreise verantwortlich. Das 
lehnen wir ab, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Nein, wir brauchen eine sichere, wirtschaftliche und 

umweltfreundliche Energieversorgung.
(Timon Gremmels [SPD]: Aber nicht mit 

Kohle!)
Sonst haben wir keinen ausreichenden Lebensstandard 
mehr, sonst haben wir keine Stabilität mehr, für die wir 
eigentlich in der Welt berühmt waren und sind.

(Zuruf von der AfD)
– Genau.

(Timon Gremmels [SPD]: Sie kriegen ja noch 
nicht mal von Ihrer eigenen Fraktion Applaus!)

Die Kernenergie, meine Damen und Herren, lehnen Sie 
ab. Dabei ist die Kernenergie mittlerweile sauber, sicher, 
umweltfreundlich. Tschernobyl kann es mit den neuen 
Technologien nicht mehr geben.

(Timon Gremmels [SPD]: Fukushima!)
Bitte legen Sie in diesem Falle Ihre ideologischen Scheu-
klappen ab, und stimmen Sie uns zu. Andere Länder 
setzen wieder auf die Kernenergie. Moderne Kernenergie 
für Deutschland – sauber, sicher und bezahlbar!

(Friedrich Straetmanns [DIE LINKE]: Oh 
nein! Das habe ich schon 1976 kapiert!)

Danke. 
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die SPD-Fraktion hat als Nächstes das Wort der 

Kollege Bernd Westphal.
(Beifall bei der SPD)

Bernd Westphal (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
komme kurz zum Vorredner, der uns ja erzählt hat, wie 
teuer es wird, wenn wir aus der Kohle aussteigen. Ich 
kann nur sagen: Wenn wir nichts machen, wird es für 
die Gesellschaft und für die nächsten Generationen 
noch teurer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Deshalb ist jetzt engagiertes Handeln der Politik gefragt, 
und genau das machen wir.

(Zuruf von der AfD)

Wir verbinden Klimaschutz mit der Schaffung neuer 
Arbeits- und Ausbildungsplätze, mit Innovation, mit 
einer Modernisierung der Wirtschaft

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht mit diesem Vertrag!)

und des Wirtschaftsstandorts Deutschland. Mit dem Koh-
leverstromungsbeendigungsgesetz, wie es heißt, also 
dem Kohleausstiegsgesetz, und dem Strukturstärkungs-
gesetz ist bereits der Rahmen beschlossen und festgelegt 
worden. Mit diesen zwei Gesetzen haben wir einen klaren 
Fahrplan für den Umbau unserer Energieversorgung.

Wir wollen dazu beitragen, den Strukturwandel nicht 
nur den Marktkräften zu überlassen, sondern mit planba-
ren, kalkulierbaren Strukturen vor allen Dingen für die 
Reviere eine Perspektive schaffen. Nichts anderes 
machen wir mit diesen Gesetzen. Mit bis zu 40 Milliarden 
Euro schaffen wir neue Arbeitsplätze, unterstützen eben 
genau diese klimafreundlichen Technologien. Wir been-
den spätestens 2038, und wenn es die Rahmenbedingun-
gen zulassen, also alternative Energieerzeugungsformen 
zur Verfügung stehen, vielleicht auch schon 2035 die 
Kohlenutzung. Das ist verantwortliche Politik, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Natürlich brauchen wir auch die Impulse aus den Re-
gionen. Die Länder sind in der Verantwortung, gemein-
sam mit den Kommunen den Strukturwandel vor Ort mit 
innovativen Ideen zu organisieren. Insofern brauchen wir 
kreative und innovative Projekte als Voraussetzung für 
einen erfolgreichen Strukturwandel.

Was den sozialverträglichen Abbau der Arbeitsplätze 
angeht, haben wir ein bewährtes Instrument etabliert, das 
sogenannte APG, also Anpassungsgeld, was bei der 
Steinkohle sehr gut funktioniert hat. Dieses Instrument 
wird auch bei der Braunkohle, für die in den Kraftwerken 
Beschäftigten, angewendet und findet im Strukturwandel 
seine soziale Entfaltung.

Mit den öffentlich-rechtlichen Verträgen, die wir heute 
Abend hier diskutieren und beschließen, setzen wir die 
gesetzlichen Vorschriften, die die sogenannte Kohlekom-
mission empfohlen hat, um. Anders als bei der Steinkoh-
le, haben wir bei der Braunkohle die Situation, dass prak-
tisch auf der Tagebaukante die Braunkohlekraftwerke 
stehen, also die angeschlossenen Betriebe dementspre-
chend mitberücksichtigt werden müssen. Genau das, 
was die Kohlekommission empfohlen hat, musste jetzt 
hier in Gesetzestext und in Vertragstext gegossen werden, 
und das ist hiermit gelungen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Georg 
Kippels [CDU/CSU] – Zuruf der Abg. Lisa 
Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die öffentlich-rechtlichen Verträge spiegeln nicht nur 
die Höhe der Entschädigung, sondern auch den Stillle-
gungspfad wider. Voraussetzung ist natürlich, in diesen 
Verträgen auch die gegenseitigen Rechte und Pflichten 
festzulegen. Das ist genau, wie es die Empfehlung der 
Kohlekommission vorsieht, gelungen.
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(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Quatsch!)

Der Vertrag beinhaltet auch detaillierte Vorkehrungen 
zur zweckgerichteten Verwendung der Entschädigung, so 
wie es im Lausitzer und auch im Rheinischen Revier vor-
gesehen ist. Es ist schon eine wirklich interessante und 
kluge Regelung, dass man die Entschädigungszahlungen, 
die jetzt erfolgen, zum Beispiel auf Treuhandkonten 
sichert und dass die Länder in der Verantwortung stehen, 
die ratierlichen Zahlungen über den langen Zeitraum ver-
nünftig einzusetzen.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nur für die Lausitz, im Rheinland 
nicht!)

– Ja, Kollege Krischer, auch für das Rheinische Revier 
können Sie durchaus Ideen einbringen, wie man das 
machen könnte.

(Heiterkeit des Abg. Oliver Krischer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben in den öffentlich-rechtlichen Verträgen 
einen umfassenden Rechtsbehelfsverzicht der Betreiber 
sowie den Verzicht auf Anrufung internationaler Schieds-
gerichte niedergelegt. Das ist auch etwas, was bei diesen 
Verträgen einen Wert darstellt, anders als bei der Kern-
energie, wo wir ja sehen, was passiert, wenn man das 
nicht ausschließt; da ist es handwerklich schlecht gelau-
fen. Hier ist es jetzt besser gelaufen: Beim Braunkoh-
leausstieg haben wir Rechtssicherheit für beide Seiten 
festgelegt, und das ist gut.

(Beifall bei der SPD)
Die Bundesregierung hat nun die Aufgabe, im beihil-

ferechtlichen Verfahren gegenüber der EU-Kommission 
das bereits im Deutschen Bundestag und Bundesrat 
beschlossene Kohleausstiegsgesetz und auch diese 
öffentlich-rechtlichen Verträge in vollumfänglicher Art 
und Weise zu vertreten. Wir brauchen die beihilferecht-
liche Genehmigung; das ist das Einzige, was noch aus-
steht.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das kann aber logischerweise auch nur in der Folge pas-
sieren: Erst wenn wir hier ein Gesetz beschlossen haben, 
ist die beihilferechtliche Genehmigung einzuholen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir möchten als SPD-Bundestagsfraktion die deut-

schen und europäischen Klimaziele verlässlich erreichen. 
Das geht nur mit einem sozialverträglichen sowie ener-
giepolitisch und volkswirtschaftlich verantwortungsvol-
len Ausstieg aus der Kohle.

Parallel dazu müssen wir den Ausbau der erneuerbaren 
Energien vorantreiben. Wir haben mit dem EEG-Gesetz 
im letzten Quartal des letzten Jahres schon den Weg dafür 
bereitet und die Eckpunkte hier im Parlament beschlos-
sen. Im Entschließungsantrag sind weiterführende Dinge 
enthalten, etwa der Ausbaupfad für einen verlässlichen 
Ausbau der erneuerbaren Energien, die sich in die Struk-
tur unseres Energiesystems einfügen müssen. Der Aus-
bau der Infrastruktur der Strom- und Gasleitungen, aber 

selbstverständlich auch der Struktur der Speicher- und 
der Wasserstofftechnologie werden uns helfen, diesen 
Strukturwandel in der Energieversorgung zu organisie-
ren.

Die 28 Mitglieder der Kohlekommission mit ihren sehr 
unterschiedlichen Interessen haben es trotz verschiedener 
Zielkonflikte geschafft, ein Ergebnis vorzulegen. Das 
wird jetzt eins zu eins umgesetzt.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Stimmt gar nicht! Sie setzen es nicht 
eins zu eins um! – Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Stimmt überhaupt nicht!)

Genau daran wollen wir uns orientieren. Wir schaffen 
Perspektiven für die Menschen in den Kohlerevieren. 
Wir schaffen Perspektiven für eine moderne Wirtschaft. 
Wir schaffen eine Klimaneutralität in unserer Gesell-
schaft, mit neuen Arbeitsplätzen und gutem Klimaschutz.

Herzlichen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf der Abg. Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der Nächste macht sich nach dem Abschluss der Rei-

nigungsarbeiten bereit. Es ist Professor Dr. Martin 
Neumann von der FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Martin Neumann (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Worum geht es heute in dieser Debatte? Es geht um 
Nachwehen des Kohleausstiegsgesetzes, das wir im 
Sommer abgelehnt haben, weil – Kohleausstieg ja! – 
der Weg der Bundesregierung beim Kohleausstieg falsch 
ist. Jetzt geht es um den angekündigten öffentlich-recht-
lichen Vertrag.

Meine Damen und Herren, was soll gemacht werden? 
Grundsätzlich gilt, dass bei ordnungspolitischen Eingrif-
fen entschädigt werden muss. Das ist ein Prinzip, an das 
man sich halten muss. Aber – jetzt kommt das Aber – 
nachvollziehbar ist die Höhe der Entschädigungen nicht. 
Es gab kein transparentes Verfahren, keine Grundlage, 
um die Zahlen, die hier vorliegen, nachvollziehen zu 
können.

Die betroffenen Unternehmen – gerade ist es gesagt 
worden – müssen zusätzlich auf ihr Klagerecht verzich-
ten. Doch wer weiß, meine Damen und Herren, auf wel-
che Ideen künftige Regierungen nach Atom- und Kohle-
ausstieg noch kommen?

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ich weiß, dass der Handlungsspielraum durch diesen Ver-
trag in Zukunft massiv eingeschränkt würde. Ein durch-
regulierter Vertrag, obwohl wir bereits ein Instrument zur 
CO2-Senkung, nämlich den europäischen Emissionshan-
del, haben, ist deshalb hier nicht notwendig.
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Meine Damen und Herren, was ist mit den Mehrkosten 
des vorgezogenen Ausstiegs? Sogar eine eigens von 
Ihnen, Herr Minister, in Auftrag gegebene Studie kommt 
zu dem Ergebnis, dass es wirtschaftlichere Optionen als 
den Weg der Bundesregierung gibt – zu geringeren Kos-
ten und mit weniger CO2-Ausstoß. Ganz pikant, Herr 
Minister, ist, dass dieses Gutachten erst ein Jahr nach 
Fertigstellung veröffentlicht wurde.

Ich nenne hier zum Beispiel das Steinkohlekraftwerk 
Moorburg und frage einfach mal in die Runde: Wem soll 
man noch erklären, dass so etwas möglich ist? – Da wird 
ein nagelneues Kraftwerk stillgelegt. Was hat das noch 
mit der Begrenzung von CO2-Emissionen zu tun?

(Beifall bei der FDP)

Ich glaube, an dieser Stelle feststellen zu können, dass 
wir hier wohl die einzige Fraktion sind, die sich aus-
schließlich auf die Senkung der CO2-Emissionen konzen-
triert. Die AfD leugnet sowieso alle wissenschaftlich- 
technischen Fortschritte,

(Leif-Erik Holm [AfD]: Na, na, na!)

und die Grünen wollen Partys unterm Windrad machen.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Für wie blöd halten Sie uns denn?)

Ideologie hilft hier – und ich werde nicht müde, das 
immer wieder zu betonen – nicht weiter.

Was bleibt zum Schluss? Fazit: Wir lehnen diesen Ver-
trag ab, genauso, wie wir das Kohleausstiegsgesetz abge-
lehnt haben. Wir wollen – und das fasse ich hier noch mal 
zusammen – eben nicht nur einen ökologisch treffsiche-
ren Kohleausstieg, sondern auch die wirtschaftlich effi-
zienteste Möglichkeit ohne Verschwendung von Steuer-
geldern.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Neumann. – Ich erteile das Wort 

dem Abgeordneten Lorenz Gösta Beutin, Fraktion Die 
Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-

be Kolleginnen und Kollegen der Union, Sie erzählen ja 
immer wieder gerne, dass Ihnen die Heimat sehr wichtig 
wäre. Haben Sie schon einmal Keyenberg, Kuckum, 
Oberwestrich, Unterwestrich oder Berverath besucht? 
Das sind Dörfer am Rande des Braunkohletagebaus 
Garzweiler II in Nordrhein-Westfalen. Dort leben auch 
Menschen. Sie haben ihre Träume, sie haben ihre Ängste, 
und sie leben teilweise schon seit Generationen in diesen 
Dörfern. Sie haben Bäume gepflanzt, ihre Gärten 
gepflegt, Kinder bekommen und sie aufwachsen sehen, 
und sie wollen dort gerne ihren Lebensabend verbringen.

Doch seit vielen Jahren kriecht eine Angst in den All-
tag dieser Menschen, in ihre Gespräche und auch in ihre 
Träume: Müssen wir unsere Heimat verlassen? Werden 
wir vertrieben für eine Energieform des letzten Jahrtau-
sends? Werden wir vertrieben für die Profite von RWE?

Mit der Klimabewegung kam eine neue Hoffnung. 
Durch den angekündigten Kohleausstieg hofften sie, 
dass sie ihr Zuhause behalten können. Diese Hoffnung 
wurde durch das Gutachten bestätigt, was Bundeswirt-
schaftsminister Altmaier in Auftrag gegeben hat. Doch 
leider haben Sie, Herr Altmaier, dieses Gutachten ein 
Jahr lang zurückgehalten, und es ist erst jetzt an die 
Öffentlichkeit gekommen. In diesem Gutachten wird 
ganz klar gesagt, dass das, was hier im Bundestag be-
schlossen worden ist – die Abbaggerung der Dörfer –, 
nicht notwendig gewesen wäre.

Deswegen sagen wir ganz klar: Stoppen Sie diese Poli-
tik der Enteignung und Vertreibung! – Wir sagen ganz 
klar: Alle Dörfer müssen bleiben!

(Beifall bei der LINKEN)

In diesem zurückgehaltenen Gutachten steht aber noch 
etwas, nämlich dass die Bundesregierung den Konzernen 
den Kohleausstieg vergolden will. Maximal 35 Millionen 
Euro entgehen den Unternehmen durch den zu späten 
Kohleausstieg 2038. Die Bundesregierung will aber das 
50-Fache bezahlen, nämlich 1,75 Milliarden Euro. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen von Union und SPD, ich weiß, 
warum Sie Sofortabstimmung beantragen: Weil Ihnen 
dieser Vertrag peinlich ist. – Zu Recht!

(Beifall bei der LINKEN)

Sie wissen, was Sie heute durchs Parlament peitschen, ist 
ein Vertrag zur Verlängerung der Gewinnerzielung der 
Kohlekonzerne, und zwar in ungeheurem Ausmaße.

Sehr geehrter Herr Altmaier, auf der einen Seite ver-
schleudern Sie damit Milliarden an Steuergeldern, und 
gleichzeitig nehmen Sie auf der anderen Seite Menschen 
ihre Heimat, indem Sie dieses Gutachten ein Jahr lang 
zurückgehalten haben. Wenn Sie tatsächlich konsequent 
wären – und das versucht man in dieser Bundesregierung 
in letzter Zeit ja sehr selten –, dann würden Sie Ihren Hut 
nehmen und zurücktreten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Christian Jung [FDP]: Das war ja wieder 
ein Meilenstein!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für Bündnis 90/Grüne hat das Wort der Abgeordnete 

Oliver Krischer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei 

dem, was man hier von Herrn Bareiß und Herrn Westphal 
aus der Regierungskoalition zum Kohleausstieg gehört 
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hat, denkt man ja eher ein bisschen an Alice im Wunder-
land. Mit der Realität Ihrer Politik hat das überhaupt 
nichts zu tun. Das muss doch mal klar gesagt sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Hier geht es nicht um Strukturwandel. Hier geht es 

nicht um Klimaschutz. Hier geht es nicht um sozialen 
Ausgleich und um Anpassungsgeld für Beschäftigte im 
Bergbau. Nein, dieser Vertrag, den Sie heute hier vor-
legen, gibt zwei Kohlekonzernen 4,3 Milliarden Euro 
für Kohlekraftwerke, die praktisch nichts mehr wert sind.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

Sie schmeißen diesen Konzernen Steuergeld hinterher 
und vergolden den Abschied eines Industriezweiges, der 
sowieso keine Zukunft mehr hat. Das muss man hier an 
der Stelle mal ganz klar und deutlich sagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das, was Sie im Kohleausstiegsgesetz vereinbart 

haben, reicht Ihnen nicht. Nein, Sie legen mit diesem 
Vertrag noch einen drauf, nämlich weitere, zusätzliche 
Rechte. Im Kohleausstiegsgesetz – das ist schon schlimm 
genug – erklären Sie den Tagebau Garzweiler für energie-
wirtschaftlich notwendig. Hier schreiben Sie plötzlich 
rein, alle Tagebaue seien energiewirtschaftlich notwen-
dig. Wie gaga ist das denn, bei einem Kohleausstieg 
alle Tagebaue für energiewirtschaftlich notwendig zu 
erklären! Da zeigt sich der ganze Irrsinn Ihrer Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Um das mal deutlich zu machen – und das ist der 

eigentliche Sinn dieses Vertrages –: Sie wollen zusätz-
liche Rechte für die Kohlekonzerne schaffen. – Um den 
Ausstiegspfad zu ändern und Kraftwerke früher abzu-
schalten, muss eine zukünftige Regierung das acht Jahre 
vorher anmelden und angehen; das sind zwei Wahlperio-
den. Das bedeutet praktisch: Sie höhlen die Revisions-
klauseln des Kohlausstiegsgesetzes aus und schreiben 
fest, wie es jetzt bis 2038 laufen soll. – Das, was Sie 
mit diesen Verträgen hier machen, ist eine Pervertierung 
von dem, was die Kohlekommission gesagt hat. – Da 
können Sie ruhig den Kopf schütteln. Das ist genau so!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
An dieser Stelle möchte ich klipp und klar sagen: Herr 

Westphal, Sie haben es ja sogar gefeiert, dass diese Ent-
schädigungszahlungen – dieses Vergolden des Aus-
stiegs – für die Rekultivierung der Tagebaue benutzt wer-
den. Ehrlich gesagt, verstehe ich das nicht, weil Sie im 
Kohleausstiegsgesetz sagen, das sei für die Stilllegung 
der Kraftwerke. Jetzt ist das plötzlich für die Tagebaue. 
Und vor allen Dingen: Ich habe immer gedacht, die 
Unternehmen zahlen das selber. – Das steht nämlich im 
Bundesberggesetz. Auf einmal nimmt man dafür öffentli-
ches Geld. Nebenbei übertragen Sie mit diesem Vertrag 
die Verantwortung für die Altlasten der Braunkohle an 
die Öffentlichkeit, und das ist unglaublich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zum Schluss möchte ich Ihnen eines sagen: Ein Jahr 

lang hat Peter Altmaier ein Gutachten versteckt gehalten, 
nach dem die letzten fünf Dörfer im Rheinischen Revier 

nicht abgebaggert und die Menschen nicht enteignet und 
vertrieben werden müssten, wenn Sie die Vorschläge der 
Kohlekommission eins zu eins umgesetzt hätten. Das 
belegt Ihnen das Gutachten des Bundeswirtschaftsminis-
teriums. Wenn es Ihnen um eine Eins-zu-eins-Umsetzung 
der Vorschläge der Kohlekommission gehen würde, wenn 
es Ihnen um Klimaschutz gehen würde, wenn es Ihnen 
um Menschenrechte gehen würde, dann würden Sie die-
ses Gutachten umsetzen, das Kohleausstiegsgesetz än-
dern und nicht diesen absurden Vertrag hier heute 
beschließen.

Deshalb sage ich für Bündnis 90/Die Grünen, für mei-
ne Fraktion, ganz klar und deutlich Nein zum Kohlever-
trag.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der voraussichtlich letzte Redner am heutigen Tag ist 

der Kollege Dr. Georg Kippels, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und 
Bürger in den Kohlerevieren! Es freut mich außerordent-
lich, dass ich hier als Vertreter des Rhein-Erft-Kreises 
und damit eines Zentrumkreises im Rheinischen Revier 
Gelegenheit habe, am Ende der Debatte die 
Schauermärchen meiner Vorredner ins rechte Licht zu 
rücken und diese grauen Wolken, die da aufgezeichnet 
wurden, wegzuwischen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Seit 61 Jahren wohne ich im Rhein-Erft-Kreis und 

habe unbeeinträchtigt von irgendwelchen persönlichen 
und privaten Interessen Tagebaue und Kraftwerke kom-
men und gehen sehen – aus allen Himmelsrichtungen und 
natürlich verbunden mit zahlreichen Veränderungen, vor 
allen Dingen mit Erneuerungen der Technologie: Kraft-
werkserneuerungsprogramme, durch die alte Turbinen 
und Blöcke gegen neue ausgetauscht wurden, eine höhere 
Effizienz geschaffen wurde und der Ausstoß von CO2 
schrittweise zurückgefahren worden ist.

Das ist in der Zwischenzeit nach übereinstimmender 
Meinung der Bevölkerung nicht mehr Stand der Technik, 
und wir haben uns in dem Prozess, der am 6. Juni 2018 
mit der Einsetzung der Kommission „Wachstum, Struk-
turwandel und Beschäftigung“ begonnen hat, auf den 
Weg begeben, eine planbare, verlässliche und technolo-
gisch zu bewältigende Veränderung der Energieproduk-
tion herbeizuführen.

Intensive Beratungen, kritische Beratungen, kontro-
verse Beratungen haben dann zu dem Bericht geführt, 
und jetzt, zweieinhalb Jahre später, zum Ende des Jah-
res 2020, ging dann im Vorgriff auf den Vertrag, über den 
wir heute entscheiden werden, im Kraftwerk Bergheim- 
Niederaußem der Block D mit 300 Megawatt vom Netz.

(Zuruf des Abg. Oliver Krischer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])
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Seit 1968 hat er zuverlässig Energie und Strom gelie-
fert.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sogar 68! Stimmt!)

– Ja, es war der älteste Block, Herr Krischer. Es gibt da 
eine genau planbare Geschichte, und das ist auch gut so.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der ist älter als ich!)

Aber was Sie in der ganzen Diskussion und in einer laut-
starken Argumentation immer wieder vollkommen außen 
vor lassen, sind die Menschen, die sich hinter diesem 
Bereich und dieser Region verbergen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Oliver Krischer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber die krie-
gen nichts von dem Geld!)

Mit dem Umlegen des Schalters am Kraftwerk Nieder-
außem sind von einer Minute auf die andere 300 Arbeits-
plätze überflüssig geworden.

Herr Beutin, Sie haben eben gefragt: Haben Sie schon 
mal die Ortschaften am Rande des Tagebaus Garzweiler 
besucht? – Ja, habe ich; habe ich in der Tat. Aber haben 
Sie schon mal die Ortschaften Garsdorf, Königshoven, 
Manheim-neu oder Bedburg-Rath besucht? Die sind in 
den 70er- und 80er-Jahren umgesiedelt worden, zuletzt 
noch Anfang der 2000er-Jahre, und dort sind in gemein-
samen Planungsgruppen mit entsprechenden Räten die 
Umsiedlungsmaßnahmen begleitet und sozialverträglich 
abgestimmt worden.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sozialverträglich?)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 

Kollegen Gösta Beutin?

Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):
Nein, gestatte ich nicht. – Was wir hier und heute aber 

für die Menschen in den Regionen unbedingt sicherstel-
len müssen, sind Planungssicherheit sowie Zuverlässig-
keit und Ruhe in den Revieren. Insofern hätte es Ihnen 
besser zu Gesicht gestanden, Herr Krischer, wenn Sie 
nicht nur den Hambacher Forst besucht und als wesent-
lich und wichtig eingestuft hätten,

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Kippels!)

sondern sich vielleicht auch in den anderen Ortschaften 
einmal mit den Mitarbeitern der Werke und Tagebaue 
ausgetauscht hätten, um zu erfahren, wie man denn dort 
diesen Prozess wahrnimmt und wie man die Zukunft für 
sich selber sieht und gestaltet.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege, eine Zwischenfrage von Herrn Krischer?

Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):
Nein, auch das nicht.

(Lachen des Abg. Oliver Krischer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Jetzt besteht die Notwendigkeit, dass wir für die Men-
schen mit diesem öffentlich-rechtlichen Vertrag Rechts-
sicherheit und Planungssicherheit zwischen den Parteien 
schaffen.

Zu den Aufgaben, die bis spätestens 2038 bewältigt 
werden müssen, gehören unter anderem der Rückbau 
der Tagebaue, die entsprechenden Rekultivierungsmaß-
nahmen, vor allen Dingen aber der Ersatz der Arbeits-
plätze für die Menschen, die jetzt in diesem Prozess aus 
ihrem angestammten Arbeitsverhältnis ausscheiden. Für 
diese Menschen müssen wir Perspektiven schaffen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Zeit der Diskussionen, die berechtigterweise und 

auch intensiv geführt worden sind, ist hier und heute vor-
bei. Jetzt muss die Tinte unter diesen Vertrag gesetzt 
werden und trocknen, damit die Planungs- und Umset-
zungsarbeiten für die richtigen und wichtigen Schritte des 
Braunkohleausstiegs in Ruhe durchgeführt werden kön-
nen.

Wir sind im Revier von diesem Prozess überzeugt. Wir 
alle werden konstruktiv und technisch orientiert an die-
sem Prozess mitarbeiten. Aber wir sind auch davon über-
zeugt, dass dieser Erfolg nur gemeinsam und mit einem 
konkreten Plan gelingen wird.

Herzlichen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege Kippels, nachdem Sie zwei Kollegen, 

nämlich die Kollegen Gösta Beutin und Krischer, ange-
sprochen, aber keine Zwischenfrage zugelassen haben, 
gestatte ich jetzt beiden eine Kurzintervention. Es beginnt 
der Kollege Gösta Beutin.

Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Dr. Kippels, Sie haben mich ja 

direkt angesprochen. Natürlich haben wir uns in der 
Region auch neu entstandene Dörfer angeschaut, in de-
nen Menschen unterbracht wurden, die vertrieben und 
enteignet worden sind.

Dazu darf Ihnen etwas erzählen. Ich empfehle Ihnen 
beispielsweise, sich einmal das Theaterstück „Ver-
schwindende Orte“ anzuhören, das es jetzt beim WDR 
auch als Hörspiel gibt. Dort kommen die von Enteignung 
und Vertreibung Betroffenen tatsächlich zu Wort. Die 
werden Ihnen erzählen, wie es ist, wenn man in eine 
neue Siedlung kommt: Dann sind das nicht mehr die 
gleichen Bäume, sondern die sind vielleicht gerade neu 
gepflanzt worden. Man hat nicht mehr seinen Garten, und 
man hat auch nicht mehr das Haus, das man sich selbst 
gestaltet hatte.

Das ist die Problematik. Sie sagen, das sei sozialver-
träglich, aber ich sage Ihnen: Das sind Umsiedlungen; 
das sind Enteignungen und Vertreibungen, die ohne Not 
stattfinden, und die nicht notwendig wären. Sie wären 
auch laut dem Gutachten, das im Auftrag des Bundes-
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wirtschaftsministeriums erstellt wurde, nicht notwendig. 
Das heißt, man könnte diesen Kohleausstieg hinbekom-
men, ohne noch ein einziges Dorf abzubaggern.

Lassen Sie also den Menschen ihre Heimat. Diese Ver-
treibungen sind unnötig!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Machen wir gleich die zweite Kurzintervention. – Herr 

Kollege Krischer.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Dr. Kippels, Sie haben großen Wert darauf gelegt, 

dass Sie aus dem Rheinischen Revier kommen, dass Sie 
sich da auskennen und dass Sie angeblich wissen, wie die 
Menschen da ticken. Ich will Ihnen das gar nicht abspre-
chen, aber vielleicht nehmen Sie doch zur Kenntnis, dass 
sich auch andere Menschen dort sehr gut auskennen. Ich 
lebe da seit 51 Jahren; das ist erschütternd lange.

Ich finde es, ehrlich gesagt, in Ihrer Wahrnehmung ein 
bisschen daneben, dass die Einzigen, zu denen Sie sich in 
einer solchen Rede äußern, die Betroffenen sind, die in 
Kraftwerksblöcken und Tagebauen arbeiten. Es ist nicht 
in Ordnung, dass Sie die Umsiedlungen und das, was die 
Menschen dort über Jahrzehnte hinweg mitmachen muss-
ten – all diese Schicksale –, auch noch als schön dar-
stellen und sagen: Gucken Sie sich mal an, wie toll das 
gelaufen ist!

Das finde ich deshalb so besonders schlimm, weil es 
ein Gutachten vom Wirtschaftsministerium gibt, das 
nicht die Grünen, Greenpeace oder sonst wer in Auftrag 
gegeben haben, sondern der Mann, der da hinten sitzt: 
Peter Altmaier. Da kommt raus, dass fünf Dörfer im 
Rheinischen Revier – das ist Berverath, das sind Unter-
westrich und Oberwestrich, das ist Keyenberg, und das ist 
Lützerath – nicht umgesiedelt werden müssten.

Sie tun das, obwohl es nicht notwendig ist. Sie tun das 
aus einem einzigen Grund, und das ist auch der Grund, 
weshalb Sie diesen Vertrag hier machen: weil Sie Geld in 
die Kassen von RWE schaufeln. Für Sie – und so habe ich 
auch Ihre Rede verstanden – ist es wichtiger, dass RWE 
profitiert, als dass die Region, das Klima und die Men-
schen profitieren.

(Steffen Kotré [AfD]: Das ist Klassenkampf!)

Das finde ich, ehrlich gesagt, nicht Ordnung für jeman-
den wie Sie, der das schon jahrzehntelang kennt und 
weiß, wie das im Rheinischen Braunkohlerevier läuft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege Kippels.

Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):
Herr Kollege Beutin, Herr Kollege Krischer, ich will es 

ganz kurz machen: Ich glaube, wir sollten an dieser Stelle 
nicht unbedingt die Lebenszeit aufwiegen, in der Sie oder 
ich in dieser Region gelebt haben.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das hat er doch auch gar nicht gemacht! So ein 
Quatsch!)

Aber Sie können versichert sein, dass in diesem Prozess 
der Umsiedlung im Laufe der Zeit eine ganz entscheiden-
de Veränderung eingetreten ist. Wir sind jetzt im End-
stadium dieses in der Tat dem Ende zugeführten Prozes-
ses, und ich habe eben ausdrücklichen Wert darauf gelegt, 
dass wir diesen Prozess planungssicher und adäquat zu 
Ende bringen müssen. Wenn Sie sich diese Örtlichkeiten 
anschauen, dann stellen Sie fest, dass die Umsiedlung an 
diesen Orten schon in einem wesentlichen Umfang fort-
geschritten ist und Veränderung stattgefunden hat.

Zu einer ordentlichen Umsiedlung im Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger gehört für mich auch die Mög-
lichkeit, eine Ortsgemeinschaft zu gestalten und umzu-
lagern, was im gemeinsamen Miteinander durch entspre-
chende Umsiedlungsräte zum Beispiel in Manheim vor 
wenigen Jahren erfolgreich gelungen ist. Soziale Ge-
meinschaften sind dort umgesiedelt worden, weil man 
gemeinsam daran gearbeitet hat, und dieser Gemein-
schaftsgeist ist auch ein Aspekt, der in diesem ganzen 
Prozess eine Rolle spielt.

Es geht keinesfalls darum, in die Kassen der Unter-
nehmen in irgendeiner Form Kapital einzuschaufeln,

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

sondern es geht darum, dass die wirtschaftliche Grund-
lage für die weiteren Aufgaben gelegt wird, weil auch ein 
Tagebau in den nächsten Jahren und Jahrzehnten in einen 
Zustand versetzt werden muss, der sämtlichen Bewoh-
nern dieser Region adäquate Lebens- und Erholungsbe-
dingungen ermöglicht.

Das gelingt; das erfordert aber Geld, und das hätte 
durch die entsprechenden Laufzeiten erwirtschaftet und 
refinanziert werden können. Das wird immer ausgeblen-
det, und deshalb ist dieses Bild, das Sie auch durch die 
Bezugnahme auf das Gutachten zeichnen wollen, schlicht 
und ergreifend unvollständig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Die Aussprache ist beendet.

Wir kommen zum Antrag des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie auf Drucksache 19/25494 mit 
dem Titel „Öffentlich-rechtlicher Vertrag zur Reduzie-
rung und Beendigung der Braunkohleverstromung in 
Deutschland – Einholung eines zustimmenden Be-
schlusses des Deutschen Bundestages gemäß § 49 des 
Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes“. Die Fraktio-
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nen CDU/CSU und SPD wünschen eine Abstimmung in 
der Sache, die Fraktion Die Linke hingegen Überweisung 
an den Ausschuss für Wirtschaft und Energie.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Überweisungsantrag ab. Ich frage deswegen: Wer stimmt 
für die von der Fraktion Die Linke beantragte Überwei-
sung? – Die Linken, die Grünen, die AfD, die FDP, also 
die Opposition geschlossen. Wer stimmt dagegen? – Die 
Koalition, die die Mehrheit hat. Enthaltungen? – Keine. 
Damit ist die Überweisung abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag in 
der Sache. Wer stimmt für den Antrag des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Energie auf Drucksache 
19/25494? – Das ist die Koalition. Gegenprobe! – Das 
sind die Grünen, die Linken und die FDP. Enthaltung? – 
Die AfD. Der Antrag ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 4. Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie zum 
Antrag der Faktion der AfD mit dem Titel „Modernste 

Kernenergie für Deutschland – Sicher, sauber und bezahl-
bar“. Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/24904, den An-
trag der Fraktion der AfD auf Drucksache 19/22434 
abzulehnen. Wer stimmt für die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses? – Das sind alle Fraktionen mit Aus-
nahme der AfD-Fraktion. Gegenprobe! – Die AfD logi-
scherweise. Enthaltungen? – Keine. Die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses ist damit angenommen.

Wir sind am Schluss der heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 14. Januar 2021, 
9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 20.13 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Bach, Bela SPD

Baerbock, Annalena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Baradari, Nezahat SPD

Bluhm-Förster, Heidrun DIE LINKE

Damerow, Astrid CDU/CSU

Dürr, Christian FDP

Esdar, Dr. Wiebke SPD

Faber, Dr. Marcus FDP

Fischer (Karlsruhe-Land), 
Axel E.

CDU/CSU

Gabelmann, Sylvia DIE LINKE

Glöckner, Angelika SPD

Gohlke, Nicole DIE LINKE

Hänsel, Heike DIE LINKE

Hebner, Martin AfD

Heinrich, Gabriela SPD

Herzog, Gustav SPD

Heßenkemper, Dr. Heiko AfD

Hirte, Christian CDU/CSU

Höchst, Nicole AfD

Irlstorfer, Erich CDU/CSU

Kaiser, Elisabeth* SPD

Kamann, Uwe fraktionslos

Kemmer, Ronja* CDU/CSU

Kluckert, Daniela FDP

Kolbe, Daniela SPD

Landgraf, Katharina CDU/CSU

Launert, Dr. Silke CDU/CSU

Lehmann, Sylvia SPD

Luczak, Dr. Jan-Marco CDU/CSU

Martens, Dr. Jürgen FDP

Abgeordnete(r)

Müller, Bettina SPD

Müller-Rosentritt, Frank FDP

Noll, Michaela CDU/CSU

Nord, Thomas DIE LINKE

Pilger, Detlev SPD

Remmers, Ingrid DIE LINKE

Rimkus, Andreas SPD

Rüffer, Corinna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schmidt, Dr. Frithjof BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schneidewind-Hartnagel, 
Charlotte

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schön, Nadine CDU/CSU

Seitz, Thomas AfD

Skudelny, Judith FDP

Steffel, Frank CDU/CSU

Steineke, Sebastian CDU/CSU

Tiemann, Dr. Dietlind CDU/CSU

Wagenknecht, Dr. Sahra DIE LINKE

Wagner, Andreas DIE LINKE

Walter-Rosenheimer, Beate BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Weber, Gabi SPD

Weiler, Albert H. CDU/CSU

Weinberg (Hamburg), 
Marcus

CDU/CSU

Weingarten, Dr. Joe SPD

Zdebel, Hubertus DIE LINKE

Ziemiak, Paul CDU/CSU

Zimmermann, Pia DIE LINKE

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes
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Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 19/25730)

Frage 6
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Dr. Rainer 
Kraft (AfD):

Betrachtet die Bundesregierung die Gesellschaft Agora 
Energiewende – Smart Energy for Europe Platform (SEFEP) 
gGmbH als Lobbyorganisation, und wie bewertet sie die Tä-
tigkeit von zwei Staatssekretären und dem Präsidenten der 
Bundesnetzagentur für diese Gesellschaft (www.agora- 
energiewende.de/ueber-uns/rat-der-agora/)?

Agora Energiewende als ein Geschäftsbereich der 
Smart Energy for Europe Platform (SEFEP) gGmbH ist 
ein energiepolitischer Thinktank. Der Bundesregierung 
ist der Austausch mit Wissenschaft, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft zu energiepolitischen Fragestellungen ein 
wichtiges Anliegen. Aus diesem Grund ist die Bundesre-
gierung auch durch hochrangige Mitglieder im Rat der 
Agora vertreten.

Frage 7
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Dr. Rainer 
Kraft (AfD):

Welche Mehrkosten wurden nach Kenntnis der Bundesre-
gierung bisher bei der Erteilung von Aufträgen durch die Maß-
gaben der „Verbindlichen Handlungsleitlinien für die Bundes-
verwaltung für die Vergabe öffentlicher Aufträge zur 
Beschleunigung investiver Maßnahmen zur Bewältigung der 
wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie“ verursacht 
( w w w. b m w i . d e / R e d a k t i o n / D E / D o w n l o a d s / H /  
handlungsleitlinien-vergr-corona.html)?

Das Bundeskabinett hat am 8. Juli 2020 „Verbindliche 
Handlungsleitlinien für die Bundesverwaltung für die 
Vergabe öffentlicher Aufträge zur Beschleunigung inves-
tiver Maßnahmen zur Bewältigung der wirtschaftlichen 
Folgen der COVID-19-Pandemie“ beschlossen.

Damit öffentliche Investitionsfördermaßnahmen 
schnell in konkrete Investitionsprojekte umgesetzt wer-
den können, werden – befristet bis einschließlich Dezem-
ber 2021 – bestimmte Wertgrenzen für öffentliche Auf-
träge unterhalb der EU-Schwellenwerte angehoben. Bis 
zu diesen Wertgrenzen können die öffentlichen Auftrag-
geber des Bundes ohne weitere Zulässigkeitsvorausset-
zungen vereinfachte Vergabeverfahren anwenden. Um 
Transparenz zu gewährleisten, gelten zusätzliche Veröf-
fentlichungspflichten.

Der Bundesregierung liegen keine Informationen dazu 
vor, dass diese Modifikationen in den Verbindlichen 
Handlungsleitlinien zu Mehrkosten bei der Auftragsver-
gabe geführt haben.

Frage 8
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Dr. Ingrid 
Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Warum wurden nach Kenntnis der Bundesregierung laut 
Homepage der Forschungsinitiative „Zukunftsfähige Strom-
netze“ als Teil des 6. Energieforschungsprogramms der Bun-
desregierung (https://forschung-stromnetze.info/projektsuche/
) bisher erst drei Projekte abgeschlossen, während der Großteil 
der weiteren Projekte trotz seit Jahren abgelaufener Projekt-
laufzeit den Status „begonnen“ hat, und warum werden nach 
Kenntnis der Bundesregierung die Forschungsergebnisse der 
Forschungsinitiative nicht auf der zentralen Homepage für die 
Öffentlichkeit bereitgestellt?

Die Forschungskommunikation ist wichtige Aufgabe 
der Energieforschungspolitik und wird im 7. Energiefor-
schungsprogramm explizit als solche benannt. Sie dient 
der Unterstützung des Transfers von Forschungsergeb-
nissen in die Praxis sowie der Schaffung von Transparenz 
bei der Verwendung öffentlicher Mittel. Dieser Aufgabe 
kommt das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie mit einem umfassenden, zielgruppengerechten Infor-
mationsangebot nach, unter anderem dem übergeordne-
ten Dachportal www.energieforschung.de und vier 
themenspezifischen Fachportalen.

Die ressortübergreifende Förderinitiative „Zukunftsfä-
hige Stromnetze“ wurde am 11. Januar 2013 im Bundes-
anzeiger veröffentlicht und im Zeitraum 2014 bis 2020 
mit 131,3 Millionen Euro durch das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie und das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung gefördert.

Um unter anderem über die in der Initiative geförder-
ten Projekte zu informieren, wurde die FIZ Karlsruhe – 
Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH 
gefördert. Diese hat bis zum 31. Dezember 2018 den 
BINE Informationsdienst betreut, welcher die Internet-
seite forschung-stromnetze.info betrieb. Dem Impressum 
der Seite lässt sich entnehmen, dass die Herausgeber-
schaft und Redaktion bis 31. Dezember 2018 erfolgte. 
Seitdem werden keine neuen Inhalte auf der Seite ver-
öffentlicht. Die meisten Projekte der Initiative und deren 
Ergebnisse konnten daher nicht mehr aufbereitet werden.

Aktuell lassen sich alle Projekte der Energieforschung 
mit Kurzbeschreibungen auf dem zentralen Informations-
system EnArgus unter www.enargus.de finden. Ausführ-
liche Projektergebnisse sind bei der Technischen Infor-
mationsbibliothek Hannover unter www.tib.eu öffentlich 
einsehbar. Auf den themenspezifischen Fachportalen 
werden redaktionell aufbereitete Informationen über 
geförderte Projekte und deren Ergebnisse veröffentlicht.

Frage 9
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Eva-Maria 
Schreiber (DIE LINKE):

Inwiefern wird die Bundesregierung über die grenzüber-
schreitenden Transportinfrastrukturen für Wasserstoff, die 
Deutschland und Frankreich im Rahmen des „Important Pro-
ject of Common European Interest“ (IPCEI) mit dem Ziel eines 
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integrierten Marktes zur Wasserstoffproduktion schaffen wol-
len (siehe Entwurf des Deutschen Aufbau- und Resilienzplans, 
Seite 14: www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/ 
Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/ 
Abteilung_E/2020-12-16-deutscher-aufbau-und-resilienzplan/ 
1-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2), 
auch den Import von aus Atomkraft gewonnenen Wasserstoff 
nach Deutschland zulassen, und wird die Bundesregierung die 
Förderung von Wasserstoffnutzung durch deutsche Unterneh-
men, beispielsweise durch Betriebs- und Investitionskostenzu-
schüsse im Rahmen von Carbon Contracts for Difference 
(www.bmwi-energiewende.de/EWD/Redaktion/Newsletter/ 
2020/12/Meldung/direkt-erklaert.html), an die Bedingungen 
knüpfen, keinen aus Atomkraft gewonnenen Wasserstoff zu 
nutzen?

Nach der Nationalen Wasserstoffstrategie der Bundes-
regierung ist nur Wasserstoff, der auf der Basis erneuer-
barer Energien hergestellt wurde, auf Dauer nachhaltig. 
Die Bundesregierung geht jedoch davon aus, dass auf-
grund der engen Einbindung von Deutschland in die 
europäische Energieversorgungsinfrastruktur auch CO2- 
neutraler Wasserstoff übergangsweise genutzt wird. Die 
konkreten Bedingungen der Förderung der Nutzung von 
Wasserstoff werden in den verschiedenen Förderpro-
grammen unter Berücksichtigung dieser Grundsätze fest-
gelegt werden.

Frage 10
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Dr. Julia 
Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie ist der Zeitplan für eine Novelle des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes (EEG) zur Anhebung der Ausbauzahlen für 
erneuerbare Energien, und wann wird das Bundeswirtschafts-
ministerium einen Entwurf vorlegen?

Das EEG 2021 ist zum 1. Januar 2021 in Kraft getre-
ten. Darin wurde das Ausbauziel für 2030 von 50 auf 
65 Prozent erhöht.

Der Bundestag hat in seinem Beschluss zum EEG 2021 
die Bundesregierung aufgefordert, im ersten Quartal 2021 
einen weitergehenden Ausbaupfad der erneuerbaren 
Energien zu definieren, der die Kompatibilität mit dem 
neuen europäischen Klimaziel 2030 und den erwarteten 
europäischen Zielen zum Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien sowie mit dem Ziel der Klimaneutralität in Europa in 
2050 gewährleistet. Eine Erhöhung der EEG-Umlage 
muss dabei ausgeschlossen werden. Die Bundesregierung 
prüft derzeit den vorgenannten Beschluss.

Frage 11
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Dr. Julia 
Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ist dem Bundeswirtschaftsministerium eine Analyse unter 
anderem der Beratungsfirma Takon GmbH (ftp.zew.de/pub/ 
zew-docs/ZEWKurzexpertisen/ZEW_Kurzexpertise1906.pdf) 
bekannt, der zufolge das im EEG 2021 neu beschlossene Aus-
schreibungssystem bei der Windenergie zu einer Abwärtsspi-
rale mit immer weiter sinkenden Ausschreibungsmengen füh-
ren kann, und wie wird der Ausbau der Windenergie 
sichergestellt, wenn nun ein Automatismus für sinkende Aus-
schreibungsmengen in das EEG eingebaut ist?

Die Veröffentlichung ist der Bundesregierung bekannt. 
Bei den Ausschreibungen der Windenergie an Land ist 
mit dem EEG 2021 ein Mechanismus zur Steuerung der 
Ausschreibungsmengen eingeführt worden. Die Bundes-
netzagentur soll die Ausschreibungsmenge eines Gebots-
termins reduzieren, wenn eine Unterzeichnung der Aus-
schreibung zu erwarten ist. Das gilt insbesondere, wenn 
sowohl die vorherige Ausschreibungsrunde unterzeichnet 
war, als auch die Mengen der neu ausgestellten Geneh-
migungen unterhalb der Ausschreibungsmengen liegen.

Der Mechanismus zur Begrenzung der ausgeschriebe-
nen Mengen bei Wind an Land wurde infolge von 
Gesprächen mit der EU-Kommission in den Gesetzent-
wurf eingearbeitet. Die EU-Kommission zielt damit auf 
eine Stärkung des Wettbewerbs in den Ausschreibungen.

Es handelt sich dabei nicht um eine endogene Steue-
rung der Ausschreibungsmenge, wie sie Gegenstand der 
zitierten Analyse ist. Vielmehr erfolgt die Festlegung der 
Ausschreibungsmenge unabhängig von der tatsächlichen 
Gebotsmenge in der betreffenden Ausschreibung. Eine 
Anwendung dieser theoretischen Herleitung einer 
Abwärtsspirale in der Analyse aus dem Jahr 2019 auf 
die Regelungen des EEG 2021 ist damit nicht möglich.

Frage 12
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Annalena 
Baerbock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Handelt es sich nach Ansicht der Bundesregierung beim 
Erdgaspipelineprojekt Nord Stream 2 weiterhin um ein rein 
„unternehmerisches Vorhaben“ (siehe Bundestagsdrucksache 
18/13201) sowie ein „kommerzielles Projekt der beteiligten 
Unternehmen“ (siehe Bundestagsdrucksache 19/1987) vor 
dem Hintergrund der Gründung einer „Stiftung Klima- und 
Umweltschutz MV“ durch die Landesregierung Mecklen-
burg-Vorpommern und der beschriebenen Stiftungstätigkeiten, 
wo es heißt: „Über einen eigenen Geschäftsbetrieb kann die 
Stiftung einen Beitrag zur Fertigstellung zur Ostseepipeline 
Nord Stream 2 leisten“ (siehe www.regierung-mv.de/aktuell/? 
id=166889&processor=processor.sa.pressemitteilung), und 
welche Gespräche gab es diesbezüglich zwischen der Bundes-
regierung und der Landesregierung Mecklenburg-Vorpom-
mern (bitte die fünf aktuellsten Gespräche unter Auflistung 
der Teilnehmer, des Gesprächsthemas und des Datums ange-
ben)?

Aus Sicht der Bundesregierung ist Nord Stream 2 nach 
wie vor ein unternehmerisches Vorhaben. Daran ändert 
auch die Gründung einer „Stiftung Klima- und Umwelt-
schutz MV“ nichts. Die Bundesregierung nimmt die Ent-
scheidung des Landes Mecklenburg-Vorpommern, die 
Stiftung zu gründen, zur Kenntnis. Sie ist Angelegenheit 
des Landes. Die Bundesregierung hatte Kenntnis von der 
Gründung der Stiftung. Die Bundesregierung steht mit 
der Landesregierung im ständigen Austausch zu ver-
schiedenen Themen. Eine Abstimmung zur Gründung 
der Stiftung mit der Bundesregierung ist nicht erfolgt.

Die Haltung der Bundesregierung zu den Sanktion-
sandrohungen bezüglich Nord Stream 2 ist bekannt und 
unverändert: Die Bundesregierung lehnt extraterritorial 
wirkende Sanktionen ab. Sanktionsdrohungen gegen 
deutsche bzw. europäische Unternehmen sind völlig 
unangemessen unter Partnern.
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Die Fertigstellung des Projektes, das auf Basis von und 
im Einklang mit nationalem und EU-Recht durchgeführt 
wird, sieht die Bundesregierung weiterhin als sinnvoll an.

Frage 13
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Mahmut 
Özdemir (Duisburg) (SPD):

Teilt die Bundesregierung meine Ansicht betreffend der Ge-
fahr, dass die deutschen Stahlkonzerne jetzt mit vielen Millio-
nen Euro bei der Erforschung und Durchführung von Wasser-
stoffprojekten gefördert und ertüchtigt werden (BMWi (2020): 
Handlungskonzept Stahl, Seite 6 (www.bmwi.de/Redaktion/ 
DE/Publikationen/Wirtschaft/handlungskonzept-stahl.pdf? 
__blob=publicationFile&v=12)), diese aber mitten im Prozess 
durch die vielfach bekannten Herausforderungen in die wirt-
schaftliche Ausweglosigkeit, vielleicht sogar Insolvenz, gehen 
müssen, und, falls ja, inwiefern gedenkt die Bundesregierung 
dem entgegenzuwirken?

Die Bundesregierung teilt Ihre Ansicht nicht, obgleich 
die Stahlindustrie unbestritten vor großen Herausforde-
rungen steht. So agierte sie bereits vor der Coronapande-
mie in einem schwierigen wirtschaftlichen Umfeld. Fak-
toren sind dabei vor allem die zunehmenden 
handelspolitischen Spannungen, steigende globale Über-
kapazitäten bei sinkender Nachfrage, anstehende Rein-
vestitionen und hohe Investitionskosten aufgrund der 
geplanten Umstellung auf klimaneutrale Produktionsver-
fahren.

Die Stahlindustrie erzeugte 2018 mit über 50 Millionen 
Tonnen CO2-Emissionen circa ein Viertel aller in 
Deutschland von der Industrie verursachten Treibhausga-
semissionen. Daher unterstützt die Bundesregierung die 
Stahlindustrie aktiv bei der Transformation zur CO2- 
armen und perspektivisch CO2-freien und nachhaltigen 
Produktion in Deutschland mit vielfältigen Förderpro-
grammen.

Zudem schafft die Bundesregierung die für die Bewäl-
tigung der Herausforderungen geeigneten Rahmenbedin-
gungen und setzt sich für gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen und die nötige Investitionssicherheit ein.

Mit dem „Handlungskonzept Stahl“, das am 15. Juli 
2020 im Bundeskabinett verabschiedet wurde, hat die 
Bundesregierung ein industriepolitisches Gesamtkonzept 
für den Stahlsektor vorgelegt. Das Konzept setzt einen 
umfassenden Rahmen für die Dekarbonisierung der 
Branche und zählt systematisch die dafür erforderlichen 
Maßnahmen auf.

Mit dem „Handlungskonzept Stahl“ verfolgt die Bun-
desregierung drei Ziele:
1. Die Transformation der Stahlindustrie, das heißt die 

Umstellung auf CO2-arme und perspektivisch CO2- 
freie Stahlproduktion, ermöglichen.

2. Die Chancengleichheit der deutschen und europä-
ischen Stahlhersteller auf dem globalen Stahlmarkt 
stärken.

3. Den Carbon-Leakage-Schutz für die Stahl- und andere 
energieintensive Industrien in Deutschland und Euro-
pa auch langfristig zu gewährleisten.

Mit der neuen Förderrichtlinie Dekarbonisierung in der 
Industrie hat die Bundesregierung ein neues Förderpro-
gramm zur Unterstützung von klimafreundlichen Inves-
titionen in der Stahlindustrie verabschiedet. Die Veröf-
fentlichung der Förderrichtlinie ist am 15. Januar 2021 
im Bundesanzeiger vorgesehen.

Die Bundesregierung setzt sich außerdem für eine kon-
sequente Anwendung der handelspolitischen Schutzin-
strumente durch die Europäische Union ein. Im Rahmen 
der deutschen Ratspräsidentschaft hat die Bundesregie-
rung die Diskussion über einen fortwährenden Schutz der 
EU-Stahlindustrie angestoßen.

Frage 14
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Dr. Christoph 
Hoffmann (FDP):

Wie viele Anträge auf die sogenannte November- und 
Dezemberhilfe wurden gestellt, und wie viele (Teil-)Auszah-
lungen sind bisher getätigt worden?

Bei der Novemberhilfe sind – mit Stand 11. Januar, 
10.00 Uhr – rund 284 000 Anträge mit einem Fördervolu-
men in Höhe von rund 4,5 Milliarden Euro eingegangen. 
Rund 1,3 Milliarden Euro wurden bereits im Wege von 
Abschlagszahlungen ausgezahlt. Bei rund 74 000 Anträ-
gen handelt es sich um Direktanträge. Die übrigen rund 
210 000 Anträge wurden über prüfende Dritte einge-
reicht.

Bei der Dezemberhilfe sind – ebenfalls mit Stand 
11. Januar, 10.00 Uhr – bisher rund 110 000 Anträge 
mit einem Fördervolumen in Höhe von rund 1,5 Milliar-
den Euro eingegangen. Rund 636 Millionen Euro wurden 
seit dem 5. Januar 2021 bereits im Wege von Abschlags-
zahlungen ausgezahlt. Bei rund 46 000 Anträgen handelt 
es sich um Direktanträge. Die übrigen rund 64 000 Anträ-
ge wurden über prüfende Dritte eingereicht.

Frage 15
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Dr. Christoph 
Hoffmann (FDP):

Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung nach 
dem runden Tisch zur Stärkung der Innenstädte im Okto-
ber 2020 unternommen, und welche Rolle spielt dabei die 
zuletzt diskutierte „Paketsteuer“ aus Sicht der Bundesregie-
rung (www.wn.de/Welt/Wirtschaft/4340437-Online-Boom- 
Altmaier-Hil fsprogramm-zur-Modernis ierung-der-  
Innenstaedte)?

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
wird die mit dem runden Tisch angestoßene Initiative 
zur Belebung der Innenstädte fortsetzen, so wie es auch 
Bundesminister Peter Altmaier zuletzt Anfang Januar 
bekräftigt hat. Derzeit prüft das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie noch, welche weiteren Schritte 
zur Umsetzung der gewonnenen Ergebnisse unternom-
men werden sollten. Das Ministerium steht hierzu in 
regem Austausch mit den Teilnehmern des runden 
Tisches und zahlreichen weiteren Akteuren.
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Eine mögliche Paketsteuer war nicht Teil des Diskus-
sionsprozesses während oder nach dem runden Tisch.

Frage 16
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Sven-Christian 
Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

In welchem Umfang standen Coronahilfen des Bundes nach 
Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2020 für Firmen mit bis 
zu zehn Mitarbeitern und Soloselbstständigen in Niedersach-
sen zur Verfügung, und welche Summen wurden im Jahr 2020 
tatsächlich an entsprechende Firmen und Soloselbstständige in 
Niedersachsen ausgezahlt?

Niedersachsen hat zur Auszahlung der Coronasofort-
hilfe Mittel in Höhe von insgesamt 700 Millionen Euro 
abgerufen. Davon wurden rund 630 Millionen Euro an 
Unternehmen mit bis zu zehn Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern bzw. Soloselbstständige gezahlt.

Für die Überbrückungshilfe I wurden insgesamt rund 
101 Millionen Euro an betroffene Unternehmen in Nie-
dersachsen ausgezahlt. Knapp 48 Millionen Euro entfie-
len davon auf Kleinstunternehmen mit bis zu zehn Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern. Rund 7,4 Millionen Euro 
wurden an Soloselbstständige und Freiberuflerinnen und 
Freiberufler ausgezahlt.

Für die Überbrückungshilfe II wurden in Niedersach-
sen insgesamt 87 Millionen Euro an betroffene Unter-
nehmen ausgezahlt. Rund 41 Millionen Euro entfielen 
davon auf Kleinstunternehmen mit bis zu zehn Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern. Rund 5 Millionen Euro wur-
den an Soloselbstständige und Freiberuflerinnen und 
Freiberufler ausgezahlt.

Bei der Novemberhilfe sind bisher rund 101 Millionen 
Euro an Abschlagszahlungen nach Niedersachsen geflos-
sen, davon rund 875 000 Euro an Soloselbstständige und 
Freiberuflerinnen und Freiberufler. Bei der Dezemberhil-
fe wurden 21,4 Millionen Euro an Abschlägen nach Nie-
dersachsen veranlasst, davon 107 000 Euro an Soloselbst-
ständige und Freiberuflerinnen und Freiberufler.

Eine Aufschlüsselung nach Unternehmensgrößen liegt 
für die Novemberhilfe und die Dezemberhilfe noch nicht 
vor.

Frage 17
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Lisa Badum 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie begründet die Bundesregierung die Tatsache, dass 
Brauereigaststätten, die Unternehmen im Sinne des § 1 
Absatz 1 des Gaststättengesetzes sind und durch den Lock-
down den gleichen Umsatzrückgang wie andere Gaststätten 
haben, von den November- und Dezemberhilfen ausgeschlos-
sen wurden, trotz der Tatsache, dass andere Gaststätten eine 
pauschale Umsatzerstattung von 75 Prozent erhalten haben 
( w w w. b r . d e / n a c h r i c h t e n / b a y e r n / e x i s t e n z n o t -  
brauereigasthoefe-gehen-bei-novemberhilfen-leer-aus, 
SJJ5vsH)?

Die Bundesregierung ist sich der besonderen Betrof-
fenheit der Brauereigaststätten vollumfänglich bewusst 
und daher bestrebt, ihrer schwierigen Lage im Rahmen 
der bestehenden Unterstützungsprogramme so weit wie 
möglich Rechnung zu tragen.

Brauereien mit angeschlossener Gaststätte sind in vie-
len Fällen bei der November- und Dezemberhilfe antrags-
berechtigt. Sie können, wie alle anderen Mischbetriebe 
auch, grundsätzlich Zuschüsse von bis zu 75 Prozent des 
Umsatzes im Vergleichszeitraum erhalten, wenn 80 Pro-
zent des Vorjahresumsatzes auf direkt oder indirekt von 
den Schließungsanordnungen betroffene Aktivitäten ent-
fällt.

Zu diesen Aktivitäten zählen nicht nur Umsätze aus 
dem Gastronomiebetrieb, sondern auch Lieferungen an 
Kneipen, Restaurants, Veranstalter und andere direkt 
betroffene Unternehmen sowie Lieferungen über Dritte 
im Auftrag direkt betroffener Unternehmen, zum Beispiel 
Fassbierlieferungen an Veranstaltungsagenturen oder 
Zwischenhändler.

Frage 18
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Katharina 
Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche konkreten Schritte hat die Volksrepublik China nach 
Kenntnis der Bundesregierung im Zuge der Einigung über das 
Comprehensive Agreement on Investment (CAI) zur Ratifizie-
rung der zwei Kernnormen der Internationalen Arbeitsorgani-
sation gegen Zwangsarbeit, der Konventionen 29 und 105, 
zugesichert, und hält die Bundesregierung die Zusagen Chinas 
für ausreichend, um eine Ratifizierung dieser Konventionen 
bis zum Inkrafttreten des Abkommens zu gewährleisten?

Die EU und die Volksrepublik China haben sich im 
Rahmen der politischen Grundsatzeinigung vom 
30. Dezember 2020 zu einem Investitionsabkommen 
darauf verständigt, dass China fortgesetzte und nachhal-
tige Anstrengungen unternehmen wird, die Ratifikation 
der grundlegenden ILO-Konventionen Nummer 29 und 
105 zum Verbot von Zwangsarbeit voranzutreiben.

Die Bundesregierung wird die Zeit bis zur Beschluss-
vorlage zur Ratifizierung des Abkommens und zu dem 
von der Europäischen Kommission angedachten Review 
des Vertragsentwurfs dafür nutzen, die politischen Ent-
wicklungen in China, insbesondere im Bereich der 
Zwangsarbeit, genau zu beobachten. Die Bundesregie-
rung erwartet, dass China seinen Verpflichtungen als 
ILO-Mitglied nachkommt, die grundlegenden ILO-Kon-
ventionen respektiert und entsprechende Ratifikations-
anstrengungen unternimmt.

Frage 19
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Katharina 
Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
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Wird die Bundesregierung die Konditionen der Überbrü-
ckungshilfe III verbessern, etwa indem die erstattungsfähigen 
Betriebskosten erweitert werden und die Personalkostenquote 
bei den er- stattungsfähigen Betriebskosten erhöht wird, und, 
wenn nein, warum nicht?

Die erstattungsfähigen Betriebskosten im Rahmen der 
Überbrückungshilfe III wurden unter anderem um 
Abschreibungen auf Wirtschaftsgüter bis zu einer Höhe 
von 50 Prozent erweitert. Die geltende Personalkosten-
quote von 20 Prozent in der Überbrückungshilfe III ist 
aus Sicht der Bundesregierung ausreichend.

Bei Arbeitsausfällen aus wirtschaftlichen Gründen 
oder aufgrund eines unabwendbaren Ereignisses besteht 
ferner die Möglichkeit, Kurzarbeit anzuzeigen und die 
Erstattung von Kurzarbeitergeld bei der Bundesagentur 
für Arbeit zu beantragen. Außerdem werden derzeit bis 
zum 30. Juni 2021 die auf das Kurzarbeitergeld entfallen-
den Sozialversicherungsbeiträge abzüglich des Beitrags 
zur Arbeitslosenversicherung pauschaliert zu 100 Prozent 
von der Bundesagentur für Arbeit erstattet. Für Betriebe, 
die bis zum 30. Juni 2021 Kurzarbeit eingeführt haben, 
werden die Sozialversicherungsbeiträge anschließend bis 
31. Dezember 2021 hälftig erstattet.

Frage 20
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Lange auf die Frage 
des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka (AfD):

Sieht die Bundesregierung gesetzgeberischen Handlungsbe-
darf, über den aus meiner Sicht zu begrüßenden Vorstoß der 
Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, (gege-
benenfalls politisch beeinflusste) Weisungen der Justizminister 
in konkreten Verfahren für den Bereich der europäischen 
Rechtshilfe gesetzlich ausschließen zu wollen, um die vom 
Europäischen Gerichtshof gerügte mangelnde Unabhängigkeit 
deutscher Justizbehörden zurechtzurücken (vergleiche LTO.de 
vom 3. Dezember 2020, https://lto.de/recht/justiz/j/ 
unabhaengigkeit-staatsanwaltschaft-europaeischer-haftbefehl- 
einschraenkung-weisungsrecht-justizministerium/ sowie beck- 
aktuell vom 7. Dezember 2020, https://rsw.beck.de/aktuell/ 
daily/meldung/detail/richterbund-fordert-umfassende-reform- 
des-weisungsrechts, jeweils zuletzt abgerufen am 17. Dezem-
ber 2020), insofern hinauszugehen, als dass zukünftig auch das 
Weisungsrecht der Justizminister im Einzelfall in den übrigen 
Aufgabenbereichen der Staatsanwaltschaft und damit die 
Möglichkeiten der politischen Einflussnahme insgesamt einge-
dämmt werden?

Die Bundesregierung sieht keinen Bedarf, das minis-
terielle Einzelweisungsrecht über den Bereich der straf-
rechtlichen Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union hinaus einzuschränken. Auf natio-
naler Ebene sollte es bei der Möglichkeit ministerieller 
Einzelweisungen bleiben. Denn dadurch wird die demo-
kratische Rückbindung der Staatsanwaltschaften auf-
grund des Prinzips der parlamentarischen Verantwortung 
nach Artikel 20 Absatz 2 GG gewährleistet.

Im Übrigen unterliegt das Weisungsrecht ohnehin 
engen Grenzen, was gesetzlich nochmals klargestellt 
und im Sinne der Transparenz mit einer Schriftlichkeits- 
und Begründungspflicht ministerieller Weisungen gekop-
pelt werden soll.

Frage 21
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Lange auf die Frage 
der Abgeordneten Judith Skudelny (FDP):

Inwieweit teilt die Bundesregierung meine Auffassung, dass 
sich das Bundesjustizministerium bei der Aussetzung der 
Insolvenzantragspflicht, die jetzt laut der Bundesjustizministe-
rin Christine Lambrecht auch über den 31. Januar 2021 hinaus 
verlängert werden soll (www.handelsblatt.com/politik/ 
deutschland/verspaetete-corona-hilfen-justizministerin- 
lambrecht-will-laengeren-insolvenzschutz-fuer-unternehmen/ 
26777104.html?ticket=ST-27342831-uu0NSEatH5DTFWxl3 
CSe-ap5), gesetzgeberisch zum Spielball des Bundeswirt-
schaftsministeriums macht, welches nicht in der Lage ist, die 
Auszahlung der seit dem 1. November 2020 vorgesehenen 
Coronahilfen zeitnah abzuwickeln – vor allem aufgrund nicht 
zur Verfügung stehender Antragstellungssoftware für die 
Überbrückungshilfen III (www.ueberbrueckungshilfe- 
unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Textsammlungen/ 
ueberbrueckungshilfe-III.html)?

In der Bundesregierung gibt es noch keine geeinigte 
Auffassung dazu, ob die derzeit geltenden Aussetzungs-
regelungen für die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzan-
trags weiter verlängert werden sollten oder nicht. Die 
Abstimmung über das weitere Vorgehen dauert noch an.

Frage 22
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Hans-Joachim Fuchtel auf die 
Frage des Abgeordneten Friedrich Ostendorff (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Warum wurden durch das Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft erneute Zuschüsse aus dem Zweckvermö-
gen der Landwirtschaftlichen Rentenbank in Höhe von 1,5 Mil-
lionen Euro an die Naturwertstoffanlage (NDM) in Nordvelen 
zugesagt (vergleiche Berichterstattung im „Landwirtschaftli-
chen Wochenblatt“ Nummer 52/53 vom 23. Dezember 2020, 
Seite 17), nachdem vielen Informierten (wie mir im persön-
lichen Gespräch aus sicheren Quellen berichtet wurde) die 
Unwirtschaftlichkeit der Anlage bereits bekannt war und die 
Bundesministerin im Februar 2020 noch erklärte (Antwort der 
Bundesregierung auf meine schriftlichen Fragen 108 und 109 
auf Bundestagsdrucksache 19/17630), das Förderprojekt wäre 
abgeschlossen, und wann wurde dieser erneute Förderbedarf 
gegenüber der Bundesministerin in schriftlicher und/oder 
mündlicher Form geäußert?

Der weitere Förderbedarf ist Ende April 2020 in 
schriftlicher Form gegenüber dem Projektträger 
Rentenbank/BLE in Form eines Änderungsantrags kom-
muniziert worden.

Nach detaillierter inhaltlicher und juristischer Prüfung 
des Änderungsantrags wurde dieser Ende Septem-
ber 2020 mit Sperrvermerken für bestimmte Kostenposi-
tionen und einer grundsätzlich aufschiebenden Bedin-
gung positiv beschieden. Die aufschiebende Bedingung 
besagt, dass vor Auszahlung und zu bestimmten Stich-
tagen ein Nachweis der Gesamtfinanzierung der Anlage 
von NDM zu erbringen ist.

Frage 23
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Hans-Joachim Fuchtel auf die 
Frage des Abgeordneten Friedrich Ostendorff (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Januar 2021                               25590 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://lto.de/recht/justiz/j/unabhaengigkeit-staatsanwaltschaft-europaeischer-haftbefehl-einschraenkung-weisungsrecht-justizministerium/
https://lto.de/recht/justiz/j/unabhaengigkeit-staatsanwaltschaft-europaeischer-haftbefehl-einschraenkung-weisungsrecht-justizministerium/
https://lto.de/recht/justiz/j/unabhaengigkeit-staatsanwaltschaft-europaeischer-haftbefehl-einschraenkung-weisungsrecht-justizministerium/
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/richterbund-fordert-umfassende-reform-des-weisungsrechts
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/richterbund-fordert-umfassende-reform-des-weisungsrechts
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/richterbund-fordert-umfassende-reform-des-weisungsrechts
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/verspaetete-corona-hilfen-justizministerin-lambrecht-will-laengeren-insolvenzschutz-fuer-unternehmen/26777104.html?ticket=ST-27342831-uu0NSEatH5DTFWxl3CSe-ap5
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/verspaetete-corona-hilfen-justizministerin-lambrecht-will-laengeren-insolvenzschutz-fuer-unternehmen/26777104.html?ticket=ST-27342831-uu0NSEatH5DTFWxl3CSe-ap5
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/verspaetete-corona-hilfen-justizministerin-lambrecht-will-laengeren-insolvenzschutz-fuer-unternehmen/26777104.html?ticket=ST-27342831-uu0NSEatH5DTFWxl3CSe-ap5
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/verspaetete-corona-hilfen-justizministerin-lambrecht-will-laengeren-insolvenzschutz-fuer-unternehmen/26777104.html?ticket=ST-27342831-uu0NSEatH5DTFWxl3CSe-ap5
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/verspaetete-corona-hilfen-justizministerin-lambrecht-will-laengeren-insolvenzschutz-fuer-unternehmen/26777104.html?ticket=ST-27342831-uu0NSEatH5DTFWxl3CSe-ap5
http://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Textsammlungen/ueberbrueckungshilfe-III.html
http://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Textsammlungen/ueberbrueckungshilfe-III.html
http://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Textsammlungen/ueberbrueckungshilfe-III.html


Wie sind die konkreten Entscheidungsläufe zwischen dem 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
(BMEL), der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
(BLE) und der Landwirtschaftlichen Rentenbank bezüglich 
der Verwendung der Gelder aus dem Zweckvermögen, und in 
welcher Art unterliegen diese Entscheidungsläufe einem 
demokratisch nachvollziehbaren und transparenten Prozess?

Die Gelder aus dem Zweckvermögen des Bundes bei 
der Landwirtschaftlichen Rentenbank werden gemäß 
dem Gesetz über das Zweckvermögen des Bundes bei 
der Landwirtschaftlichen Rentenbank für die Förderung 
von Innovationen in der Landwirtschaft, der Forstwirt-
schaft, dem Gartenbau und der Fischerei verwendet. 
Die Förderung umfasst die vorwettbewerbliche Entwick-
lung sowie die Markt- und Praxiseinführung von Innova-
tionen. Die Verwaltungsvorschriften zur Durchführung 
dieser Vorschrift erlässt das Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Finanzen.

Die zugehörige Verwaltungsvorschrift ist die Richtli-
nie über die Verwendung des Zweckvermögens des Bun-
des bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank vom 
30. Januar 2015. In Punkt 6.2.1 dieser Richtlinie ist der 
Antrags- und Entscheidungsprozess transparent aufge-
führt:

„Die Förderung wird nur auf schriftlichen Antrag 
gewährt. Das Verfahren ist zweistufig. Zunächst ist eine 
aussagekräftige Projektskizze bei der Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung (BLE) einzureichen. Dort 
findet eine fachliche Vorbewertung statt. Antragsteller, 
deren Vorhaben als grundsätzlich förderwürdig bewertet 
werden, werden anschließend zu einer formalen Antrag-
stellung bei der LR aufgefordert. Über die Förderwürdig-
keit entscheidet das BMEL. Nach Abschluss der Prüfung 
erhält der Antragsteller von der LR eine schriftliche För-
derzusage, den Bewilligungsbescheid.“

Die Verwendung des Zweckvermögens unterliegt der 
Prüfung durch den Bundesrechnungshof.

Frage 24
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Hans-Joachim Fuchtel auf die 
Frage der Abgeordneten Carina Konrad (FDP):

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der 
Forderung der Landwirte nach einer Herkunftskennzeichnung 
auf Lebensmitteln (www.topagrar.com/suedplus/news/ 
landwirte-fordern-transparente-herkunftskennzeichnung- 
12386113.html)?

Die Bundesregierung setzt sich auf EU-Ebene dafür 
ein, dass die Herkunft von Lebensmitteln transparenter 
gekennzeichnet wird.

In der Farm-to-Fork-Strategie kündigt die EU-Kom-
mission (KOM) auch auf deutsche Unterstützung hin 
an, eine Erweiterung der verpflichtenden Herkunftskenn-
zeichnung für bestimmte Lebensmittel zu prüfen. Der 
Maßnahmenplan sieht vor, dass hierzu bis zum vierten 
Quartal 2022 ein Vorschlag für die Herkunftskennzeich-
nung bestimmter Erzeugnisse vorgelegt wird.

Im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
wurde die Diskussion um eine Ausweitung der verpflich-
tenden Herkunftskennzeichnungsregelungen gestartet. Es 

ist gelungen, dass alle EU-Mitgliedstaaten die Initiative 
der KOM zur Verbesserung der Herkunftskennzeichnung 
begrüßt haben. Gleichzeitig wurde betont, dass für ein 
harmonisiertes Konzept für verpflichtende Herkunftsan-
gaben eine Folgenabschätzung erforderlich ist. Dies sind 
Kernaussagen in den im Oktober 2020 beschlossenen 
Ratsschlussfolgerungen zur Farm-to-Fork-Strategie.

Im Agrarrat am 15. Dezember 2020 wurden mit der 
Zustimmung von 23 Mitgliedstaaten Schlussfolgerungen 
der deutschen Präsidentschaft zur Herkunftskennzeich-
nung angenommen. Die KOM erhält damit wichtige 
Impulse, um die Ausweitung der Herkunftskennzeich-
nung auf EU-Ebene voranzubringen.

Frage 25
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Hans-Joachim Fuchtel auf die 
Frage der Abgeordneten Carina Konrad (FDP):

Wie bewertet die Bundesregierung den „Entwurf eines 
Gesetzes zur Anpassung nationaler Regelungen an die Durch-
führungsverordnung (EU) 2019/947 der Kommission vom 
24. Mai 2019 über die Vorschriften und Verfahren für den 
Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge“ mit Blick auf den Einsatz 
von Drohnen in der Landwirtschaft zur Ausbringung von 
Pflanzenschutz- und Düngemitteln?

Mit Blick auf den Einsatz von Drohnen in der Land-
wirtschaft zur Ausbringung von Pflanzenschutz- und 
Düngemitteln sind keine Einschränkungen durch den 
neuen europäischen Rechtsrahmen zu erwarten. Dazu 
tragen auch geplante Ausnahmen von Betriebsverboten 
im Rahmen einer Anpassung des nationalen Rechts bei.

Derzeit müssen entsprechende Erlaubnisse – falls die 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zum Beispiel in 
einem Naturschutzgebiet liegen oder wenn das Gerät 
mehr als 5 Kilogramm wiegt – bei den Landesluftfahrt-
behörden beantragt werden.

Im neuen europäischen Rechtsrahmen werden Gebiete, 
in denen Einschränkungen für den Betrieb von Drohnen 
bestehen, nach Artikel 15 DVO (EU) 2019/947 als „geo-
grafische Gebiete“ bezeichnet.

Im Rahmen einer Revision der nationalen Vorschriften 
werden die bisherigen Verbotstatbestände in geografische 
Gebiete überführt. Ein entsprechender Referentenent-
wurf der Bundesregierung befindet sich zurzeit in der 
Ressortabstimmung.

In diesem Regelungsentwurf werden zusätzlich zu der 
bisherigen Möglichkeit von Ausnahmegenehmigungen 
durch die Landesluftfahrtbehörden allgemeine Aus-
nahmen von den Betriebsverboten bereits auf Verord-
nungsebene definiert. Davon kann auch der Betrieb von 
unbemannten Fluggeräten zur Ausbringung von Pflan-
zenschutz- und Düngemitteln profitieren.

Im Regelfall wird für den Betrieb von unbemannten 
Fluggeräten zu landwirtschaftlichen Zwecken – wie bis-
her – eine Betriebsgenehmigung erforderlich sein. Zur 
Erlangung dieser ist eine Risikobewertung des Betriebs 
nach Artikel 11 DVO (EU) 2019/947 durchzuführen. 
Dieses EU-weit einheitliche Verfahren stellt sicher, dass 
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der Betrieb eines unbemannten Fluggeräts auch grenz-
übergreifend außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
möglich ist.

Frage 26
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Caren Marks auf die Frage der 
Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Gibt es inzwischen weitere von der Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Franziska Giffey, in 
Auftrag gegebene Studien (als die von ihr Mitte Oktober 2020 
erwähnte Studie) zur Frage, ob in Bezug auf die Coronapan-
demie Kinder und Jugendliche in Schulen Infektionsherde und 
damit Infektionstreiber sind (siehe https://taz.de/Rolle-voin- 
Schulen-bei-Coronaverbreitung/!5742195/?s=09), und, falls 
ja, wann ist mit der Veröffentlichung der Ergebnisse zu rech-
nen?

Das Bundesfamilienministerium fördert gemeinsam 
mit dem Bundesgesundheitsministerium die Corona- 
KiTa-Studie. Das Deutsche Jugendinstitut (DJI) und das 
Robert-Koch-Institut (RKI) untersuchen umfassend aus 
medizinischer und sozialwissenschaftlicher Sicht die 
Rolle der Kindertagesbetreuung bei der Ausbreitung 
von Covid-19 und was die Pandemie für Kitas, Kinder-
tagespflege, Kinder und Eltern bedeutet. Alle Ergebnisse 
sind in monatlichen Berichten sowie einem wochenak-
tuellen Dashboard auf www.corona-kita-studie.de ein-
sehbar.

Darüber hinaus hat das Bundesfamilienministerium 
keine weiteren Studien zur Rolle von Kindern und 
Jugendlichen im Infektionsgeschehen in Auftrag gege-
ben.

Frage 27
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Frank Schäffler (FDP):

Was unternimmt die Bundesregierung bzw. das Robert- 
Koch-Institut, um die Verbreitung der neuen britischen Varian-
te B.1.1.7 des Coronavirus in Deutschland nachzuweisen und 
zu verfolgen?

Die Bundesregierung nimmt jede der bislang berichte-
ten Mutationen des neuartigen Coronavirus vom Typ 
SARS-CoV-2 sehr ernst.

Im Zusammenhang mit der in der Frage erwähnten 
sogenannten „britischen Variante B.1.1.7.“ wurden die 
nationalen Schutzmaßnahmen verschärft. Die Bundesre-
gierung – so wie auch andere EU-Mitgliedstaaten – hat 
bereits am 20. Dezember 2020 mit einer Allgemeinver-
fügung ein Verbot für Flüge aus dem Vereinigten König-
reich von Großbritannien und Nordirland in die Bundes-
republik Deutschland angeordnet.

Seit dem 21. Dezember 2020 gilt die Verordnung zum 
Schutz vor einreisebedingten Infektionsgefahren in 
Bezug auf neuartige Mutationen des Coronavirus 
SARS-CoV-2 (Coronavirus-Schutzverordnung – Coro-
naSchV). Diese Verordnung umfasste auch Schutzmaß-
nahmen in Bezug auf Einreisen aus der Republik Süd-
afrika und die dort auftretende Mutante 501Y.V2.

Aufgrund des Anstiegs der SARS-CoV-2-Infektions-
zahlen in der Republik Irland und der dort gewachsenen 
Verbreitung der erwähnten Verbreitung der Varian-
te B.1.1.7 dürfen seit dem 8. Januar 2021 aufgrund einer 
Allgemeinverfügung Flüge aus der Republik Irland in die 
Bundesrepublik Deutschland nur unter der Bedingung 
durchgeführt werden, dass Fluggäste vor der Abreise 
einen negativen Test auf SARS-CoV-2 vorweisen kön-
nen.

Die Allgemeinverfügung und die oben genannte Ver-
ordnung werden in Kürze durch die „Corona-Einreise- 
Verordnung“ abgelöst, die entsprechende Schutzmaßnah-
men bei Einreisen nach Deutschland, wie zum Beispiel 
beim Auftreten mutmaßlich gefährlicher Mutationen, 
vorsieht.

Entsprechend dem Beschluss der Besprechung der 
Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder vom 5. Januar 2021 (Zif-
fer 7), hat das Bundesministerium für Gesundheit 
(BMG) den Entwurf einer Verordnung zur verstärkten 
Sequenzierung vorgelegt, der derzeit innerhalb der Bun-
desregierung abgestimmt wird.

Frage 28
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Katrin Werner (DIE LINKE):

Aus welchen Gründen ist nach Kenntnis der Bundesregie-
rung der Beschluss der Telefonkonferenz der Bundeskanzlerin 
mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder 
vom 13. Dezember 2020, nach dem für Eltern zusätzliche 
Möglichkeiten geschaffen werden sollten, für die Betreuung 
der Kinder bezahlten Urlaub zu nehmen, nicht umgesetzt wor-
den, und aus welchen Gründen ist in der Videoschaltkonferenz 
der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder am 5. Januar 2021 kein Beschluss 
gefasst worden, der zusätzlichen bezahlten Urlaub für Eltern 
vorsieht (vergleiche www.bundesregierung.de/resource/blob/ 
975226/1827366/69441fb68435a7199b3d3a89bff20e6/2020- 
12-13-beschluss-mpk-data.pdf?download=1)?

Der Gesetzgeber hat sich für eine systemkonforme 
Regelung unmittelbar im Infektionsschutzgesetz ent-
schieden, über die ein letztlich aus Gründen des Infek-
tionsschutzes verursachtes Fernbleiben vom Arbeitsplatz 
durch Entschädigungsleistungen kompensiert wird.

Darüber hinaus wurde im genannten Beschluss vom 
5. Januar 2021 verabredet, dass das Kinderkrankengeld 
in der gesetzlichen Krankenversicherung zur Betreuung 
des Kindes zu Hause ausgeweitet wird.

Frage 29
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Katrin Werner (DIE LINKE):

Bis wann wird der Beschluss zur Erhöhung sowie erweiter-
ten Inanspruchnahme der Kinderkrankentage umgesetzt, und 
plant die Bundesregierung zusätzliche Maßnahmen zur Ent-
lastung von Familien, die auch die Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber stärker in die Pflicht nehmen (vergleiche www. 
bundesregierung.de/resource/blob/997532/1834306/ 
75346aa9bba1050fec8025b18a4bb1a3/2021-01-05-beschluss- 
mpk-data.pdf?download=1)?
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Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder haben am 5. Januar 
2021 beschlossen, dass das Kinderkrankengeld im 
Jahr 2021 für zehn zusätzliche Tage pro Elternteil und 
20 zusätzliche Tage für Alleinerziehende gewährt wird 
und dass der Anspruch auch in den Fällen bestehen soll, 
in denen eine Betreuung des Kindes zu Hause erforder-
lich wird, weil die Schule oder der Kindergarten bzw. die 
Klasse oder Gruppe pandemiebedingt geschlossen ist 
oder die Präsenzpflicht im Unterricht ausgesetzt bzw. 
der Zugang zum Kinderbetreuungsangebot eingeschränkt 
wurde.

Dieser Beschluss wird zeitnah gesetzlich umgesetzt. 
Mit der Regelung geht ein arbeitsrechtlicher Freistel-
lungsanspruch einher, der erhebliche organisatorische 
Anstrengungen für betroffene Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber bedeutet.

Frage 30
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Maria Klein-Schmeink 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Haben Eltern auch dann Anspruch auf das zusätzliche Kin-
derkrankengeld, das bei der Videoschaltkonferenz der Bundes-
kanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder am 5. Januar 2021 beschlossen wurde, wenn die 
Schule pandemiebedingt geschlossen ist, für die Eltern jedoch 
die Möglichkeit besteht, im Homeoffice zu arbeiten, oder müs-
sen Eltern Homeoffice und Homeschooling miteinander ver-
binden, und, falls ja, wie passt das zu der Äußerung der Bun-
desfamilienministerin Franziska Giffey am Mittwoch, dem 
6. Januar 2021, im Deutschlandfunk, Homeoffice und Home-
schooling gingen nicht zusammen (vergleiche www. 
deutschlandfunk.de/verlaengerung-des-lockdowns- 
familienministerin-massnahmen.694.de.html?dram:article_ 
id=490327)?

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder haben am 5. Januar 
2021 beschlossen, dass das Kinderkrankengeld im 
Jahr 2021 für zehn zusätzliche Tage pro Elternteil und 
20 zusätzliche Tage für Alleinerziehende gewährt wird 
und dass der Anspruch auch in den Fällen bestehen soll, 
in denen eine Betreuung des Kindes zu Hause erforder-
lich wird, weil die Schule oder der Kindergarten bzw. die 
Klasse oder Gruppe pandemiebedingt geschlossen ist 
oder die Präsenzpflicht im Unterricht ausgesetzt bzw. 
der Zugang zum Kinderbetreuungsangebot eingeschränkt 
wurde.

Bei der gesetzlichen Umsetzung dieses Beschlusses 
wird berücksichtigt, dass der Anspruch unabhängig 
davon besteht, ob die geschuldete Arbeitsleistung nicht 
auch grundsätzlich im Homeoffice erbracht werden kann.

Frage 31
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Maria Klein-Schmeink 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ist nach Rechtsauffassung der Bundesregierung ein Online- 
Ident-Verfahren, wie es aktuell zum Beispiel von der Techniker 
Krankenkasse genutzt wird (www.tk.de/techniker/leistungen- 

und-mitgliedschaft/online-services-versicherte/elektronische- 
patientenakte-tk-safe/registrierung-kuendigung-elektronische- 
patientenakte/registrierung-zur-gesundheitsakte-2028820), als 
Authentifizierungsverfahren für die Einrichtung einer elekt-
ronischen Patientenakte (ePA) zulässig (bitte begründen), und 
welche Authentifizierungsverfahren zur Einrichtung einer ePA 
können die Krankenkassen derzeit als Alternative zur persön-
lichen Authentifizierung in den Geschäftsstellen der Kranken-
kassen anbieten?

Versicherte haben seit dem 1. Januar 2021 einen ge-
setzlichen Anspruch auf eine elektronische Patientenakte 
bei ihrer Krankenkasse. Bevor Versicherte auf ihre elekt-
ronische Patientenakte mit ihrer elektronischen Ge-
sundheitskarte zugreifen können, muss eine sichere 
Identifikation der Versicherten erfolgen. Zur sicheren 
Identifikation können die Krankenkassen verschiedene 
Möglichkeiten nutzen.

Eine sichere Identifikation kann durch die sichere per-
sönliche postalische Zustellung der elektronischen 
Gesundheitskarte oder der zugehörigen PIN erfolgen. 
Ebenso ist eine Identifikation auch bei Übergabe der 
elektronischen Gesundheitskarte oder deren PIN in einer 
Geschäftsstelle der Krankenkasse möglich.

Weiterhin ist die nachträgliche Identifikation beispiels-
weise unter Nutzung eines Video-Ident-Verfahrens, einer 
Postfiliale oder der eID-Funktion des elektronischen Per-
sonalausweises möglich. Nach Kenntnis der Bundesre-
gierung können auch Online-Ident-Verfahren die Voraus-
setzungen für eine solche sichere Identifizierung nach 
§ 336 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) erfüllen.

Es obliegt den Krankenkassen, zusammen mit der 
gematik und dem Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik zu prüfen, ob das konkret genutzte Ver-
fahren auch diesen Anforderungen entspricht.

Zusammenfassend werden nach Kenntnis der Bundes-
regierung zurzeit die Verfahren Video-Ident, Online- 
Ident, Identifikation in der Postfiliale und Identifikation 
in der Geschäftsstelle der Krankenkasse konkret von 
Krankenkassen in Deutschland zur Identifizierung des 
Versicherten und seiner elektronischen Gesundheitskarte 
genutzt. Die Bundesregierung geht davon aus, dass die 
Krankenkassen im Laufe der Erprobungs- und Einfüh-
rungsphase der elektronischen Patientenakte die Identifi-
zierungsverfahren weiter optimieren und ergänzen wer-
den.

Frage 32
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Aus welchen Gründen haben nach Kenntnis der Bundesre-
gierung die Intensivkapazitäten von Krankenhausstandorten in 
Deutschland seit Anfang August 2020 um mehr als 4 100 Bet-
ten und die Notfallreserve um mehr als 1 200 Betten abge-
nommen (laut DIVI-Intensivregister vom 4. August bis zum 
22. Dezember 2020 von 30 952 auf 26 806 bzw. von 12 313 auf 
11 097 (Notfallreserve), siehe www.intensivregister.de), und 
was hat die Bundesregierung seitdem unternommen, um die-
sem kontinuierlichen Trend entgegenzuwirken?

In dem DIVI-Intensivregister werden nur die täglich 
tatsächlich verfügbaren und betriebsbereiten Intensivbet-
ten ausgewiesen. Daher sind die in der Frage skizzierten 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Januar 2021                                                                                                                                                                                              25593 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.deutschlandfunk.de/verlaengerung-des-lockdowns-familienministerin-massnahmen.694.de.html?dram:article_id=490327
https://www.deutschlandfunk.de/verlaengerung-des-lockdowns-familienministerin-massnahmen.694.de.html?dram:article_id=490327
https://www.deutschlandfunk.de/verlaengerung-des-lockdowns-familienministerin-massnahmen.694.de.html?dram:article_id=490327
https://www.deutschlandfunk.de/verlaengerung-des-lockdowns-familienministerin-massnahmen.694.de.html?dram:article_id=490327
https://www.tk.de/techniker/leistungen-und-mitgliedschaft/online-services-versicherte/elektronische-patientenakte-tk-safe/registrierung-kuendigung-elektronische-patientenakte/registrierung-zur-gesundheitsakte-2028820
https://www.tk.de/techniker/leistungen-und-mitgliedschaft/online-services-versicherte/elektronische-patientenakte-tk-safe/registrierung-kuendigung-elektronische-patientenakte/registrierung-zur-gesundheitsakte-2028820
https://www.tk.de/techniker/leistungen-und-mitgliedschaft/online-services-versicherte/elektronische-patientenakte-tk-safe/registrierung-kuendigung-elektronische-patientenakte/registrierung-zur-gesundheitsakte-2028820
https://www.tk.de/techniker/leistungen-und-mitgliedschaft/online-services-versicherte/elektronische-patientenakte-tk-safe/registrierung-kuendigung-elektronische-patientenakte/registrierung-zur-gesundheitsakte-2028820
https://www.intensivregister.de


Schwankungen der betriebsbereiten Intensivbetten nicht 
ungewöhnlich, sondern werden dadurch bedingt, dass in 
die reale Einschätzung der Kapazitätslage alle Ressour-
cenaspekte, die an dem Tag der Meldung für den jewei-
ligen Intensivbereich vorliegen (zum Beispiel Personal-
ausstattung, gesperrte Behandlungsplätze aufgrund von 
Isolationsbehandlung), einbezogen werden.

Vor diesem Hintergrund ist der Bundesregierung eine 
Reduzierung von Intensivbetten nicht bekannt. Auch 
anhand der Daten des DIVI-Intensivregisters kann ein 
Abbau von Intensivbetten nicht bestätigt werden.

Frage 33
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Welche Krankenhauskapazitäten gingen nach Kenntnis der 
Bundesregierung im Pandemiejahr 2020 in Deutschland durch 
die Schließung von Kliniken verloren (bitte Zahl der Kliniken, 
der Betten und der Arbeitsplätze angeben), und was hat die 
Bundesregierung unternommen, um dieser Entwicklung entge-
genzuwirken und damit die gesundheitliche Versorgung 
sicherzustellen?

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis über die 
Schließung von Kliniken im Pandemiejahr 2020. Für 
die Sicherstellung der Versorgung in Krankenhäusern 
sind die Bundesländer zuständig. Ihnen obliegt es zudem, 
die Versorgungslage zu erfassen und gegebenenfalls not-
wendige Maßnahmen zu ergreifen, damit notwendige 
Kapazitäten erhalten bleiben.

Für den Bereich der stationären Versorgung hat der 
Gesetzgeber im Jahr 2020 eine Vielzahl an Maßnahmen 
eingeleitet, die die stationäre Versorgung vor dem Hin-
tergrund der Covid-19-Pandemie sicherstellen. Auf- 
grund der zunehmenden Infektionen mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 in der Bevölkerung sind zuletzt mit 
dem Dritten Gesetz zum Schutz der Bevölkerung 
bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
vom 18. November 2020 (BGBl. I Seite 2397) im 
Anschluss an die Maßnahmen des COVID-19-Kran-
kenhausentlastungsgesetzes vom 27. März 2020 und 
der COVID-19-Ausgleichszahlungs-Anpassungs-Ver-
ordnung vom 3. Juli 2020 kurzfristig weitere Maßnahmen 
zur Sicherstellung der stationären Versorgung in Kraft 
getreten.

Kern der Regelungen ist, dass Krankenhäuser, die von 
den Ländern hierfür bestimmt worden sind, kurzfristig 
einen finanziellen Ausgleich erhalten, um negative Fol-
gen und Liquiditätsengpässe zu vermeiden, wenn sie zur 
Erhöhung der Verfügbarkeit intensivmedizinischer Be-
handlungskapazitäten planbare Aufnahmen, Operationen 
und Eingriffe in medizinisch vertretbaren Fällen ver-
schieben oder aussetzen.

Die Systematik der Ausgleichszahlungen und die ent-
sprechenden Ansprüche sind im Vergleich zu den von 
März bis September 2020 geltenden Regelungen nun dif-
ferenzierter und zielgerichteter ausgestaltet. Diese Regel-
ungen sind zunächst bis zum 31. Januar 2021 befristet. 
Eine Verlängerung oder Anpassung der Regelungen ist 
durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums für 
Gesundheit möglich.

Frage 34
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Kai Gehring (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um Pro-
duktion und Beschaffung von Covid-19-Impfstoffen zu be-
schleunigen (bitte mit Nennung des Umfangs verfügbarer 
Impfdosen, der geplanten Aufstockung der Kosten sowie des 
Termins der zu erwartenden Verfügbarkeit), und inwiefern 
kann die Ankündigung des Bundesministers für Gesundheit, 
Jens Spahn, allen Interessierten bereits im zweiten Quar-
tal 2021 ein Impfangebot machen zu können (www.spiegel. 
de/politik/deutschland/jens-spahn-kuendigt-offenbar- 
impfangebot-fuer-alle-ab-dem-zweiten-quartal-an-a- 
5e0e9985-6c57-43e9-9022-76163fe19413), nach Ansicht der 
Bundesregierung nur eingehalten werden, wenn die zweite 
Impfdosis verzögert nach mehr als drei Wochen verabreicht 
wird?

Das Bundesministerium für Gesundheit steht mit den 
Ländern und der pharmazeutischen Industrie in Kontakt, 
um Produktionskapazitäten so rasch und so weit wie 
möglich auszubauen und damit die Beschaffung verfüg-
barer Covid-19-Impfstoffe weiter zu beschleunigen.

Das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) unterstützt die Landes-
behörden im Rahmen seiner Zuständigkeit bei Inspektio-
nen, damit Herstellungserlaubnisse für Produktionsstät-
ten ohne Verzögerungen erteilt werden können. Darüber 
hinaus bietet es pharmazeutischen Unternehmern eine 
Beratung zu fachlich-wissenschaftlichen Fragen an.

Mit Koalitionsbeschluss „Corona-Folgen bekämpfen, 
Wohlstand sichern, Zukunftsfähigkeit stärken“ Num-
mern 52 und 53 vom 3. Juni 2020 hat die Regierungs-
koalition beschlossen, Kapazitäten für medizinische 
Schutzausrüstung, der Herstellung von Wirkstoffen und 
deren Vorprodukten sowie in der Impfstoffproduktion 
aufzubauen. Ein Teil der Mittel wurde für den frühzeiti-
gen Aufbau von Produktionskapazitäten für Impfstoffe 
verwendet. So fördert das genannte Sonderprogramm 
zur Beschleunigung der Impfstoffentwicklung gegen 
SARS-CoV-2 auch den Ausbau von Produktionskapazi-
täten der geförderten Impfstoffentwickler BioNTech, 
CureVac und IDT.

Von der EU-Kommission sowie auf nationaler Ebene 
wurden ausreichend Impfstoffe gegen Covid-19 von 
potenziellen Herstellern gesichert. Die Bundesregierung 
prüft in Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommis-
sion und den EU-Mitgliedstaaten fortlaufend Möglich-
keiten der weiteren Beschaffung von Impfstoffen.

Die vertraglich vereinbarten Liefermengen reichen 
aus, um im Sommer, also ab dem zweiten Quartal, allen 
Interessierten ein Impfangebot zu machen.

Frage 35
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Kai Gehring (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Inwiefern lässt sich die Bundesregierung über gelieferte, 
aber nicht genutzte Covid-19-Impfstoffe berichten, die ent-
sorgt werden mussten (bitte Gründe der Nichtnutzung nennen, 
zum Beispiel fehlerhafte oder nicht wahrgenommene Termine, 
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Unterbrechungen der Kühlkette, andere Probleme), und wel-
che Konsequenzen zieht sie daraus für die Verteilung des 
Impfstoffs?

Der Bundesregierung liegen keine Daten vor zu ge-
lieferten, aber nicht genutzten Covid-19-Impfdosen, die 
entsorgt werden mussten. Die Länder organisieren das 
Impfgeschehen in eigener Verantwortung. Der Bundesre-
gierung werden im Rahmen des Impfmonitorings Daten 
zu erfolgten Impfungen übermittelt.

Frage 36
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Kordula Schulz-Asche 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Hat die Bundesregierung eine Strategie zur Verimpfung des 
nun zugelassenen Moderna-Impfstoffes vorbereitet, um die 
immobilen Patientinnen und Patienten im häuslichen Bereich 
zu impfen, und inwieweit sind hierbei bereits die Hausärztin-
nen und Hausärzte involviert?

Die Ständige Impfkommission (STIKO) empfiehlt die 
Impfung gegen Covid-19. Auf Grundlage der aktuellen 
STIKO-Empfehlung soll für die Impfung einer der bei-
den zugelassenen mRNA-Impfstoffe verwendet werden. 
Die STIKO beurteilt die beiden zugelassenen mRNA- 
Impfstoffe Comirnaty von BioNTech und den Covid- 
19-Impfstoff von Moderna hinsichtlich Sicherheit und 
Wirksamkeit als gleichwertig.

Aufgrund derzeit noch begrenzter Impfstoffverfügbar-
keit soll die Impfung zunächst nur Personengruppen 
angeboten werden, die ein besonders hohes Risiko für 
schwere oder tödliche Verläufe haben, die beruflich 
besonders exponiert sind oder die engen Kontakt zu vul-
nerablen Gruppen haben. Immobile Patientinnen und 
Patienten gehören in diese Gruppe.

Die Zuständigkeit für die Organisation und den Ablauf 
für das aufsuchende Impfen liegt bei den Ländern. Ob der 
Moderna-Impfstoff für diese Art des aufsuchenden Imp-
fens und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen 
geeignet ist, wird derzeit mit dem Unternehmen geklärt. 
Abhängig von der Organisation der Impfungen in den 
einzelnen Ländern sind Hausärztinnen und Hausärzte 
bei aufsuchenden Impfungen derzeit in stationären Pfle-
geeinrichtungen beteiligt. Es ist davon auszugehen, dass 
die Länder sie auch im Bereich des aufsuchenden Imp-
fens bei immobilen Patientinnen und Patienten einsetzen 
werden.

Frage 37
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Kordula Schulz-Asche 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wann und wie plant die Bundesregierung, Menschen mit 
Bedarf an außerklinischer Intensivpflege, wie beispielsweise 
Menschen mit amyotropher Lateralsklerose (ALS), in ihrer 
Impfstrategie zu berücksichtigen?

Derzeit arbeiten die Länder mit Hochdruck daran, 
besonders gefährdete Personen mit höchster Priorität zu 
impfen. Grundlage hierfür ist die Empfehlung der Ständi-

gen Impfkommission (STIKO) zur Covid-19-Impfung. 
Ein wichtiges Impfziel der STIKO-Empfehlung ist es, 
schwere Covid-19-Erkrankungen und Todesfälle zu ver-
hindern. Der wesentlichste Risikofaktor für eine schwere 
Covid-19-Erkrankung ist das Alter ≥ 80 Jahre. Im Ver-
gleich dazu ist die Risikoerhöhung durch Vorerkrankun-
gen grundsätzlich geringer ausgeprägt und findet sich im 
Stufenplan der STIKO in Stufe 3.

Bei der Priorisierung innerhalb der Covid-19-Imp-
fempfehlung hat die STIKO mangels ausreichender 
Datenlage nicht alle Krankheitsbilder berücksichtigt. 
Die STIKO verweist darauf, dass die Liste der Vorer-
krankungen bei Vorliegen neuer Evidenz angepasst 
wird. Die STIKO hat in ihrer Aktualisierung der Imp-
fempfehlung vom 8. Januar 2021 deshalb Hinweise für 
die praktische Umsetzung der Empfehlungen gegeben. 
Sie führt dazu unter anderem aus, dass bei der Priorisie-
rung innerhalb der Covid-19-Impfempfehlung nicht alle 
Krankheitsbilder oder Impfindikationen berücksichtig 
werden können. Deshalb hält die STIKO Einzelfallent-
scheidungen für möglich.

Nach Auffassung der STIKO obliegt es den für die 
Impfung Verantwortlichen, Personen, die nicht explizit 
genannt sind, in die jeweilige Priorisierungskategorie 
einzuordnen. Dies betrifft zum Beispiel Personen mit 
seltenen schweren Vorerkrankungen, für die bisher zwar 
keine ausreichende wissenschaftliche Evidenz bezüglich 
des Verlaufs einer Covid-19-Erkrankung vorliegt, für die 
aber ein erhöhtes Risiko angenommen werden kann.

Die Coronavirus-Impfverordnung wird im Lichte der 
STIKO-Empfehlungen angepasst.

Frage 38
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie viele zusätzliche und unbefristete Vollzeitstellen (Voll-
zeitäquivalente) für Ärztinnen und Ärzte, weiteres Fachperso-
nal sowie Verwaltungspersonal wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung vom 1. Februar bis zum 31. Dezember 
2020 in den Behörden des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(ÖGD) besetzt, und wie viele Vollzeitstellen (Vollzeitäquival-
ente) wurden bisher in der neu eingerichteten ÖGD-Kontakt-
stelle des Robert-Koch-Instituts besetzt?

Über den Personalaufbau in den Behörden des Öffent-
lichen Gesundheitsdienstes der Länder vom 1. Februar 
bis zum 31. Dezember 2020 liegen der Bundesregierung 
keine Informationen vor.

Im Rahmen des „Paktes für den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst“ haben sich die Länder verpflichtet, im Zeit-
raum vom 1. Februar 2020 bis zum 31. Dezember 2021 
mindestens 1 500 neue, unbefristete Vollzeitstellen für 
Ärztinnen und Ärzte, weiteres Fachpersonal sowie Ver¬-
waltungs¬personal in den Behörden des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes zu schaffen und zu besetzen. Dieser 
Prozess des Personalaufbaus läuft gegenwärtig.

Zum Stichtag 1. Januar 2021 waren 32 Stellen in der 
ÖGD-Kontaktstelle des Robert Koch-Institutes besetzt.
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Frage 39
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ist der Bundesregierung bekannt, ob finanzschwache EU- 
Länder aus finanziellen Erwägungen in Bezug auf die Einwoh-
nerzahl verhältnismäßig wenig Covid-19-Impfstoffe bestellt 
haben, und hätte nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
eine solidarische gesamteuropäische Finanzierung der Impf-
stoffe durch den EU-Haushalt zu größeren Bestellmengen, bei-
spielsweise in Südeuropa, führen können?

Die Mitgliedstaaten sind diejenigen, die die Impfstoffe 
bezahlen. Die Europäische Kommission finanziert einen 
Teil der Vorlaufkosten der Impfstoffhersteller aus dem 
Soforthilfeinstrument der Europäischen Union (Emer-
gency Support Instrument, ESI).

Die bereitgestellten Mittel werden als Anzahlung für 
die Impfstoffe betrachtet, die tatsächlich von den Mit-
gliedstaaten erworben werden. Eine zusätzliche Unter-
stützung durch Darlehen der Europäischen Investitions-
bank ist möglich. Über die Beweggründe der einzelnen 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Menge ihrer Bestellun-
gen liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

Frage 40
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Karsten Klein (FDP):

Wie viele Impfdosen wurden durch den Bund bisher an die 
einzelnen Bundesländer geliefert, und wann sollen die nächs-
ten Lieferungen erfolgen?

Die Verteilung der Impfdosen in Deutschland erfolgt 
nach Bevölkerungsanteil der jeweiligen Bundesländer.

In Deutschland wurden von den Unternehmen Bio-
NTech/Pfizer nach der EU-Zulassung insgesamt 1,34 Mil-
lionen Dosen des Impfstoffes bis Jahresende 2020 ausge-
liefert. Weitere drei Lieferungen wurden für Januar 2021 
vereinbart, anschließend sollen nach Angaben der Unter-
nehmen ab Februar 2021 wöchentlich weitere Ausliefe-
rungen erfolgen. Bis Ende März 2021 werden von diesem 
Impfstoff voraussichtlich circa 10 Millionen Impfdosen 
zur Verfügung stehen.

Nach erfolgter EU-Zulassung des Impfstoffes von 
Moderna wurde vom Unternehmen bis Ende des ersten 
Quartals 2021 die Lieferung von circa 1,8 Millionen 
Dosen des Impfstoffes nach Deutschland ab Kalender-
woche 2/2021 angekündigt.

Frage 41
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Torsten Herbst (FDP):

Ist die Aussage des Sprechers der Deutschen Bahn AG, 
Achim Stauß: „Es gibt nichts zu fordern im Moment“, nach 
Auffassung der Bundesregierung so zu verstehen, dass die 
Deutsche Bahn AG zum Ausgleich pandemiebedingter Min-
dereinnahmen nicht auf weitere Staatshilfen des Bundes ange-
wiesen ist und daher von einer weiteren Notifizierung der 
angekündigten Eigenkapitalerhöhung des Bundes in Höhe 

von 5 Milliarden Euro bei der Europäischen Kommission 
absieht, und, falls nein, welche Schlussfolgerungen zieht die 
Bundesregierung aus dem genannten Statement (www. 
finanznachrichten.de/nachrichten-2020-12/51606522-achim- 
s t auss -d ig i t a l e -gese l l scha f t en - s ind-auch-mobi le -  
gesellschaften-bahn-erwartet-mehr-fahrgaeste-007.htm)?

Die Bundesregierung steht mit der DB AG zum Aus-
gleich pandemiebedingter Schäden auf Basis des Drei- 
Säulen-Konzeptes im fortlaufenden Dialog.

Frage 42
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wann plant die Bundesregierung die Vorstellung des Son-
derprogramms „Elektrische Güterbahnen“, und wie viele Stre-
ckenkilometer hat die Bundesregierung für dieses Programm 
untersucht bzw. bewertet?

Die Bundesregierung hat im Rahmen des Ausbaupro-
gramms „Elektrische Güterbahnen“ insgesamt rund 
7 433 Streckenkilometer untersucht. Die Ergebnisse wer-
den im Rahmen des umfassenden Elektrifizierungspro-
gramms des Bundes demnächst veröffentlicht.

Frage 43
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wie viele Kilometer an Verkehrswegen des Bundes wurden 
im vergangenen Jahr neu gebaut, und wie viele Kilometer an 
Verkehrswegen wurden ausgebaut (bitte jeweils nach Straße 
und Schiene differenzieren)?

Bundesfernstraßen:
Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-

struktur (BMVI) informiert den Deutschen Bundestag 
jährlich im Rahmen eines verkehrsträgerübergreifenden 
Verkehrsinvestitionsberichts über die Entwicklung der 
Verkehrsinfrastruktur des Bundes in Deutschland. Die 
dafür erforderlichen Informationen für das Jahr 2020 lie-
gen dem BMVI derzeit noch nicht vor.

Bundesschienenwege:
Im Jahr 2020 sind im Bereich des Bedarfsplans Schie-

ne mit der abgeschlossenen Elektrifizierung der Strecke 
München–Geltendorf–Lindau 155 Kilometer Ausbau-
strecke in Betrieb genommen worden.

Frage 44
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Oliver Luksic (FDP):

Welche Auswirkungen hat der aktuelle Lockdown im Zeit-
raum vom 10. Dezember 2020 bis zum 10. Januar 2021 auf die 
Auslastung der Züge der Deutschen Bahn AG im Personenver-
kehr sowie im Schienengüterverkehr im Saarland?

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) lag 
die Auslastung im Fernverkehr während des ersten Lock-
downs bei bundesweit durchschnittlich 10 bis 15 Prozent. 
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Auch während des zweiten Lockdowns ist die Zahl der 
Reisenden insgesamt deutlich geringer als in den Vorjah-
ren, liegt aber etwas über der Auslastung im ersten Lock-
down. Das gilt auch für das Saarland.

Im Regionalverkehr der DB Regio AG ist die Auslas-
tung während des ersten Lockdowns (Frühjahr 2020) von 
in der Spitze 40 bis 50 Prozent Auslastung auf 15 bis 
20 Prozent Auslastung zurückgegangen.

Der Schienengüterverkehr wird bundesweit bzw. euro-
paweit gesteuert. Auslastungszahlen auf Länderebene 
werden nicht erfasst.

Im Übrigen liegen der Bundesregierung keine weiteren 
Informationen vor.

Frage 45
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Oliver Luksic (FDP):

Wie plant die Deutsche Bahn AG, Reisende auf die Ein-
haltung der 15-km-Regel hinzuweisen, und wie begründet sie 
ihre Weigerung, diese nicht kontrollieren zu wollen (www. 

watson.de/leben/exklusiv/937212597-15-kilometer-regel- 
deutsche-bahn-wird-radius-der-zugreisenden-nicht- 
ueberprüfen)?

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG werden die 
Aussagen und Begründungen ihres Sprechers bestätigt.

Frage 46
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) 
(DIE LINKE):

Wie vielen Personen wurde nach Kenntnis der Bundesregie-
rung 2020 (hilfsweise: 2019) bundesweit sowie in den einzel-
nen Bundesländern die Fahrerlaubnis entzogen, weil sie sich 
als ungeeignet oder nicht befähigt zum Führen von Kraftfahr-
zeugen erwiesen haben (bitte bundesweit zusätzlich nach kör-
perlichen, geistigen und charakterlichen Mängeln sowie Über-
schreitung von 8 Punkten im Fahreignungsregister 
aufschlüsseln), und wie verteilten sich nach Kenntnis der Bun-
desregierung diese Personen bundesweit nach Altersgruppen 
(bitte maximal sieben Untergruppen bilden)?

Entziehungen von Fahrerlaubnissen durch Fahrerlaub-
nisbehörden in 2019 nach Bundesländern, Entziehungs-
gründen und Lebensalter

Lebensalter in Jahren

Land der mitte-
ilenden Instanz

Entziehungsgründe bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und 
mehr

Baden-Württem-
berg

Körperliche Mängel – – 10 17 39

Geistige Mängel – – 10 19 34

Charakterliche Mängel – 6 13 6 –

Überschreiten der Punktegrenze – 46 385 136 15

Neigung zur Trunksucht – 13 82 65 17

Neigung zur Rauschgiftsucht – 642 1.205 124 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 40 32 12 –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – 8 – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – 6

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 145 287 146 155

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 125 49 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 359 167 6 –

Sonstige Gründe – 26 37 26 27

Zusammen – 1.208 2.133 514 274
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Lebensalter in Jahren

Land der mitte-
ilenden Instanz

Entziehungsgründe bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und 
mehr

Bayern

Körperliche Mängel – 4 14 46 112

Geistige Mängel – 5 25 36 55

Charakterliche Mängel – 7 4 – –

Überschreiten der Punktegrenze – 43 334 166 21

Neigung zur Trunksucht – 28 159 196 30

Neigung zur Rauschgiftsucht 10 779 1.267 160 8

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 32 28 16 5

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – 9 4 –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – 4

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 361 617 291 210

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 122 30 4 –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 366 131 11 –

Sonstige Gründe – 161 266 84 104

Zusammen 11 1.704 2.726 959 526

Berlin

Körperliche Mängel – – – 5 4

Geistige Mängel – – 6 4 6

Charakterliche Mängel – – – – –

Überschreiten der Punktegrenze – 18 85 28 5

Neigung zur Trunksucht – – 10 14 –

Neigung zur Rauschgiftsucht – 103 534 98 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 4 37 – –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 40 165 49 30

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 17 13 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 117 108 4 –
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Lebensalter in Jahren

Land der mitte-
ilenden Instanz

Entziehungsgründe bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und 
mehr

Sonstige Gründe – – 15 – 4

Zusammen – 263 895 193 51

Brandenburg

Körperliche Mängel – – – 5 20

Geistige Mängel – – – – 8

Charakterliche Mängel – – – – –

Überschreiten der Punktegrenze – 5 66 29 5

Neigung zur Trunksucht – – 27 23 5

Neigung zur Rauschgiftsucht – 84 376 26 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– – 9 – –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 21 69 39 32

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 15 7 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 54 33 – –

Sonstige Gründe – 17 90 18 12

Zusammen – 173 642 143 68

Bremen

Körperliche Mängel – – – – –

Geistige Mängel – – – – –

Charakterliche Mängel – – – – –

Überschreiten der Punktegrenze – – 28 12 –

Neigung zur Trunksucht – – – – –

Neigung zur Rauschgiftsucht – 42 124 20 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– – – – –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 19 49 15 20

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– – – – –
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Lebensalter in Jahren

Land der mitte-
ilenden Instanz

Entziehungsgründe bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und 
mehr

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 39 22 – –

Sonstige Gründe – – 5 – –

Zusammen – 102 231 52 25

Hamburg

Körperliche Mängel – – – 5 6

Geistige Mängel – – – – –

Charakterliche Mängel – – – 5 6

Überschreiten der Punktegrenze – 7 73 29 4

Neigung zur Trunksucht – – – – –

Neigung zur Rauschgiftsucht – 79 236 41 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– – – – –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 29 56 26 23

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 16 13 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 40 37 – –

Sonstige Gründe – – 9 – 5

Zusammen – 154 414 112 47

Hessen

Körperliche Mängel – – – 16 20

Geistige Mängel – – 9 11 14

Charakterliche Mängel – – 6 – –

Überschreiten der Punktegrenze – 23 220 96 8

Neigung zur Trunksucht – 8 26 23 6

Neigung zur Rauschgiftsucht – 246 616 95 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 11 20 7 –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 86 259 90 75
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Lebensalter in Jahren

Land der mitte-
ilenden Instanz

Entziehungsgründe bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und 
mehr

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 40 24 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 185 108 4 –

Sonstige Gründe – 32 39 8 5

Zusammen – 549 1.199 323 129

Mecklenburg- 
Vorpommern

Körperliche Mängel – – – 5 7

Geistige Mängel – – – – 5

Charakterliche Mängel – – – – –

Überschreiten der Punktegrenze – – 43 31 –

Neigung zur Trunksucht – – 12 11 –

Neigung zur Rauschgiftsucht – 68 253 7 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 5 10 4 –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 5 41 28 18

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 15 9 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 45 24 – –

Sonstige Gründe – 17 37 7 –

Zusammen – 142 423 95 33

Niedersachsen

Körperliche Mängel – – 6 26 80

Geistige Mängel – – 5 21 28

Charakterliche Mängel – 16 28 8 –

Überschreiten der Punktegrenze – 33 247 147 9

Neigung zur Trunksucht – 6 46 64 6

Neigung zur Rauschgiftsucht – 418 888 98 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 14 32 12 –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – 6 – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –
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Lebensalter in Jahren

Land der mitte-
ilenden Instanz

Entziehungsgründe bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und 
mehr

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 109 261 109 119

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 94 52 4 –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 295 163 6 –

Sonstige Gründe – 16 25 9 10

Zusammen – 860 1.623 465 234

Nordrhein- 
Westfalen

Körperliche Mängel – – 14 34 66

Geistige Mängel – – 22 37 35

Charakterliche Mängel – 12 34 7 4

Überschreiten der Punktegrenze – 87 674 309 34

Neigung zur Trunksucht – 11 65 98 15

Neigung zur Rauschgiftsucht 5 1.072 2.908 459 5

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 36 43 13 6

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – 10 – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – 9

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 157 358 199 202

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 291 132 8 –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 699 386 14 –

Sonstige Gründe – 71 145 44 34

Zusammen 7 2.075 4.543 1.164 382

Rheinland-Pfalz

Körperliche Mängel – 4 – 6 27

Geistige Mängel – – 6 12 14

Charakterliche Mängel – – 4 – –

Überschreiten der Punktegrenze – 16 95 39 7

Neigung zur Trunksucht – 5 22 23 5

Neigung zur Rauschgiftsucht – 349 675 128 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 12 19 14 –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Januar 2021                               25602 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Lebensalter in Jahren

Land der mitte-
ilenden Instanz

Entziehungsgründe bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und 
mehr

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 54 111 63 47

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 35 14 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 117 68 4 –

Sonstige Gründe – 16 20 12 5

Zusammen – 534 976 282 109

Saarland

Körperliche Mängel – – – – 16

Geistige Mängel – – – – 4

Charakterliche Mängel – – – – –

Überschreiten der Punktegrenze – – 28 19 –

Neigung zur Trunksucht – – 22 35 12

Neigung zur Rauschgiftsucht – 63 222 33 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 4 19 12 5

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 6 36 17 19

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– – 4 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 22 23 – –

Sonstige Gründe – – 19 6 5

Zusammen – 101 367 122 61

Sachsen

Körperliche Mängel – – 7 11 31

Geistige Mängel – – – 5 9

Charakterliche Mängel – – 11 – –

Überschreiten der Punktegrenze – 11 107 96 14

Neigung zur Trunksucht – – 22 16 –

Neigung zur Rauschgiftsucht 4 148 426 32 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– – 5 – –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –
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Lebensalter in Jahren

Land der mitte-
ilenden Instanz

Entziehungsgründe bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und 
mehr

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 55 267 79 42

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 32 10 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 97 60 – –

Sonstige Gründe – 14 52 8 10

Zusammen 6 309 897 249 102

Sachsen-Anhalt

Körperliche Mängel – – – 4 12

Geistige Mängel – – – – –

Charakterliche Mängel – 22 56 6 –

Überschreiten der Punktegrenze – 5 69 38 –

Neigung zur Trunksucht – – 18 18 –

Neigung zur Rauschgiftsucht – 97 299 15 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– – 9 – –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 26 104 41 19

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 25 13 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 90 54 4 –

Sonstige Gründe – 45 187 27 9

Zusammen 4 283 782 147 42

Schleswig-Holstein

Körperliche Mängel – – – 8 19

Geistige Mängel – – – 5 11

Charakterliche Mängel – – 7 – –

Überschreiten der Punktegrenze – 15 96 58 –

Neigung zur Trunksucht – – 12 27 5

Neigung zur Rauschgiftsucht – 168 294 49 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 7 6 – –
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Lebensalter in Jahren

Land der mitte-
ilenden Instanz

Entziehungsgründe bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und 
mehr

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 11 26 25 39

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 27 10 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 90 48 – –

Sonstige Gründe – – 10 5 –

Zusammen – 294 496 178 81

Thüringen

Körperliche Mängel – – – 8 11

Geistige Mängel – – 5 4 5

Charakterliche Mängel – 4 12 – –

Überschreiten der Punktegrenze – 7 36 41 –

Neigung zur Trunksucht – 4 34 18 –

Neigung zur Rauschgiftsucht – 66 297 26 –

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 4 – – –

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– – – – –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – –

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 20 90 43 27

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 9 8 – –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 37 34 – –

Sonstige Gründe – 13 15 7 4

Zusammen – 147 485 138 44

Insgesamt

Körperliche Mängel – 15 65 198 471

Geistige Mängel – 15 99 163 232

Charakterliche Mängel – 77 182 48 14

Überschreiten der Punktegrenze – 323 2.586 1.274 133

Neigung zur Trunksucht – 86 559 633 105

Neigung zur Rauschgiftsucht 27 4.424 10.620 1.411 22
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Lebensalter in Jahren

Land der mitte-
ilenden Instanz

Entziehungsgründe bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und 
mehr

Schwere oder wiederholte Verstöße 
gegen verkehrsrechtl. Bestimmungen

– 170 273 102 25

Schwere oder wiederholte Vergehen 
gegen Strafgesetze

– 8 41 9 –

Nichtbestandene theoretische Prüfung – – – – –

Nichtbestandene praktische Prüfung – – – – 5

Nichtbestandene sonstige Prüfung – – – – 29

Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle nicht beigebracht

– 1.144 2.796 1.260 1.077

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße in 
der Probezeit

– 868 389 25 –

Verkehrssicherheitsrelevante Verstöße 
oder Versäumnisse in der Probezeit

– 2.652 1.466 67 –

Sonstige Gründe – 432 971 267 237

Insgesamt 39 8.898 18.832 5.136 2.208

Auf einer Mitteilung können bis zu vier Entziehungs-
gründe angegeben werden. Jeder dieser bis zu vier 
Gründe, obwohl auf eine Meldung zusammengefasst, 
wird für sich genommen gezählt. Die Anzahl der ange-
gebenen Gründe kann daher von der Anzahl der Entzie-
hungen abweichen.

Für das Jahr 2020 liegen noch keine Daten vor, da die 
Statistik des Kraftfahrt–Bundesamts als Jahresstatistik 
geführt wird.

Frage 47
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) 
(DIE LINKE):

Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung 2020 (hilfsweise: 2019) bundesweit sowie in den einzel-
nen Bundesländern auf ihre Fahrerlaubnis freiwillig verzichtet, 
und wie verteilten sich nach Kenntnis der Bundesregierung 
diese Personen bundesweit nach Altersgruppen (bitte diesel-
ben Untergruppen wie zu Frage 43 bilden)?

Land der mitteilenden Instanz Bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und mehr

Baden-Württemberg 25 1.270 1.463 594 2.795

Bayern 24 1.143 1.143 908 3.655

Berlin – 145 492 135 351

Brandenburg – 128 336 161 409

Bremen – 27 73 30 217

Hamburg – 20 47 37 329

Hessen 5 466 715 276 818

Mecklenburg-Vorpommern – 94 226 73 211

Niedersachsen 14 714 975 404 1.667

Nordrhein-Westfalen – 1.149 1.948 688 3.579

Rheinland-Pfalz 4 403 391 168 657

Saarland – 42 126 70 237

Sachsen 5 149 286 166 449

Sachsen-Anhalt – 61 102 64 187
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Land der mitteilenden Instanz Bis zu 17 18 bis 24 25 bis 44 45 bis 64 65 und mehr

Schleswig-Holstein – 126 135 105 576

Thüringen - 151 388 140 303

Insgesamt 105 6.088 9.176 4.019 16.476

Für das Jahr 2020 liegen noch keine Daten vor, da die 
Statistik des Kraftfahrt-Bundesamtes als Jahresstatistik 
geführt wird.

Frage 48
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Inwiefern wird die Bundesregierung bei der Umsetzung der 
europäischen Clean Vehicles Directive sicherstellen, dass die 
bestehenden und geplanten Förderprogramme des Bundes 
(zum Beispiel neue E-Bus-Förderung des BMVI, Umweltbo-
nus für Elektrofahrzeuge, Förderprogramm „Energieeffiziente 
und/oder CO2-arme schwere Nutzfahrzeuge“, geplantes Lkw- 
Flottenaustauschprogramm) zur Einhaltung der Mindestziele 
„sauberer“ Fahrzeuge bei der Beschaffung/Auftragsvergabe 
genutzt werden können, und in welcher Höhe sollen diese 
Förderprogramme bis 2030 weitergeführt werden, damit sie 
für die gesamte Geltungsdauer der Clean Vehicles Directive 
zur Verfügung stehen?

Der Gesetzentwurf zur Umsetzung der CVD-Richtli-
nie befindet sich in der Ressortabstimmung. Den Ergeb-
nissen kann nicht vorgegriffen werden.

Die bestehenden Förderprogramme des Bundesminis-
teriums für Verkehr und digitale Infrastruktur werden ent-
sprechend dem Förderbedarf und der zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel weiterentwickelt.

Frage 49
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wie viele Neuzulassungen von Pkw gab es seit Juli 2020 
monatlich nach Antriebsart (Verbrennungsmotor, vollelektri-
sches Fahrzeug, Plug-in-Hybrid-Fahrzeug), und wie viele 
Pkw aus den drei oben genannten Antriebsarten wurden im 
zweiten Halbjahr 2020 insgesamt aus den Kategorien SUV 
bzw. Geländewagen zugelassen?

Zur Beantwortung der Frage wird auf die tabellarische 
Auswertung des Kraftfahr-Bundesamtes verwiesen:
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Frage 50
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Inwiefern kommt es bei dem Verkehrsgutachten zum Pfaf-
fensteiner Tunnel an der A 93 durch die Übernahme der 
Zuständigkeit durch die Autobahn GmbH des Bundes zu 
Änderungen beim Zeitplan, und wann rechnet die Bundesre-
gierung konkret mit dem Vorliegen des Machbarkeitsgutach-
tens zur Sanierung des Pfaffensteiner Tunnels?

Die Übernahme der Zuständigkeit bedingt keine Ände-
rung des Zeitplans.

Im Übrigen wird auf die Antworten der Bundesregie-
rung zu den Fragen 12, 13, 15 bis 17 auf der Bundestags-
drucksache 19/25262 verwiesen.

Frage 51
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Welche ermittelten Sacherwägungen zur Festlegung und 
Ergänzung der Sprachenauswahl liegen der in Nummer 1.3 
der Anlage 7 der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) für die theo-
retische Fahrerlaubnisprüfung bisher aufgeführten zwölf 
Fremdsprachen zugrunde, und aus welchen Gründen kann 
ergänzend die praktische Prüfung nicht durch vereidigte Dol-
metscherinnen und Dolmetscher abgelegt werden?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf 
Drucksache 19/18881 – 102 der Abgeordneten Daniela 
Wagner vom 30. April 2020 verwiesen.

Bei der praktischen Prüfung wird die Notwendigkeit 
der Anwesenheit eines Dolmetschers unter anderem vor 
dem Hintergrund sich ergebender Platzprobleme (Fahrer-
haus Lkw) oder Kommunikationsprobleme (Führungs-
funk in den A-Klassen, Fahrübungen auf dem Prüfungs-
platz) nicht für erforderlich bzw. praktikabel gehalten.

Frage 52
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Christian Jung (FDP):

Wie viele Medizinisch-Psychologische Untersuchungen 
(MPU) wurden nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Jahr 2020 insgesamt an deutsche und ausländische Lkw-Fah-
rerinnen und Lkw-Fahrer aufgrund von Trunkenheit am Steuer 
oder auf einem Rastplatz/Parkplatz verordnet, und welche Hin-
dernisse bestehen bei einer potenziellen Vernetzung der einzel-
nen Führerscheinbehörden, um die Zusammenarbeit und Über-
mittlung von Informationen aus durchgeführten Kontrollen zu 
vereinfachen (bitte aufgesplittet in drei Kategorien nach MPUs 
für deutsche, osteuropäische und weitere ausländische Lkw- 
Fahrer angeben; https://background.tagesspiegel.de/ 
mobilitaet/rausch-auf-dem-rastplatz)?

Die statistischen Erhebungen zur Durchführung von 
Medizinisch-Psychologischen Untersuchungen für das 
Jahr 2020 liegen noch nicht vor.

Im Übrigen liegen der Bundesregierung keine eigenen 
Erkenntnisse vor.

Frage 53
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
des Abgeordneten Sven-Christian Kindler (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

In welchem Umfang wurden im Jahr 2020 im Rahmen des 
Programms „Richtlinie zur Förderung von innovativen markt-
reifen Klimaschutzprodukten im Rahmen der Nationalen Kli-
maschutzinitiative (Kleinserien-Richtlinie)“ (Modul 5, Be-
schaffung von gewerblich genutzten E-Schwerlastfahrrädern) 
die bereitgestellten Fördermittel abgerufen/ausgezahlt, und 
wie viele E-Schwerlastfahrräder wurden hiermit im Jahr 2020 
gefördert?

Im Jahr 2020 wurden im Rahmen des Moduls 5 – E- 
Schwerlastfahrräder – der „Richtlinie zur Förderung von 
innovativen marktreifen Klimaschutzprodukten (Klein-
serien-Richtlinie)“ bei 324 Vorhaben insgesamt 
727 777,14 Euro ausgezahlt. Damit wurden im Jahr 2020 
insgesamt 365 E-Schwerlastfahrräder gefördert.

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit arbeitet derzeit an einer Weiterent-
wicklung der E-Schwerlastenradförderung.

Frage 54
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Sylvia 
Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Welches Ministerium ist innerhalb der Bundesregierung für 
die Analyse bzw. die Bewertung von Plänen und Programmen 
von Nachbarstaaten im Energiebereich zuständig (wie zum 
Beispiel des polnischen Energieplans für 2040 (PEP2040) 
oder des französischen Plans zur Laufzeitverlängerung seiner 
32 ältesten Atomkraftwerke, vergleiche Antwort auf meine 
schriftliche Frage 197 auf Bundestagsdrucksache 19/25435), 
und an wie vielen strategischen Umweltprüfungen im Sinne 
der EU-Richtlinie 2001/42/EG hat sich die Bundesregierung 
innerhalb der aktuellen Wahlperiode aktiv beteiligt (das heißt, 
sie hat um Konsultationen nach Artikel 7 der Richtlinie gebe-
ten und eine Stellungnahme abgegeben; bitte unter Angabe 
einer Zahl)?

Für die Bewertung von Plänen und Programmen von 
Nachbarstaaten im Energiebereich ist innerhalb der Bun-
desregierung das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) zuständig, soweit es um eine energie-
politische Bewertung dieser Pläne und Programme geht. 
Das BMWi übernimmt für solche Energieplanungen auch 
die Durchführung von grenzüberschreitenden Strategi-
schen Umweltprüfungen und wird dabei vom Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (BMU) fachlich unterstützt.

Enthalten diese Pläne und Programme – wie der Pol-
nische Energieplan für 2040 – Festlegungen mit Bezug zu 
Kernkraftwerken und sind ihre potenziellen Umweltaus-
wirkungen zu bewerten, so ist für diese Bewertung das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukle-
are Sicherheit allein zuständig.

Was die geplanten französischen Entscheidungen zur 
Laufzeitverlängerung der französischen Kernkraftwerke 
anbelangt, so tauscht sich das für nukleare Sicherheit 
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zuständige Bundesumweltministerium bereits mit den 
französischen Behörden zu Aspekten der kerntechni-
schen Sicherheit aus.

Die Zahl der grenzüberschreitenden Strategischen 
Umweltprüfungen, an denen sich die Bundesregierung 
in der laufenden Legislaturperiode beteiligt hat, wird 
nicht zentral erfasst und konnte im Rahmen der Beant-
wortung der vorliegenden Frage nicht ermittelt werden.

Frage 55
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Kann die Bundesregierung nach ihren Kenntnissen bestäti-
gen, dass Österreich, Luxemburg und Italien im Rahmen des 
Espoo-Protokolls bzw. der Richtlinie 2001/42/EG Frankreich 
zu seinem Plan, die Laufzeit seiner 32 ältesten Atomkraftwer-
ke zu verlängern, förmlich um Notifizierung gebeten haben 
(www.corriere.it/buone-notizie/21_gennaio_07/nucleare- 
francia-anche-italiani-dicano-loro-a1076adc-5028-11eb- 
9028-76598b615ecf.shtml und www.endseurope.com/article/ 
1703720/italy-demands-say-french-plans-future-nuclear- 
power), und wie begründet die Bundesregierung eine weniger 
große potenzielle Bedrohung Deutschlands durch die französi-
schen Pläne im Vergleich zu den genannten drei Ländern 
(Deutschland hat nicht um Notifizierung gebeten, vergleiche 
die Antwort auf meine schriftliche Frage 197 auf Bundestags-
drucksache 19/25435)?

Die Bundesregierung kann nach informellen Nachfra-
gen nicht bestätigen, dass Österreich, Luxemburg und 
Italien im Rahmen des Espoo-Protokolls bzw. der Richt-
linie 2001/42/EG Frankreich zu seinem Plan, Laufzeiten 
eines Teils seiner älteren Atomkraftwerke zu verlängern, 
förmlich um Notifizierung gebeten haben. Italien und 
Luxemburg prüfen derzeit, wie sie sich an dem Prozess 
beteiligen. Österreich informiert auf der Website des 
Umweltbundesamtes über den französischen Konsulta-
tionsprozess.

Die mit der Frage implizierte Feststellung, dass die 
„potenzielle Bedrohung“ durch die französischen Pläne 
in Deutschland weniger hoch sei als in Österreich, Italien 
oder Luxemburg, ist so nicht getroffen worden.

Der Sachverhalt stellt sich keineswegs so einfach und 
klar dar, wie es die Frage vermuten lässt. Im Zusammen-
hang mit dieser Thematik hat es in Frankreich in den 
letzten Jahren bereits mehrfach Öffentlichkeitsbeteili-
gungen gegeben, bei denen sich die Bundesregierung 
erfolgreich dafür eingesetzt hat, dass sich auch deutsche 
Bürger grenzüberschreitend einbringen können.

Für das aktuelle Beteiligungsverfahren der französi-
schen Atomaufsichtsbehörde, auf das sich die Frage 
bezieht, hat die Bundesregierung die deutsche Öffentlich-
keit umgehend über die bestehende Beteiligungsmöglich-
keit informiert. Zu Fragen der Sicherheit französischer 
Atomkraftwerke im Allgemeinen wie auch im Zusam-
menhang mit längeren Laufzeiten im Besonderen steht 
die Bundesregierung mit der zuständigen französischen 
Atomaufsichtsbehörde im Rahmen einer bilateralen Nuk-
learkommission im steten Austausch.

Frage 56
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Michael Meister auf die 
Frage des Abgeordneten Torsten Herbst (FDP):

Welcher Anteil der durch die Bundesregierung bereitgestell-
ten 500 Millionen Euro zur Anschaffung von Dienstlaptops für 
Lehrer waren zum Stichtag 6. Januar 2021 bereits an die ein-
zelnen Länder ausgezahlt worden, und wie viele Laptops wur-
den nach Kenntnis der Bundesregierung bis heute angeschafft 
(bitte jeweils nach Bundesland aufschlüsseln) (www. 
sueddeutsche.de/bildung/schulen-laptops-fuer-lehrer-1. 
5121186)?

Die entsprechende Zusatzvereinbarung zum Digital-
Pakt Schule ist zum heutigen Stand noch nicht von allen 
Ländern unterzeichnet worden und somit noch nicht in 
Kraft. Entsprechend konnten – mangels Rechtsgrundla-
ge – zum erfragten Stichtag noch keine Mittel ausgezahlt 
werden.

Frage 57
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Welche Schwerpunktthemen plant das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
innerhalb des interministeriellen Austauschs der Bundesregie-
rung mit Blick auf den für 2021 geplanten Food Systems 
Summit der Vereinten Nationen (UNFSS, www.un.org/en/ 
food-systems-summit) zu setzen, und welchen Finanzrahmen 
hat die Bundesregierung für diesen Prozess innerhalb Deutsch-
lands vorgesehen (bitte nach geplanten Maßnahmen und 
finanziellem Umfang aufschlüsseln)?

Innerhalb der Bundesregierung steuern das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) und das Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft (BMEL) den Prozess zur 
Vorbereitung des Food Systems Summit der Vereinten 
Nationen (UNFSS) gemeinsam.

Die Bundesregierung wird alle fünf Action Tracks 
(AT) des UNFSS eng begleiten. Innerhalb der dazu ein-
gerichteten interministeriellen Projektgruppe, die sich 
mit anderen beteiligten Ressorts anlassbezogen 
abstimmt, plant das BMZ, seine Schwerpunkte auf die 
Themen Zugang zu sicheren und nahrhaften Lebensmit-
teln (AT 1), Förderung gerechter Lebensbedingungen 
(AT 4) und Stärkung der Resilienz gegenüber Systeman-
fälligkeiten, Krisen und Belastungen (AT 5) zu setzen. 
Das BMEL wird sich neben AT 1 insbesondere auch bei 
dem Thema Förderung naturfreundlicher Erzeugung 
(AT 3) einbringen.

Die für den UNFSS in Deutschland geplanten nationa-
len Dialoge (Food Systems Summit Dialogues) werden in 
enger Abstimmung mit und unter Beteiligung der inter-
ministeriellen Projektgruppe konzipiert und durchge-
führt. Die Planungen dafür laufen derzeit noch. Für die 
Durchführung der Ernährungsdialoge in Entwicklungs-
ländern hat die Bundesregierung bereits 1 Million Euro 
in den Multi-Donor Trust Fund des Welternährungspro-
gramms eingezahlt.
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Frage 58
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wie viele aus BMZ-Mitteln finanzierte agrarökologische 
Vorhaben sind für 2021 geplant (bitte auflisten nach Projekt-
ziel, Land/Region, Förderumfang, Durchführungsorganisa-
tion, Projektpartner)?

Die Frage bezieht sich auf künftige Vorhaben und kann 
daher zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschließend 
beantwortet werden, da die Planungen noch nicht abge-
schlossen sind. Unter anderem auf den bilateralen Titeln 
(Kapitel 2301 Titel 866 11 Bilaterale Finanzielle Zusam-
menarbeit – Darlehen, Kapitel 2301 Titel 896 11 Bilate-
rale Finanzielle Zusammenarbeit – Zuschüsse, Kapi-
tel 2301 Titel 896 03 Bilaterale Technische 
Zusammenarbeit) liegen zudem noch Sperren für Ver-
pflichtungsermächtigungen. Werden die Sperren im lau-

fenden Haushaltsjahr nicht aufgehoben, werden sich 
gegebenenfalls auch in diesem Themenbereich Planun-
gen nicht verwirklichen.

In der als Anlage beigefügten Tabelle sind bereits 
geplante Neuvorhaben und wesentliche Aufstockungen 
ab 2021 enthalten. Hinzu kommt eine Vielzahl von wei-
teren bilateralen und multilateralen sowie über weitere 
Partner geförderte Vorhaben, die – nach den Leitlinien 
der Food and Agriculture Organization (FAO) – wesent-
liche Elemente der Agrarökologie enthalten, wie zum 
Beispiel Förderung von Diversität, Resilienz, kontextspe-
zifischem Wissensaustausch, sozialer Gleichheit oder 
verantwortungsvoller Landpolitik, die aber aufgrund feh-
lender internationaler Kennungen zur Agrarökologie 
nicht gesondert erfasst werden.

Tabelle: Geplante agrarökologische Vorhaben 2021, 
Stand 11. Januar 2021 (Fokus auf Neuvorhaben und maß-
gebliche Aufstockungen)

I: Vorhaben mit alleinigem oder ganz überwiegendem 
Förderzweck Agrarökologie

Kurztitel; Projektziel Land
Plan 

2021 Mio. 
Euro

Durch-
führungs- 

organisation
Partner Neuvorhaben; 

Aufstockung

One Health und Agrarökologie 
Indien; die Bevölkerung in ländlichen 
und peri-urbanen Risikogebieten ist in 
Bezug auf Infektions- und umweltbe-
dingte Krankheiten besser geschützt.

Indien 4,5 GIZ Ministerium 
für Umwelt, 
Forst und 
Klimawandel

Neuvorhaben

Forschungszentrum Agrarökologie 
Indien; Erfahrungen, die im Rahmen 
der Wissenszentren Ökologischer 
Landbau in Afrika gesammelt werden, 
sind nach Indien übertragen und werden 
dort in einem neuen Forschungszen-
traum zu Agarökologie.

Indien 20,0 KfW Regionale 
Verwaltungs- 
strukturen in 
Andhra Pra-
desh

Neuvorhaben

Nachhaltige Landbewirtschaftung in 
Meghalaya; Verbreitung natürlicher 
und ökologischer Anbaumethoden im 
Staat Meghalaya.

Indien 4,5 KfW Bundesstaat 
Meghalaya

Neuvorhaben

Wissenszentren Afrika; Wissenshubs 
als innovatives Konzept zur Förderung 
ökologischer Landwirtschaft mit 
Akteuren in den Regionen West-, Ost-
afrika und südliches Afrika sind 
erfolgreich in Umsetzung.

Afrika 
regional

10,0 GIZ Diverse Ver-
bände des 
ökologischen 
Landbaus

Aufstockung  
5. Zentrum 
Afrika (Zentral-
afrika)

Agrarökologische Transformation 
Indien; agrarökologische Transforma-
tionsprozesse von Agrar- und Ernäh-
rungssystemen sind auf nationaler und 
bundesstaatlicher Ebene gestärkt.

Indien 8,0 GIZ Ministerium 
für Landwirt-
schaft und 
Wohl der 
Landwirt/ 
innen

Neuvorhaben
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II. Vorhaben mit teilweise Zweck Agrarökologie

Projektziel (mit ÄÖ im Titel,  
oder Komponente ec.) Land Plan 2021 

Mio. Euro
Durch-

führungs- 
organisation

Partner Neuvorhaben; 
Aufstockung

Sektorvorhaben nachhaltige Ländli-
che Entwicklung; Beratung bei der 
nationalen und internationalen Positio-
nierung zu entwicklungspolitischen 
Themen, übergeordneten Fragestellun-
gen der nachhaltigen und inklusiven 
ländlichen Entwicklung sowie bei 
Gestaltung des relevanten EZ-Projekt-
portfolios.

Deutsch-
land

12,0 GIZ Beratung 
BMZ

Neues Sektor-
vorhaben 
(Zusammen-
legung früherer 
Vorhaben)

Sektorvorhaben nachhaltige Agrar- 
und Landwirtschaft; durch die Bera-
tung des BMZ sind Erfahrungen, Posi-
tionen und Konzepte der deutschen EZ 
zur Förderung einer nachhaltigen 
Landwirtschaft in nationale und inter-
nationale Prozesse eingebracht und das 
Agenda-Setting unterstützt.

Deutsch-
land

13,0 GIZ Beratung 
BMZ

Neues Sektor-
vorhaben 
(Zusammen-
legung früherer 
Vorhaben)

Kleinbewässerung Mali. Die in der 
Kleinbewässerungs-landwirtschaft täti-
ge ländliche Bevölkerung verbessert 
ihre wirtschaftliche Lage und Ernäh-
rungssituation. Geplant ist die agrar-
ökologische Ausrichtung der neuen 
Unterstützung der Kleinbewässerung.

Mali 7,0 GIZ Ministerium 
für Landwirt-
schaft, Mali

Neuvorhaben

Landzugang Marginalisierte: Der 
Zugang zu Land als zentrale Voraus-
setzung für Armuts- und Hungerbe-
kämpfung im ländlichen Raum hat sich 
für bestimmte Bevölkerungsgruppen, 
insbesondere für Frauen und margina-
lisierte Gruppen, in ausgewählten 
Partnerländern verbessert.

Afrika 7 
Länder; 
Laos,

20,0 GIZ Länder-
spezifisch

Aufstockung

Landzugang Afrikanische Institutio-
nen und Fach-kräfte setzen verbesserte 
Landpolitiken, die Rechte marginali-
sierter Gruppen wie Kleinbauern, Pas-
toralisten und Frauen stärken, in aus-
gewählten Ländern um.

Afrika, 10 
Länder

10,0 GIZ Länder-
spezifisch

Aufstockung

Frage 59
Antwort

der Staatsministerin Dorothee Bär auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Steht mittlerweile fest, ob die Anregungen zur Schaffung 
eines Digitalministeriums von der Bundesregierung konkret 
aufgegriffen werden (vergleiche die Antwort der Bundesregie-
rung auf meine schriftliche Frage 3 auf Bundestagsdrucksache 
19/15716), oder ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die 
am Anfang der 19. Wahlperiode auf exekutiver Seite geschaf-
fenen Strukturen und Gremien ausreichend sind, um den digi-
talen Wandel angemessen politisch zu begleiten?

Die Digitalisierung ist eines der zentralen Politikfelder 
der Bundesregierung. Die Schaffung des Kabinettsaus-
schusses Digitalisierung, des Amtes der Staatsministerin 
bei der Bundeskanzlerin und Beauftragten der Bundesre-
gierung für Digitalisierung, die Einrichtung der unter 
anderem für die Digitalpolitik der Bundesregierung 
zuständigen Abteilung 6 im Bundeskanzleramt und des 
Digitalrates, auf dessen Einberufung sich die Regierungs-
parteien im Koalitionsvertrag verständigt haben, haben 
das Thema auf die höchste politische Ebene gehoben.

Die Umsetzungsstrategie „Digitalisierung gestalten“ 
der Bundesregierung macht deutlich, dass die Digitalisie-
rung ein Thema ist, das alle gesellschaftlichen Bereiche 
und damit auch alle Ministerien berührt. Ihre Umsetzung 
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machen wir transparent auf www.digital-made-in.de, 
unter anderem mit einem Dashboard, das auf den ersten 
Blick zeigt, wo wir stehen.

Die Bundesregierung stimmt sich kontinuierlich über 
alle Themen der Digitalisierung einschließlich etwaiger 
organisatorischer Fragen ab.

Frage 60
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Konstantin von Notz (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Ist die innerhalb der Bundesregierung seit nunmehr mehre-
ren Jahren andauernde Prüfung der Frage, ob man die in der 
EU-Datenschutz-Grundverordnung vorgesehene Öffnungs-
klausel nutzen und ein Gesetz zum Beschäftigtendatenschutz 
vorlegen wird, mittlerweile abgeschlossen (vergleiche exemp-
larisch die Antworten der Bundesregierung auf meine schrift-
liche Frage 39 auf Bundestagsdrucksache 19/4317 sowie auf 
meine schriftliche Frage 30 auf Bundestagsdrucksache 
19/15716), und hält die Bundesregierung es für realistisch, 
ein Gesetz noch in dieser Wahlperiode vorzulegen, wenn sie 
den Bericht der vom Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS) eingesetzten Beirats noch nicht bewertet hat (sie-
he aktuelle Vorhabensplanung des BMAS: „Beirat arbeitet, 
Bericht im 1. Quartal“)?

Die Prüfung der Bundesregierung, ob von der in Arti-
kel 88 der europäischen Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) enthaltenen Öffnungsklausel in einem geson-
derten Gesetzentwurf Gebrauch gemacht wird, ist noch 
nicht abgeschlossen. Die Frage, ob ein solcher Gesetzent-
wurf erarbeitet wird, hängt vom Ergebnis der Prüfung ab.

Der in der Frage erwähnte Beirat zum Beschäftigten-
datenschutz wurde durch das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) eingesetzt. Der Beirat dient 
der Beratung des BMAS.

Frage 61
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Haben die Ermittlungsbehörden nach Kenntnis der Bundes-
regierung inzwischen Anhaltspunkte dafür gefunden, ob und 
inwieweit der Vater des rassistischen Mörders von Hanau des-
sen Handlungen unterstützt oder dessen Tatentschluss geför-
dert hat (www.spiegel.de/panorama/justiz/hanau-attentat- 
vater-fordert-tatwaffen-zurueck-a-f2223a81-26a2-45fb-b8b4- 
aa30651896d8)?

Die Ermittlungen zum Fall Hanau führt der General-
bundesanwalt beim Bundesgerichtshof. Nach Rückspra-
che mit dem Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz haben die Ermittlungen keine 
Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Vater des Tatver-
dächtigen des rechtsextremistischen Anschlags von 
Hanau diesen bei der Vorbereitung oder Durchführung 
des Anschlags unterstützt, ihn in seinem Tatentschluss 
gefördert oder ihn dazu angestiftet hat.

Frage 62
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Liegen den Behörden in Deutschland nach Kenntnis der 
Bundesregierung Informationen oder Daten vor, die von oder 
bei dem neuseeländischen Rechtsterroristen Brenton Tarrant 
erhoben oder sichergestellt wurden und zur Auswertung oder 
im Rahmen von Ermittlungen (auch) an deutsche Behörden 
übermittelt wurden, und, wenn ja, um welche Informationen 
oder Daten handelt es sich dabei?

Den Sicherheitsbehörden des Bundes liegen Informa-
tionen vor, die von oder bei Brenton Tarrant erhoben oder 
sichergestellt worden sind. Diese betreffen insbesondere 
Informationen zu einem Kreditkarteneinsatz sowie wei-
teren Finanztransaktionen, Erkenntnisse aus Interneter-
mittlungen sowie um Umfelderkenntnisse zu seiner Per-
son, die durch nationale und internationale Behörden 
übermittelt worden sind.

Frage 63
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Treffen Presseberichte zu, dass der Bundesminister des 
Innern, für Bau und Heimat, Horst Seehofer, trotz aller Kritik 
und juristischer Bedenken weiterhin plant, eine einheitliche 
Identitätsnummer für jeden Bürger einzuführen (siehe dazu 
„taz, die tageszeitung“ vom 4. Januar 2021: https://taz.de/ 
Regierung-plant-Identitaetsnummer/!5737871/), und wie 
meint er, mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 
1983 umgehen zu können, das laut „taz“ genau eine solche 
einheitliche Personenkennziffer für „unzulässig“ erklärt hatte?

Der Entwurf eines Gesetzes zur Einführung und Ver-
wendung einer Identifikationsnummer in der öffentlichen 
Verwaltung und zur Änderung weiterer Gesetze (Regis-
termodernisierungsgesetz – RegMoG) ist am 23. Septem-
ber 2020 von der Bundesregierung beschlossen worden 
und befindet sich derzeit im parlamentarischen Verfah-
ren.

Alle verfassungsrechtlichen Aspekte wurden im Vor-
feld von der Bundesregierung sorgfältig geprüft. Das Vor-
haben ist ein entscheidender Baustein für die nutzerf-
reundliche Digitalisierung der Verwaltung. Dies hat 
auch die Sachverständigenanhörung im Deutschen Bun-
destag am 14. Dezember 2020 ergeben. Die Coronapan-
demie verdeutlicht eindrücklich: Wir brauchen moderne 
Register, die Bürgerinnen und Bürgern den „Gang zum 
Amt“ ersparen.

Das Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfG) steht der mit dem Gesetzentwurf gewähl-
ten Lösung nicht entgegen. Das BVerfG hat nicht die 
Verwendung einer Kennziffer, sondern die Erstellung 
von Persönlichkeitsprofilen verboten. Hiergegen enthält 
der Gesetzentwurf wirksame Sicherungen, unter anderem 
den Einsatz des sogenannten „4-Corner-Modells“, das 
sich seit Jahren in der Innen- und Justizverwaltung 
bewährt hat und Architekturmodellen für den Datenaus-
tausch auf EU-Ebene zugrunde liegt.
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Die in den dezentralen Registern gespeicherten Infor-
mationen werden zu keinem Zeitpunkt an einer zentralen 
Stelle zusammengeführt, vielmehr bleibt die dezentrale 
Registerführung erhalten. Im Übrigen wird hierzu auf 
die Vorbemerkungen im Besonderen Teil der Begrün-
dung des Gesetzentwurfs verwiesen.

Frage 64
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wie bewertet die Bundesregierung, wie beispielsweise vom 
Deutschen Anwaltverein in der Stellungnahme 91/2020 vom 
9. Dezember 2020 vorgeschlagen, eine vorübergehende 
Befreiung vom Erfordernis der Nachholung eines Visumver-
fahrens aufgrund der Covid-19-Pandemie für bereits im Bun-
desgebiet aufhältige Personen, insbesondere unter dem 
Aspekt, dass die Vermeidung von Reisen, die lediglich dem 
Zweck der Vorstellung in der deutschen Auslandsvertretung 
dienen, sowohl eine Erleichterung für bereits im Inland befind-
liche Antragstellende als auch für die betroffenen Auslands-
vertretungen darstellen würden, und plant sie, der Empfehlung 
zu folgen (bei Ablehnung bitte begründen)?

Die Auswirkungen der Coronapandemie auf die Reise- 
und Risikokonstellationen in den jeweiligen Ländern sind 
derzeit sehr unterschiedlich. Von einer Einreise mit dem 
erforderlichen Visum kann nach geltender Rechtslage 
gemäß § 5 Absatz 2 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes (Auf-
enthG) abgesehen werden, wenn die Voraussetzungen 
eines Anspruchs auf Erteilung erfüllt sind oder es auf-
grund besonderer Umstände des Einzelfalls nicht zumut-
bar ist, das Visumverfahren nachzuholen. Im Einzelfall 
besteht daher schon jetzt die Möglichkeit des Absehens 
vom Visumverfahren. Folglich besteht kein Anlass, vor 
dem Hintergrund der Coronapandemie eine abstrakt- 
generelle Regelung zu erlassen, die ein zwingendes 
Absehen von der Nachholung des Visumverfahrens vor-
sieht.

Frage 65
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Welche aktuellen Zahlen und Einschätzungen liegen der 
Bundesregierung zur Berechnung des im Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD vereinbarten Zuwanderungs-
korridors für das Jahr 2020 vor (bitte differenzieren nach: 
Asylerstanträgen – mit und ohne in Deutschland geborene 
Personen –, humanitäre Aufnahmen – Resettlement, Reloca-
tion usw. –, Familiennachzug zu Flüchtlingen – zu Personen 
mit Flüchtlingseigenschaft bzw. zu subsidiär Schutzberechtig-
ten –, Abschiebungen, freiwillige Ausreisen und dem sich 
daraus ergebenden Saldo – derzeitiger Stand bzw. Schätzwert 
für das Gesamtjahr 2020), und inwieweit sieht die Bundesre-
gierung angesichts der nach meiner Einschätzung weit unter-
halb des vereinbarten Korridors zwischen 180 000 und 
220 000 Personen bleibenden Zahlen Handlungsspielräume 
zur Aufnahme weiterer Geflüchteter, etwa in Bezug auf die 
unter extremer Not leidenden Schutzsuchenden in Bosnien- 
Herzegowina oder auf den ägäischen Inseln, auch angesichts 
der zahlreichen Aufnahmeangebote und Initiativen vieler Städ-
te und Kommunen (vergleiche zum Beispiel Initiativen „See-
brücke“, „Sichere Häfen“)?

Der Bundesregierung liegen die aktuellen Zahlen mit 
Stand vom 31. Dezember 2020 zur Berechnung des 
Zuwanderungskorridors 2020 noch nicht abschließend 
vor.

Bereits vor dem Vorliegen der Gesamtzahlen für das 
Jahr 2020 ist aufgrund der mit der Pandemie verbundenen 
Entwicklungen und Maßnahmen absehbar gewesen, dass 
die Daten-/Zahlenlage nicht mit den Vorjahren verglichen 
werden kann. Die Pandemie hat sich auf sämtliche Berei-
che von Flucht und Migration ausgewirkt.

Trotz der herausfordernden Rahmenbedingungen ist 
die Bundesregierung ihrer humanitären Verantwortung 
nachgekommen. Hervorzuheben ist unter anderem das 
Engagement auf den griechischen Inseln, bei dem unbe-
gleitete, minderjährige Schutzsuchende, behandlungsbe-
dürftige Kinder mit ihren Kernfamilien und anerkannt 
schutzberechtigten Personen im Familienverbund über-
nommen worden sind, die Fortführungen humanitärer 
Aufnahmen sowie aktuelle Aktivitäten zur unmittelbaren 
Versorgung von Flüchtlingen und Migranten auf dem 
Westbalkan.

Frage 66
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage des Ab-
geordneten Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Inwiefern teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Menschenrechtsoranisation Open Dialogue Foundation, 
wonach die Interpol-Listung („Red Notice“) des kasachischen 
Menschenrechtsaktivisten Barlyk Mendygaziyev politisch 
motiviert und damit ein Verstoß gegen das Neutralitätsgebot 
gemäß Artikel 3 der Interpol-Statuten sei, und inwiefern setzt 
sich die Bundesregierung dafür ein, dass Interpol die Gründe 
für die Listung von Barlyk Mendygaziyev einer kritischen 
Untersuchung unterzieht (https://en.odfoundation.eu/a/33142, 
kazakhstans-kafkaesque-dictatorship-the-authorities-playing- 
rodeo-with-its-critics/, www.interpol.int/Who-we-are/Legal- 
framework/Legal-documents)?

Die Bundesregierung hat die jüngsten Vorgänge um 
das Ölfeld-Dienstleistungsunternehmen „Karachaganak 
Support Services“ (KSS) sowie die Maßnahmen gegen 
dessen früheren Besitzer Barlyk Mendygaziyev, der im 
August 2020 in die USA ausgereist ist, und gegen in 
Kasachstan verbliebene Verwandte von ihm aufmerksam 
verfolgt.

Der Bundesregierung liegen zum jetzigen Zeitpunkt 
keine eigenen gesicherten Informationen zu den Hinter-
gründen vor, weswegen eine Aussage über eine gegebe-
nenfalls politische Motivation nicht möglich ist. Sie 
bemüht sich derzeit mit ihren europäischen Partnern um 
eine vollständige Aufklärung.

Wir werden das weitere Vorgehen der kasachischen 
Behörden im Fall von Herrn Mendygaziyev und des 
Unternehmens KSS genau beobachten und aus den 
gewonnenen Erkenntnissen über entsprechende Konse-
quenzen beraten.
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Frage 67
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage des Ab-
geordneten Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Über welche Informationen verfügt die Bundesregierung im 
Fall der kasachischen Menschenrechtsaktivistin Dametken 
Aspandiyarova, die aufgrund einer vorgeblich extremistischen 
Tätigkeit angeklagt wurde, und welche Schritte hat die Bun-
desregierung bereits unternommen, um gegenüber der kasachi-
schen Regierung die missbräuchliche Verwendung des „Extre-
mismus-Paragrafen“ (Artikel 182 des kasachischen 
Strafgesetzbuches) gegen zivilgesellschaftliche Akteurinnen 
und Akteure anzusprechen, wie es bereits auch schon von 
UN-Sonderberichterstatterin Fionnuala D. Ní Aoláin vorge-
bracht wurde (www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/ 
DisplayNews.aspx?NewsID=24620&LangID=Ethe, https:// 
en.odfoundation.eu/a/32928,oppositionist-therefore- 
extremist/)?

Nach öffentlich zugänglichen Informationen wurde 
Frau Dametken Aspandiyarova am 23. September 2020 
vorläufig festgenommen. Sie wurde am 25. September 
2020 gemäß Artikel 405 des kasachischen Strafgesetzbu-
ches über die Organisation bzw. Teilnahme an Aktivitä-
ten einer terroristischen Vereinigung wegen ihrer Mit-
gliedschaft in der verbotenen „Köshe-Partei“ zu drei 
Monaten Hausarrest verurteilt. Der Hausarrest wurde 
am 15. Dezember 2020 vom Untersuchungsgericht des 
Gebiets Almaty bis zum 23. Januar 2021 verlängert. 
Frau Aspandiyarova soll in der Vergangenheit bereits 
zweimal zu Geldstrafen verurteilt worden sein.

Die Bewegung „Köshe-Partei“ wurde im Mai 2020 auf 
Ersuchen der kasachischen Generalstaatsanwaltschaft 
verboten, da sie in Verbindung mit der bereits seit 
März 2018 verbotenen und als extremistisch eingestuften 
„Demokratischen Wahl Kasachstan“ stehen soll. Der 
Artikel 182 des kasachischen Strafgesetzbuches stellt 
Gründung, Leitung einer extremistischen Gruppe oder 
Teilnahme an ihren Aktivitäten unter Strafe. Eine mög-
liche Verfolgung von Frau Aspandiyarova auf Grundlage 
dieses Artikels ist nicht bekannt.

Die Bundesregierung verfolgt die Lage der Menschen-
rechte in Kasachstan aufmerksam. Sie setzt sich in 
Abstimmung mit den europäischen Partnern bei Kontak-
ten mit der kasachischen Seite regelmäßig und auf allen 
Ebenen für die Verbesserung der Menschenrechtssitua-
tion ein und thematisiert hierbei auch Einzelfälle, so bei-
spielsweise im Rahmen des regelmäßig stattfindenden 
Menschenrechtsdialogs zwischen Kasachstan und der 
Europäischen Union.

Frage 68
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab-
geordneten Eva-Maria Schreiber (DIE LINKE):

Inwiefern wird die Bundesregierung dem Beispiel der EU 
folgen und die Auszahlungen von Geldern an die äthiopische 
Regierung einfrieren (https://taz.de/Kein-Zugang-fuer-Helfer- 
nach-Tigray/!5739559/), bis ein freier humanitärer Zugang in 
die Region Tigray gewährt ist und eine unabhängige Unter-
suchung der während der kriegerischen Auseinandersetzungen 
im November und Dezember 2020 begangenen, schweren 

Menschenrechtsverletzungen in Tigray durchgeführt wird, 
und welche Informationen besitzt die Bundesregierung zur 
Rolle eritreischer Streitkräfte bei diesen Kampfhandlungen?

Die Bundesregierung beobachtet die Lage in Äthiopien 
genau und bewertet sie fortlaufend, wie auch die Zusam-
menarbeit mit der äthiopischen Regierung. Sie stimmt 
sich dabei mit ihren Partnern in der Europäischen Union 
eng ab. Die Bundesregierung setzt sich auf diplomati-
schen Kanälen sowie öffentlich für die Untersuchung 
von Menschenrechtsverletzungen ein. Bundesminister 
Heiko Maas äußerte sich diesbezüglich auch im Rahmen 
des Besuchs des äthiopischen Außenministers Demeke 
Mekonnen.

Zur Verbesserung des humanitären Zugangs ist die 
Bundesregierung im engen Austausch mit der äthiopi-
schen Regierung und internationalen Partnern. Trotz bü-
rokratischer Hürden und schwieriger Sicherheitslage vor 
Ort gibt es Fortschritte. Das Internationale Rote Kreuz 
konnte medizinische Einrichtungen in Mekele versorgen, 
das World Food Programme der Vereinten Nationen die 
Flüchtlingslager Mai-Ani und Adi-Harush. Die Bundes-
regierung geht davon aus, dass eritreische Streitkräfte in 
Tigray eingesetzt wurden. Darüber hinaus liegen keine 
eigenen gesicherten Erkenntnisse zu deren Einsatz vor.

Frage 69
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab-
geordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):

Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit mit den kurdischen 
Regionalbehörden in Nordostsyrien und der Bundesregierung 
bei der Rückholung der deutschen Anhänger/-innen der Ter-
rormiliz „Islamischer Staat“ (IS), die in von kurdischen Sicher-
heitskräften kontrollierten Lagern inhaftiert sind bzw. waren 
(siehe www.dw.com/de/deutsche-is-r%C3%BCckkehrerin- 
am-flughafen-festgenommen/a-56001887), und sind noch wei-
tere Rückholaktionen mit den kurdischen Regionalbehörden 
vereinbart (bitte so konkret wie möglich ausführen, inwieweit 
es einen Austausch mit den kurdischen Regionalbehörden 
gab)?

Die Bundesregierung hat stets betont, dass sie bei der 
Rückholung von deutschen Staatsangehörigen aus den 
Lagern im Norden Syriens auf die Unterstützung ver-
schiedener Akteure angewiesen ist. Hierzu zählen auch 
die kurdischen Stellen in Nordostsyrien, mit denen die 
Bundesregierung bei vergangenen Rückholaktionen 
über Monate im Austausch stand. Im Fokus der Gesprä-
che standen Fragen der Feststellung des Aufenthalts und 
Identifizierung von rückzuholenden Personen sowie 
logistische Aspekte.

Weitere Rückholaktionen, insbesondere von Kindern, 
sind angedacht. Rückführungen von Frauen werden von 
Stellen der kurdischen Selbstverwaltung mit Hinweis auf 
eigene Strafverfolgungsinteressen aber grundsätzlich 
abgelehnt.

Frage 70
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab-
geordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):
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Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung, die laut 
Medienberichten eine Aufnahme von Schutzsuchenden aus 
Lipa ablehnte (vergleiche www.deutschlandfunk.de/bosnien- 
herzegowina-bundesregierung-plant-keine-aufnahme.1939. 
de.html?drn:news_id=1212713), über die konkrete Verwen-
dung der von der EU-Kommission angekündigten Geldmittel 
(vergleiche www.deutschlandfunk.de/bosnien-eu-will- 
zusaetzliche-3-5-millionen-euro-fuer.1939.de.html?drn:news_ 
id=1212356), die die EU-Kommission nach dem Brand im 
Lager für Geflüchtete zugesagt hat, welches am 23. Dezember 
2020 abbrannte, besonders vor dem Hintergrund, dass diese 
Personen, die sich in Lipa und anderen Grenzregionen von 
Kroatien befinden, häufig zuvor Opfer von gewaltvollen, die 
Menschen besonders traumatisierenden Pushbacks geworden 
sind (vergleiche https:// taz.de/Missionschef-ueber- 
Fluechtlinge-in-Bosnien/!5740822/), aufgrund derer sogar ein 
Ermittlungsverfahren durch die EU-Ombudsfrau eingeleitet 
wurde (vergleiche www.ombudsman.europa.eu/en/news- 
document/en/134797), welches die Art und Weise, wie die 
Europäische Kommission die Einhaltung der Grundrechte 
durch die kroatischen Behörden im Rahmen von Grenzschutz-
maßnahmen überwacht und sicherstellt, zum Gegenstand hat, 
und welche Vorstellung hat die Bundesregierung davon, wie 
menschenrechtliche Standards in weiteren Nachfolgelagern, 
die als Ersatz für das Lager Lipa etabliert werden sollen, in 
Zukunft umgesetzt werden sollen, wenn, wie im Fall Lipa, 
sogar die Mitarbeiter der Internationalen Organisation für Mig-
ration (IOM) das Lager verlassen haben, weil weder die Win-
terfestigkeit noch die Versorgung dort gewährleistet war (bitte 
die Vergabe der Mittel so konkret wie möglich aufschlüsseln)?

Die von der Kommission der Europäischen Union 
(EU) angekündigten 3,5 Millionen Euro dienen der 
Deckung unmittelbarer Notbedarfe der Flüchtlinge, 
Migrantinnen und Migranten in und um Lipa. Die Mittel 
werden zur Versorgung der Menschen mit warmer Klei-
dung, Decken und Nahrung verwendet. Zudem werden 
primäre und sekundäre Gesundheitsleistungen finanziert. 
Dazu gehören die medizinische Grundversorgung, pan-
demiebedingte Hygienemaßnahmen sowie psychosoziale 
Unterstützung für Traumatisierte. Mit diesen Mitteln 
werden die bereits im vergangenen Jahr für ähnliche 
Bedarfe bereitgestellten EU-Mittel in Höhe von 4,5 Mil-
lionen Euro nochmals erhöht.

Zusätzlich zu diesen EU-Mitteln hat das Auswärtige 
Amt bilateral unterstützt, wie auch mehrere andere EU- 
Staaten, und bereits im November 2020 700 000 Euro be-
reitgestellt.

Eine angemessene, menschenrechtskonforme Unter-
bringung und ausreichende Versorgung aller Flüchtlinge, 
Migrantinnen und Migranten bleibt für die Bundesregie-
rung von fundamentaler Bedeutung. Dies hat die Bundes-
regierung unmissverständlich und eindringlich mehrfach 
angemahnt.

Die Bundesregierung steht in engem Austausch mit der 
bosnischen Regierung, so unter anderem mit dem Minis-
terpräsidenten, der Außenministerin und dem Sicher-
heitsminister, um darauf hinzuwirken, dass in Lipa so 
schnell wie möglich für eine angemessene Unterbringung 
und Versorgung aller Schutzsuchenden gesorgt wird.

Frage 71
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage des Ab-
geordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Kommt es im Zusammenhang mit dem mehrjährigen 
Finanzrahmen der EU nach Kenntnis der Bundesregierung zu 
einer Förderlücke in deutschen Regionen zu Beginn des Jah-
res 2021, in dem Sinne, dass es für einige Projekte durch eine 
noch ausstehende Implementierung der europäischen Struktur-
förderprogramme der neuen Förderperiode in Deutschland kei-
ne nahtlose Folgefinanzierung geben kann, und, wenn ja, wie 
wird die Bundesregierung diese Förderlücke für betroffene 
Regionen abmildern bzw. schließen?

Aus Sicht der Bundesregierung droht bei den Struktur-
fonds keine Förderlücke. Zum einen sehen die Regeln für 
die laufende Förderperiode 2014–2020 vor, dass Mittel 
erst drei Jahre nach dem jeweiligen Entstehen verfallen. 
Ein Teil der Mittel aus der laufenden Förderperiode kann 
daher noch bis Ende 2023 ausgegeben werden. Zum 
anderen ist eine rückwirkende Fördermöglichkeit ab 
dem 1. Januar 2021 vorgesehen.

Die Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament 
zu den Verordnungen der neuen Förderperiode konnten 
unter der deutschen EU-Ratspräsidentschaft größtenteils 
abgeschlossen werden. Die verbleibenden Arbeiten sind 
technischer Natur. Die Bundesregierung geht davon aus, 
dass sie unter der neuen portugiesischen EU-Ratspräsi-
dentschaft abgeschlossen werden, und rechnet daher mit 
einem Inkrafttreten der neuen Regelungen in diesem 
Frühjahr.

Frage 72
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage des Ab-
geordneten Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung darüber, dass 
die für Januar/Februar 2021 geplante Inspektion des vor der 
jemenitischen Küste liegenden Öltankers „FSO Safer“ durch 
die Vereinten Nationen (https://rp-online.de/panorama/ 
ausland/jemen-vereinte-nationen-duerfen-oel-tanker- 
reparieren_aid-54846957) zu diesem Zeitpunkt angesichts 
bisheriger Verweigerung einer Inspektion durch die Huthis 
(www.theguardian.com/world/2019/jul/23/yemen-deserted- 
tanker-holding-over-1m-oil-barrels-explode) nun tatsächlich 
stattfinden wird, und in welcher Form wird die Bundesregie-
rung die Inspektion bzw. Reparatur unterstützen?

Seit 2015 liegt die Ölumschlag- und -lagerplattform 
„Safer“ vor der Küste Hodeidahs/Jemen vor Anker. Der 
marode Tanker ist nach Schätzungen mit bis zu 1 Million 
Barrel Rohöl beladen.

Nach Einschätzung der Bundesregierung könnte es 
ohne eine Reparatur zu gravierenden Auswirkungen auf 
die Umwelt und zu schwerwiegenden wirtschaftlichen 
und humanitären Folgen für Jemen und die umliegenden 
Länder kommen. Daher hat die Bundesregierung wieder-
holt auf hochrangige Huthi-Vertreter eingewirkt, soforti-
gen und bedingungslosen Zugang für bereitstehende 
internationale Expertinnen und Experten der Vereinten 
Nationen (VN) zu gewähren. Auf die Antwort der Bun-
desregierung vom 10. Juli 2020 auf Ihre schriftliche Fra-
ge Nummer 63 (Bundestagsdrucksache 19/20953) wird 
insofern verwiesen.

Am 22. November 2020 haben die De-facto-Autoritä-
ten der Huthi-Rebellen den Vereinten Nationen schrift-
lich ihre Zustimmung für Wartungsarbeiten gegeben. Die 
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logistischen Vorbereitungen für diese Mission sind ange-
laufen. Die Vereinten Nationen gehen derzeit davon aus, 
dass die Arbeiten im März beginnen können.

Die Bundesregierung begrüßt die Zustimmung der 
Huthis, den Vereinten Nationen endlich Zugang zur Platt-
form „Safer“ zu gewähren, und hat ihre Erwartung, dass 
diese an ihrer Zusage festhalten, wiederholt klar zum 
Ausdruck gebracht.

Um Schaden von der ganzen Region abzuwenden, hält 
die Bundesregierung eine finanzielle Beteiligung an 
Inspektion und Reparatur weiterhin für sehr sinnvoll. 
Sie hat sich für die Finanzierung der Wartungsmission 
eingesetzt und zu diesem Zweck im November 2020 wei-
tere 2,2 Millionen US-Dollar (1,9 Millionen Euro) in die 
Friedensunterstützungsfazilität für den Jemen eingezahlt, 
um die sich nach Angaben der VN auf insgesamt 12 Mil-
lionen US-Dollar belaufenden Gesamtkosten zu decken. 
Frankreich, Norwegen und Schweden sind diesem Bei-
spiel gefolgt.

Frage 73
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab-
geordneten Heike Hänsel (DIE LINKE):

Erkennt die Bundesregierung Juan Guaidó weiterhin als 
Interimspräsidenten von Venezuela an, obwohl er nun nicht 
mehr „Präsident der Nationalversammlung“ ist, und beabsich-
tigt sie, wie auch die EU, „einen Dialog- und Verhandlungs-
prozess“ zu unterstützen, der politische Gespräche „mit allen 
politischen Akteuren“, also auch der Regierung von Nicolás 
Maduro, beinhalten soll (www.consilium.europa.eu/en/press/ 
press-releases/2021/01/06/venezuela-declaration-by-the-high- 
representative-on-behalf-of-the-european-union-on-the- 
situation/)?

Die Position der Bundesregierung hat sich durch die 
Parlamentswahlen vom 6. Dezember 2020 nicht verän-
dert. Weder die Europäische Union (EU) noch die Bun-
desregierung erkennen das aus unfairen Bedingungen 
hervorgegangene Ergebnis an.

Die Bundesregierung hat immer betont, dass ihre 
Unterstützung für Juan Guaidó politischer Natur ist. 
Auch daran hat sich nichts geändert. Die Bundesregie-
rung unterstützt die von Juan Guaidó angeführten demo-
kratischen Kräfte in Venezuela weiterhin politisch mit 
dem Ziel, einen Ausweg aus der Krise durch freie, faire 
und glaubwürdige Präsidentschafts- und Parlamentswah-
len zu befördern.

Seit der Eskalation der venezolanischen Staatskrise im 
Zuge der Präsidentschaftswahlen 2018 hat sich die Bun-
desregierung stets für eine friedliche, politische Verhand-
lungslösung eingesetzt und dabei wie auch die EU betont, 
dass es notwendig ist, Gesprächskanäle zu allen Beteilig-
ten offenzuhalten. So haben Deutschland und die EU bei-
spielsweise den Oslo-Prozess unterstützt, an dem sowohl 
Vertreter Guaidós als auch Vertreter des Maduro-Regi-
mes teilnahmen.

Frage 74
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab-
geordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Welche Angaben kann die Bundesregierung zum Familien-
nachzug zu subsidiär Schutzberechtigten für das Gesamt-
jahr 2020 machen (bitte auch nach Quartalen differenzieren 
und so darstellen wie zuletzt im Plenarprotokoll 19/139, Ant-
wort des Staatsministers im Auswärtigen Amt, Michael Roth, 
auf meine mündliche Frage 5, das heißt, differenziert nach den 
unterschiedlichen beteiligten Behörden bzw. Bearbeitungs-
schritten darstellen und den letzten Stand der anhängigen Ter-
minanfragen nennen), und inwieweit ist der Bundesminister 
des Innern, für Bau und Heimat, Horst Seehofer, dazu bereit, 
über eine Gesetzesvorlage zur Wiederherstellung des Rechts 
auf Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten oder 
zumindest eine Übertragung von infolge pandemiebedingter 
Einschränkungen nicht genutzter Monatskontingente auf Fol-
gemonate nachzudenken, nachdem seine Einschätzung, bis zu 
300 000 Angehörige subsidiär Schutzberechtigter könnten 
nach Deutschland kommen (www.sueddeutsche.de/politik/ 
seehofer-familiennachzug-1.4239128), sich nach meiner Auf-
fassung angesichts der bisherigen Zahl entsprechend erteilter 
Visa und noch ausstehender Terminanfragen (die in der Ver-
gangenheit mehrfach nach unten korrigiert wurden) nicht ein-
mal ansatzweise bestätigt hat (bitte begründen)?

Die Auslandsvertretungen haben im Jahr 2020 folgen-
de Anzahl an Anträgen geprüft und zur Zustimmung bzw. 
Stellungnahme an die jeweils zuständige Ausländerbe-
hörde versandt:

Im 1. Quartal 2020: 2 977
im 2. Quartal 2020: 474
im 3. Quartal 2020: 1 601
im 4. Quartal 2020: 1 816
im gesamten Jahr 2020: 6 868
Nach Zustimmung der Ausländerbehörden wurden 

dem Bundesverwaltungsamt zur Auswahlentscheidung 
folgende Anzahl an Anträgen übersandt:

Im 1. Quartal 2020: 2 028
im 2. Quartal 2020: 743
im 3. Quartal 2020: 1 059
im 4. Quartal 2020: 986
im gesamten Jahr 2020: 4 816
Durch das Bundesverwaltungsamt wurde folgende An-

zahl an Auswahlentscheidungen getroffen:
Im 1. Quartal 2020: 2 006
im 2. Quartal 2020: 727
im 3. Quartal 2020: 1 032
im 4. Quartal 2020: 973
im gesamten Jahr 2020: 4 738
Die Auslandsvertretungen haben die folgende Anzahl 

an solchen Visa erteilt:
Im 1. Quartal 2020: 1 921
im 2. Quartal 2020: 48
im 3. Quartal 2020: 1 457
im 4. Quartal 2020: 1 885
im gesamten Jahr 2020: 5 311
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Stand Ende Dezember 2020 lagen für Visa zum Fami-
liennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten noch circa 
11 400 Terminanfragen weltweit vor. Erfahrungsgemäß 
werden nicht alle Terminanfragen in Anspruch genom-
men.

Innerhalb der Bundesregierung gibt es derzeit keine 
Überlegungen, von dem innerhalb der Koalition gefunde-
nen Gesamtkompromiss zur Kontingentierung des Fami-
liennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten abzuwei-
chen.

Frage 75
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab-
geordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass der 
Vorschlag Russlands bezüglich des am 5. Februar 2021 aus-
laufenden New-START-Vertrages, die Zahl aller und nicht nur 
der strategischen Atomwaffen ein Jahr lang einzufrieren (dpa 
vom 20. Oktober 2020), bedeutet, dass Russland bei den takti-
schen Atomwaffen seinen Vorteil aufgibt, der mit dem „Ein-
frieren“ der Sprengköpfe ausgeglichen würde, während gleich-
zeitig Vorteile der USA bei der Raketenabwehr, der 
Militarisierung des Weltraums und bei neuen Waffenarten in 
dem Abkommen außen vor bleiben (www.derstandard.de/ 
story/2000121135373/letzte-chance-fuer-abruestungsvertrag- 
new-start), und sieht die Bundesregierung nach ihrer Kenntnis 
in der Bereitschaft Russlands, die Zahl aller und nicht nur der 
strategischen Atomwaffen ein Jahr lang einzufrieren (dpa vom 
20. Oktober 2020), ein über den geltenden New-START-Ver-
trag hinausgehendes Entgegenkommen zur Rettung des letzten 
verbliebenen Rüstungskontrollabkommens zwischen den USA 
und Russland, wohingegen es die USA darauf angelegt haben, 
eine Verlängerung an Bedingungen zu knüpfen, mit denen 
schon jetzt festgelegt würde, über welche Waffen und mit 
wem in Zukunft über nukleare Abrüstung verhandelt werden 
soll (www.ndr.de/nachrichten/info/sendungen/streitkraefte_ 
und_strategien/New-START-Ruestungskontrollvertrag-ohne- 
Zukunft,streitkraefte628.html)?

Bei dem genannten Vorschlag geht es nicht um die 
Abrüstung nuklearer Sprengköpfe, sondern um ein Ein-
frieren der Bestände, das heißt ein Verhindern des weite-
ren Ausbaus der nuklearen Arsenale. Damit würde Russ-
land sein massives Übergewicht im Bereich der 
sogenannten taktischen, also nicht-strategischen Nukle-
arwaffen nicht aufgeben müssen. Andere Bereiche wie 
Raketenabwehr oder Weltraumsicherheit waren bisher 
nicht Teil bilateraler Absprachen.

Eine Verlängerung des New-START-Vertrags bleibt 
wichtiges Anliegen der Bundesregierung. Die Bundesre-
gierung wird sich auch weiterhin gegenüber den Ver-
tragsstaaten für den Erhalt des New-START-Vertrags ein-
setzen.

Frage 76
Antwort

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab-
geordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der 
am 10. Dezember 2020 vom Repräsentantenhaus der Republik 
Zypern einstimmig verabschiedeten Resolution, in der die 
Bundesregierung aufgefordert wird, sich unverzüglich für 
den Abzug der Kampfpanzer vom Typ Leopard 2A4 aus dem 
von der Türkei völkerrechtswidrig besetzten Teil der Republik 
Zypern einzusetzen und ein vollständiges Exportembargo für 
Rüstungsgüter an die Türkei zu verhängen, nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund der türkischen Erdgaserkundungen im Mit-
telmeer rund um Zypern, die die Republik Zypern als eigene 
Ausschließliche Wirtschaftszone versteht, und welche Konse-
quenzen zieht die Bundesregierung gegenüber der Türkei aus 
den ersten Schritten zur Besiedlung des Stadtteils Varosha an 
der Ostküste des EU-Mitglieds Zypern, vor dem Hintergrund, 
dass die Öffnung des Stadtteils nach einem Gutachten der 
Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages den 
Londoner Garantievertrag sowie die betreffenden VN-Resolu-
tionen verletzt und deshalb völkerrechtswidrig ist (WD 2 – 
3000 – 096/20)?

Die Bundesregierung setzt sich seit Monaten intensiv 
für eine Deeskalation der angespannten Lage im östli-
chen Mittelmeer ein, auch im Rahmen der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft. Sie ruft insbesondere die Türkei 
dazu auf, von weiteren einseitigen Provokationen auch 
gegenüber der Republik Zypern abzusehen.

Die Bundesregierung bleibt überzeugt, dass eine 
Lösung des Zypernkonflikts nur durch einen direkten 
Dialogprozess zwischen allen Beteiligten erreicht werden 
kann, und ermutigt alle Parteien dazu, die Gespräche 
wiederaufzunehmen, die seit dem Scheitern der Verhand-
lungen von Crans Montana 2017 zum Stillstand gekom-
men sind. Die Bemühungen von VN-Generalsekretär 
Guterres um eine 5 + 1-Konferenz unterstützt die Bun-
desregierung ausdrücklich.

Die Resolution des zyprischen Parlaments vom 
10. Dezember 2020 hat die Bundesregierung zur Kennt-
nis genommen. Maßgebliche Leitschnur für die Bundes-
regierung sind die Schlussfolgerungen des Europäischen 
Rates vom 10./11. Dezember 2020. Hierin wurde der Rat 
der Europäischen Union beauftragt, vor dem Hintergrund 
der rechtswidrigen Bohrungen der Türkei im östlichen 
Mittelmeer im Rahmen des bestehenden Sanktionsrah-
mens weitere Listungen zu beschließen. Damit hat die 
EU ein Zeichen gegenüber Ankara gesetzt, dass die 
anhaltenden Provokationen im östlichen Mittelmeer nicht 
tatenlos hingenommen werden.

Zudem hat der Europäische Rat das einseitige Vorge-
hen der Türkei in Varosha verurteilt und Ankara zur 
uneingeschränkten Einhaltung der einschlägigen Resolu-
tionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen aufge-
rufen. Gleichzeitig bleibt das Angebot einer positiven 
EU-Türkei-Agenda bestehen, sofern die Türkei Bereit-
schaft zeigt, im Sinne echter Partnerschaft ihre Streitig-
keiten mit der EU und ihren Mitgliedstaaten beizulegen.

Generell verfolgt die Bundesregierung eine restriktive 
und verantwortungsvolle Rüstungsexportpolitik. Über 
die Erteilung von Genehmigungen wird im Einzelfall 
nach sorgfältiger Prüfung unter Einbeziehung außen- 
und sicherheitspolitischer Erwägungen entschieden.
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